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Einleitung. 

\ 

Das Reich. • ‘ 

Erster Abschnitt. 

Die Rechtsnatur des Staates. 

* / » 

I. Das Wesen des Staates. 

lÄtsSÄ 

des Zweckes und der Aufgaben des Staates. , 

’ . A. Die Staatsidee. 

t iThnr die Festlegung des Staatshegriffs ist niemals Üborcin- 

SÄeSdne SsÄ^Schöpfhug, die einen 
■ Ä selbständiges Wesen *»4« * 

bloße Vorstellung des Verstandes oder als eine V«* »fr 
Allen früheren Lehren ist jedoch goi Demsam , daD * der Staat 
Pin eirrenes Dasein füliren soll und daher vom > oiko vor 
schieden ist (Staatsidee). Diese Auffassung 
Geisteshaltung der Vergangenheit, die nicht m G 

heit, sondern im einzelnen und seiner Summe, der beseusci 

das Ursprüngliche und allein Schutzwir g ^ dag 

zelnen Lehren unterscheiden sich nur ^ ’ nli hke i fc andere 

Vorhandensein der selbständigen St aatspersün 

Erklärungen finden. , , 

II. Die wichtigsten der früheren Lehren vom ‘ ) ^^"o'^anismus- 

sind: Die Rechtspersönlichkeitstheorie un g 

theorie. , ■ 

Anmerkung: Dn.-Wort „S«f IÄÄ 

bedeutet cs die äußere Rechtsform der zu eine . Sodann versteht man 

Gemeinschaft von Menschen (Staut itn weitere * ^ den Staat 

unter ihm die Ämter- und Behürdenorgamsnt.on t re n SinnA In der Ein- 
im Sinne von „Staatsapparat“ (Staat v , r ""andt. 

leitung wird der Begriff Staat im erstgenannten Smno vtrwann 


s 


1. Die Rcchtspcrsönlichkcitsthcoric sicht im Staat ein von 
der Rechtsordnung als. handlungsfähig anerkanntes, mit 
eigener Rechtspersönlichkeit ausgestattetes Rcchtssubjckt. 
Er ist danach eine juristische Person mit den ihm durch 
die Rechtsordnung beigelegten Rechten und Pflichten 
gegenüber dem Einzelnen und der Gesellschaft. 

Die Rechtspersönlichkeitstheorie, die auf das römische 
Recht zurückgeht und vor der Machtübernahme die herr- 
schende Lehre war, ist eine rein gedankliche Konstruktion 
mit Hilfe juristischer Methoden. Sie stellt den Staat im 
letzten Grunde in eine Linie etwa mit einer Aktiengesell- 
schaft. Von anderen Personenvereinigungen unterscheidet 
sich der Staat nach ihr nur dadurch, daß er die letzte und 
bedeutsamste Personenvereinigung ist. 

Die Rechtspersönlicbkeitstheorie kann das wahre Wesen 
des Staates nicht erfassen. Sie muß als typisches Ivind 
des Liberalismus, der sich den Staat nur als eine vom 
- Volk losgelöste und über der Gesamtheit schwebende selb- 
ständige Person vorzustellen vermochte, abgelehnt werden. 

2. Die Organismustheorie sieht im Staate ein höheres, sinnlich 
wahrnehmbares Lebewesen, das ebenso wie der Einzel- 
menscli mit Vernunft und der Fälligkeit, einen Willen zu 
bilden und zu betätigen, ausgestattet ist. Der Körper des. 
Staatswesens soll von den Staatsangehörigen als Zellen 
und die Glieder von den Staatsorganen gebildet sein. 

Die Organismustheorie reicht in ihren Anfängen auf den. 
griechischen Philosophen Plato zurück. Sie wurde von 
der mittelalterlichen Scholastik aufgegriffen und von den 
Philosophen Schelling und Hegel zur Theorie äusgebaut. 
Zur besonderen Verbreitung gelangte sie durch Otto von 
Gierke. Sie beging den Fehler, eine als bloßes Bild ge- 
eignete Vorstellung, mit deren Hilfe das Vorhandensein 
des Staates veranschaulicht werden soll, als Wirklichkeit 
auszugcben. Diese Theorie entbehrt daher der Grundlage 
in der Wirklichkeit. ö 


B. Die nationalsozialistische Yolksidee. 

. Das Volk ist vom Nationalsozialismus in den Mittehnmlri 
allen Seins gestellt worden. Es ist die'einzige mens ch liehe Ge 
memschaft, die umfassend und selbständig l+ r r . ®" 
besteht und sich aus sich seihst erneuert 8 ’ S, ° h 

das Volk ist das 
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tungen wie Staat, Partei, Gemeinde usw. können deshalb 
nur Mittel zur Erhaltung und Entfaltung des Volkes sein. 

Dementsprechend ist das Volk und nicht der Staat der Aus- 
gangspunkt der nationalsozialistischen Staatslehre. . 

1. Das- Volk als Gemeinschaft, die vom Gemeinschaftswillen 
seiner durch die Bande gemeinsamen Blutes verknüpften 
Glieder getragen wird, ist die politische Einheit. Diese 
politisch-völkische Blutsgemeinschaft ist der Angelpunkt 

' des staatlichen ebenso wie des völkischen Lebens. 

2. Dementsprechend ist der Staat im Gegensatz, zu allen 
früheren Staatsrechtslehren nicht als ein über dem Volke 
stehendes eigenes Wesen (Staatsidee),- sondern als die 
völkisch-politische Organisation des lebendigen Organismus 
Volk (Volksidee) aufzufassen.' 

Das Verhältnis von Staat und Volk entspricht dem von 
Form und Inhalt, Mittel und Zweck. Der Organismus Volk 
erhält im Staate Form und Gestalt. Der Staat. ist das 
Mittel der- Volkssicherung, seine Bestimmung ist die Er- ■ , 
haltung und Förderung des ewigen Volkes. 

Der Nationalsozialismus hat also den Gegensatz zwischen 
Volk und Staat, der der Kernpunkt der früheren Staats- 
theorien • ist, überwunden. Dieser Gegensatz gehört mit 
allen seinen Schäden, die er für Volk und Staat gehabt 

hat, der vom Nationalsozialismus überwundenen Ver- 
gangenheit an. r 

II. Der Staat ist die Organisationsform und Rcclitsgcstnlt, in der 
die Gemeinschaft der Deutschen nach außen sichtbar in Er- 
scheinung tritt. Das „Reich“ verkörpert die vom National- 
sozialismus getragene deutsche Volksidee. 

1. Dein Staat kann darum nicht, wie es. nach den indivi- • 

dualistisch-liberalistischen Staatstheorien der Fall sein , 

sollte, ein Eigenleben zuerkannt werden. Es bildet viel- 
mehr mit dem Organismus Volk, dessen Gemeinschafts- 
form es ist, eine untrennbare Einheit. 

2. Der Staat als Organisationsform ist deswegen nicht be- 
deutungslos, denn das Volk würde ohne die Rcchtsgcslalt, 
die es durch ihn erhält, eine formlose Masse sein. Er gibt 
der Volksgemeinschaft erst die ihr arteigene Gestaltung. 

3. Der Staat kann auch nach nationalsozialistischer Auf- 
fassung Träger von' Rechten und Pflichten sein. Diese > ■ ,. 

stehen jedoch nicht dem Staat als einer für sich una - yxC JCihj-' 1 
hängig bestehenden Rechtspersönlichkeit zu, sondern dei 1 * 

Volksgemeinschaft in ihrer im Staat politisch geformten 

und rechtlich geordneten Gestalt. 
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U. Der Zweck des Staates. 

Die Lehren vom Zweck des Staates sind für die praktische. 
Politik von größter Bedeutung. Nur, die Erkenntnis der Aufgaben 
des Staates gibt die Möglichkeit, eine richtige , und zweckent- 
sprechende Staatspolitik zu betreiben. 

A. Die Lehren von den absoluten und relativen Staatszwecken. 

I. Man scheidet die Lehren von den Staatszwecken in zwei 
Gruppen, nämlich in die Lehren vom absoluten Staatszweck 
lind vom relativen Staatszweck. 

. Daneben wird von einer weiteren Richtung die Meinung vertroten, daß . 
der Staat keinen Zweck habe, sondern Selbstzweck sei. Diese Lehre hat. 
jedoch keine Bedeutung erlangt und kann deshalb unberücksichtigt bleiben. 

1. Nach den Lehren vom absoluten Staatszweck hat der Staat 
für alle Zeiten und alle Verhältnisse einen glcichbleibondeu 
Zweck. Dieser Alleinzweck soll die Richtschnur des Staates 
für seine ganze Tätigkeit sein, Als derartige Staatszwecke 
werden betrachtet: Die Verwirklichung der Sittlichkeit oder 
die Verwirklichung des göttlichen Willens oder die Gownhrung 
von Rechtsschutz. Eine andere Lehre, die die Antike be- 
herrschte und die Theorie des Absolutismus war, sah den 
Staatszweck in der Ilerbeifiihrung des größtmöglichen Glücks 
für die größtmögliche Zahl der Staatsangehörigen. 

Diese Theorien leiden vor allem daran, daß sie die 
Staatszwecke zu dürftig bemessen. Sie waren schon vor 
der Machtübernahme als überholt anzusehen. 

2. Nach den Lehren von den relativen Staatszwecken gibt es 
Lernen allgemeingültigen Staatszweck, vielmehr ergibt sich 
,H r - Staatszweck für jeden Staat aus seinen jeweiligen Be- 
dürfnissen. Als Staatszweck werden nach diesen Lehren 
angesehen: Die Selbstbehauptung nach außen, die Selbst-- 
Behauptung nach innen durch Überwindung nationaler, 
-rehgmser und sozia er Gegensätze, die Schaffung neuen 
und die Aufrechterhaltung bestehenden Rechts und die ' 
Forderung der Gemeinschaftsinteressen. 

SeSnütede„ T T°M,i° n rolaM T enthalten 

fXhritt iÄ ",I° m ob5 , oluten Staat™** einen 

M— ST nicht verwertet 'Ld” Die““ 
tionalsozlalismus geborene Auffneoi' j T 1 dem Na ' 

nichts anderes ist als die RechtsgesS -des Volkes ■ 
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• auf der Blutsgemeinschaft seiner artgleichen Glieder be- 
ruht, muß zu einer völlig anderen Bestimmung der Auf- 
gaben des Staates führen. 

B. Die nationalsQzialistiselic Auffassung. 

I Der Staat hat den Zweck, deutsches Volk und Volkstum zu 
erhalten, zu fördern und auf allen Gebieten zur höchsten Ent- 
faltung und Blüte zu bringen; denn nach nationalsozialistischer 
Staatslehre ist der Staat nur ‘das Mittel zum Lebenszweck 
des Volkes. „Das Deutsche Reich soll als Staat alle Deutschen 
-umschließen mit der Aufgabe, aus diesem Volk die wertvollsten 
Bestände an rassischen Urelementen nicht nur zu sammeln 

und zu erhalten, sondern langsam und sicher zur beherrschen- 
den Stellung emporzuführen“ (Der Führer in „Mein Kampf“ 

S. 439). Der' Staat kann aus diesem Grunde nicht auf be- 
stimmte Einzelaufgaben beschränkt sein. Diese müssen viel- 
mehr den ganzen Lebensbereich des Volkes umfassen. Der 
Staat muß dementsprechend berechtigt sein, alle Le- 
bensbereicbe zu durchdringen, wenn dies zur Erhaltung 
und Entfaltung des Volkes erforderlich ist. Die Aufgaben, die 
sich daraus für den Staat ergeben, können nicht annähernd 
erschöpfend aufgezählt werden. Nachstehend werden nur die 
wichtigsten dargestellt. 

XE Der Staat hat in Erfüllung seines Daseinszweckes vor allem 
die Aufgabe, die Werte des deutschen Volkstums zu schützen, 
weil sie für den Bestand des Volkes von ganz besonderer 
Bedeutung sind. Seine Aufgaben sind insbesondere:. 

T. Die Roinlialtung dos Blutes. Sie ist eine der wichtigsten 
Aufgaben des Staates und von entscheidender Bedeu- 
tung für das Leben des Volkes. Sie besteht im Schutz von 
Rasse und Volkstum. Der Staat muß daher für die Ver- 
hinderung schädlicher Blutsmischungen und für die Ver- 
besserung des deutschen Blutes durch Förderung der wert- 
vollen Volksbestandteile und Beschränkung erbkranken 
Nacliwuchess sorgen. Näheres s. unten S. 25f. 

2. Die Erhaltung der Verbundenheit von Blut und^ Bodon. 
Sie ist eine weitere wichtige Aufgabe des Staates.- Die . 
Entfremdung der Volksgenossen vom Boden fuhrt zu 
ihrer Entwurzelung. Außerdem ist die Verstädterung mit 
schwersten volkspolitischen Gefahren verbunden, weil das 
flacbe Land und das Bauerntum der Jungbrunnen des 
Volkes ist, aus dem dieses immer wieder neue Ivraft schöptt 
und aus dem es sich ergänzt. Staatsaufgabe ist daher die 
Erhaltung eines mit der Scholle verwurzelten Bauerntums 
und eine richtigo Verteilung der Besitzgrößen. 
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3. Die Sorge für <lio Arbeitskraft des Volkes. Sie steht eben- 
• falls im Vordergründe. Sie ist die Grundlage füi den Auf- 
stieg des Volks, weil sein Reichtum in erster Linie nicht im 
Besftz von Gold und Devisen, sondern in seiner Arbeit be- 
ruht. Dementsprechend muß der Staat für die Erhaltung 
des Arbeitsfriedens, für die richtige Erkenntnis vom Werte 
der Arbeit und für die Pflege der Arbeitskraft des einzelnen 

. Volksgenossen sorgen. 

4. Die Erhaltung der Wehrhaftigkeit. Sie muß vom Staate als 
Voraussetzung für die völkische Selbsterhaltung und den 
Besitz von Ehre und Freiheit besonders gepflegt -werden. 
Dementsprechend obliegt dem Staat die Förderung der 
Wehrkraft des Volkes durch Ausbildung aller Waffenfähigen 
zum Waffendienst und Bereitstellung der erforderlichen 
Waffen und militärischen Anlagen und der Schutz des 
Volkes vor allen Angriffen gegen seine Wehrkraft und seine 
Unversehrtheit. Zu diesem Zwecke muß er gegen Straftaten 
wie Volksverrat, Hochverrat und Landesverrat unnach- 
sichtlich vorgehen. 

5. Die Pflege und Förderung deutschen Kulturschaffons. Sie 
- ist gleichfalls eine der wichtigsten Aufgaben des Staates. 

Die Kultur ist das Spiegelbild der Seele eines Volkes. Die 
Kulturarbeit ist von größter Bedeutung für die Durch- 
dringung eines . Volkes mit sittlichen Werten und seine 
Stärkung im Dienste an der Volksgemeinschaft. Aufgabe 
des Staates ist daher die Ausschaltung artfremder und 
Yolksschadhcher Kultureinflüsse, damit das Volk durch sie 
nicht geschädigt wird, und die Heranziehung iedes Volks- 
genossen zur Anteilnahme an den deutschen Kulturgütern. 


Zweiter Abschnitt. ' . 

Das Verfassungsredit 

und die VeifassungsgTmidsätje des Reiches. 
I. Das Verfassungsredit 

' A. Die Weimarer Ycrfassung und die staatsrechtliche 
Neugestaltung Deutschlands. 

Nach der Machtübernahme durch ri;„ ‘ 

Bewegung ist der Erlaß einer npnen ^ natlona lsozialistisckG 
oder auch nur der einer Notverfassunp C ' n?™? 11 Vcrias snilg 

nassung bewußt unterblieben. Die 
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Verfassung des Weimarer Zwischenreichs wurde nicht sogleich und 
sdrückiich aufgehoben, sondern wurde vom Nationalsozialismus 
für die staatsrechtliche Neugestaltung des Reiches benutzt, soweit 
dies mit seinen Grundanschauungen verträglich war. 

Tlndurch entstand die im deutschen Schrifttum lebhaft erörterte Strcit- 
frnrrp ivclclie rechtliclie Bedeutung der Weimarer Verfassung im Zuge der Dm- 
i ;i,i„’nrr Reichs zum nationalsozialistischen Staat zukommt, insbesondere ob 
und ine lange sie noch nach der Machtübernahme in Geltung geblieben ist. 

U I Ein Teil des Schrifttums ist der Meinung, daß die Weimarer 
Verfassung als zusammenhängendes Ganzes stillschweigend 
aufgehoben worden sei. 

Diese insbesondere von Carl Schmitt, Hans Gerber und Huber vertretene 
Auffassung wird wie folgt begründet: Dio Weimarer Verfassung und das im 
nationalsozialistischen Reich neugeschaffene Verfassungsrecht seien zwei 
enteegengesetzte Pole und inhaltlich so verschieden, daß es unmöghoh sei, 
sie nebeneinander -bestehen zu lassen und das neue Recht aus dem alten 
abzuleiten. Deshalb müsse angenommen werden, daß die Weimarer Ver- 
fnssune bereits durch das erste neue Verfassungsgesetz der Regierung 
Hitler, das Ermächtigungsgesetz vom 24. HI. 1033, stillschweigend außer 
Kraft gesetzt -worden- sei und daß' diesem Gesetz mithin der Charakter 
diner vorläufigen Verfassung heizumessen sei. Daß einzelne Bestimmungen 
der alten Verfassung noch in späteren Gesetzen angowendet worden seien, 
erkläre sich daraus, daß ihre Weiterverwendung dor neuen Rechtslage nicht 
entgegenstand. , 

• TI Demgegenüber stellt die herrschende Lehre auf dom btanti- 
punkt, daß die Weimarer Verfassung ihro Gcltmigskraft nicht 
mit einem Schlage eingebüßt habe, sondern daß sie sie im , . 
Verlauf des staatsrechtlichen Umbruchs allmählich uiul 
stückweise verliere." . „ - . w , - 

Diese insbesondere von Stuckart, Medicus, Koellreuttcr uad ^alz ver- 
tretene Auffassung wird wie folgt begründet: Die Weimarer Verfassung 
sei bisher forme!! nicht aufgehoben Ihr Vortbcstand entspreche dem 
Grundsatz der Legalität der nationalsoziahstiscben Revolution und. gen 
ta übrigen S, d'Z hervor, d.B .»mtUehe im er.te» 

sozialistischen Staatsherrschaft erlassenen Verfassungsgesetze i für mub 

Reich sich irgendwie auf die alte Reiohsverfassung bezogen und damit ihre 

Weitergeltung bestätigt haben. ■ 'r.i*,.,!.*, 

Folgt man dieser Auffassung, so gelangt man zu folgen 

■Ergebnis: • 

1. Dio .Weimarer Verfassung als G [ undo . r ^ nu 1 n S f eS 

kratisch-parlamentarischen Zwischenreiclis konnto für das 
auf der nationalsozialistischen Weltanschauung 
Reich nie dio Bedeutung eines Staatsgrundgesetzes gewinnen 
oder auch nur behalten, 

a) Die erhöhte Geltungskralt der .Verfassung, die ihr die Verfassung^ 

1 ”ho, l Atatbl. bcigolegt batten nnd d.^dann totod, 
daß dio Verfassungsrechtssätze den Vorrang vor einfachen besetze 

bStaÄS nlir ™t=r 23 Ä « 

konnten, wurde Ihr bereits durch das ErmuclitiguiiL,s a esciz om 
24. III. 1933 zum Teil und durch das Neuaufbaugcsctz \ om 30. 1. 1934 
vollständig genommen. Vgl. unten S. 90 u. 1-». . 
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M Sic lmttc infolgedessen für (ins Ilcicli nur noch die Bedeutung eines 
einfachen Gesetzes, dessen Bestimmungen nach dem Grundsatz 
le" posterior derogat legi priori durch dm spatere Geso zgebung 
ohne weiteres geändert oder außer Kraft gesetzt werden konnten. 

2. Jedes neue Gesetz, das für das nationalsozialistische Reich 
Reich erlassen wurde, bewirkte nunmehr, daß die entgegen- 

. stehenden Bestimmungen der alten Reichsverfassung und 
vor altem auch alle Bestimmungen, die mit den m dem 
neuen Gesetz offenbarten Grundanscliauungon des National- 
sozialismus unvereinbar waren, hinfällig wurden und, so- 

weit sie nicht ausdrücklich aufgehoben wurden,- still- 
schweigend außer Kraft traten. 

3. Je weiter der Bcichsaufbau fortscliritt, desto geringer wurde 
die Zahl der noch geltenden Vorschriften der Weimarer 
Verfassung. 

Die Rechtslage ist heute bereits' die, daß fast sämtliche Frogranmi- 
und Rcchtssützc der Weimarer Verfassung durch die fortschreitende 
Gesetzgebung überholt und gegenstandslos geworden sind. Die von 
der Gesetzgebung noch nicht überholten und deshnlb einstweilen noch, 
in Kraft gebliebenen Vorschriften der nlten Verfassung sind an Zahl 
und Bedeutung sehr gering und werden voraussichtlich nur noch von 
kurzer Geltungsdauer sein. 

B. Die Quellen des neuen deutschen Yerfassungsrcclits. 

Die Errichtung einer besonderen Ycrfassungsurkundo für das 
Deutscbo Beicli (Verfassung im formellen Sinn) ist bisher unter- 
blieben. Wie der Rührer in seiner Reichstagsrede vom 21. HI. 1933 
mitgeteilt hat, soll eine neue Verfassung für das Reich erst er- 
lassen werden, Averin der Reiehsneubau vollendet ist und „aus der 
lebendigen Entwaldung heraus“ die „Konstruktion einer Ver- 
fassung“ möglich ist, „die den Willen des Volkes mit der Autorität ' 
einer wirklichen Führung verbindet 1 ! 

Trotzdem besitzt das Deutsche Reich bereits eine Verfassung, 
die zwar nicht m einem geschriebenen Staatsgesetz niedergelegt 
ist, sondern auf Gewohnheitsrecht und einer Reihe von grund- 
legenden Einzclgesctzcn beruht (Verfassung im materiellen Sinne). 

I. Gewplinheits- und zugleich . IlauptrcclitsqucHo der neuen 
aSTnSj. 8 1St fli0 "“«»»alsozIaUsUscho Wdt- 

'■ ™ es in dem 

laneipro ramm der nationalsozialistischen Beweßunc TO m 

24. II. 1920 medergelegt und von A.lnlf ' 

Buche „Mein Kampf« un d seinen ® ,tIer 1 111 ? emem 

-tertist, bildet die unverrückbare ® ln ß ellend eriäu- 
sclmur für den Neuaufbau des Reichs ® 6 U " d IlicLt " 
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2 Die allgemeinen Grundsätze der nationalsozialistischen 

Weltanschauung sind seit der Machtübernahme so fest r ^ sJm 

im deutschen Volks- und Staatsleben venvurzelt, daß sie ° i f 

zum Gewohnheitsrecht geworden sind iind als solches die 
Fähigkeit besitzen, entgegenstehendes Gesetzesrecht außer 
.Kraft zu setzen und zu ersetzen. . . 

jj Zahlreiche Einzclgesctzo zeichnen sich durch ihre grund- 
legende staatsrechtliche Bedeutung aus. Sie bilden die Staats- 
grund"osotzo des neuen Reiches, unterscheiden sieh aber von 
den übrigen Reichsgesetzen weder durch eine besonders vor- 
geschriebene Form für ihr Zustandekommen, noch durch er- 
höhte Geltungskraft.. . 

Von den bisher erlassenen Reichsgesetzen sind insbesondere 
folgende als Staatsgrundgesetze anzusehen: • 

■ 1. Das Gesetz zur Behebung der Kot von Volk uml Reich (Ermächtigungs- 
gesetz) vom 24. III. 1933 (s. unten S. 90, 93). ‘ 

2. Das Gesetz zur Sicherung der Einheit von Bartcl-und Staat vom 1. VII. 

1933 (s. unten S. 120). ■ 

3. Das Gesetz Uber den Neuaufbau des Reichs vom 30. I.. 1034 (s. unten 

4. Das Gesetz über das Staatsoberhaupt des Deutschen Reichs vom 1. VIII. 

\ 1934 (s. unten S. 75). , ‘ / 

5. Das Rcichsstattlialtergcsctz vom 30. I. 1935 (b. unten S. 127). 

0. Die Deutsche Gcmcindcordnung vom 30. I. 1935. 

7. Die AVcIirgcsctze vom 10. III. 1935 und vom 21. V. 1935 (s. unten S. 154). 

• 8. Das Rcichsflaggciigcsetz vom 15. IX. 1935 (s. unten S. 101). , \ 

9. Das Rcichsbürgcrgcsctz vom 16. IX. 1935 (s. unten S. ,50). : 

10. Das Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Eliro 
vom 15. IX. 1935 (s. unten S. 20). 

11. Dns Deutsche Beamtengesetz vom 20. I. 1037 (s. unten S. 148). 

D. Die Ybrfassimgsgi-undstifee des Reichs. 

I. In den Staatsgrundgcsotzcn sind die Grundsätze, nach < | cne J 1 
sich der Neuaufbau des Reichs vollziehen Avird, deutlich ei- 
konnbar. Daher ist eine staatsrechtliche Wertung des deut- 
schen Verfassungsbaus trotz des Fehlens einer Verfassungs- 
urkunde -bereits jetzt möglich. 

II. Die Verfassung des Deutschen Reiches wird durch Grundsätze 
bestimmt, dio das Reich zu einem Staat gestalten, der siet 
in seinen Grundlagen von allen anderen bestehenden un 

jemals geA\ r esenen Staaten Avesentlich unterscheidet (vgl. auc 

Heft 13 1 ). 

Der deutschen Verfassung liegen folgende Houptverfassungssütze zu- 
grunde: 
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1 Das Reich ist der Staat des ganzen deutschen Volkes (Groß- 
’ deutsches Reich). Seine Grenzen werden daher grund- 
sätzlich durch das deutsche mitteleuropäische Siedlungs- 
gebiet bestimmt und sind so gezogen, wie es die Sicherung 
des Lehensraumes des deutschen Volkes erforderlich 
macht. 1 

2. Das Reich ist ein Volksstaat. Das Volk, den modernen 
rassebiologischen Erkenntnissen entsprechend eine Bluts- 
gemeinschaft artgleicher Menschen, muß der Ausgangs- 
und Angelpunkt des Staatsgedankens sein. Vgl. unten 
S. 21. Der Staat selbst ist das organisierte und po- 
litisch geformte Volle. Er steht im Dienste des Volkes 

• und sein alleiniger Zweck ist die Erhaltung und Förderung 
des deutschen Volkes, insbesondere die Sicherung seiner 
blutmäßigen Substanz im Einklang mit den biologischen 
Lebensgesetzen und 'die Erhaltung und Zusammenfassung 
aller volldichen Lebenslcraft zur größtmöglichen Macht 
mit dem Zwecke der Sicherung des Rechts des Volkes 
auf Leben, Ehre, Frieden und Freiheit nach innen und 
außen. 

3. Das Reich ist ein sozialistischer Staat. Die Gemeinschaft 
steht bei ihm an erster Stelle. Der Einzelne hat Bich als 
Glied seines Volkes in die Volksgemeinschaft einzuordnen 
und notfalls mit allem, was er hat, für sie einzusetzen. Bei 

• der Abwägung der Interessen von Gemeinschaft und Ein- 
zelnem gilt als Grundsatz: Gemeinnutz geht vor Eigen- 
nutz. Näheres s. unten S. CO. 

4. Das Reich ist ein Führerstaat. Partei, Volle und Reich 
u erden nach dem Führergrundsatz geleitet, der durch Ver- 
antwortung nach oben und Autorität nach unten gekenn- ' 

schafwni 8t ' Fuh ^ er 7V d ' man nur durch die die befolg- 
da ÄS 1 ä f LelBtun e- Grundlage der Mtamg & 

fotochaÄd 5 1 , tl0, '™:“ nd Treueverhältnis von Ge- 
ioigscnatt und Führer. Näheres s. unten S. 77. 

de?Rekherund e Oh art f ei f,T ilS zu 6 leicb Oberhaupt 
Näheres s. unten Befeblshaber der Wehrmacht. 

Deutsche 11 Äheite^ 

Staatsgedankens und rW i?-i T agerm des deutschen 
setzt auf allerLbieto^ L T 1U ; er ° rde ? der Nation. Sie 
.sorgt für die Erfüllung dp/ ° i die großen Ziele und 

• die einzige politische Partei in Ti kl ® ol \ e J 1 . Pflichten. . Sie ist 

Staat, den sie in den K ? e ! ltschhmd und ist mit dem 
uen sie m den Dienst der nationalsozialistischen 
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Weltanschauung stellt,’ unlöslich verbunden. Näheres s. 
unten S. 108f. 

r Tin« -Reich ist ein Einheitsstaat. Die politische Zerrissenheit 
Deutschlands ^st beseitigt. Die deutschen Länder sind 
keine Staaten mehr, sie besitzen keine eigene Staatshoheit 
„menes Staatsgebiet und kein eigenes Staatsvolk. Es 
5b? Äh d»W Eeichrgewalt, ein ehd,Ä- 
liebes Reichsgebiet -und ein einheitliches Reichsvolk. 
Näheres s. unten S. 125. 

7 Dis Reich ist ein wehrhafter Staat. Die Wehrmacht ist 
’ das Volk in Waffen, ,der Waffenträger des Reichs der 
Volk und Reich gegen äußere Angriffe verteidigt. Näheres 

s. unten S. 143. 

s Partei Staat und Wehrmacht sind die tragenden Saiden von 
Volk und Reich und sind deshalb unlösbar miteinander 
verbunden. Näheres s. unten S. 107. 

9. Das Reich ist Ordiiungsmacht in Europa. 

In der politischen, rechtlichen, kulturellen und wirt- 
schaftlichen Neuordnung des Kontinents hegt die Aufgabe 

aller zur europäischen Schicksals- und Lebensgemeinschaft 

verbundenen Völker. Dem Reich ist zusammen mit dem 
faschistischen Italien durch die Entwicklung der letzten 
Jahre bei der Sicherung der europäischen Debensrei 
führende und ausgleichende Rolle zugefallen. Die 
merlanale ‘der neuen Ordnung: Leistung, Verantwortung 
und Lebensgerechtigkeit , kennzeichnen zugleich den 
wesensbestimmenden Unterschied zum Imperiahsmus der 
westlichen. Demokratien. Der alte imperialisBMS, der zw ^ 
auch nach einer großräumigen Gestaltung der Welt strebte 

war im Gegensatz zur neuen lebensgerecht gestuften Ortoung 

ein Gebilde der bloßen Macht und äes naclden lnteresses, . 
das sich hinter den tönenden Redensarten von der „Gleich- 
berechtigung der Völker“ verbarg. 

III. Dicso Hauplvor lassungssätzo sind im wesentlichen bereits jetzt 
. verwirklicht, ihre Ausgcstal hing im . cmz « bie “ R “J- Sritt für 
nicht abgeschlossen. . Sie vollzieht sich ° g Nationalsozialisti- 

Scliritt. Die Verfassungsgeschichte des J afc ionalsozimi n 

sehen Reiches zeigt dementsprechend das Bild eme^ruhi«^, 
aus den praktischen Bedürfnissen des > g «entwick- 
' allen theoretischen Konstruktionen abho. de " v Redii- 
lumr die nur das eine Ziel hat, dem deutschen Voll, die Recüts 
gestalt zu geben, die seinem innersten Wesen und semen u 
. Interessen entspricht. ' ■ ■ : ^ 

Solinoffor; Neugestaltung. Heft 13*. 
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DI. Die Staatsform des Reichs. 

' A. Die Staatssystomc. 

Es ist von jeher üblich gewesen, die Staaten nach bestimmten 
Merlanalen unter bestimmte Staatstypen, einzuordnen. Hiermit 
verfolgte die allgemeine Staatslehre vor allem den Zweck, durch 
einen Vergleich der einzelnen Staatstypen festzustellen, welches 
die objektiv beste Staatsform sei.- y 

Zu besonderer Bedeutung sind die Staatssysteme des .Aristo- 
teles und i des Macchiavell gelangt'. • ■ 

1. Bas Staatssystem des Aristoteles. - 

I. Der griechische Philosoph Aristoteles, unterschied in seiner 
klassisch gewordenen Einteilung nach dem inneren Hergang: 
der staatlichen Willensbildung drei Staatsformon: 

1., dio Monarcliic, d. Ii. die Alleinherrschaft einer einzelnen Person; 

2. die Aristokratie, d. k. die Herrschaft einer auserlesenen Bevölkerunes- 

gruppe; \ 

3. dio Demokratie, d. h. die Herrschaft der Volksmnsse. 

n - kannte er als Entartungserscheinungen dieser Staats- 

L der Monarchie; ** ^ «Herrschaft eines Einzelnen als Entartung 
2 - SsffiS e, ’ d - di0 «Herrschaft weniger als Entartung der . 

. 3. die Ochlokratie, d. h. die Pöbelherrschaft als Entartung der Demokratie. ? 

2. Das Staatssystom seit Macchiavell. 

Staate^ÄeSemS^So^ 8 ? gen S b ” ^ naclulcm > ob dio 

zwei regelmäßige Staatsformon. ^ m ^ PersonenmellT l ie it zustand, 

ItcpuMlk. 

"7“ S^cbtslel,™ Wtor a Mg "tuS P Sef a är h “ ' 

. Spitze dc^'aa^vctemthio 1 daß an 'der 

Träger der Staatsgewalt ist TI . E “' Z0, P crB on steht, die der . 
Arien vor: als ahSte Id '“>?“* in ™>i, 

1. Die absolute Monarchie Hoi -i kranktß Monarchie, 
schaftsrecht des Monarchen ^ 1St ,, das staa tliclie Hcrr- 
cingescliränktes. Beispiek PreJm Vobkommea es und un- 
Verfassung von 1848. ' en bls zur oktroyierten ' 

Monarchw'npch e^n°voniIun imabl^ k e8lellt dem 
versammiung oder , 
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Übung der Gewalt beteiligt ist. Beispiele sind: Das Erste 
Reich das eine ständische, d. h. durch die. Reichsstande 
beschränkte' Monarchie war; Preußen und Österreich vor 
iS die Institutionelle, d. h. durch eine Volksvertretung 
beschränkte" 'Monarchien- darstellten. 

II Die Republik. Sie ist dadurch gekennzeichnet, daß Träger der 
' Staatsgewalt nicht eine Einzelperson, söndem eine Personen- 
vielheit ist und daß diese Pcrsonenviclhcit an der Ausübung 
der Staatsgewalt durch ein höchstes Staatsorgan beteiligt ist.. 
Die Republiken zerfallen in Aristokratien und Demokratien. 

1 Die Aristokratie. Träger der Staatsgewalt ist eine bevor- 
‘ rochtigte Dovölkorungsgruppc. Beispiel: Die Krieger aristo- 
kratie im alten Sparta, die Adelsaristokratie im alten Rom, 
die Geldaristokratie in Venedig und den Hansastadten. 

2. Dio Demokratie. Tragender Staatsgewalt. ist die Summe 
der Einzelpersonen (das Volk). Man unterscheidet bei 
ihnen zwei Arten: Die demokratischen Republiken und 
die demokratischen Monarchien. - . . 

ai’blo demokratische Itcpublik. An der Spltzo des Staates steht ein 
Staatspräsident. Das Volk bringt seinen Willen entweder unmittel- 
bar, z. B. durch Wahl des Staatsoberhauptes zum Ausdruck, oder; 
es wühlt Volksvertreter. 

a) Eine parlamentarische Republik Hegt vor, wenn d.o Vo ks>-cr- 
. ■ tretunff neben der Gesetzgebungsgewalt 'auch emen entscheiden- 
den Einfluß auf dio vollziehende Gewalt ausubt, dur Regier ung 
z. B. des Vertrauens der Volksvertretung bedarf. Beispiele. Das 
Weimarer Zwischenreich und Frankreich vor 1D40. 
ß) Eine Präsidcutschaftsrcpuhlik liegt vor, wenn dio 

: •* 25 SÄ-tÄ 

Monnreh. Beispiel: England. , 

Die Staaten entsprechen in den seltensten ITillon 
allgemeinen Staatslehre für die einzelnen Staatslypcn airfgesMten ^ 
Grundsätzen. Meist weichen sie auch in entscheidenden Pu^n 
von ihnen ab. Die Bismarcksclie Verfassung Z ' A ß Ordern besteht 
der Staatssysteme hinein (vgl. Heft 13 ). A VerfassunEB- • 
vielfach ein erheblicher Unterschied ' zwischen d . er J^ SUI ^ 8 
form und der Verfassungswirklichkeit. Die 0 de! 
des Königreichs Preußen, von 1848 entsprach der 
Königreiclis Belgien von 1831. Trotedem i hatte m im 

lament das Übergewicht, während sich ih r wimotzte. 

VerfassungskonfliktgegenüberdemParlamen sohenreich 

. Hinzuweisen ist ferner darauf, daß im Weim , , fort- 

das eine parlamentarische Republik war, e . ■ „ n f s f an( j 
bestehender Verfassung .eine autoritäre Regierungsform entsta ~ 

Ö* 
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' 3. Die Staatssysteme der neuesten Zeit. 

I. Die neuesten Ycrfassungsbildungen, insbesondere das national- 
sozialistische Deutschland und das faschistische Italien, haben 
>• üire Staatsform in bewußter Abkehr von den bisherigen 
Staatssystemcn ausgcbildot. Sie lassen sich deshalb nicht in 
das bisherige Schema eingliedern. . 

II. Die Ausbildung der neuesten Staatsformen ist getragen von 
der Erkenntnis, daß es keine „beste Staatsform,, gibt, die man 
einfach auf ein anderes Volle übertragen kann. Die Ausge- 
staltung eines jeden Staates muß vielmehr artgebunden sein, 
wenn sie die größtmöglichen Ergebnisse zeitigen soll. 

Wir erkennen heute, daß die Weimarer Verfassung versagen mußte, 
weil ihro libcrnlistisch-dcmokratischcn Grundsätze deutschem Wesen nicht 
entsprachen. Sie bedeutete daher den Versuch, den lebendigen Organismus 
des deutschen Volkes in einen ihm artfremden Verfasaungsbau zu zwängen. 
Sowohl die Verfassung des nationalsozialistischen Deutschland als auch 
die des faschistischen Italien sind ohne Rücksicht auf irgendwelche staats- 
rechtlichen Grundsätze allein nach den Bedürfnissen des- von ihnen um- 
faßten Volkstums nusgestnltet worden. , - 

B. Die Staatsform des Deutschen Reicks. 

I. Der Nationalsozialismus erstrebt die Schaffung eines „germa- 
nisclicn Staates deutscher Nation“, d. li. eines dem deutschen 
Volke Avesensgemäßen Staates, wobei die „Staatsform“ im ’ 
herkömmlichen Sinne ohne Bedeutung ist (Adolf Hitler 
] - e u Der Nationalsozialismus kennt daher 

nicht die Frage nach der Staatsform des nationalsozialistischen 
Deutschen Reiches im Sinne der allgemeinen Staatslehre. 

II. Das nationalsozialistische Deutsche Reich kann man als 
Zeichnung gibt Z u erkennen, daß das Volk Inhalt und Sub- 

S, d SÄ™ 7? d “° an die st ‘"° 

SÄ .veranhvortmgsloser Atottom.uigs- 
Autorität getagten ratorSÄS hü Und 

. tion gegen neues Leben (Beispiele- ÖstntrnM tUDß f ner Herrachaftsposi- 
und Rumänien unter dem Carol-Redmel r C - T 0r dl r r Wiedervereinigung 
nationalsozialistischen Deutschen Reich rinn v n lne ? , lsfc P 11 ' Gegensatz zum 
sondern Objekt der Herrscliaft. Ein autnrit-^ ° Inhalt des Staates, . 
ec ic I talien. Die autoritäre Staatsforin entsnr^i ? lant auc h das faschisti- 
eung nach welcher der Staat von oben 1 V >mnnischer Staatsauffas- 

der Gesamtheit für Ziele, welche die W rzubauen ist > ™ alle Kräfte . 
Sfn ße * zen zu können. Der Faschiqm 8c tzt, gleichförmig in . 

• StQ a‘aform einen eigenen Charakter und Hn“ 8 üs veratan den, dieser 

und ein positives Gesicht zu geben. 


Erstes Buch. 

Das Deutsche Volk. 


Erster Abschnitt. ' 

Volkstum und V olksgemeinsdiaft. 

I. Das Blut als Grundlage von Volkstum und 
Volksgemeinschaft. 

I. Nach germanischer Auffassung wurde die Zugehörigkeit zu 
, einer Gemeinschaft durch die Gemeinsamkeit dos Blutes be- 
gründet. , 

Dementsprechend war nicht nur die Eamilicngememsohaft, sondern 
auch die Gemeinschaft von Sippe, Stamm und Volk durch gemeinsame 
Abstammung gekehnzeichnet. Der Blutsfremde konnte molit Glied einer 
Gemeinschaft sein. 

II. Nach der Zusammenfassung der einzelnen germanischen Volks- 
stämmo durch die fränkischen Könige begann das rassisclio 
Bewußtsein unter dem Einfluß der Kirche und der neuen 
Staatsidee zu schwinden. 

1. Die christliche Kirche, deren Lehren die germanischen Volksstämmo 
durchdrungen, erkannte blutsmuOigo Bindungcn^nlcht an und setzte an 
ihre Stelle die kirchlichen Gemeinschaften, bei denen es nur auf die 
glaubensmäßige Zugehörigkeit zur Kirche ankern. 

2. Dio Stnatsidco des Mittelalters führte zur Vernachlässigung und Nicht- 
achtung deutschen Volkstums. Sie sah in dem Träger der deutschen 
Kaiserkrone den Nachfolger der römischen Kaiser. Dementsprechend 
waren dio meisten deutschen Herrscher bemüht, ihr Reich auf über- 
nationaler Grundlage aufzubaucn. 

Die Gemeinschaften des Mittelalters, wie z. B. die Stände 
und Innungen, waren als Folge dieser Auffassungen nur noch 

, wirtschaftliche Verbände zur Vertretung der Interessen ihrer 

Mitglieder. 

m. Dio liboralistischo Auffassung von der unbeschränkten, natur- 
gegebenen Freiheit und Gleichheit aller Menschen beseitigte 
die letzten hlutsmäßigon Bindungen in Volk und Staat. 

Nach dieser Auffassung gehört zii einem Volke, wer ihm angehören will. 
Jeder einzelne soll dementsprechend über sclno } olkszugchurigkeit ohne 
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■ . . . T r„ I .i.,,nff frei bestimmen können. Der Libe. 

Rücksicht auf seine Art die Möglichkeit, in den 

ralisinus verschaffte also '»""1 1 einzu dringcn. Der Jude wurde 

«1» Volksfremder, sondern nur noch als An- 
geliiirlgcr einer nnüercn Glaiiliensriclitun(r angesehen. . 

Der Nnlionnlsozlnlismlis hat die gcrumniselic Anffiissung von 
Zrassischen Grundla S e der Gemeinschaft wieder Borgest«, 
weil er erkannt hat, daß ein Tollt zugrunde gehen iimB, wenn 
nicht die Erhaltung seines Volkstums gesichert ist. 

1 Die Herbeiführung oder Duldung eines Rassonchaos liat im 
' Laufe der Geschichte häufig zum Untergang großer Völker 
und ganzer Kulturen geführt. 

So ist das Römerreich vor allem dadurch zugrunde gegangen, daß 
das römische Volk einer uferlosen Blutsmischung mit volksfremden 
Elementen zum Opfer fiel. Eine richtige Rassenpolitik ist daher von 
entscheidender Bedeutung für die Sicherung der Zukunft eines Volkes. 

2. Der Nationalsozialismus sieht es aus diesem Grund als scino 
besondere Aufgabe an, das deutsche Volkstum zu pflegen^ 
zu erhalten und zu entfalten. 

Zu diesem Zweck lmt er Maßnahmen zur Ausscheidung Artfremder 
aus dem deutschen Volkskörper und zur Verhinderung weiterer Rassen- 
miscliungen, zur Förderung der Vermehrung der Erbgesunden und 
Wertvollen und zur Verhinderung der Vermehrung von Erbkranken 
und Minderwertigen getroffen. Vgl. unten S. 27. 

Ein im deutschen Volkstum gefestigtes und in der Volksge- 
meinschaft zu einer mächtigen Einheit zusanuncngesclilosscnes 
deutsches Volk muß unüberwindlich und ewig sein. 


II. Deutsches Volkstum. 

A. Volk und Rasse. 

Näheres b. Heft.ö*. 

L Ji a . s n s . e . ist .. e T Menschcngrüppc, die sich durch ihre bluts- 
,)edin Slcn körperlichen, geistigen und seelischen Eigen- 

»»torschoiaet. Sie ist. 

EuSa er fctaiS e „ aU Se! 1 b £f° pa8 . f ht :? a Reiche Rassen. Die ln 
artige Eigenscliaftcn und Rinrl rin ? n u Vle ^f übereinstimmende und gleich- 
beheimateten Rassen wie 7 n s artTcrjvundt. Die anßerlialh Europas 
unterscheiden sich dagegen erheblich' vm° 1 °“ Und m . ou ß oloWe “ Rassen, 
sind ihnen demzufolge Ltfrenul D o B ,* “- e “ ro P aisdl «> Rasseni Sie 
führt zu einem Zusammentreffcn artfrcindl! r Rassen 

Mischlinge haben daher einen inneren •Eigcnsoliaften. Diese 

Gliedern der Gemeinschaft werden läßt ’ dür B ' e niClt ZU vollwert .'g e, V 
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schichte der Kultur und durch das Bewußtsein ihrer Zu- 
sammengehörigkeit. verbunden sind, Völle ist ein politisch-kul- 
tureller Begriff. . 

1 Yolk ist hiernach etwas anderes' als Rasse. Jedes, Volle ist 
ein lebendiger Organismus, geworden aus einer geschicht- 
lich gewachsenen Blutsgcmcinschaft, die im wesentlichen 
durch die Merlanale der in, ihm aufgegängenen verschiedenen 
artverwandten Rassen bestimmt wird.' 

Eine Einheit von Volk und Rasse hat es in geschichtlicher Zeit nicht 
mehr gegeben. Es gibt wohl ein deutsches oder französisches Volk v 
nber keine deutsche oder französische Rasse. Dio Begriffe germanisch, 
romanisch, slawisch ■ usw. bezeichnen dementsprechend nicht ver- 
schiedene Rassen, sondern verschiedene Völker, von denen allerdings 

jedes eine andere rassische Prägung zeigt. . ; 

2. Das entscheidende Merkmal des Volksbcgriffs ist das seine 
' . einzelnen Glieder verbindende Bewußtsein der Zusammen- 
gehörigkeit. Das Volle ist daher nicht nur ein durch Jahr- 
hunderte und Jahrtausende hindurch sich immer neu er- 
zeugender Volkskörper, sondern vor allem auch eine durch 
eine eigene Volksseele, eine besondere geistig-seelische 
' Eigenart und eine eigene Volkskultur sich bewußt kenn- 
zeichnende geistige Einheit. In diesem 1 bewußten Zusam- 
menhalt wächst das Volk zusammen zur Nation. Die 

• übrigen Merkmale sind .weder jedes für sich entscheidend 

noch brauchen sie alle zugleich vorzuliegen. 

Dio Spraclio ist in der Regel das wichtigste iiußero Kennzeichen eines , 
Volkes. An ihr erkennt man am sichersten, welchem Volke jemand an- 
gehört. Volksteilo können aber auch frorndo Sprachen spreohen. bo 

nehmen dio Juden dio Sprache ihres Gastvolkcs an. Andererseits kön- 
nen hoi gleicher oder solir ähnlicher Sprache doch verschiedene Völker 
vorhanden sein (Kroaten und Serben). Der Wohnsitz ist nicht immer 
*- .etwas -Bleibendes. Er kann sich z. 33. durch Auswanderung und Ivo o- 
nisation verändern. Dio Geschichte kann oin VoIk nueh trennen, wie 
dio Geschichte Österreichs gezeigt hat. Dio Kultur kann bei den om- 
■ /.einen) Volksstümmcn je nach ihrer rassischen Eigenart verschieden- 
artig sein. 

III. Das deutsche Volk umfaßt|BestandtciIo der nordischen, fiili- 
schon, oslischon, dinarischon, osthaitischon und der wcstischon 
Rasse. Die nordische und die fälische Rasse bilden en 
rassischen Kern des deutschen Volkes. Dio nordischo Rasse 
. überwiegt und hat infolge der hervorragenden geistigen 
Eigenschaften ihrer Träger das Gesicht der deutschen Kultur . 
und den Volkscharakter bestimmt. Sie ist das einigende und 
richtunggebende Elonicnt im deutschen Volk. 

1. Zum deutschen Volk gohorön die Angehörigen deutschen 
Volkstums innerhalb und außerhalb der Eeiclisgrcnzcn ohne 
Rücksicht aüf ihre Staatsangehörigkeit. 
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Hin (ircnzdcutsclicn, die durch die Friedensdiktate vom deutschen 

Die brenzacuisciie , ich i 03ge risscn wurden und fortan m 

Reich und dem frühere Uncarn und Dänemark, deutsche 

SB und die Siebenbürger Sachsen. Dagegen gehören zum 
Jeu sehen Volke nicht die frcindrassigcn Volkstelle innerhalb des 
Reichsgebiets! wie z. B. die Juden, auch wenn sie z. Z. noch die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen. _ . 

2. Das dcutsclio Volk ist nicht nur die Gesamtheit der jetzt 
lebenden Deutschen, sondern die dciitschc Volkheit, die die 
Deutschen der Vergangenheit ebenso wie die der Zukunft 
einschließt. 

Jeder Deutsche Ist in der Kette der Geschlechter nicht nur Enkel, 
sondern auch Ahnherr. Er hat daher sein Verhalten ho einzurichten,, 
daß kein Glied der Kotto jemals schwach -wird und die Kette abreißt. 

3. Dio von altersher in Europa ansässigen Völker haben in 
ihrem Volkstum dieselben Rasscnbcstandtcilo ,wio das 
dcutsclio Volk, wenn auch in einer mehr oder weniger 
anderen Zusammensetzung. 

Im französischen Volle überwiegt beispielsweise dio westische Rubso- 
und im bulgarischen Volk dio ostbnltischo Rasse. 

4. Die Juden sind ein dem deutschen Volkstum gänzlich 
fremdes Volk mit völlig abweichender rassischer Zusammen- 
setzung. East alle, insbesondere die außereuropäischen 
Rassen, haben zur Bildung dieses Volkes erheblich beige- 
tragen. Die Hauptrassenbestandteile stammen von der , 
yorderasiatischen und der orientalischen Rasse. 

Das Judentum ist ein religiös gefestigtes Volkstum ohne festea 
Siedlungsland. Infolge einer inzuchtfilinlicben Blutsgemeinachaft hat 
es so ausgeprägte Rassenmerkmale erworben, daß es eine rassenähn-- 
hebe Stellung erhalten hat. 

Die starke Blutsmischung bewirkt beim Juden eine große 
Zwiespältigkeit seines Wesens und eine Disharmonie seines 
Charakters. Daraus ist seine asoziale Einstellung zu er- 
klären, die die Juden in allen Völkern zum Parasitonvolk 
maciitv 


B. Die Judenfrago. 

Küheres s. Heft 5=. 

1. Die Judenfrago als Rassenfrago. 

Die Jüdcnfrage ist so alt wie das iüdiselio Volk selbst Der 

planmäßig vergiftet. o sküipei lhler Wirtsvölker 
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Im Weimarer Zwischenrclcli konnte sieh das Judentum mit allen Mitteln 
der Gewissenlosigkeit und Brutalität au! last allen Lehensgchieten eine 
Vormachtstellung verschaffen, dio cs zur Vernichtung des deutschen Volkes 
clnsetzte Dio Machtstellung der Juden stand in keinem Verhältnis zu 
ihrem Anteil an der Bovölkcrungszahl. Sie beherrschten die wichtigsten 
Tcilo der Wirtschaft. Presse, Theater, Film, Rundfunk und Kunst waren 
fast ganz in ihren Händen. . Auch dio öffentlichen Ämter verjudeten immer 
mehr Dio Juden besaßen jedoch kerne kulturbildende Kraft, sondern 
unternahmen es, das deutsche Volk seiner sittlichen und materiellen Werte 
und Kräfte zu berauben. Die Kriegs- und Inflationsgewinnler und Schieber 
waren meist Juden. Juden waren auch dio maßgebenden Führer der 
kommunistischen, marxistischen und demokratischen Parteien. 

II Dio judenfrago ist die Rassenfrago des deutschen Volkes. Es 
gibt im deutschen Volk zwar auch noch ändere rassefremdo 
Bestandteile, wie z. B.die Zigeuner. Sie spielen jedoch gegen- 
über den Juden wegen ihrer verhältnismäßig geringen Zahl 
nur eine untergeordnete Rollo. 

Es gibt wohl kein Volkstum in der Welt, mit dem das zersetzende 
unschöpferische Judentum so wenig Berührungspunkte hat, wie mit dem 
deutschen-. Um so verhängnisvoller ist die Tatsache, daß jüdisches Blut 
über ein Jahrhundert lang in den deutschen Volkskörpcr eindnngen durfte 
und jüdisches Denken in jahrzehntelanger ZersotzungBarbeit den ursprüng- 
lichen Sinn des deutschen Volkes für das Anständige, Schöne und Gesunde, 

ankränkeln konnte. . , 

Da früher die Juden nicht als artfremde Basse, sondern nur als emo 
andere Religionsgemeinschaft betrachtet wurden und dementsprechend 
Mischehen zwischen Juden. und DcutschblUtlgcn ungehindert geschlossen 
werden konnten, nahmen diese mit der Zeit einen solchen Umfang an, daß 
das durch den Weltkrieg ohnehin blutmäßig geschwäohte deutsche Volk 
in Gefahr stand zu verjuden. . ' 

TTT . Der Nationalsozialismus muß das Judentum daher im Interesse 
der völkischen Selbsterbaltung bekämpfen. 

1. Eine woitoro Vermischung mit Juden müßte zu einer Zer- 
setzung deutschen Volkstums und zu einer Zerstörung der 
deutschen Seele fuhren. Das Judentum ist in seinen rassi- 
schen Grundlagen ein von deutschem Volkstum so starlc 
abweichendes Volle, daß sein .Aufgehen in den deutschen 
Voileskörper mit allen Mitteln verhindert werden muß. 

2. Dio Juden können wegen ihrer rassischen Veranlagung, ie 
sie zu Nutznießern und Ausbeutern der Arbeit anderer 
macht, im nationalsozialistischen Staat der Arbeit an er 
Volksgemeinschaft keinen Anteil haben. Zwischen Dout- 

. sehen ünd Juden kann es daher keine Gemeinschaft irgend- 
welcher Art geben. Die Judenfrage ist erst gelöst, wenn die 
Juden aus aßen Bereichen völkischen Lebens ausgeschaltet 
und aus dem deutsch-europäischen Machtbereich restlos 
entfernt -sind. 

Die Gegnerschaft des Nationalsozialismus gilt nicht der 
jüdischen Religion, sondern dom jüdischen Volk, denn auch 
ein getaufter Jude bleibt völkisch und rassisch ein Jude. 




2. Dio Lösung (lcr Judcnfragc. 

Dio bisherige Judcugcsotzgcbimg umfaßt Maßnahmen zur 
Sicherung und Hcincrlialtung des deutschen Blutes vor dem Ein- 
dringen jüdischen Blutes und Maßnahmen zur Ausschaltung der 
Juden aus der deutschen Volksgemeinschaft. 

I. Dio rassische Scheidung der Juden vom deutschen Volkstum 
erfolgte durch das Blutschutzgesotz vom 15. IX. 1935, durch 
das die Mischung deutschen Blutes mit jüdischem sowie ande- 
rem artfremden Blut untersagt wurde. 

1. Eheschließungen zwischen Juden und deutschblütigcn 
Staatsangehörigen sind verboten. Verboten ist auch die 
Eheschließung zwischen Juden und Staatsangehörigen 
• Mischlingen mit nur einem volljüdischen Großelternteil. 
§ 2 AVO. \' 


Dom Verbot zuwider geschlossene Ehen sind nichtig. Außerdem 
wird jeder der beiden Ehegatten (Verlobten) bei einer Zuwiderhandlung 
mit Zuchthaus bestraft. § 5*. 


2. Außerehelicher Geschlechtsverkehr zwischen Juden und 
deutschblütigcn Staatsangehörigen ist verboton. § 2. Das- 
selbe gilt auch für den Verkehr zwischen Juden und 


Mischlingen mit nur einem volljüdischen Großeltemteil. 
§ 5 J . Der Mann, der dem Verbot zuwiderhandelt, wird mit 
. Gefängnis oder Zuchthaus bestraft. 


II. Dio Ausscheidung der Judon auB dem Gemeinschaftsleben er- 1 
folgte durch zahlreiche Einzelmaßnahmen, von denen die 
wichtigsten sind: . • 

1. Dio Juden haben kein Mitwirkungsrecht im politischen 
Leben.. Sie können nicht das Reichsbiirgerrccht erwerben 

° d£ £ ^ öffentliches Amt bekleiden. Vgl. unten S. 58 und • 
Jieit ö“ b. 20. 


-. Lm Jude, dei seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland 
lmt kann nach § 1 der 11. VO. zum RBürgG. vom 25. XI. 
1941 nicht deutscher Staatsangehöriger sein 

o deutsche Staatsangehörigkeit^^ VläT^va* 4 d,B8 ° m Zolt P unktdio 

^ ' 

Heft 5= S. 44 dlnut . unm öglich gemacht. Vgl. 
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4. Dio Juden sind in der Ausübung Von Berufen beschränkt. 

Sie sind von der Ausübung der ärztlichen Tätigkeit und 
Heilkunde jeder Art und der Gesundheitspflege ausge- 
'schlossen, sie können nicht Erbhofbaucr, Rechtsanwalt, 

Notar, Patentanwalt, Steuerberater, Helfer in Steuer- und 

Dovisonsaclion, "Tierarzt, Apotheker und Schriftleiter werden. 

Vgl. Heft ö 2 S. 35. - 

6. Die Judon sind aus dom deutschen Wirtschaftsleben ausgo- 
sclinltct, VO. vom 12. XI., 23. XI. u. 14. XII. 1938 und 
vom 17. I. 1939. Vgl. Heft 5 J S. 58. 

G. Dem Juden ist der Zugang zum Wehrdienst und Rciclisar- 
. beitsdioust verschlossen. Vgl. unten S." 155, 159 und Heft 5 2 . 

7. Das Auftreten der Juden in der Öffentlichkeit unterliegt 

Beschränkungen, Pol. VO. d. RMdl. v. 28. XI. 1938. . 

a) Den Juden Ist der Besuch von Theater, Konzerten, Ausstellungen 
usw., dio Teilnahme. an Vorlesungen und Übungen ßowio das Bc- 

• treten der Hochschulen und dor Besuch deutscher Schulen unter- 
sagt. Vgl. Heft 5 3 S. 78. ‘ : ' 

b) Die Juden unterliegen einem Kcnhzcichnungszwnng und einer 

Aulcnthnltsiibcnvnchung. Pol.VO. des RMdl. v. l. IX.1941. Ihnen 
ist verboten, sich nach Vollendung des 0. Lebensjahres in der OFfent- . 
lichkeit olmo Judenstern zu zeigen und ohne. schriftliche i Erlaubnis 
der Ortspolizclbchördo den Bereich ihrer Wolingcincinde zu ver- 
bissen. Sie müssen die Erlaubnis nach Verlassen der Wohngemoinde ' , . 

stets bei sich führen. 

8. Den Juden ist das Hissen der Reichs- und Nationalflagge 

und das Zeigen der-Reichsfarben verboten. Dagegen können 

sie die jüdischen Farben zeigen. Vgl. unten S. 103 und 
Heft 5 2 S. 32. • 

- III. Dio Judenfrage wird erst dann vollständig gelöst sein, wenn es 

im Großdoutschcn Reich keine Juden inohr gibt. Zu diesem i.* ^. » 
Ziele wird die Abwanderung der Judeiy/besonders gefördert. / ,» 

Im Zuge der Neuordnung des europäischen Kontinents wird 
auch diese Frage gelöst iverden. 

. C. Dio Erbpflege. 

! Nüheros s. Heft G : . 

• Von größter Bedeutung für die' Erhaltung deutschen Volks- 
tums ist auch dio Erbpflege. Während dio rassenpolitisclien Mali- 
nahmen die Reinhaltung des deutschen Volkes _ durch \ er- 
liinderung der Vermischung deütschen Blutes mit rassisch fremden 
Völkern zum Ziele haben, bezweckt die Erbpflege die Verbesserung 
dor Erbgesundheit des Volkskörpers durch Stärkung der wertvollen 

Eigenschaften und durch Ausmerzung der schlechten und krank- 
haften Erbanlagen. 


I 
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D—reotand 

Staat zur Pflege des deutschen Vol P j> j d or Aufzucht erbgesunden 
in der Förderung der Ehestandsbeihilfen, Steuer- 

Aachwuchscs. Zu diesem Z g ferner Maßnahmen zum Schutz 

Erleichterungen und kinderbe E ind z^ Ertüchtigung und Gcsundlieitsbo- 
der werdenden und jungen g eito ver hindert der Staat aber auch die 

VeTrbLg Cr schifehfer Id krankhafter Erbanlagen auf die Naclikommensoliaft. 
Die wi einigsten Maßnahmen auf diesem Gebiete sind Eheverbote für gesundhei . 
lieh 'u'nenrtnsclite -Ehen und die Verhinderung erbkranken Nachwuchs durch 
Unfruchtbarmachung, Entmannung und Anstaltsunterbringung Erbkranker. 

1. Die Verhinderung erbkranker Eiion. 

I. Dio Familie ist die Keimzelle des deutschen Volkes. Nur eine 
erbgesunde Familie kann jedoch ihren Zweck erfüllen, eine 
gesunde Nachkommenschaft hervorzubringen. Daher muß der 
nationalsozialistische Staat die Ehen zu verhindern suchen, dio 
die Gefahr in sich bergen, daß eine erbkranke Nachkommen- 
schaft erzeugt wird, wenn nicht schon die Ehepartner von 
selbst so viel Verantwortungsbewußtsein auf bringen, daß sie 
von der Eheschließung freiwillig Abstand nehmen. 

II. Das Ebcgcsundhcitsgcsclz vom 18. X. 1935 sicht eine Reihe von 
Eheverboten vor, "die gesundheitlich unerwünschte Ehen 
verhindern sollen. , ' 

1. Eino Ehe darf, nicht geschlossen werden, wenn einer der 
T erlobtcn an einer ernsten, mit Ansteckungsgefahr ver- 
bundenen. Krankheit leidet, wenn er entmündigt ist oder 
unter vorläufiger Vormundschaft steht, wenn er, ohne ent- 
mündigt -zu sein, an einer geistigen Störung leidet, die die 
Ehe für die Volksgemeinschaft unerwünscht erscheinen 
. läßt, oder wenn er erbkrank ist.' § 1, vgl. Heft 5 S S. 108. 

“• ^ or ^ CI -. Eheschließung müssen die Verlobten durch ein 
Ehctaughchkcitszeugnis, das das Gesundheitsamt ausstellt, 
nachwciscn, daß ein Ehchindernis nicht vorliegt. S 2, vgl. 
Heft ö 2 S. 113. 3 fa 

Diese Vorschrift ist noch nicht im vollen Umfange in Kraft weil 

-lÄÄSS “ »*■““ : 

Zur Zeit gilt folgende Dbergangsregchmg: 

^ vo r C de / E^iesc h H c ßun u ° * Arm ^ S ! n 0 ^ d ? 8 Auf E ebotB > spätestens abor 
lichkeKsbcscheiniLnimr a’no'f-" Standesbeamten eine Elieunbcdcnk- 

zuständigen Gesund- 

der Standesbeamte die Ulmoni v n Cgung . dlescr Bescheinigung darf 
zum EhegcsG vom 22. tToJj nß nichfc vornoh “™. 2. DVO.- 

EhegcsG. und der 5 0 der 1 Wn dll ‘ C 1 ßun ß im Sinne des § 1 düS 

bestehen. 5 Lr L DV ?- zu “ BlutschG. (vgl. S. 65) nicht 
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ß\ Die Bescheinigung ist zu versagen, wenn Grund zu der Annaluno 

eines Elichlndemisscs nach § 1 EhegcsG. oder § 6 der 1. DVO. zum 

BlutschG. besteht. In diesem Falle hat das Gesundheitsamt dem 
■ • Verlobten anheimzugeben, sieh zwecks Erlangung eines Ehetaug- 
lichkeitszeugnisses ärztlich untersuchen zu lassen. ' 
y) v on der Beibringung der Ehcunbcdenkltchkcltsbcschcinlgung sind 

befreit: . 

da) Li Kriegszcitcn die Wckrmncktnngchörigcn und gewisso 
' ihnen gleichgestellte Personen (z. B. die Angehörigen der 
Waffen-^) sowie dio zur Wehrmacht Einberufenen. 
ßß Personen, die ein Ehctnügllciikcitszeugnis oder ein Elic- 
cignungszcugnis, d. h. ein amtsärztliches Zeugnis zweokB Er- 
langung eines Ehestandsdarlehns, vorlcgcn. 
yy) Beide Verlobte, wenn der münnliclio Ycrlobto Ausländer ist. 
b) Ein Elietaugliclikcitszcugiiis ist vor der Ehesoliließung nur beizu- 
bringen: 

a) Wenn der Standesbeamte begründete Zweifel bat, ob ein ehe- 
gesundheitliches Ehehindernis vorliegt. 
ß) Wohn das Gesundheitsamt die Ausstellung einer Ehcunbcdcnk- 
lielikcitsbesckeinlgung versagt. Vgl. oben a, ß. 

Durch diese Regelung ist die Volksgemeinschaft aolion 
jetzt weitgehend vor dor Schließung ungesunder Ehen 
geschützt, weil in allen Zweifelsfällen ein Ehetaugliohkeits- 
zeugnis beigebraclit werden muß. 

3. Eine entgegen den Eheverboten goscMossono Ehe ist nichtig, 
wenn- die Ausstellung des Ehetauglichkeitszeugnisses oder 
die Mitwirkung des Standesbeamten bei der Eheschließung 
von den Verlobten durch wissentlich falsche Angaben her-, 
beigefübrt oder wenn sie zum Zwecke der Umgebung des 
Gesetzes im Ausland geschlossen wird. Vgl. Heft 5 2 S. 110. 

Dio Nichtigkeitsklage muß wogen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses vom Staatsanwalt erhoben werden. Die Ehe ist jedoch von 
Anfang an gültig, wenn das -Ehehindernis später weggefallen ist. & J.. 
Wer eine hiernach verbotene Ehe schließt, macht sich ferner strafbar. § 4. 

4. Die Vorschriften des Gesetzes finden auf Ausländer koino 
Anwendung, weil das Reich kein Interesse an der Über- 
wachung der Eben von Ausländern hat. Vgl. Heit 5- b. 1U- 

Dasselbe gilt auch für den Fall, daß ein Ausländer eine deutsche 
Frau heiratet, wcü diese noch nach geltendem Recht aus dem deutschen 
Staatsvorbando aussoheidot. Heiratet dagegen ein Deutscher e ne Aus- 
länderin, so greifen dio Vorschriften iv.eder P atz. weddie A .slander.n 
mit ihren Kindern ein Teü des deutschen Volkskörpers wird. § ö. 

2. Dio Verhinderung erbkranken Nachwuchses. 

I. Dio Verhinderung der Fortpflanzung erblich Minderwertiger be- 
zweckt die Abwendung der der Yolksgcsamtkcit dadurch dro- 
henden Gefahren, daß sich die minderwertigen Bovolkerungs- . 
teile im Verhältnis zu den gesunden und hochwertigen Be- 
völkerungsteilen nachweislich unverhältnismäßig stark ver- 
■ moliron. Die weitere Duldung dieser Entwicklung winde dazu 
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führen, daß die Minderwertigen im Laufe der Zeit die Über- 
hand gewinnen. , ■ 

Es wäre ein Ycrbrcclicn am Volke, wenn man es eines minderwertigen 
BcTÖlkeruncsicllcs wegen dem Verfall preisgeben wurde. Dib Gebote 

t ölkisc heru nd sittlicher Pflichterfüllung erfordern dementsprechend, daß 

' eine solcho Entwicklung verhindert wird. ' 

II Zur Ycrhindcrung erbkranken Nachwuchses erließ die national-- 
' sozialistische Regierung das Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses vom 14. VII. 1933, das drei Maßnahmen vorsieht: 

1. Die Unfruchtbarmachung erblich Minderwertiger. Vgl. Heft 5 2 S. 87. 

2. Die Entmannung erblich Minderwertiger. Vgl.. Heft 5 2 S. 101. 

3. Die Anstaltsuntcrbrlngung erblich Minderwertiger. Vgl. Heft 5 2 S. 103. 
Durch Verordnung vom 3L VIII. 1939 ist mit Rücksicht 

auf die Kricgsverhiiltnissc bis auf weiteres eine vorübergehende 
Einschränkung der Maßnahmen zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses und zur Förderung erbgesunder Ehen ange- 
ordnet worden. Nach dieser Vorschrift sollen Anträge auf Un- 
fruchtbarmachung nur gestellt werden, wenn die Unfrucht- 
barmachung wegen, besonders großer Fortpflanzungsgefakr 
nicht aufgeschoben werden kann. Nicht rechtskräftig erledigte 
Verfahren werden grundsätzlich eingestellt, die Durchführung 
rechtskräftiger Beschlüsse- kann ausgesetzt werden. Schließ- 
lich darf das Ehetauglichkeitszeugnis nur versagt werden, 
wenn besonders schwere Schäden für die Volksgesundheit oder 
die Reinheit des deutschen Blutes oder ein Verlust wertvollen 
, Erbgutes zu befürchten sind. 

HI. Die Volksgemeinschaft. 

A. Die Überwindung der IOassenkampfcs. 

1. Die Lchro vom Iflassonkampf. 

^ ?‘ S /T ^ a ^übernabinc durch den Nationalsozialismus wurdo 
Bürrmr-h] 50 ° ' j°i ^ Urc * 1 ^ en Klassenkampf zwischen dem 

de ü 1 sog< r nani ^ ten Proletariat in unheüvoller 
\\ eise zerrissen und geschwächt. 

SlS'r'T' 1 ™ ass ?nlramp! ist der Kernpunkt der moixi- 
SZ fc und lassalle, die die Er- 

g der „Diktatur des Proletariats“ zum Ziel hat Die 

Ä?” I ? 6E ““ “““ in da? V* 8 aSe 
.emgegbedert, sondern sur herrschenden Masse gemacht 

kehning ÄÄ 
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Stand des Klassenkampfes bedeuten. Die bisher herrschen- 
den Klassen treten an die Stelle der unteren Klassen. 

II. Der Klassonkampffordorung des Marxismus entsprach der 
Standesdünkel der bürgerlichen Klassen, die die Handarbeit 
und den Handarbeiter verachteten und ihn dadurch erst recht 
in die Arme der den Klassenkampf lehrenden jüdisch-marxisti- 
schen Parteien und Gewerkschaften trieben. 

2. Die nationalsozialistische Volksgemeinschaft. 

I. Das Volk ist oino Schicksalsgomeinsckaft, in der die Arbeiter 

der Stirn und der Paust auf Gedeih und Verderb aufeinander .j 

angewiesen sind. . 

Keiner von ihnen kann ohne den anderen bestehen, einer ergänzt den 
anderen. Der Arbeiter kann kein Haus bauen, wenn es nicht vorher vom ■ 

Architekten geplant ist. Dieser wieder ist auf dio fachkundigen Hände des 
Arbeiters angowiesen, wenn er soino Ideen in dio Wirklichkeit umsotzon will. 

Der nationalsozialistische Staat arbeitet unermüdlich an 
der Verwirklichung eines Progra mm s, das in seiner letzten . 

Konsequenz zur völligen Auslüschung der Klassengegensätze 
und zur Herstellung einer wahren sozialistischen Gemein- 
schaft führen muß. Er hat deshalb den unseligen IOasson- 
kampf, dessen Nutznießer allein das Judentum war, hoondot 
und alle Klassen in die gemeinsame Front der VolkSgomcin- 
Schaft oingcgliedort und aus ihnen eine ihrem Volke dienende 
Einheit gemacht. 

1. Dio Volksgemeinschaft wird beherrscht von dem Grundsatz: 

Gemeinnutz geht vor Eigennutz. Das bedeutet, daß der 

Wert einer Sache oder Maßnahme für das Volk oder eine ■ 

ldeinere völkische Gemeinschaft höher geachtet wird 'als r ,. v ,; . j/-. . j 

die möglichen Nachteile für das eigene Ich. . \ > ‘ •.} ' 

2. Für dio Beurteilung eines Menschen ist nicht mehr Besitz 

oder Herkunft, sondern allein sein Wert für das Volk ent- 
scheidend, der sich in seiner blutmäßigen Zugehörigkeit, 
seiner Haltung, seinem Charakter und seiner Leistung zu 
erkennen gibt. Der Nationalsozialismus verurteilt deshalb 
die Miß achtung der Handarbeit und erzieht das Volle, vor 
allem durch den Reicbsarbeitsdienst, den jeder Deutsche . 
durchlaufen soll, planmäßig zur wahren Arbeitsauffassung, . ' 

insbesondere zur gebührenden Achtung vor der Handarbeit. 

Vgl. unten S. ,158. 

Bei einer solchen Auffassung vom Wert der Menschen uiid der Arbeit 
müsson Klassenkampfideo und Standesdünkel von selbst verschwinden. 

Charakter, Fähigkeit und Haltung sind dio alleinigon Voraussetzungen , 

für jede Stellcnbesetzung. 

3. An die StoUo dor Klassontronnüng tritt eine organische Glie- 
derung des Volkes in Berufsgomeinschafton und Berufsständo. 
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Unter Stand versteht man hierbei eine Gruppe von Men- 
sehen die nach ihrer Berufsausübung zusammcngehoron, 

gleichgültig in welcher sozialen Steüung sie sich befinden. 
Der ständische Aufbau vereinigt Z B. Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer zu einer Gemeinschaft. Näheres vgl. unten 
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Während also der Marxismus die Menschen nach ihrem Besitz und 
ihrer Bildung künstlich trennte und dio auf diese Weise entstehenden 
Klassen einander bekämpfen ließ,. faßt der Nationalsozialismus die 
Volksgenossen nach der Berufsausübung organisch zusammen und 
nlnhnff rlnflnrnli rlm V.inlieif. des Volkes. 


II. Die Volksgemeinschaft steht an erster Stelle und ist die Voraus- 
Setzung für den Bestand des Einzelnen. 

Das bedeutet keine Verniohtung der Persönlichkeit) Es ist nur weltan- 
schaulich dio Abkehr von dem Ideal des auf sich selbst gestellten, von 
nllcn Bindungen gelösten Individuums und das Vordringen zu einer neuen 
Persönlichkeitsauffassung, nämlich der Eingliederung des einzelnen in 
Gemeinschaften und Ordnungen. ' ! 

1. Für den Nationalsozialismus ist derjenige Persönlichkeit, der 

am stärksten und klarsten die Gcmcinscliaftskriifto seines 
Volkes in sich verkörpert und aus diesen Kräften heraus 
handelt. \ 

Das Persönlichkeitsideal des Nationalsozialismus hat nichts mit der 
Vernichtung von Freiheit und Bechtssicherheit zu tun, wie das immer 
wieder vom feindlichen Ausland behauptet worden ist. 

2. Der einzelne empfängt seine „Rechte“ von der Volksgemein- 
schaft, aus der er lebt und mit der er lebt und wirkt. Die 
Rechte sind daher nur in der Verbindung mit den Pflichten 
des einzelnen gegenüber der Volksgemeinschaft denkbar. 

Wer Rechte ausüben will, muß zuvor alle seine Kräfte 
für das Wohl der V olksgemeinschaft, der er alles verdankt, 
einsetzen. 

3. Der nationalsozialistische Freiheitshegriff bestellt in der 
lebensgesetzhehen Entfaltung^der Persönlichkeit, in der 

\ Teilnahme am Gemeinschaftsleben und in der Eine, für- die 

; 1 

sehen Grundreclde's'^ler abroluten Uh 11 /" 1 f in " e . eines individualisti- 
Verbindung mit der Verantwortung ^?8 e b un üenheit, sondern in ihrer 

a 1I "" " te 

4 ' 4 Yolksgc- 

willen geschützt. 1 8 Ganzcu um des Ganzen 
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Um des Ganzen willen hat das Reich ein Interesse daran, daß die 
Einzelzello in Ordnung ist, d. h.'daß die Belange des einzelnen nicht 
zum Schaden der Gemeinschaft beeinträchtigt werden. Dio Reclits- 
. guter, die der nationalsozialistische Staat der Person gewährleistet, 
stellt er. im sittlichen Interesse einer aufrechton nationalen Volksgemein- 
schaft sicher. 

5. Ebenso wichtig wie die Forderung nach stetem selbst- 
losem Einsatz ist die Verwirklichung des nationalsozialisti- 
schen Lcistungsprinzipcs in der Volksgemeinschaft. 

Durch Auslese sollen die Tüchtigsten und Fähigsten .er- 
mittelt, gefordert und geformt und in die Verantwortung 
für das Ganze gebracht werden. Das ist die vornehmste 
Aufgabe der NSDAP. 

III. Dio vom Nationalsozialismus geschaffene Volksgemeinschaft 
bedeutet eine gewaltige Stärkung der Volkskraft. Sie gab dem' 
Führer überhaupt erst die Möglichkeit für seinen erfolgreichen 
Kampf um die Lcbcnsrcclito des deutschen Volkes, der in der 
Wiederherstellung seiner Wehrfreiheit und der Heimkehr 
Österreichs, des Sudetenlandes; Danzigs, des Memellandes, der 
eingegliederten Ostgebiete und der Gebiete von Eupon, 
Malmedy und Moresnet in den Reichsverband seinen be- 
sonders sichtbaren Ausdruck findet. 

Jeder Deutsche muß daher seine ganze Kraft dafür cinBctzcn, daß die 
Volksgemeinschaft weiter ausgebaut und erhalten wird. Diesem Zweck 
dient insbesondere auch die herulsstündisclio Gliederung des deutschen 
Volkes, vgl. nachstellend B. 

B. Die berufständischo Gliederung des deutschen Volkes. 

I Der Berufsstand ist die Zusammenfassung der in einem be- 
stimmten Berufszweig tätigen Volksgenossen zur Selbstver- 
waltung der Angelegenheiten ihres Lebensbereichs. Die Bc- 
rufsständo sind der politischen Führung unterworfen und liabon 
die Aufgabe, die Standesangehörigen für die Volksgemeinschaft 
zu erfassen, zu erziehen und zu erhalten. 

Die Borufsständo des Deutschen Reichs haben mit den Standen 

dos Mittelalters (Adel, Geistlichkeit, städtischo Räte) nichts gemein- 
sam Di se hatten einen Anteil an der politischen Willensbddung und be- 
trachteten es als ihre Aufgabe, ihre Standemnteressen gegenüber den 
Interessen der Allgemeinheit durchzusetzen. Dio Berufsstando sind da 
gcgenTn den Staat eingeordnet und dienen der Volksgemeinschaft. 

IL Die berufsständischo Gliederung des deutschen Volkes ist erst 
• ^“sh! ^sMn^besonito'o^ ini Reichsnährstand und der • Rcl 

sie fat fedoch wegen ihrer Bedeutng für - jemab 

sozialistischer Wcltauscbauungsgcmeinsclinlt ebenfalls an dieser stelle zu 
nennen. Näheres vgl. Hefte 32 3 und 15 . 

Schaeffer, Neugestaltung. Heft 13*. . ° . 
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n ■ ao*. An-n 'Rpnifsatänden bestehen noch eine Reibe von bc- 

Staate errichtet und von ihm 
rulsstundischen Eorpe j ausgeatattet sind. Hierher g c . 

mit wichtigen Selbstve : ® i ts j cammo r (ReichBrechtaanwaltsord- 

h6ren v?m 5° 1 n B 1936) t dio Patentanwaltsknmmcr ' (Gesetz vom 
T'lT MS), * ” (Boichfltoteordnuiig vom 

iS; in. 1036 I dio Eoioh.tioisrztokommor (B.iobototmtooidnung 
vom 3 IV. 1930), die Rcichsapothekerkammer (Reichsapotheker- 
oXung vom 18. IV. 1937) und die Reichsnotarkammer (Reichsnotar. 
Sünl vom 13. II. 1937). Dio Reichakanimem sind Körperschaften des 
öffentlichen Rechts.' 


Zweiter Abschnitt. 

Volle und Raum. 

Vorbemerkung. 

I. Die früheren Staatsrechtslehren sahon im Staatsgebiet nur ein . 
Objekt der staatlichen Herrschaft oder den Bereich, innerhalb 
dessen sich die Herrschaft des Staates bewegte. Sie betrachte- 
ten also den vom Volke besiedelten Raum lediglich vom Stand- 
punkte des Staates her, der alB.ein für sich bestehendes Wesen 
gedacht war, und behandelten das Staatsgebiet dement- 
sprechend wie einen Gegenstand, den man beliebig aus- 
wechseln kann. Diese Lehren verkannten die Bedeutung des 
Raumes für das Schicksal eines Volkes und die gegenseitige 
Abhängigkeit beider voneinander. 

n. Der Nationalsozialismus bat demgegenüber erkannt, daß Volk 
und Staat weitgehend vom Raumo her bestimmt worden. 

' j J°, n entscheidender Bedeutung für das Werden 
und das Schicksal eines Volkes. 

h .,I°f aussctzUD S des staatlichen Daseins 

eines Volkes. Es gibt keinen Staat ohne Staatsgebiet. 

stimmt s i n d D Voraurae üm ^ ° ^ ^ ^ 0 . G ron zon genau bo- 
HerrBcbaftsber'cich vorhandprf -n U f’ <J , aQ ein räumlich bestimmter 
Staaten bilden. DaB Deutsche UpM D w e ^ {ömien aucllt Nomadenvölker 
Kulturstaatcn gesetzlich fL Jlcgto^ GrenTn ^ *** andcrCI1 

2 ‘ vÄTedÄ^n R CSCn Un 2 Gcstalt dos Volkes. Das 
seits formt aber auch ihn - Anderer- 

dio Einüüßso Ton^Bodcn”™itit e Luft^nd C w Cin<:S Vo1kc8 iBt (iUrcI ‘ 
nordische Mensch konnte sich’ nm in Vl“? r mltbcBtimmt. Der 
typischen Ersch e inunSmt t ^ r ck X 5rdllch “ Zonen zu seiner 
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b) Die seelischen Krülto des Menschen werden durch den Roden be- 
einflußt. Wahre Kunst und Kultur und jede Äußerung des Denkens 
und Empfindens eines Volkes sind erdgobunden. Die Beziehungen 
zwischen Blut und Boden finden in griechischen Tempeln, und 
gotischen Domen ebenso ihren Ausdruck wio z. B. in der Bauweiso 
niedersächsischer Bauernhäuser oder fränkischer Städte. 

3. Der Raum bestimmt die geschichtliche Sondung eines Volkes. 

Aus der Raümlage des deutschen Volkes ergibt sich auch das 
deutsche Schicksal. * - 

Dio Lago des Deutschen Reiches im Herzen Europas bestimmt cs zum 
Ordner des europäischen Raumes und zum Mittler zwischen Ost und 
West. Deutschland .wurde auf dieso Weise zu einom Kulturspondor 
_ ohnegleichen für scino Umwelt. Andererseits ist dio Lago des Reiohes 
inmitten zahlreicher benachbarter Staaten und fast ohne natürliche 
Grenzen dio Ursache für die zahlreichen kriegerischen Konflikte, in 
die es im Laufe seiner Geschichte hineingezogen wordon ist. Das Roioh, 
ringsum von feindlichen Nachbarn umgehen, auf den bedrohteBton 
Rosten gestellt, wird immer nur entweder eine Europa führende Stellung 
einnehmon können, odor es wird zu Boden getreten sein. 

4. Volk und Raum sind miteinander unlösbar verbunden. Man 
kann sie nicht willkürlich zerstückeln oder voneinander 
trennen. , 

Ein lebenskräftiges Volk hat infolgedessen ein unabänderliches Recht 
auf seinen Lebensraum ohne Rücksicht darauf, unter welcher Btaat- 
lieber Herrschaft er sich befindet. Dio willkürlioho Besohnoidung dor 
Lebensrechto des deutschen Volkes durch das Versailler Diktat konnte 
deshalb niemals von Bestand sein. Die geschiohtlioho Entwicklung 
, muß solcho widernatürlichen Eingriffe notwendigerweise beseitigen. 
Dio Heimkohr Österreichs, des Sudotenlandes und dor übrigen ein- 
gegliederten Gebiete in das Reich zeigt, daß sioli dio_ Lobonsrcchto_ 
eines lebenskräftigen .Volkes allen Widerständen zum Trotz schließ- 
lieh doch durchsetzen. • 

Die Einflüsse des Raumes auf das Volk dürfon aber, auch 
nicht überschätzt werden. Ein Jude oder ein Neger kann selbst 
durch einen generationenlangen Aufenthalt im deutschen 
Raum niemals zu einem arischen Menschen werden. Ebenso 
wird ein VolksBtamm arischen Blutes allein durch einen noch 
so langen Aufenthalt in Afrika nicht vernegern. Entscheidend 
für die Eigenschaften eines Volkes ist also seine rassische Zu- 
gehörigkeit. ’’ 


,1. Die Gebietshoheit. 

I. Unter der Gebietshoheit versteht man die Herrschaftsgownlt 
des Staates innerhalb des Staatsgebietes., 

I. Früher sah man in dor Gebietshoheit ein sachonrochtlichcs 
oder porsononrechtlichcs Verhältnis auf räumlicher Grund- 
lage oder eine Mischung beider. 

Dieso Lehren sind ein typischer Ausdruck llbcrallstlscher Gedanken- 
welt, dio zu künstlichen Konstruktionen greifen muß, um den Staat 
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instand zu setzen, gegenüber den Staatsangehörigen und Staatsfremdop 
Beeilte auszuüben. 

<> pur den Nationalsozialismus ergibt sicli die Gebietshoheit aus 
der Aufgabe des völkischen Staates, dem Volke zu dienen. 
Ihre Erfüllung läßt es nicht zu, daß irgendein staatsfreier 
Raum vorhanden ist. 

Der nationalsozialistische Staat muß demzufolge in der Lage sein, 
über alle auf seinem Gebiet befindlichen Personen und Sachen zu ver- 
fügen. ’ 

Et. Die Gebietshoheit des Deutschen Reiches orstrcckt sich dem- 
entsprechend auf alle innerhalb des Staatsgebietes befind- 
lichen Personen und Sachen. 

1. Der Gebietshoheit unterliegen in gleicher Weise Staatsange- 
hörige und Ausländer. 

Grundstücke und Sachen und bestimmte Personen, z. B. die Ge- 
bäude nebst Inventar und die Angehörigen fremder diploma- 
tischer Vertretungen, genießen nnch völkerrechtlichen Grund- 
sätzen dns Beeilt der Exterritorialität und sind dementsprechend 
der Staatsgewalt nicht unterworfen. 

2. Fremde Staatsgewalten dürfen sich innerhalb des deutschen 
Staatsgebietes nicht betätigen. Darin würde ein Eingriff in 
deutsche Hoheitsrechte liegen. ■ • 

Die Beschränkungen der deutschen Hoheitsrechte, die uns do3 
Versailler Diktat auferlegte, wie z. B. die Intcmationalisierung 
deutscher Ströme, wurden bald nach der Machtübernahme beseitigt, 
weil sie mit der deutschen Staatshoheit unvereinbar waren. 


II. Das deutsche Reichsgebiet. 

A. Rückblick. 

1. Das Gebiet des Bismareksclien Reichs, 
a) Das bundesstaatlich gegliederte Reichsgebiet. 

lC Sioh " a ° h ** Verfassung Bis- 
auf dem deuLcherVnll- 611118 ? 8 ’ nationaI sozialistisches Reich, 
Staaten aS“ Ä dem v" ^ dcn doutscllon Bundes, 
durch einen Vert Wf Jw PrU ° 1 der Verfass ™g war es 
der 22 monarchisch rSierten ^ ^ ° ^ andesfürsten 

3 Hansestädte untereinander nt , a ^ en und die Senate der 
Reich kannte dementsprechend 808 ^ losse n hatten. Das zweite 
Dem Reich stand sie für rlno d eine do PP e ko Gehietslioheit. 
. und da- 

Staates. Das Verhältnis beider S , fu .^ das Gebiet des Bundes- 
verfassung geregelt! Hoheitsrechte war durch die 
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1. Dio Ändorung der Aualandsgrenzen erfolgte durch verfassungs- 
ünderndes’ Roichsgesotz, das heißt durch ein Gesotz, . dessen Zu- 
standekommen an erschwerte Bedingungen geknüpft war. Nur bei 
Friedensschlüssen war der Kaiser berechtigt, Gobietserwerbe und Vcr- 

, lusto selbständig vorzunehmen. 

2. Dio Änderung dor innordoutschon Landosgronzen konnte 
nur von den einzelnen Bundesstaaten vorgonommon worden. 
'Das bedeutote, daß dio deutscho Gebiotagliederung, so wie sie sich im 

‘ Laufe der Jahrhunderte durch historische Zufälligkeiten und nament- 
lich untor dem volksfremden Einfluß der napoleonischcn Zeit ohne ■ 
Rücksicht auf Stammeseigenart und wirtschaftliche Entwicklung her- 
ausgebildot hatte, aufrechterlmltcn blieb. 

II. Das Bismarckscho Reich bestand aus 25 Bundesstaaten und 
dem Reichsland Elsaß -Lothringen. 

Die 25 Staaten setzten sich wie folgt zusammen : 

1. 4 Königreiche: Preußen, Bayern, Württemberg, Sachsen. 

2. ß Großhcrzogtiimcr: Baden, Hessen, Oldenburg, Mecklenburg-Schwerin, 
Mecklenburg-Strelitz, •' Sachsen- Weimar-Eisenach. 

3. 5 Herzogtümer: Anhalt, Braunschweig, Saehsen-Altenburg, Sachsen- 
Meiningen, Sachsen-Coburg-Gotha. 

4. 7 Fürstentümer: Waldeck, Rcuß ältere Linie, Rouß jüngere Linie, 

Schwarzburg-Sondershauseri, Schwarzhurg-Rudolstadt, Lippe, Schaum- 
burg-Lippe. J 

5. 3 freie. Stüdto: Hamburg, Lübeck, Bremen. 

b) Das deutsche Kolonialgcbict. 

I. Zu dom bundesstaatlich gegliederten inländischen Roiclis- 
gebiet traten im Laufe der Entwickelung des Kaiserreichs dio 
überseeischen Kolonialbcsitzungon Deutschlands, die im amt- 
lichen Sprachgebrauch die Bezeichnung „Doutsclio Sckutzgo- 
• biete“ führten; 

Dio Kolonien wurden vom Reich erworben. Sie standen daher 
nicht, wie das inländische Reichsgebiet, unter der doppelten 
Staatshoheit des Reiches und der Bundesstaaten, sondern 
unter der alleinigen Staatshoheit des Reichs. 

Dio Betätigung Deutschlands als Kolonialmacht setzte ver- 
hältnismäßig spät ein. Dem Erwerb der ersten deutschen Ko- 
lonie im Jahre 1884 in Südwestafrika folgten dann in schneller 
Aufeinanderfolge weitere Erwerbungen in den verschiedensten 
Weltgegenden. 

II. Bei Ausbruch des Weltkrieges besaß •Deutschland einen aus- 
gedehnten Kolonialbesitz, der sich über die einzelnen Erdteile 
folgendermaßen verteilte: ' 

1. In Afrika: Kamerun, Togo, Deutsch-Südwcstafrika, Dcutsch-Ostafrika. 

2. In Asien: Iviautschou. ■ 

3. In Australien: Teile von Ncu-Guinca, die Karolinen-, Palau-, Mariannen-, 
Marsehall- und die Samoainseln. 
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2. X>lo Gcbictsverluste durch das Versailler Diktat. 

Deutschland verlor durch den Schmachfrieden von Versailles 
ein Achtel des inländischen Hqichsgcbiets und seinen gesamten Kolo- 
nialbcsitz. 

I. Der Verlust ah Inlandsgehiet belief sich auf insgesamt70579 qkm 
hochkultivierten und ertragsreichen Landes mit einer Bevöl- 
kerung von 6,47 Millionen Menschen und setzte sich im einzel- 
nen in folgender Weise zusammen : 

1. An Frankreich mußte das im Kriege 1870/71 zurückgewonnene Reichs* 
Joml Elsaß-Lothringen abgetreten werden. 

2. An Belgien fielen der Grenzdiatrik Morcsnct, sowie die preußischen 
Landkreise Eupen und Mahnedy mit fast rein deutscher Bevölkerung. 

3. An Dänemark kam der nurdllcho Teil der preußischen Provinz Sclilcs- 
wig-llolstcln. 

4. An Polen mußten vom preußischen Staatsgebiet Inst die ganze Provinz 
Posen, drei Viertel der Provinz Westpreußen, Tcilo der Provinz Ost- 
preußen und der größte und wertvollste Teil des ohersohleslschen Kohlcn- 
und Indnstrlegcblctcs abgetreten werden. 

5. Die Tschccho-Slownkcl erhielt das Hultschincr Ländclien 

Sr “Är hiwiSrrttb' 1 

Saar wurde aulXCuer von ifi ^^triebecken an der 

Völkerbund eingesetzten Rcrierunraknm at* Verwaltung einer Tom 
lauf dieser Frist sollte die Nach Ab- 

irieder mit Deutschland vereinigt oder r!"’ i° b . daa Saargebiet 
werden sollte. Vgl. unten S. 138.^ an ^ ra *d creic h abgetreten 

überwältigender Mebrbeit^e^Willen der BevTi? 5 8tatt ' Si ° gab 
. zura dcutscl.cn Heimatlando kund zur Riickkehr 

am 1. HI. 1930 wieder iu dÄ&o Wlrdc daraufhin 

II. Der Verlust an Tfnln n ;äi , . t 7 , erwaltung eingegliedert. 

qkm Bodenfläche mit 25000 Sri auf rund 3 Milli °ncn 
eii^eborener farhi^r Bovölkcrane* BC ^ en Und Slilllonen 

Kolonlnlbesltz^inußte an den. Völkerbund ab- 

SSÄ auf bestimn,t ° i 

Ä get ^ ^&>ääSSS&; : 

i. 

■ den . Gehictcn der deutschen ^in 7 We T lmarer Verfassung aus 



nach dem Versailler Diktat verblieben war. Die Länder waren 
ebenso wie im Bismarcksclien Reich eigene Staaten. Auch 
liier gab es also nur doppolto Gebietshoheit, nämlich die des 
Reiches und daneben die des einzelnen Landes für das je- 
weilige Staatsgebiet. 

Änderungen dor Auslands- und Binnongronzon konnten durch 
Roichsgosetz vorgenommen werden. Begelmüßig durften GobietBündo- 
rungen innerhalb der Koiohsgronzen nur durch vorfassungsündomdeB Ge- 
sotz erfolgen. Die Landesgronzon konnten also auch gegen den 
Willen dor beteiligten Länder geändert werden. Trotz dieser Mög- 
lichkeiten wurden die dringlichsten .Raumfragen nur teilweise geregelt. 
• Vgl. Pob. II. Wesentliche weitere Änderungen erfolgten erat nach der 
Machtübernahme. Vgl. S. 40 Pos. II. 

II. Innerhalb dos Roiehsgohiets vollzogen sich späterhin durch 
Änderungen der Landesgrenzen folgende. Verschiebungen. 

Die' 8 Länder Sachsen-Wcimar-Eisenach, Sachsen-Meiningen,- Beuß 
ä ' L Beuß j. L., Sachsen-Altenburg, Saohseri-Gotba ohno daB Gobiot 
von Coburg, Schwarzburg-Rudolfstadt und Schwarzburg-Sonderahuuson 
wurden zu einem Lande Thüringon vereinigt. Ferner wurde das 
Gebiet von Coburg mit Bayorn verbunden. Sodann wurde zwischen 
Sachsen und Thüringen ein Gebiotsauatäusoh horbeigeführt. 
Schließlich wurde das Land Waldeck mit Preußon vereinigt. 

ITT . Das Gobiot des Weimarer Zwischcnrciclis bestand demnach zu- 
letzt aus folgenden 17 Ländern (nach der Bovölkerungszahl 

geordnet): _ 

Preußen, Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Thüringen, Hessen, 
Hamburg, Mecklenburg-Schwerin, Oldenburg, Braunschweig, Anhalt, 
Bremen, Lippe, Lübeck, Meeklonhurg-Strelitz, Sehaumburg-Lippo. 

B. Das Boiclisgebiet seit der Machtübernahme. 

I. Das Reich ist jetzt ein Einheitsstaat, der sich auf dem Volke 
aufbaut. Die Länder sind unter Verlust ihrer Eigenstaatlich- 
keit Verwaltungsbezirke dos .Reiches geworden. Dement- 
sprechend gibt es nur noch eine Gebietshoheit, nämlich die des 
■ Roichos. Die Gebietshoheit der Länder ist fortgefallen. 

GcbielBändcrungcn jeder Art erfolgen durch Reicksgesetz oder mit.Zu- 

stimmung des Reiches durch 'Landesgesotz/ Gebietsanderungen sind 
nicht von der Zustimmung der Länder oder anderer Instanzen abüungig. 
Jetzt bestimmen also nicht mehr partikularistischo Gesichtspunkte oder 
Interessen von Parteien oder Wirtschaftsgruppen über die gohiethcho Ein- 
teilung Deutschlands. Die Neugliederung des deutschen Volksreiches wird 
vielmehr so vorgenommen worden, wio es den natürlichen und kulturellen 
Gegebenheiten, den wirtschaftlichen Erfordernissen sowie den Interessen 
des Volksganzen entspricht. 

II. Im Gohiotsstand des Reiches sind gegenüber dem des Wei- 
marer Zwisclienreiclis crliol)liclio Veränderungen eingetreten, 
die teils die Grenzen der Länder, darüber hinaus aber auch 
die Auslandsgrenzen des Reichs und seine innere Struktur 
wesentlich verändert haben. 
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1. Durch die 'Wiedervereinigung der . durch Versailles C n(. 
rissenen Landcstcilo mit dem Reich und durch den Ausbau 
des Reichs, der in Heft 13 s ausführlich geschildert 
ergaben sich folgende Änderungen: 1 

a) Der Bundesstaat Österreich wurde durch das Reichsgesetz vom 

13. III. 1938 als Land Österreich wieder mit dom Reich vcrcinici j 
und dadurch das Großdeutscho Reich geschaffen. “ 

b) Die nach dem Münchener Abkommen heimgekehrten Sudeten. 

- deutschen Gebiete wurden durch Reichsgesetz vom 21. XI. 1930 

wieder in d<is Reich cingegliedcrt. 

c) Das Protektorat Böhmen und Muhren wurdo durch Führercrlaß vom 

10. III. 1939 als Bestandteil des Reichs geschaffen. 114 

d) Das Mcmclland, das durch den Stnatsvertrag zwischen dem Deut 

sehen Reich und Litauen vom 22. III. 1939 nn das Reich zurück 
gegeben worden war, wurde durch Reichsgesetz vom 23 ITT lniii 
wieder mit dem Reich vereinigt. * ' JJ 

c) Die bisherige Freie Stadt Danzig wurde durcli Rcichsgesetz vom 
1. IX. 1939 wieder Bestandteil des Reiches. 8 00 

f) ^ Ch nT ^.-nichtung Polens wurden im Zuge der Neuordnung der 
Ostgebiete durch Führererlaß vom 8. X. 193!» Hin 


nZ ,7 ; i i lv , ® i 01ens wur “en im Zuge der Ncuordhumr dm 
Ostgebiete durch Führererlaß vom 8 X 1930 rHn Tfnini, t» ® . . 

binnen. Allen**, »ml Oppeln L e £lM c B«ran 8 ,l*z,rkc Gu». 

gierungsbezirk Aachen).’ dcr Bestandteile des Reichs (Re- 

} Wcstfeidz^g 1 M40 ujfw föSo’SlS?™! de “ Hie 8 reioheI > 
gestellt, ebenso die "ntSS Sler^SS- u «d deutsche Verwaltung 
Kurnfcns und Krains nach dem rS u « d , J d, ° be8etz ten Gcbicto 
Außerdem wurde durch S , ? allcanfcI ^Ug 1941. 
gouvernement als NcbcnlSnd des RinJ 0 “ 1939 daB General- 
unmittelbar zum Reichsgebiet. K Beschaffen. Es gehört nicht 

nahmen duwhgSH. WUrden wichti ß e tfouofdnungsmaß: 

xn U 103? C J klen ? Urfir-St rclitz wurden 
rischen Teil zusamniensetzte, 01 ” nd einem ba y- 

Reichsvem n if Unter der Bez cichnurm Vr * ; R^hsgesetz vom 
Pfalz dem 7 R U - n F scnomi uen und zuaamm a ” d • in unmittelbare 
c) Aus Ani Rmchsstattlmlter in der w„ nf raei l mit der bayrischen 

RfnV A a ? der Si cherstellune rll "“ hnark Unterstellt; 

'10 L lS fiin ™ r ^ fcn Hamburg Vurde ? 1501 , 1 ™ I ? aunles für die 

den Lündem ü p ßMctebcrcInlfping» im nonlii Ur * c \ ® e *ph B ßesetz vom 
durcliEcfiihrf ^ cabell > Mecklenburg tt cu . sckcn Raum zwischen 

jä* ^ - Ja ssa- 
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c) Die in das Reicli wieder eingegliederten Gebiete Österreich und Su- 
detciiland (von diesem der Hauptteil) wurden durch die Gesetze vom 
14. IV. 1939 zu Rolcli8gaucn umgcstaltet. 

f) Zwischen Preußen und Bremen wurde durch die Vierte VO. 
über den Neuaufbau des Reichs vom 28. IX. 1939 eine Gcbicts- 
bcrclnigung durchgeführt, wobei Bremen durch dio Eingemeindung 
der benachbarten preußischen Gemeinden den erforderlichen Lebcns- 
rnum erhielt. 

g) Zwischen den Ländern Preußen und Braunschwclg wurdo durch 

VO. vom 26. VI. 1941 eine Gebictsbcrelnlgung durchgeführt, um dio 
einheitliche Verwaltung der Hermann-Güring- Werke in Salzgitter 
sicherzustellen. ' 

h) Zwischen den Ländern Preußen und Anhalt wurdo durch VO.,vom 
13. II. 1942 eine Gcbletsbercinlgung durchgeführt. 

Das Gobict des Roiclis gliedert sich demnach gegenwärtig in: 

1. Die 14 Länder; nämlich (nach der Bevölkerungszahl ge- 
ordnet) Preußen, Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, 

, Thüringen, Hessen, Mecklenburg, Braunschweig, Olden- 
burg, Bremen, Anhalt, Lippe und Schaumburg-Lippe. 

2. Die 10 Rcichsgauc, nämlich die sieben Alpen- und Donau- 
Reiclisgaue (Wien, Kärnten, Niederdonau, öberdonau, 
Salzburg, Steiermark und Tirol-Vorarlberg), den Roioks- 
gau Sudetenland und die Reichsgaue Danzig-Westpreußen 
und Wartheland. 

'3. Das Saarland und die Hansestadt Hamburg. 

4. Das Protektorat Böhmen und Mähren. 

Das Reichsgebiet wird nougcgliedort worden. Wenn auch die 
Einzelheiten der Neugliederung keineswegs feststohen, weil 
sie sich aus der Bewährung der bereits durchgoführten 
Maßnahmen ergeben werden, so ist sie doch in den Grund- 
zügen bereits deutlich erkennbar. Die kommende Roiclis- 
roform wird die Roichsgauvorwaltung bringon. 

Das ganzo Reichsgebiet wird in Reichsgauo als neue Mittol- 
instanz des Reiches unter Reichszentralbehürden gegliedert 
worden. Hierbei werden kleinere Länder zusammen^efaßt 
und größere Länder aufgeteilt werden.- 

1. Die Roichsgauvorwaltung ist für Teilgebiete bereits ver- 
wirklicht, nämlich für die oben genannten 10 Reichsgaue. 
Das Saarland und die Hansestadt Hamburg sind ebenfalls 
unmittelbare Verwaltungen des Reichs, ohne jedoch ihre 
endgültige Ausgestaltung als Reichsgaue erhalten zu haben. 

2. Für das übrige Reichsgebiet ist die Neugliederung des 
Reichs durch die Einteilung des Reichs in Roichsstatthaltor- 
bozirko und in Gaue der NSDAP, vorbereitet. 

a) Die StnUlinltcrbczirko entsprechen den Ländern des Altreiehs, je- 
doch sind mehrere kleinere Länder zu einem Statthalterbezirk zu- 
samraengefaßt. Es gibt 22 Statthalterbczirko. Vgl. Heft 13 1 S. 77. 
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M t>|. fi , IcacrlIU! r ln Gauo der Partei ist Reiter durchgeführt. I„ 
b) Die Ulicacrung m u rcEelmäßig einer Provinz, einige 

Preußen entsprechen die Gaue ^geman B ^ ge 

Pr«?” n B ™J I n zÄt 42 Gauo. Die Bezirke der Mittel- 

behTrdendes Reichs werden in zunehmendom JIaß niit den Partei, 
cauen in Übereinstimmung gebracht (vgl. VO. über die Reichs- 
vertcMigungskommissaro vom 16 . XU- Wf). wodmoh die spatere 
Errichtung der Rcichsgauo erheblich erleichtert wird. 

Anhang. Die gestufto Ordnung des Reiches. Im Verläufe 
des gegenwärtigen Krieges konnten mehrere Gebiete, die Deutsch- 
land durch Versailles entrissen worden waren, -wieder mit dem 
Reich vereinigt werden. Sie bilden zusammen mit dem Reich eine 
staatsrechtliche Einheit. Darüber liinauB hat das Reich seinen 
Hoheitsbereich auf weitere Gebiete erstreckt, die nicht zugleich 
Teile des eigentlichen Reichsgebiets geworden Bind. Das Reich hat 
sich vielmehr darauf beschränkt, diese Gebiete in ein mehr oder 
weniger enges Verhältnis zum Reich zu bringen. Infolgedessen 
bietet das Reich das Bild einer gestuften Ordnung (Näheres vgl. 
Heft 13, 2). . 

,1. Zur ersten Stufe gehört das Gebiet des Deutschen Reiches mit- 
samt den in dieses cingcglicdcrton Gebieten einschließlich des 
Protektorats (vgl. oben S. 40). 

2. Eine weitere Stufe bilden die angcgliedcrtcn Gebiete. Es handelt 
sich bei ihnen um die Gebiete, die der Verwaltung eines Chefs 
der Zivilverwaltung unterstehen (Elsaß, Lothringen, Luxemburg, 
Untcrstciermark, besetzte Gohieto Kärntens und Krains, Bezirk 
Bialystok). Sie sind bereits verwaltungsmäßig in das Reich 
eingegliedert, gehören jedoch staatsrechtlich noch nicht zu ihm. 

3. Als dritte Stufe gibt es schließlich die angcscldossoncn Gebiete, 
namiicii das Generalgouvernement. 

rcchtn c a h°l Äm^„V t S"u® ldon di ° Gebiete, die in einem engen, Völker- 


Dritter Abschnitt. 

Volkszugehörigkeit. 

Vorbemerkung. 

1 tatÄfÄ U. Menschen g ,„ich. 

ungehörigen ohne Unterschied ^stischen • Staat alle Staats- 

«4*«su n:;rÄ„ m,d 
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Auch die rein politischen Rechte, die wie z. B. das Wahlrecht, einen 
Einfluß auf die Führung des Staates gowähren, müssen bei dieser Auf- 
fassung jedem Staatsangehörigen zustehen. 

Dementsprechend galt im Iibornlistischon Deutschland 
— das ist das Deutsche Reich vor der Machtübernahme — 
der Grundsatz, daß jeder Staatsangehörige im Vollbesitz aller, 
somit auch der politischen Rechte war, auch wenn er einer 
fremden Rasse angehörte. , . . 

Infolgedessen war auch ein Jude bei allen politischen Wahlen wahl- 
berechtigt und konnte ferner jedes Amt erwerben. Hierdurch gelang es 
den Juden im Weimarer Zwischenreich, bis in die höchsten Ämter des 
Staats zu gelangen und ihren verderbliehen Einfluß überall geltend zu 
machen. > 

Die Lcliro von der .Gleichheit aller Menschen widerspricht den 
naturwissenschaftlichen Erkenntnissen. Nach diesen sind die 
Rassen, Völker und Menschen ungleich. Die einzelnen Men- 
schen sind daher je nach ihren rassischen, ; geistigen und 
körperlichen . Anlagen von verschiedenem Wert für den Fort- 
bestand eines Volkes, sie müssen also auch grundsätzlich ' 
nicht schematisch gleiche, sondern der Lebenswirklichkeit 
angepaßte, verschiedene Rechte haben. 

Nach dieser Auffassung können die politischen Rcchto nur solchen Per- 
sonen zustehen, die blutmäßig ihrem Volke zügekören und sich besonders 
bewährt haben, denn nur Blutsverwandte können empfinden, was dem ' 
eigenen Volko schadet oder nützt, die erprobten- unter ihnen wiederum 
werden die Schicksalsfragen des Volkes am sichersten beurteilen können. 

Dementsprechend muß im nationalsozialistischen Deutsch- 
land der Grundsatz golton, daß nur die bewährten doutsek- 
blütigon Staatsangehörigen in den Besitz der politischen Rcchto 
als der hauptsächlichsten Rechte gelangen können. 

Auf diese Weiso wird gesichert, daß der verderbliche politische Einfluß 
rassefremder und minderwertiger Elemento ausgeschaltct ist und. daß die 
Geschicke des deutschen Volkes nur von seinen besten Angehörigen be- 
stimmt werden. ; 

Das nouo Staatsrecht mußte hiernach den Rechtszustand, der 
im bisherigen Staat galt; grundlegend ündorn. , - 

1. Die Einrichtung der Staatsangehörigkeit ist zwar bestehen 
geblieben, ihr Inhalt ist jedoch ein ganz anderer geworden: 

Mit der Staatsangehörigkeit ist der Besitz politischer Rechte 
nicht mehr verbunden. 

Fremdrassige, also insbesondere Juden, können zwar noch Staats- 
angehörige sein, sofern sie es bisher gowesen sind, sie haben aber keine 
Möglichkeit mehr, dem Volko durch die Ausübung politischer Rechte 
zu sohadbn. . • 

2. Neben den Begriff der Staatsangehörigkeit ist der Begriff 
des Roicksbiirgorreckts getreten. Nur die mit ihm be- 
hobenen Staatsangehörigen sind Reichsbürger und damit 
im Besitz der politischen Rechte. Reichsbürger können 
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nur bewährte Staatsangehörige deutschen oder artver. 
wandten Blutes werden. . 

Angehörigen Ikro Re^hto'unji 

äMSSJÄ- W-ntta *“» toteUblütige» .Staat,, 

angchörigen zurück. 

. I Staatsangehörigkeit. 

Vorbemerkung. 

I. Die Staatsangehörigkeit begründet ein besonderes Verhältnis 
zum zugehörigen Staat* das über die Staatsgrenzen liinaiiB 

Rechtswirkungen • äußert. 

1. Völkerrechtlich ist sie ein Unterscheidungsmerkmal gegen- 
über den Ausländern, nämlich gegenüber den Angehörigen 
eines fremden Staates und gegenüber Staatenlosen. 

2. Staatsrechtlich bedeutet sie die Zugehörigkeit zum Schutz* 
verbände des eigenen Staates, aus der öffentliche Rechte 
und Pflichten des Staatsangehörigen erwachsen. Näheres 
vgl. unten S. 01. 

n. Der Begriff der Staatsangehörigkeit war, wie schon oben 
gesagt, bisher rein formal bestimmt. Alle Bewohner des Staats- 
gebiets waren grundsätzlich Staatsangehörige, ohne daß es auf 
ihre Volkszugehörigkeit ankam. Dementsprechend konnten 
auch Art- und Volksfremde deutsche Staatsangehörige sein. 

Diese Auffassung führte zu schwersten Schäden für dns deutsche Volk, 
indem sic die Einbeziehung artfremden und unerwünschten Blutes förderte 
und erleichterte. Diese. Folgen traten insbesondere bei Gebictserwerbungen 
m Erscheinung, wobei die gesamte, in dem neuen Gebiet ansässige Bc- 
to .erung in den Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit gelangte. 

HI- -P as nationalsozialistische Deutschland hat den bisherigen 
formalen Staatsangehörigkeitsbegriff zunächst bcibclialton. Die 

SS!-f, CCht w e c ,l J lwicl ' llu ' s g° ht jedoch dahin, den Staatsangc- 
origkeitsbcgriff demBegriff derVolkszugehörigkeit anzunälicrn 

amthnnVl Ch f d !: n ? eiS d f Personen, die die deutsche Staats- 
IdsSnPri • b f lt “ I J. ode 1 r enverben können, mit dem völ- 
schen Prinzip des Nationalsozialismus in Einklang zu bringen. 

maTüsbSrÄ Deutschland lehnt grundsätzlich eine Ger-, 

des deutschen Volkstums U n 1S , a ^’ dadurch die besondere Eigenart 
zahlenmäßigen Gewinn neuer 86 Untl ß esc hwäclit würde. Dero 
Verschlechterung der “iSen^S^ ' ^ eine Mßenscliwero 1 
gegenüherstehen . Aub diesem Grunde 86 f H< cbaftcn des deutschen Volkes 
Volksfremde die ■ deutscho tStnnh^ i - - eS i verwünscht, daß Art- und 
TV TW -n , ,T Staatsaiißeh örigkeit besitzen oder erwerben. 

i\ . Das neue Rcchtsdcnkcn hat orBi • . 

im positiven ItccM tal ' vclS0 Mcracltlag 
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Im Altreieh waren nicktdeutscho Volkszugehörige nur in ganz ver- 
schwindender Zahl vorhanden, so dnß sich ihre Sonderhohandlung auf dom 
• Gebiete des Staatsnngohörigkeitsrechts erübrigto. Auch bei der Eingliede- 
rung Österreichs war dio Zahl der Fremdvölkisclien noch nicht so be- 
deutend, daß besondere gesetzgeberische Maßnahmen geboten, gewesen 
wären. Daher haben die ehemals österreichischen Bundesangehörigen ohne 
’ Rücksicht auf ihre Volkszugehörigkeit, die deutsche Staatsangehörigkeit 
erworben. Bei der Eingliederung der sudetendeutschen Gebiete war hoi 
der alteingesessenen Bevölkerung die Verleihung der deutschen Staats- 
angehörigkeit ebenfalls nicht von der deutschen Volkszugehörigkeit ab- 
hängig. Besondere Maßnahmen wurden erst anläßlioh der Eingliederung 
des Protektorats Böhmen und Mähren und der neuen Ostgebiete erforder- 
lich, in denen ein großer Teil der Bevölkerung fremdem Volkstum an- 
gehörto. Hier w'ar es nicht möglich, ihnen ohne Unterschied dio deutsche 
Staatsangehörigkeit oder, soweit der endgültige Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit noch von ihrer Bewährung abhängig zu machen 
war, die neugcsclmffeno Staatsangehörigkeit auf Widerruf zu verleihen, 
wenn, nicht das deutscho Volk durch die äußere Assimiliorung fremden 
Volkstums schwere Einbuße erleiden sollte. Daher ist für diese, in den 
genannten Gobieten befindlichen Fremdvölkisclien eino abgestufto Staats- 
angehörigkeit geschaffen worden, nämlich dio Protoktoratsangehörigkcit 
für die Angehörigen des Protektorats Böhmen und Mähren nichtdoutsohon 
. Volkstums und die Sckutzangehörigkoit für die ehemals polnischen und 
Danziger Staatsangehörigen nichtdoutschcn Volkstums. Auch bestimmte 
Fremdvölkischo in der UnterBteiernmrk sowio den besetzten Gebieten 
Kärnten und Krams sind . Scliutznngohörigo des Deutschen Reichs ge- 
worden. Näheres vgl. unten S. ßlf. 

Das neue Staatsrecht unterscheidet daher: 

1. Dio deutsche Staatsangehörigkeit für die Masse der Be- 
völkerung des Deutschen Reiches. 

2. Die Staatsangehörigkeit auf Widerruf. 

3. Dio Protoktoralsangoliürigkcit. 

4. Die Scliutzangokörigkoit. 

Rasscfrcmdo Personen (insbesondere Juden) worden künftig 
kein staatsrechtliches Verhältnis zum Reich begründen können, 
sie werden also auch nicht Schutzangehörige, sondern nur 
Staatenlose sein. 

Dem entspricht dio nachfolgende Darstellung, 

A. Dio deutsche Staatsangehörigkeit. 

1. Degriff der deutschen Staatsangehörigkeit. 

I. Im Bismarcksclion Reich und im Weimarer Zwischcnroicli 
war die Staatsangehörigkeit in erster Linie Landesangehorig- 
keit zu einem der Bundesstaaten (Länder). 

Das Deutscho Beicli war damals ein Bundesstaat, der sieh aus den 
deutschen Ländern zusammensotzte. Dio Länder bildeten el ß e “o Staate 
innerhalb des Reiches. Dementsprechend kannte man damab preußuche, 
bayrische usw. Staatsangehörige. Mit dom Erwerb der S taatsangehöri g- 
koit in einem Land crlangto der Landesnngchorigc zugleich die 
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mittclbaro Rcichsaugchörigkcit. Daneben gab ea ausnahmsweise 
im Falle der Verleihung der Eeiohsnngehöngkeit emo unmittelbare 
Roiohsangohörigkoit, mit der eine Zugehörigkeit zu einem der dout. 
sehen Länder nicht verbunden war. Der Verluat der Landcszugehörigkeit 
bewirkto zugleich den Verluat der mittelbaren Eeichaangehörigkoit. 

n. Im nationalsozialistischen Deutschland gibt es eine Staats, 
angehörigkeit nur noch im Verhältnis zum Deich. Daher heißt 
die deutsche Staatsangehörigkeit auch „Rcicksanliörigkeit“. 

Nachdem daa Deutacho Reich durch dna Nouaufbaugeaotz, dnB den 
Übergang der Hoheitarechto der Länder auf dnB Reich beatimmte, ein 
Einheitsstaat geworden war (vgl. unten S. 125), war eine bcaondero Lan- ' 
doaangehörigkeit gegenatandaloa geworden. Sie wurdo daher durch 
VO. vom 5. II. 1034 ausdrücklich beseitigt. An ihre Stelle ist die Reichs- 
angehörigkeit getreten. 

Deutscher Staatsangehöriger ist, wer -dem Sckutzvorbando 
des Deutschen Deiches angehört und ihm dafür besonders 
verpflichtet ist (§ 1 Reielishürgergesetz). 

Dio . deutsche Staatsangehörigkeit als solche iat also nnoh wie vor ein 
Rechtsbegriff, der bestimmte blutsmäßigo Erfordernisse für seinen Besitz 
nicht voraussetzt. Dementsprechend sind nach geltendem Recht. auch 
Fremdrassige, insbesondere Juden, die die deutsche Staatsangehörigkeit 
bereits besessen haben, zur Zeit noch deutsche Staatsangehörige. ■' 

2. Erwerb und Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit. 
Allgemeines. 

T En '' crb dcr 4 Staatsangehörigkeit bestimmt sich in den 
meisten Landern entweder nach Blutsrecht (ins sanguinis) oder 

(ius 6oli) - Ei " iS ° 

Eltern T (lieser Staat^ngehörigkcit abst^mmf'Na^“^ l“ 8 ¥ ndes > wer von 

ungehöriger eines Landes wer innorlmii. -?°denrecht wird Staats- 

Staatsangehörigkeitsrecht ’ Sowjetrußlands jT 1 ; 3 .. 9 ebletea ß e boren wird. Das / 
gebaut, das englische StaatsnnKehörihkeitsrpM f ü m auf . dem Blutsrecht auf- 
recht gekennzeichnet. Das itahbShe SÄ dag ° ßen du rch das Boden- ' 

Bodenrecht ™™ nchc * Fallcn ^ auch den 

L den Grundsatz lken,M 

dsr für den Erwerb 

jemand von einem deutschen 8 Stil? & S i ^ nds ätzlick, ob 
und nicht,- wo er geboren °yird tsan 6 ebön g en ahstammt, 

«Ü- : 

Mehrero Umstände haben jedoch dazu Bioh steta deckten. 

S Bestehen. Einmal befanden vie kaoh Übersohnei- . 

§ ,1 BemdvöUdsclio Volksgruppen die im T^ 01 ? dGUta °hen Reichs- . 

der deutschen StaatsangehörigS Zeifc “ dem BesitZ 

belangten. Sodann verschaffte dio ■ 
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Judenbefreiung zu Anfang des 19. Jahrhunderts den Juden dio Staats- 
bürgerreohte. Weiterhin gestattete das deutsche StaatBangehörigkeitsrecht 
den Erwerb der Staatsangehörigkeit ohne Rücksicht auf Volkszugehörig- 
keit und Rasse. Demzufolge war es Fremdvölkischcn möglich, dio doutsoho 
Staatsangehörigkeit z. B. durch Heirat, Anstellung als Beamter und Ein- 
bürgerung zu orlangon. Schließlich machte man dio Verleihung der Staats- 
angehörigkeit bei Gebiotserwerbungen nicht von der Volkszugehörigkeit 
abhängig. Aus diesen Gründen befinden sich im Deutschen ReichBver- 
bnnde auch deutsche Staatsangehörige fremden Volkstums, wenn sie 
auch im Verhältnis zur Gesamtzahl der Bevölkerung an Zahl gering 
sind. , 

. Erwerb und Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit be- 
stimmen sich nach dem Deichs- und Staatsangoliürigkoits- 
gesetz vom 22. Vlll. 1913. 

In den Alpen- und Donnu-Beichsgauen ist das Gesotz am 1. VH. 1030 
(VO. vom 30. VI. 1030), in den sudetendeutschen Gebieten am 1. X. 1038 
(VO. vom 12. H. 1939), im Momelland am 1. V. 1039 (Gesotz. vom 23. HI. 
1039), im Gebiet der bisherigen freien Stadt Danzig am 1. 1. 1030 (Gesetz 
vom 1. IX. .1039), in den Gebieten von Eupen, Malmedy und Moresnet 
am 1. IX. 1030 (Führererlaß vom 18. V. 1040) und in den oingegliedorten 
Ostgebieten am 1. XH. 1040 (VO. vom 4. HI. 1041) eingoführt 
worden'. 

Das doutscho Staatsangokörigkoitserworbsrockt hat noch 
keine endgültige Fassung gefunden, weil es den Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit aücli Eremdvülkischen er- 
möglicht, z. 13. durch Legitimation. 

1. Größere Änderungen sind bereits vorgonommon worden. 

Hierher gehört insbesondere das Gesetz vom 15. >V. 1935, 
durch das die Einbürgerungsansprüche beseitigt worden 
sind. Weiterhin ist durch das Gesetz vom 14. VII. 1933 
die Möglichkeit geschaffen worden, die Staatsangehörigkeit 
hei Treupflichtverletzungen durch im Auslande lebende 
Staatsangehörige zu entziehen. ‘ ' ( 

2. Wcitcro Änderungen des Staatsangohörigkeitsorwcrbsrcchts 
sind zu erwarten, da der gegenwärtige Rechtszustand, der 
volksfremden Elementen den Besitz, ja den Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit (z. B. durch Legitimation) 
gestattet, auf die Dauer nicht bestehen bleiben kann. 
Es wird darauf ankommen, den Staatsangekürigkeits- 
begriff mit dem Volkszugehörigkeitshegriff in Überein- 
stimmung zu bringen. Ebenso bedürfen die Verlustgründo 
in einzelnen Punkten einer Neuregelung (vgl. Stuckart, 

Das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht, ZdAkfdtR., 1938, 

Heft 12). 

Für den Erwerb der Staatsangehörigkeit der Bowohner der 
oingogliodorton' und ungegliederten Gobieto sind bosondoro 
Vorschriften erlassen. Sie sind in Heft 13 5 dargestellt. 
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a) Enver!) der deutschen Staatsangehörigkeit. 

Er vollzieht sich teils kraft Gesetzes (Pos. I. II. III), teils 
kraft staatlicher Verleihung (Pos. IV. V). Im einzelnen wird die 

Staatsangehörigkeit' erworben: ' 

I. Durch Geburt. Dieses ist der Hauptfall. Wer von einem Vater 
abstammt, der. die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt wird 
gleichfalls deutscher Staatsangehöriger. Uneheliche Kinder 
erwerben die Staatsangehörigkeit der Mutter (§ 4). 

' Ein Kind, dessen Vater Protektoratsangehöriger, dessen Mutter jedoch 
deutsebo Volksangehörigo ist, envirbt die deutsche Staatsangehörigkeit 
(§ 3 der VO. vom fl. VI. 1041). 

n. Durch Verheiratung. Eine Ausländerin envirbt die deutsche 
Staatsangehörigkeit durch Eheschließung mit einem deut- 
schen Staatsangehörigen (§ ß). 

III. Durch Legitimation. Erhält das uneheliche Knd einer Aus- 
länderin durch Verheiratung der Eltern oder durch Ehelich- 
keitserklärung die rechtliche Stellung eines ehelichen Kndes, 
so envirbt es die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn der 
Vater sie besitzt (§ 5). 

Zul— HI. Es würde nationalsozialistischen Grundsätzen widersprechen, wenn 
der weitere Zugang von Juden durch eheliche und außereheliche Geburt, 
durch Legitimation und durch Heirat auch in Zukunft geduldet würde. Das 
neue Staatsangehörigkeitsrecht wird daher die Erwerbsgründo für Juden be- 

IV. Durch Einbürgerung eines Ausländers. ' , ' ; 

* 1* ■^sMindestbcdiuguiigcnverlangtdas Gesetz vom 22. VII. 1013 
unbeschrankte Geschäftsfälligkeit, unbescholtenen Lelbens- 

Enverb ifi einer eigenen Wohnung, Fähigkeit zum 
TWi b d ^nsunterhalts. Vgl. auch § 1 der VO. zur 

T g, UI V on Staatsangehörigkeitsfragen vom 20 I 1942 
waShs^ Jaftkifl cr ford erlich j daß der Bovölkorungszu- 
anzusehen ist ^; notl( *deii Gru «dsätzen als erwünscht 

tureüe Gesicldsp^nk^ Und 

Reichs- und Staatsangeh^ k"6 erui, g s bcstimmungen dcs 

sutzen angepaßt worden. Eine weitem ^ nationalsozialistischen Grund- 
Volkskörpcrs durch Einbürgerung rasHi!^^ e °^ erun S deB deutscllen 
nunmehr ausgeschlossen. g rasslsc h. ungeeigneter Elemente ist 

beliördo 
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I 

Entscheidung die Zustimmung des Rcicksuiinistors dc3 
Innern oinholcn muß. Die Wirkung der Einbürgerung er- 
streckt sich auf die Ehefrau und die minderjährigen Söhne 
und , unverheirateten Töchter des eingebürgerten Ehe- 
mannes. Die Einbürgerung von Familienangehörigen kann 
durch besonderen Vorbehalt ausgeschlossen werden. 

Zusatz: Früher hatten gowisso Personen einen Rechtsanspruch auf 
Einbürgerung, z. B. eine Deutsche, die die deutscho Staatsangehörigkeit 
• durch Heirat mit einom Ausländer verloren lmtto, falls dieso Ehe ge- 
schieden wurde. Alle Fälle, in denen solche Einbiirgcrungsnnsprücho 
. bestanden, sind beseitigt worden. Dio Entscheidung ergeht nunmehr 
■ nach pflichtgemäßem Ermessen der Einbürgerungsbohördo; vgl. Änd^ 
Ges. vom 16. V. 1035. 

V. Durcli die Anstellung eines Ausländers als Beamter. Wird 
ein Ausländer als Beamter im Dienst von Reich, Ländern, 
Gemeinden, Gemeindeverbänden oder im öffentlichen Schul- 
dienst angestellt, so steht dies der Einbürgerung gleich und 
er wird Staatsangehöriger. Bei der Anstellung kann der Er- 
werb der Staatsangehörigkeit ausgeschlossen werden. Vgl. 
jedoch' § 26 DBG. , 

b) Verlust der doutsclien Staatsangehörigkeit. 

Er tritt teils kraft Gesetzes (Pos. I— - HI und VT), teils kraft 
(behördlichen Ausspruchs (Pos. TV und V) ein. Im einzelnen geht 
•die Staatsangehörigkeit verloren: , , . 

I. Durch Erwerb einer ausländischen Staatsangehörigkeit, jedoch 
nur, wenn er auf Antrag erfolgt (§ 25). 

Ein deutscher Staatsangehöriger behält seine Staatsangehörigkeit, 

a) wenn er seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt iin Inland nicht 
aufgegeben hat, 

b) wenn er die, schriftliche Genehmigung zur Beibehaltung der deutschen’ 
Staatsangehörigkeit erhalten hat. 

TI. Durch. Legitimation. Heiratet eine Deutsche, die ein unehe- 
liches Knd hat, den Kndesvater und ist dieser ein Aus- 
länder, so verliert das Knd die deutsche Staatsangehörigkeit. 
§ 17 Nr. 5. 

Die deutscho Staatsangehörigkeit eines deutschen .Volkszugohörigen-. 
' ' gokt bei Legitimation durch einen Protoktoratsangekörigen grundsätzlich 

niokt verloren (vgl. § 4 der VO. vom ö. VI. 1941). 

TII. Durch Vorlioiratung. Eine Deutsche, die einen Ausländer 
,• heiratet, verliert dadurch die deutsche Staatsangehörigkeit 
(§ 17 Nr. 6). 

Dieser Verlustgrund wird boi der künftigen Reform des Staatsangohörig- 
keitsreckt in dem bisherigen Umfang nicht aufreohterhalten bleiben. Bereits 
jetzt ist bestimmt, daß eine deutscho Staatsangehörige deutscher Volks- 
zugehörigkeit, dio einen Protektoratsarigehörigen heiratet, grundsätzlich 
deutsckoJStnatsangekörigo bleibt (VO. vom 0. VI. 1941), 

Schaeffer, Neugestaltung. Heft 13*. . \ 4 
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IV Durch Entlassung. Sie erfolgt nur auf Antrag und wird durch 
' di" Ln Usm.tolbul.urde (Jfin.sterium) ausgusproohcn 

' m 32, 23). Wehrpflichtige werden Ins auf weite es mclrt n«, 
der deutschen Staatsangehörigkeit entlassen (VO. uboi r die 
Entlassung aus der Staatsangehörigkeit v. 1. IX. 1939). 

Nach dem Reichs- und Stnatsangchörigkeitsgesetz muß jeder Staats- 
„„gehörige auf seinen Antrag entlassen werden, wenn nicht bestimmt,, 
Hindenincsgriinde vorliegen (Beamteneigenschnft, Zugehörigkeit zur 
Wehrmacht). Diese Vorschrift verdankt ihre Entstehung liberalistiBchcn 
• ' Gedankengängen, nach denen die Staatsangehörigkeit wie emo Ware zu 
behandeln ist, über dio jeder frei verfügen kann. Sie muß daher als mit 
nationalsozialistischen Grundsätzen unvereinbar als beseitigt gelten, ob- 
wohl sie noch nicht ausdrücldich aufgehoben worden ist. Die Behörden 
entscheiden nunmehr über die Entlassung nach freiem Ermessen. 

V. Durcli Aberkennung. Reicksangehörige, die' sich im Auslände 
aufhalten, können bei Treupflichtverletzungen der deutschen 
Staatsangehörigkeit für verlustig erklärt werden. Nack 
' früherem Recht war die Aberkennung auf zwei Einzelfälle 
der Treupfliektverletzung beschränkt (1 und 2). Nacli dem 
Gesetz vom 14. VLL. 1933 kann sie bei Treupflichtverletzungen 
jeder Art ausgesprochen werden (3). Sic erfolgt: 

1. Wenn ein deutscher Staatsangehöriger im Fnllc eines Krieges trotz Auf- 
forderung nicht ins Inland zuriiekkelirt. § 27. *• 

2. Wenn ein deutscher Staatsangehöriger ohne Erinubnis seiner Regierung 
in ausländische Staatsdienste tritt und trotz Aufforderung nicht aus 
ihnen scheidet. § 28. 

Zu 1. u. 2.: Die' Aberkennung erfolgt durch Beschluß der Lnmlcszontral- 
boliurdc (Ministerium) und erstreckt sich zugleich auf dio Ehefrau, die, 
minderjährigen Söhne und dio unverheirateten minderjährigen Töchter. ' 

3. Wenn ein deutscher Staatsangehöriger, der sicli im Auslnndo nufliült,. 
seine ^cupflicht gegenüber Volk uml Reich nachweislich Tcrlctzt und 
dadurch die deutschen Belange schädigt. Dasselbe gilt, wenn ein Reiclis- 

■ ' H^t h Z E A r ,’,ff Ce i n dCn t , k>r J e . r( | acl ' t einer Treupflichtverletzung vor- 

des Dmem, ins Inland zu- 

pniehSeLmSllefcrt B " d ° n Nuchwcis für dic Treu ' 

a) der VolSSiiSS? t i di ° ^V Bslo ? u,1 S unwürdiger Elemento aus 

allem sein db tn^;f S 1 ntc i re -'? st0 Strnfo und riclllct ßich Tor 
hörigen (Emlernntpiö ,i; 8 Deiclisgrenze lebenden Reichsange-. 
Ser WcisSSin r“ 1 8 n gC , n das lleuc Deutschland in hetze- 

, Sri,"” td ,W ''PÄ «"»«gicnuig horab- 

Deutschland Vorschub lebten Propaganda gegen 

. landesverräterisches Trpitinn ’ °' 11 }°/* ad ea möglich ist, sie- für ihr 
.nttvortunr»™Sen °' Oeriohtö» uur Ver- 

b) tÄalÄ *T de. Innen, in, 

mit dem BctroIIencn können aupi min - 1Ste ^ deB Auswärtigen. Zugleich 
der Ehegatte, dTehehcÄ 

Kinder, bei Frauen auch die unehpliofc I ^- de , a Statt angenommenen 
Weiterhin kann mit dieser 3raDnS IUnde v lUSffcbUr S ertlverde , n '' 
schreckenden Wirkung das Vermfintn* zur Verstärkung ihrer ab- 
schlagnahmt und eingezogen w e refon ZU ^ una * cn des Deiches ho- 
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VI. Durcli Umsiedlung. Ein deutscher Staatsangehöriger fremder 1 
, Volkszugehörigkeit, der auf Grund einer zwischenstaatlichen 
Vereinbarung in ein anderes Land umgesiedelt wird, verliert 
die deutsche Staatsangehörigkeit mit dem Tage, an dem er das 
Deutsche Reich im Zuge der Umsiedlung verläßt. § 4 der VO. 
zur Regelung von Staatsangehörigkeitsfragen vom 20. 1. 1942* 
Zusatz. Nach dem Rcichsgosetz vom 14. VH. 1933, das in- 
soweit am 31. XII, 1935 außer Kraft getreten ist, konnten auch 
Einbürgerungen widerrufen worden, dio in der Systemzoit, das heißt 
zwischen dem 9. XI. 1919 und dem 30. 1. 1933, vorgonommon waren. 
Das Gesetz ^richtete sich gegen die verfehlte Einbürgerungspraxis 
der Nachkriegszeit, die der Verseuchung des deutschen Volks- 
körpers mit Juden und anderen rassisch verderblichen Elementen 
Vorschub leistete. 

Für den Widerruf kamen insbesondere Ostjuden, Verbrecher und Volks« 
Schädlinge in Frage. Durch ihn verloren außer dom Eingebürgerten auch dio 
Personen die deutsche Staatsangehörigkeit, dio sie ohne dio Einbürgerung nicht 
erworben hätten, nämlich insbesondere dio Ehefrau und dio eheliehen und 
legitimierten Kinder. 

B. Dio Staatsangehörigkeit auf Widerruf. v 

Die Staatsangehörigkeit auf Widerruf ist eine Übergangsform 
. der deutschen Staatsangehörigkeit, die nach einer gewissen Zeit im 
Ealle der Bewährung zum Erwerb der deutschen Staatsangehörig- 
keit (unbeschränlcten Staatsangehörigkeit) und im Falle der Niclit- 
bewährung zum Erwerb der Schutzangehörigkeit oder Staaten- 
losigkeit führt. 12. VO. zum RBürgGes. vom 25. IV. 1943 und VO. 
über die Staatsangehörigkeit auf Widerruf vom 25. IV. 1943. 

I. Staatsangehörige auf Widerruf sind diejenigen Personen, denen 
die Staatsangehörigkeit auf Widerruf durch allgeinoino An- 
' Ordnung oder durch Entscheidung im Einzelfall zuerkannt ist. 

Es handelt sich bei ihnen insbesondere um dio Angehörigen von völ- 
kischen Zwisohonsohichton in den neuen Gebieten, dio zwar blutmäßig 
und kulturell doutsoh beeinflußt sind, bei denen aber dio sofortige Ver- 
leihung der unbeschränkten deutsohen Staatsangehörigkeit noch nicht 
möglich ist. . ' ■ - >. 

II. Die Staatsangehörigkeit auf Widerruf ist eine Staatsangehörig- 
keit besonderer Art. , . 

1. Dio Staatsangehörigen nuf Widerruf sind Inländer und haben grund- 
sützlicli dieselbo Rechtsstellung wie dcutscho Staatsangehörige. In 
Rechts- und Vorwultungsvorsohriften kann jedoch im Einzelfall be- 
stimmt worden, daß die Staatsangehörigen auf Widerruf eine mindero 
Rechtsstellung innehaben. 

2. An dor politischen' WMcnsbildung des deutschen , Volkes nehmen sie 
nicht toll. Sie können daher nicht vorläufige Roiohsbürger sein. 

• 3. Dio. Staatsangehörigkeit auf Widerruf ist zeitlich begrenzt. Wenn sie 
‘ ' nicht vorher widerrufen wird, erwerben dio Staatsangehörigen auf Wider- •, 

ruf nach längstens 10 Jahren die unbeschränkte Staatsangehörigkeit. 

4 * 
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T TT Fpwcr t un( i Verlust der Staatsangehörigkeit auf^Widerruf. 
IU ‘ 1 J i i <DnntsanEchörickeit auf Widerruf. Er erfolgt; 
h * aM ““ b ' s “ mmt “ fin *" 

liehen worden t an d,o chemmjgc^T ^ deutecbea Vollislisto auf. 

ungehörigen, die , yQ fjer die deutsche Volksliste und di B 

rrrXÄta» j» .teS«Uotat«, O.te 0 W.t=n v„ 
deutsoho Stn ts g M ß aQ ^ dou ts 0 kstüminigon Bewohner der 

r Wl in Euncn Malmedy und Moresnot, die die.doutsohe Staats- 

SäffiS toten «'S ä» ro. «bor die Stunt,. 

aSörigkeit der Bewohner von Eupen, Mnlmedy und Moresnet 
vom °3 IX 1041) und an die heimnttrouon fremdvolkischon Bo- 
völkerungsteüe in der Untersteiermark und den besetzten Gebieten 
Kärntens und Krains (§ 2 der VO. über den Erwerb der Staats-- 
' nnnckörigkeit in den befreiten Gebieten der Untersteiermark, 
Kärntens und Krains vom 14. X. 1941). Ferner können die deutsch- 
.' stämmigen Bewohner von Elsaß, Lothringen und Luxemburg, die 
'die deutsoho Staatsangehörigkeit nicht erworben haben, die Staats- 
nngehörigkeit auf Widerruf durch besondere Anordnung erwerben 
(§3 der VO. über die Staats angeh örigkeit im Elsaß, in Lothringen 
und in Luxemburg vom 23. ViLL 1042). 

b) Durch Bestimmung der Einbibrgerungsboliürdo (in Preußen: Regie- 
rungspräsident) im Einzclfnll. Diese kann bei der Einbürgerung 
bestimmen, daß dio^Einzubürgerndon die Staatsangehörigkeit nur 
auf Widerruf erworben. 

c) Durch Gehurt. Ehelioho Kinder von Staatsangehörigen auf Wider-' 
ruf und uneheliche Kinder einer Staatsangehörigen auf Widerruf 
erwerben durch die Geburt die Staatsangehörigkeit auf Widerruf. 
Besitzt jedoch bei einem ehelichen Kinde ein Elternteil die unbe- 
schränkte Staatsangehörigkeit, so erwirbt das Kind ebenfalls die 
unbeschränkte Staatsangehörigkeit. 

d) Durch Legitimation.’ Eine nach deutschem Gesetz wirksame Legiti- 
mation (vgl. oben S. 48) duroh einen Staatsangehörigen auf Wider- 
ruf begründet für das Kind die Staatsangehörigkeit auf Widerruf. 
Besitzt es jedoch bereits die unbeschränkte Staatsangehörigkeit, 
bo behält es diese. 

e) Durch Eheschließung. Eine Staatsangehörige Frau fremden Volks- 
tums und eine nicht Staatsangehörige Frau erwirbt die. Staats- 
anpehöngkeit auf Widerruf, wenn sie einen Staatsangehörigen auf 
Widerruf heiratet. Eine Staatsangehörige Frau deutschen Volks- 

de F Eheschließung mit einem Staatsange- 
. S uf Widerruf ihre deut B ohe Staatsangehörigkeit bei. 

- \ e f) ust der Staatsangehörigkeit auf Widerruf. Er tritt ein: 

a der Widerrufsmöglichkoit Gebrauch go- 

rieer snrnrn^n- ^tautsangehörigo auf Widerruf Sohutzangehö- 
- ■ " s b imlml nf™ Wohnsitz im Inland hat. Hat er seinen Wohn- 

angehtaÄ äf W^ d % St “ atcl , Ü0Eer - D« Verlust der Staats- 
Je Ehefrau und die mSrjS^Äef ’ Indflatzli ° h aU ° U ^ 

iRf ' HS' • f H f iratefc ei ? Q Frau > die die Staatsangehörig- 

doutsoher VolkszugekörUA^ deuteobe . n Staatsangehörigen/ der 
Staatsangehörigkeit g ermrbt s ‘° die unbeschrankte 
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c) Durch Legitimation. Legitimiert ein deutscher Staatsangehöriger, 
der deutscher Volkszugehöriger ist, ein uneheliches . Kind, das die 
deutsche Staatsangehörigkeit auf Widerruf besitzt, so erwirbt das 
Kind die unbeschränkte Staatsangehörigkeit. 

, Außerdem geht die 'Staatsangehörigkeit auf Widerruf auch 
aus den Gründen verloren, aus denen jemand die deutsche 
Staatsangehörigkeit verliert; vgl. oben S. 49. . 

Zua — o: Wird der Widerruf innerhalb der WidemifsfriBt von 10 Jahren 
1 nicht ausgesprochen oder wird auf seine Geltendmachung bereits 

vor Ablauf dieser Frist verzichtet, so erwirbt der Staatsangehörige 
auf Widerruf dio unbeschränkte Staatsangehörigkeit. 

C. Dio Protcktoratsangeliörigkcit. 

Die .Protektoratsangehörigen sind keine Ausländer, anderer- 
seits haben, sie auch nicht die volle Rechtsstellung der Staats- 
angehörigen. Ihre Rechtsstellung ist für sie ihrer völkischen 
Eigenart entsprechend besonders geregelt worden. 

I. FrotoktoratsangobörigosiiuldieBowoknor(IIeimatbereoktigten) 
des Protektorats Böhmen und Mähren niclitdoutschor Volks- 
zugehörigkeit, die die ehemals tschecho-slowaldsche Staats- 
angehörigkeit besessen hatten. . . 1 • ■ - 

Es handelt sich bei ihnen vorwiegend um Tsokechen. Dio Volksdeutschen 
Bewohner des Protektorats sind .mit Wirkung vom 16. III. 1939 deutsche 
Staatsangehörige geworden. . . 

II. Die Frotektoratsangohörigkoit ist eine Staatsangehörigkeit be- 
sonderer Art. 

1. Dio Protcktoraisnngcbörigon sbid Inländer. Dies gilt sowohl im Ver- 
’ hältnis zum Ausland als auch im allgemeinen .für ihre Rechtsstellung 

im Inland. ' i. 

2. An der politischen WUlcusbüdung des deutschen Volkes nehmen slo 
jedoch nicht teil. Sie können weder vorläufige Reiohsbürgcr, noch Mit- 
glieder der NSDAP, oder ihrer Gäcderungen sein oder ein öffentliches 

Amt. außerhalb .des Protektoratsgebietes verwalten. • 

3. Innerhalb des Protektorats Btelien ihnen Im Rahmen der Autonomio 

politische Rechte zu. Sie haben insbesondere das Wahlrecht zu den 
Körperschaften des Protektorats. 1 . 

D. Die Schutzangekörigkeit dos Deutschen Reichs. 

Die Schutzangehörigkeit des Deutschen. Reichs ist eine min- 
dere, Eorm der deutschen Staatsangehörigkeit für bestimmte, 
nicht • zum deutschen Volk gehörende Einwohner des Deutschen 
■Reiches, denen die Rechtsstellung eines deutschen Staatsangehö- 
rigen oder Staatsangehörigen auf Widerruf nicht eingeräumt werden 
kann. 12. VO. zum RBürgG. vom 25. IV. 1943 und-1. VO. über die 
Schutzangehörigkeit des Deutschen Reichs vom 25. IV. 1943. . 
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I. Schutzangehörige des Deutschen Reichs sind solche nicht zum 
deutschen Yolkc gehörende Einwohner des Deutschen Reichs, 
denen die Schuizaiigchürigkcit durch allgemeine Anordnung 
oder durch Entscheidung im Einzelfall zuerkannt wird. 

Es handelt sich hei ihnen insbesondere um Angehörige fremden Volks- 
tums in den neuen Gebieten, deren Eindeutschung mit Rücksicht auf ihre 
vom deutschen Volkstum abweichende rassische Zusammensetzung nicht 
. in Frage kommt. 

II. Die Schutzangehörigkeit ist eine Staatsangehörigkeit minderen 
Rechts. 

1. Die Schulzangcliörigen sind Inländer. Voraussetzung für den Besitz der 

Schutzangehörigkeit ist ein Wohnsitz im Inland. Wird der Wohnsitz 
ins Ausland oder ins Generalgouvernement verlegt, so geht die Eigen- 
schaft als Schutzangehöriger verloren. ' , 

2. Die Schutznngeliürlgcn besitzen keine politischen Rechte, können also 
auch nicht vorläufige Reicksbürger sein. 


3 . Die Schutzangchörlgen haben beschränkte Inländcrrcchtc. Ihr e Rechts- 
stellung ist noch nicht im einzelnen festgelegt, immerhin ist schon er- 
kennbar, daß sie den deutschen Staatsangehörigen gegenüber erheblich' 
abgesetzt werden. So unterliegen sie einem Sonderstrafrecht (vel 
Polen-Sondcratrafrechts-V 0. vom 4. XII. 1941). Ferner haben Schutz- 
angehörige, die weder in die Abt. 4 der Deutschen Volksliste eingetragen 
noch vom Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums be- 
sonders bezeichnet sind, ohne besondere Genehmigung nicht das Recht 
nndero Personen als Schutzangehörige zu heiraten. ’ 

HI. Erwerb und Verlust der Sclmtzangeliörigkcit. 

I. Erwerb der Schutzangehörigkeit. Er erfolgt: 

a) Durch allgemeine Anordnung. 

vn allgemeinen Anordnungen sind bisher ergangen: 

DßUtSCi \ 0 Y 0lkflIisto und deutscho ^Stifata- 

und die VO ^ üL? d n nn% geg l l d( !, rten c 0stgßbleten vom 4 ‘ HL 1941 
uber , den Erwerb der Staatsangehörigkeit in den bc- 

S"' x. m'f ' sS K *™ te ” --a sän “ 1 

b) Durch Geburt „i f T -. Widerruf nicht erworben haben. 

da3 uneheliche Kind einer Sckutzn ?°hutzahgehörigen sowie 
angehörigkeit. bchutzangehörigen envirbt die Schutz- 

c) Durch Ehcschlleßumr Wnr c, , 

wirbt die Schutzangehörigkeit ^ ® 0 ^ utzan g e hörigen hoiratot, er- 
nehmigung der Eheschließune etlf n °T en ea lrird bei der Ge * 

* der : 

n) Durch Entlassuug. Der Verlust,, r i ’ ,7 1 0m: 

die Ehefrau und die minder/ü^hrige^K^inder 8 ^“ 08 ^^* 0 ^ aU °^ aU ^" 
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Ti) Durch Niederlassung im Ausland oder Grenzüberschreitung, dio 
nicht nur vorübergehend ist. ' - 

c) Durch Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit oder der Staats- 
angehörigkeit auf Widerruf; vgl. oben S. 47,' 52. 

• .7 . . i 

E. Verschiedene Staatsangeliöriglcoitsfragen. > 

I Doppelstaater und Staatenlose. Das Staatsangohürigkeitsrecht 
ist innerstaatliches Recht, d. li. jeder Staat regelt es nach 
eigenem Gutdünken. Daher sind die Gründe für den Erwerb 
und den Verlust der Staatsangehörigkeit in den einzelnen 
Ländern sehr unterschiedlich geregelt. So kann es Vorkommen, 
daß jemand eine fremde Staatsangehörigkeit envirbt, ohne die 
bisherige zu verlieren. Er besitzt sodann zwei Staatsangehörig- 
keiten, ist also Doppejstaater. Ebenso kann er die bisherige 
Staatsangehörigkeit verlieren, ohne eine neue zu erwerben. Er 
ist sodann Staatenloser. Bei der Neuordnung der staatlichen 
Verhältnisse in Europa nach dem ersten Weltkriege, hat es 
Besonders viele' Eälle der doppelten Staatsangehörigkeit und 
der Staatenlosigkeit gegeben. 

1. Ein Doppelstaater besitzt dio Staatsangehörigkeit molircrer Sfuntcn. 
Beispiel: Das Kind eines deutschen Vaters, das in England geboren 
wird, erwirbt nach deutschem StaatsangehörigkeitBrecht (Blutsrocht) 
die deutscho Staatsangehörigkeit und nach englischom Staatsangohörig- 
keitsrecht (Bodenrecht) zugleich die englische Staatsangehörigkeit. 

Dio doppelte Staatsangehörigkeit wurdo bisher wegen der Möglich- 
keit von Pflichtonkollisionon als unerwünscht angesehen. Dio Ent- 
Wicklung im gegenwärtigen Kriege lmt jedoch dazu geführt, daß es hu 
H inblick auf dio Schicksalsverbundenkeit der Völker Europas erwünscht 
ist, ihre Beziehungen dadurch zu vertiefen, daß in bestimmten bullen 
die Staatsangehörigen des einen Landes dio Staatsangehörigkeit auch, 
eines anderen Landes erwerben können, ohne dadurch ihro bisherigo 
Staatsangehörigkeit zu verlieren. § 2 der VO. zur Regelung von Staats- 
angchörigkeitsfragen vom 20. I. 1942. 

2. Der Staatenlose besitzt dio Staatsangehörigkeit keines Staates. Boi- 
spiel: Eür dio ehemals polnischen Staatsangehörigen im General- 

• couvernoment ist nach Verlust der polnischen Staatsangehörigkeit bis- 
her kein anderes Staatsangchörigkeitsvorhältms begründet worden. 

II. Dio Option,. 'Sie ist das Recht zur freien Wahl der Staats- 
angehörigkeit. Sie kommt häufig bei .Gebietsabtretungen auf 
Grund völkerrechtlicher Vereinbarung (insbesondere m h rie- 
densverträgen) vor und wird den Bewohnern des abgetretenen 

■ . Gebietes gewährt. Mit ihr ist, meist zugleich die Pflicht ver- 
bunden, in das Wahlland auszuwaridern. 

II. Das Reichsbürgerrecht. 

I. Itoichshürger ist nur der Staatsangehörige deutschen öder art- 
’ verwandten Blutes, der durch sein Verhalten beweist, daß 
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er gewillt und geeignet ist, dem deutschen Y olk und Xtoicli in 
Treue zu dienen. § 2 Abs. 1 RBürgG. 

31. Das Itciclisbiirgcrrceht wird durch besondere Beleihung mjj 
dem Bcichsbiirgerbricf erworben. Die Voraussetzungen, unter 
denen jemand Reichsbürger werden kann, sind im Gesetz 
festgelegt. Die näheren Vorschriften über den ReicliBbürger. 
brief sind "jedoch noch nicht ergangen. Bis dahin ist durch 
die VO. vom 14. XI. 1935 als Zwischenlösung ein vorläufiges 
Reichsbürgcrrcclit geschaffen worden. Hiernach ist . heute 
zwischen dem endgültigen und dem vorläufigen Reichsbürger- 
recht zu unterscheiden. •• . ' 

>A. Das endgültige Beichsbürgerrecht. 

1. Erwerb des Reichsbürgerrechts. 

I. Voraussetzungen des Erwerbs. Er ist von drei Voraussetzungen 

o o* 

1. Deutsche Staatsangehörigkeit. Gleichgültig ist, ob der 
Staatsangehörige im Inland oder im Ausland wohnt 
Das Beichsbürgerrecht steht also auch den Aualnn.1. 

of SiÄSSÄ - 

• ÄeS Beie 

rechnen, nlso z. B. Banater .deutschen Volkstum zuzu- 

dnher zunächst die deutsche Stnnt» ™ , Volksdeutsche müssen 

. . »*»*,«« Ätaffi 1 ™ ben ’ eh ° a “ 

■ ml «ff 'ww Jiöimeü 

toratsangehörige oder !° W - nig können Protek * 

recht e4rSf wei] sl nthWlT ^ Peicl ^ürger- 
sind. Vgl. oben S. 51, 53, 5+ deutsche Staatsangehörige 

d e u t^ c h en'^ 0 d e r^ar t v e rw^ n“ 11Ur werden, wer 

*3i% d ‘ e j 

; äSSsääs 

rccht’cntr l QrtTCn ;' andt . en D lutes !!ü 1 n,r,wi nngel,Öriße nnderen Volks- 

■ kcitl erfr 11 ^ Cn ’. S0 ^ crn 8 * c auch die ührm ^ßegen das Beiohsbürger- 

a ) Den Willen, Volk und i . 

. wird man bei einwandfreier* V^ 0110 zu lPencn> Ihn 

genossen regelmäßig als ppppBa^ 11 1111158 eines Volks-. 

b g oen annehmen können. 


- • 57 — . V 

b) Die Eignung zum Dienst an Volk und Reich. Sie läßt sieb 
erst feststellen, -wenn der Staatsangehörige Gelegenheit 
gehabt hat, sich im GemeinsckaftsdienBt zu bewähren.. 

• Bei männlichen Volksgenossen wird dio Verleihung des Bürgerrechts 
•von der Toilnahme an einer nationalsozialistischen. Jugendschulung,, 
dor einwandfreien Erfüllung der Wehr- und Arbeitsdionstpflicht und 
von der Bewährung im Dienst der Partei und des Staates oder im 
Beruf, hei weiblichen Volksgenossen von einer sonstigen Betätigung im' • 
Dienste der Volksgemeinschaft ‘ abhängig zu machen sein. .Hieraus 
ergibt sich von selbst, daß dio Verleihung des Beichsbürgerreohts auf ein 
späteres Alter festzusetzen sein wird, als cs bisher für das Wahlreoht 
zum Beichstag (Vollendung des 20. Lebensjahres) vorgeschrieben war. 

TI. Der Erwerb des Rciclisbiirgorreclits selbst vollzieht sich durch. 
Verleihung des Reiclisbürgerbriofcs. § 2 Abs. 3 RBürgG. 

Nähere Vorschriften über Eorm und Inhalt des Reichsbürger- 
briefes und die Art seiner Verleihung sind noch nicht ergangen- 

Der'Beichsbürgerbrief wird nach dem Willen des Führers dio wert- 
1 vollste Urkundo sein, die ein Deutscher in seinem Leben erwerben kann 
(Adolf Hitler, Mein Kampf S. 401). 

- 2. Verlust des Rciclisbiirgorreclits. 

Der Verlust des Reicbsbürgerrechts.ist bisher noch nicht gesetz- 
geberisch geregelt. Als Tcrlustgründo werden vor allem der Verlust, 
dor deutschen Staatsangehörigkeit und die Entziehung dos Reichs- 
bürgcrrcclits hei unwürdigem Verhalten des Reichsbürgers in Erage 
kommen. 

B. Das vorläufige Beiclisbürgerreclit. 

1. Erwerb. 

Als vorläufige Roicksbürger gelten bis zum Erlaß weiterer 
Vorschriften über den Reichsbürgerbrief: 

I. Die Staatsangehörigen deutschen oder artverwandten Blutes^ 
die am 30. IX. 1935, dem Tage des Inkrafttretens des Reichs- 
‘bürgergesetzes, das . Rcichstagswahlrccht besaßen, die also- 
an diesem. Tage das 20. Xebensjahr vollendet hatten. 

Zu beachten Ist : • > 

' 1. Personen, die nach dem 30.. IX. 1035 dio doutscho. Staats? 

nngcliörigkeit erworbon haben oder dio das wahlfähige Alter 
erst nach diosom Zeitpunkt erreichen, sind keine "vorlttuiigon 
Beiohsbürger, weil sie nicht am gesetzlichen Stichtage wahlberechtigt 
waren. Sie können jedoch das vorläufige Beichsbürgerrecht durch 
Verleihung erwerben. S. u. Ziff. H. 

2. Durch Verleihung können das vorläufige, Beiohsbürgerreoht 
auch die Personen erwerben, die dio doutsebo Stnatsangehongkeifc 
anläßlich von Gebietseinglicderungen erworben haben, sofern ihnen nicht, 
das vorläufige- Beichsbürgerrecht schon hei dieser Gelegenheit durch, 
besonderen Gesetzgebungsakt besonders verlieben worden ist. 
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.3. StaiUsangeli^g^i®^|^^® ausdrüolcHc^ 


Är1 b DO lg Sto Wenn $ 

ÄSÄÄÄ VoltoßSS 

s" käntn ÖÄÄBllH der NSDAP, und ihrer Glied, 
Hingen werden, nicht Erbhofbnuer, Vorgesetzter m der V ehrmacht und 
nicht Beamter sein. Näheres s. Heft o fc>. 1JU. 

4. Juden und andere Eremdrassigc sind vom vorläufigen Reichs, 
hürgerrccht ausgeschlossen. ,1 

TTT Staatsangehörige deutschen oder artverwandten Blutes, denen 
’ das vorläufige Itcichshürgcrrcclit vom. Reichsminister des 
Innern im Einvernehmen mit dem Leiter der Parteikanzlei 
verliehen ist. § 1 der 1. DVO. 

Durch diese Vorschrift soll ermöglicht werden, daß nach dem 30. IX. 
1935 eingebürgerte Personen' in den Besitz des vorläufigen Reichsbürger, 
rechts gelangen. Sie kommt auch für deutsche Staatsangehörige in Be- 
tracht, die das 20. Lebensjahr erst nach dem 30. IX. 1935 vollenden. 

2. Verlust. 

Das vorläufige Itcichsbürgcrrccht erlischt: 

I. Wenn eine der, Voraussetzungen für die Verleihung des end- 
gültigen Reichshürgerrechts wcgfällt, z. B. wenn der vorläufige 
Reichsbürger die deutsche Staatsangehörigkeit verliert. 

II. Wenn das vorläufige Reicksbiirgcrreclii entzogen wird. Die 
Entziehung wird durch den Reichsminister des Innern im Ein- 
vernehmen mit dem Leiter der Parteikanzlei ausgesprochen. 

DI. Die Rechtstellung des Volksgenossen. 

des c ^ nze ^ 1C11 bestimmen sich danach, 
Vliesen wird nf i1a1 ^ innerhalb der Gesamtheit des Volkes .zuge- 

Zeit> die die Befreiung 
erstrebte, hat sich seine Rechts- 
ordnung des einvoln V °r Nationalsozialismus vollzogenen Ein- 
Äend Volto e en °™ * VoltogLetaecbaft 

A. Di« Überwindung der Lehr« von den Grundrechten. 

t at n h DlC liberalistiscll e Auffassung. . ' 

einzelnen dön ' VormngTor^ 0 An" 5 “ h f ben die Recllte deS 
v vor üen Ansprüchen des Volksganzen. 
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Dio libcralistische Staatsrechtslehre stellto den Staat und den einzelnen 
Volksgenossen in einen Gegensntz zueinander. Nach ihr war der einzelne 
Mensch von Nntur aus mit unbegrenzter Freiheit ausgestattet, er erschien 
uIb der eigentliche Zweck allen Löbens. .Bei dieser Auffassung mußten der 
'■ . Staat und, dio Gemeinschaft eine Last sein, von deren Fesseln der einzolno 
möglichst zu befreien war. 

Die Vorfassungsgesetze hatten dementsprechend die Auf- 
gabe, der Einzelperson ein bestimmtes Mindestmaß persön- 
licher Dreiheit vom staatlichen Zwang durch die Festsetzung 
von unantastbaren Prcihoitsrechtcn, den sogonanhton Grund- 
rechten, zu sichern. Die Grundrechte waren nach der libe- 
ralistisclien Lehre ursprünglich und unverletzlich und konnten 
nur unter erschwerten Bedingungen abgeändert, aufgehoben 
oder beseitigt werden. 

Die Weimarer Verfassung kannte u. a. folgende Grundrechte: 
Reoht der freien Meinungsäußerung durch Wort, Schrift, Druck, Bild usw., 
Vereinsfreiheit, Freiheit von Handel und Gewerbe, Unverletzlichkeit dor 
persönlichen Freiheit, der Wohnung, des Briefgeheimnisses, des Eigentums, 
des Erbrechtes. 

TT , Bio Herausnahme des einzelnen aus der Gemeinschaft und 
die Beseitigung seiner natürlichen Bindungen führte zur Aul« 
lösung der Gemeinschaft und ihrer Ordnungen, insbesondere 
des Staates und der Eamilie. 

Durch die Aufspaltung der Rechtsordnung in einzelne Rechtsbezio- 
hungen, Einzelrechte und Einzelpflichten verlor das Recht Beine blut- 
■ mäßige Bindung zur Gemeinschaft. Es trat eine völlige Entfremdung der 
Einzelperson von Staat und Volk ein. Am Endo einer solchen Entwicklung 
muß dio kommunistische Anarchio stehen, 

Zusatz. Die geschichtliche Entwicklung der Grundrechte als „ange- 
> borene Menschenrechte“ geht auf dio Kämpfe um die Glaubensfreiheit 
zurück. In England erkannte der König im 17. Jahrhundert Rechte 
und Freiheiten der Untertanen in den Staatsgrundgesetzen: Potition of 
right (1628) und Bill of rights (1089) an. In den Vereinigten Staaten 
von Amerika kam dann seit dem Jahre 1776 der Brauch auf, in den vor- 
. . fassungsurkunden Grundrechte festznsotzen. In Frankreich wurden die 
Grundrechte als „droits de l’homme et du citoyen — d. h. „Menschcn- 
und Bürgerrechte“ — in dio Verfassung von 1701 nufgenommen. Von dort 
nahmen sie ihren Weg in die Verfassungsurkunden fast sämtlicher Kultur- 
staaten. Dio Weimarer Verfassung widmete ihnen allem 57 Artikel. 

2. Dio nationalsozialistische Auffassung. 

I. Maßstab für die Rechte und Pflichten der Volksgenossen kann 
nur das Volk als die ewige, höchste und umfassendste Ge- 
meinschaft sein, der sich alle anderen Gemeinschaften ebenso- 
wie der einzelne Mensch einzuordnen haben. 

Der Staat ist kein selbständiges Wesen, das ein eigenes vom Volke 
unabhängiges Dasein führt, sondern er ist nur die örgamsation^orm 

. des Volkes, dio äußere Rechtsgestalt, in der es nach außen in Eraohei- 

. riun g tritt. Genau so hat dor einzelne kem yonder GemeiMchaft un. 
:. 1 7 abhängiges. Dasein, er ist'vielmehr seinem Volke schicksalhaft ver- 
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ew kein Kaum, ebensowenig für eine „staats oaer - voiks- 

freie Sollsro * 0 des Einzelnen. Die «riindrcclito der Weimarer 
Verfassung, die sieh gegen die Gememsehafl nehteteiv 

mußten dnlicr beseitigt werden. 

_. . . .. . (i er Weimarer Verfassung wurden durch, 

Die wichtigste Gnu Abwehr kommunistischer und staats- 

«Ofc, Kn.lt geseut darunter: D„ 
Bccht auf Unverletzlichkeit der persönlichen Vredieit und des Eigentums 
das Reckt auf freie McinungBäullerung und das Eeclit der Vereins- und 
Versammlungsfreiheit. Dio Einwirkung der nationalsozialistischen Re- 
volution beschränkte sich jedoch nicht auf eine nur vorübergehende Auf- 
liebung einzelner Grundrechte. Das Grundrechtssystem der Weimarer 
Verfassung ist vielmehr als endgültig beseitigt anzusehen, wed der völkische- 
Staat keinen seiner Einwirkung entzogenen Ereilieitsbereich des einzelnen 
Volksgenossen kennen kann. 

H. Für die Rechtsstellung des einzelnen ergeben sich aus der 
nationalsozialistischen Auffassung folgende Grundsätze: 

1. Die Interessen der Allgemeinheit müssen den Vorrang vor 
den Rechten des einzelnen Yolksgenosson haben. 

Die Einordnung des einzelnen in die Volksgemeinschaft führt keines- . 
wegs zur Rechtlosigkeit, seine Rechte sind im nationalsozialistischen 
Staat nur nicht ein. Ausfluß der unabhängigen Persönlichkeit des 
einzelnen, sondern Auswirkungen seiner Ghedschaftsstellung inner- 
halb der Gemeinschaft. Der einzelne Volksgenosse kann dement- 
sprechend nur die Rechte haben, die ihm die-Gomeinscliaft zu- 
billigt. Er darf somit von ihnen keinen Gebrauch machen, wenn das* 
Wohl der Allgemeinheit ihre Eichtausübung erfordert. . 

2. „Jedem das Seine" gilt entsprechend der Leistung an Stelle' 
des lebensfremden Grundsatzes „Jedem das Gleiche“. 

3. Rechte und Pflichten bilden eine Einheit. Es gibt keine für 
S *° hr ^ es ^ e ^ en< ^ en Berechtigungen oder Verpflichtungen- 

nrfiPru ^ te ] lun S des einzelnen in der Gemeinschaft muß als Einheit 
Pflichten antprn , a8 .j undert ZW ‘Y nicht, daß man einzelne Rechte undl 
i LSlt “IT' Jedcß Kocht ist aber ein TeU der Ge- * 
näXh d f ie t Dd begrundet damit zugleich eine Pflicht, 

zSübem Sinne der Gemeinschaft aus- 

gefaßt werden. ereehtigung zugleich als Verpflichtung anf- 

eine Pflmht^MenüYe^dtr 1 vM?** ein . Eiire ndienst. Es ist gleichzeitig- 
tum nicht nuAin Recht sonlfrm^T^-^'i Ebonso das Ei ß cn ‘ 

zugleich dio Verpflichtung eifim mJSSf U S det n Ür d - en Ei ß ontüincr 
brauchen. 1 E> s im Dienste der Gemeinschaft zu ge- 
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rang der Interessen der Gemeinschaft vor den Rechten, 
des einzelnen. • ' 

Aus diesem Grund rückt z, B. das Reichsbeamtengesotz die pflichten 
des Beamten gegen Volk und Staat an die erste Stolle, während dio 
liberalistischo Zeit seine Rechte besonders betoute und den Begriff der 
. . wohlerworbbnon Rechte schuf, die der Staat nicht antasten . durfto. 

Heute bat der Beamte ebensowenig wie jeder andere Volksgenosse 
gegen, den Staat gerichtete Rechte. > 

, B. Die Pflichten und Beeilte der Volksgenossen. 

1. Dio Pflichten. 

Die Pflicliton der Deutschen erwachsen aus ihrer Zugehörig- 
keit zum Scliutzvorhand dos Deutschen Reiches. Dieses läßt seinen 
Staatsangehörigen Schutz und Hilfe angedeihen, dafür sind Bio 
ihm auch besonders verpflichtet. • 

,1. Grundpflicht der Deutschen ist die Troupiiieht. Die Treue 
ist die Voraussetzung allen Gemeinschaftslebens. Daher ist 
jeder deutsche Staatsangehörige entsprechend den sittlichen 
Grundgedanken nationalsozialistischorRechtsauffassung ver- 
pflichtet, dem deutschen Volk und seinem Führer in Treue 
zu dienen. ' 

1. Dio Trcupflicht verpflichtet nicht nur zum Gehorsam gegenüber den 

Gesetzen und den Anordnungen von Partei und Staat, sondern darüber 

hinaus zu einem die Interessen des deutschen Volkes .fördernden Ver- 
halten. Dabei gilt als oberster Grundsatz: „Gemeinnutz geht 
vor Eigennutz“. Der deutsch? Staatsangehörige muß also nllcs tun, 
was dem Gemeinwohl förderlich ist, und alles unterlassen, was ihm ab- 
• . träaliok ist. Umgekehrt hat selbstvorcständlioh auoh dio Gommnsohatt 
und der Staat eine Trouopflioht gegenüber dem Volksgenossen. 

2. Dio Troupflioht läßt sich in EinzclpMckten aufgüedcrn. Die gesogch 

• festgelegton und sonstigen Pflioliten sind nur Anwcndungsflille der - Pr , . 

Pflicht. Sie lassen sieh nicht erschöpfend aufzählen, denn der nat'on - 
- .Steko, Stadt kamt 

des einzelnen fest bestimmte Grenzen, hmter denen er frei ist. .Uno 
Aufzählung muß sich daher auf dio wichtigsten Pflichten beschränken. 

II. Dio wichtigsten Einzolpflichton sind folgende: 

1. Dio Schulpflicht. Die Eltern oder ^sonstigen Ikziehungs- 
berechtigten sind verpflichtet, die Ehnder die Schule be- 
suchen zu lassen, damit sie das erforderliche Bezeug für 
ihren späteren Dienst in der Volksgemeinschaft erhalten. 

2. Dio Jugonddionstpflicht. Ihr unterliegen im Rahmen der 
Hitler-Jugend alle Jugendlichen vom 10. bis zum 18. Le- 
bensjahr (Jugenddienst-VO. vom 25. HL 1939). 

3. Die Arhoitsdienstpüicht. Alle, jungem futschem beiderlei- . 

' Geschlechts sind verpflichtet, ^grundsätzlich ein halbes 
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■ Jahr im Reichsarbeitsdienst zu dienen (RArbDG. vom 
26 VI. 1035). Näheres vgl. unten b. iot>. 

4 Die Wehrpflicht. Zur Dienstleistung für das Vaterland 
sind alle deutschen Männer, in Kriegszeiten aucl 1 die 
deutschen Dräuen verpflichtet. Näheres vgl. unten S. 164. 

5. Die Pflicht zur Arbeit. Jeder Deutsche hat die Pflicht, 
seine geistigen und körperlichen Kräfte so zu betätigen, 
wie es das Wohl der Gesamtheit erfordert. 

G. Die sächliche und persönliche leistungspflicht. Jeder 
Deutsche ist verpflichtet, zu allen öffentlichen Lasten im 
Rahmen der Gesetze beizutragen und sich notfalls mit 
allem, was er besitzt, für den Bestand des Reiches ein- 
zusetzen. (Vgl. Notdienstverordnung vom 15. X. 1938 
und VO. vom 13. II. 1939.) ' - 

7. Dio Nothilfepflicht. Bei Unglücksfällen und allgemeiner 
Gefahr und Not muß jeder Deutsche Hilfe leisten, wenn 
dies nach gesundem Volksempfinden seine Pflicht ist. 

§ 330c StGB. 

8. Dio Luftschutzpflicht. Alle deutschen Staatsangehörigen • 
ohne Ausnahme sind zu Dienst- und Sachleistungen sowie- 
zu sonstigen Handlungen für den Luftschutz verpflichtet. 
(LSchG. vom 26. VI. 1936.) 

Aufgabe des Luftschutzes ist der Schutz des deutschen Volkes und 
des Reichsgebiets vor den Folgen von Luftangriffen. Näheres vgl. 
Heft 40 l . 

Zu I n. H.: Den Pflichten unterliegen grundsätzlich alle deutschen 

Staatsangehörigen, auch Juden und andere Premdrassige, 

soweit sie noch die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. 

Dasselbe gilt für Personen mit beschränkten Inländer- 

MgehörigcT hCh 036 Protoktoratsan S 0 hörigon und die Schutz- 

L SÄ«?- Sr t0 PerEOnenfa eifi 0 haben erhöhte Pflichten. 

OT^ungen*b?räfMt^Sfeehnr°n SCI1 , H 1( * ® eam to. Ferner setzen Berufs- 

■ di ° des 

■ • 

sehen Volk bedeuten zu dem T,, i U ® e . lc ,^ elnen Ehrendienst am deut- 
oeaeuten, zu dem Juden nicht zugelassen werden können. 

2. Dio Rechte. 

der deutscho^Staatsa^ S l cl1 aus dem Wesen 

Schutzverbande des Deutsche^ p • 1 er Zugehörigkeit zum 
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auf den Schutz durch das Deutsche Reich im Inland und' 

• gegenüber dem Ausland unter Einsatz des Behördenapparates! 
und gegebenenfalls der Machtmittel des Staates. Der Schutz. 
• des einzelnen kann jedoch niemals Selbstzweck sein, er. findet 
vielmehr seine Grenze an den Interessen der Volksgemein- 
schaft. 

Die einzelnen Rechte sind: 

1. Das Recht auf Gewährung staatlichen Schutzes innerhalb- 
und außerhalb des Reichsgebietes gegenüber dem Ausland.. 
Der Staatsangehörige darf daher beispielsweise nicht an 
eine ausländische Macht zur Verfolgung oder Bestrafung 

, ausgeliefert werden. Ebenso ist die Ausweisung aus dem. 
Reichsgebiet unzulässig. 

2. Das Recht auf staatlichen Schutz im Inland. Dazu gehören:: 

ft) Das Recht auf persönlichen Schutz. Der Staat muß den einzelnen 
gegen Angriffe auf Leib und Leben schützen. 

b) Das Recht auf den Schutz der Yermögcnsgütcr. Daher bestraft der 
Staat z. B. Diebstahl und Brandstiftung. 

c) Das Recht auf. den Schutz der Arbeit. Streiks lind Aussperrungen, 
sind dementsprechend verboten. 

d) Das Recht auf wirtschaftlich frcio Betätigung im Rahmen der Ge- 
setze. Ihr sind im Interesso der Sicherung der Lobonsintcrcsscn. 
unseres Volkes insbesondere auf dem Gebiete des Außenhandels, 
und des Arbeitseinsatzes größere Schranken gezogen. Juden sind 
hierbei besondere Beschränkungen auferlegt. Vgl. oben S. 27. 

o) Das Recht auf Benutzung aller der Öffentlichkeit dienenden Ein-, 
riclltungen im Rahmen der hierfür geltenden Vorschriften.. So ist 
jeder Staatsangehörige berechtigt, dio Verkehrsmittel, diB Ver- 
sorgungseinrichtungen, wie Wasser-, Gas- und Elektrizitätsanlagon,. 

' Kranken- und Pflegeanstalten, Museen und Büchereien zu benutzen. 
Juden sind hierbei Beschränkungen auferlegt. Vgl. oben S. 27., 

II. Dio Rcclilo der Staatsangehörigen auf Widerruf sind dieselben 
wie dio dor deutschen Staatsangehörigen, soweit nicht in 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften im Einzelfall ausdrück- . 
lieh etwas anderes bestimmt ist. § 10 der VO. vom 25. IV. 
1943. 

III. Die Rechte dos Roichsbürgors gewähren eine Einflußnahme- 
auf die Führung des Staates. Sie sind mit dom Besitz des- 
(vorläufigen) Rcichsbürgcrrcchts verbunden, ihre Ausübung- 
ist daher den (vorläufigen) Reichsbürgern Vorbehalten. Vgl., 
oben S. 57. ' 

Politische Rechte sind: 

1. Das Stimmrecht bei der Volksabstimmung. Vgl. unten S. 65. 

2. Das aktive und passive Wahlrecht zum Reichstag, das- 
ist das Recht, zum Reichstag zu wählen und als Reichs- 
tagsabgeordneter gewählt zu werden. Vgl. unten b. 
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gaben zu erfüllen. 

ifssts jffiÄÄjSäs 

Erlaß n< der Vors\l^tef übef den" ^icbsbür gerbrief vom 

vorläufigen ’ Beicbsbürgerreebt und damit von der poli- 
tischen Mitbestimmung ausgeschlossen sein wurde, und ebenso 
im Interesse der Bewohner der emgeghederten Gebiete in 
denen das vorläufige Reichsbürgerrecht noch nicht eingefulirt 
ist (vgl. oben S. 58), als tlbcrgangsmaßnahiüo über den , Kreiß- 
v der vorläufigen Rcichsbürger hinaus einem weiteren Personen- 
kreise zugowiesen worden. 

1. Bclclistngswahlbcrcclitlgt ist, wer am Tage ilcr Wahl 20 Jahre nlt ist. 
Gesetz vom 7. DI. 1030. i 

2. Zu den öffentlichen Ämtern können auch solche Personen zugelasscn 
werden, die nicht vorläufige Iteichsbiirgcr sind. § 3 der 1. VO. Der 
deutsekblütigen Jungmannschaft steht damit der Zugang zur Be- 
amtenlaufbahn offen. Ferner können auch Ausländer mit Genehmigung 
des Reicbsministers des Innern oder der von ihm ermächtigten Stelle 
zu einem öffentlichen Amt zugelassen werden. Hierfür kommen vor 
allein Volksdeutsche fremder Staatsangehörigkeit in Frage. 

Zusatz: Wegen der Rechtsstellung der Protektoratsangeliürigen 
und der Scliutzangehörigen des Deutschen Reichs vgl. 
oben S. 51f. ’ 


Vierter Abschnitt. 

Die Volksbefragung. 

L zu den Einrichtungen des national- 

SSS? isc 1 ^ 0n Staa J°s- Der Nationalsozialismus hat in den 

S fe^ aUen i SeU l B d r VoUj S esteUt > dessen Erhaltung 

tiL ' HriS höchs 1 te Zweck des Staates ist. Um 

mSolW 8 b i er ^n n i ZU können > muß die Regierung un- 
.mittelbar an das Volk herantreten können. . b 

1. Die Führung eines Volkes muß sich vm 7 ., , 

ob Bio das Vertrauen des Volk™ , ,. z “ z ?J. fc davon überzeugen, 
streekerin des Wülens des Vnll-oa H0C j )es i zt ’ Sie handelt als Voll- 
trauen getragen sein ? ° lkeS und lmiß deshalb von seinem Ver- 

2. Dos Volk muß über höchste und -r . . „ . ■ 

werden können. letzte Fragen seines Daseins gehört 
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H. Die Volksbefragung kommt in zwei Formen vor: . 

1. Als Volksabstimmung, bei der das Volk seino Meinung zu bestimmten 
• Fragen oder Gesetzentwürfen kundgibt. 

• 

2. Als Belclistagswahl, bei der das Volk seinen Willen durch die Stimm- 
abgabe auf Wahlvorscbläge zu erkennen gibt. 

I. Die Volksabstimmung. 

I. Volksabstimmungen sind eine altbekannte Einrichtung. des Yor- 
fassungsrcchls. Aus dem klassischen Altertum sind z. B. die - 
Volksabstimmungen des Stadtstaates Athen allgemein be- 
kannt. Von modernen Staaten mackt 'die Schweiz von dieser 
Einrichtung besonders weitgehenden Gebrauch. Die Bismarck- 

, sehe Verfassung kannte keine derartige Form der Volks- 
befragung. 

II. Dio Weimarer Verfassung führte die Volksabstimmung nach 
dem Vorbild der Schweiz und der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika in der Form des Volksentscheids und des Volks- 
begehrens ein.' 

Der Volksentscheid war die Willensäußerung des Volkes, durch die 
Beichstagsbeschlüsso aufgehoben oder abgeändert oder ein Gesotzesvor- . 
schlag des Volkes zum Gesetz erhöben werden konnte. Das Vollcsbo- 
gehren war der vom Volke. ausgehende Antrag auf Herbeiführung eines 
Volksentscheids oder eines Gesetzesbeschlusses des Reichstags. 

Der Volksentscheid beschränkte sich auf Aide der Gesetz- 
gebung und war hauptsächlich hei Meinungsverschiedenheiten 
unter den an der Gesetzgebung mitwirkenden Faktoren : dem 
Reichstag, dem Roichsrat und dem Reichspräsidenten ^auf An- 
trag einer dieser Stellen oder auf Antrag des Volkes im Wege 
des Volksbegehrens vorgesehen. Die Reichsregierung war da- 
gegen nicht berechtigt;' einen Volksentscheid herbeizufuhron. 

In allen praktisch bedeutsamen Fällen war für die Gültigkeit des Volks- 
entscheids erforderlioh, daß sich dio Mehrheit der Stimmberechtigten an . 
der Abstimmung beteiligte. Dio Masso der Niobtwahler kam somit der 
' Seite zugute, dio den Volksentscheid ablehnte. Damit war emer Sabot ge 
der Abstimmung duroli Stimmenthaltung Tur und Tor geöffnet. 

TTT Der nationalsozialistische Staat hat die bisherigen Formen 
der Volksabstimmung grundlegend umgestaltot. 

Eino Volksbefragung zur Entscheidung über Meinungsverschiedenheiten 
untm^den hä der Gesetzgebung nutwirkenden Faktoren hat m Führer- 

' £f 2 

von sich aus zur Abstimmung amzunucu. b l»ni Hrhick- 

nicht auf Akte der Gesetzgebung beschranke^ q£ C £- 

salssahweren Entscheidungen gegeben sein, die nicht Akte der ueseiz 

. gebung sind. 

Sohaoffor, Neugestaltung. Heft 13*. 
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_. TT 11 1 »Hmimimr wurde diesen Gesichtspunkten ent- 

yotoabstimmUBg v„ m 

14. VII. 1934 neu gestaltet. 

• T -nie Tteiclisrc"ierunr kann das Volk befragen, ob cs einer 
von ihr JieobßiclitigtMi Maßnolimo zustimmt oder mcht §.1>; 

a) Die Reicbsregiorung allein ist berechtigt, das Volk zu 

befragen. * 

b) Gegenstand der Befragung könnon Rogiorungsmaß. 
nalnncn jeder Art sein, also nicht nur • wie nach der 
Weimarer Verfassung — Gesetze. Hierbei ist es gleich- 
gültig, ob die Maßnahmen bereits vollzogen oder erst 
in Aussicht genommen sind. Zur Abstimmung können 
hiernach stehen: 

a) Fragen (1er Politik. Dio Befragung hat dio Bedeutung einer An-, 
hörung, durcli dio sich dio Führung bei der Entscheidung 
lebenswichtiger Fragen des Volkes über seine Meinung Gewiß-; 
hoit verschaffen will. 

ß) Rechtsotzungsaktc. Bei der Volksabstimmung können dem Volke 
Gesetzentwürfe jeder Art vorgelegt werden, also nicht nur ein- 
fache Gesetze, sondern auch verfassungsünderndo. Dio Antwort 
des Volkes ist keine bloße gutachtliche Stellungnahme, sondern 
ein Rcchtsotzungsakt. Es handelt sich hierbei um eine neue 
Art der Volksgesetzgobung (vgl. unten S. 97). 

Zu a u. b. Dio Volksabstimmung hdII dio Übereinstimmung des Willens 
der Führung mit dem WiiJen des Volkes hach außen deutlich in 
■ Erscheinung bringen. Allein verantwortlicher Willensträger des 
Volkes bleibt nach wio vor der Führer des Volkes. 

2. Das Abstimmungsverfabren. 

a) Stimmberechtigt sind alle deutschen Männer und Frauen, dio das 
Wahlrecht zum Reichstag besitzen. 

b) auf Unmittelbar 1111,1 Geheim. Dio Stimmabgabe lautet 

C> «zählt 3 f/ t l I ^f^ C ^ C u nl5 T; verdeI1 nur diQ gültigen Stimmen 
Itimmen ^inn sS C i det ' H^F 1 ™ 11 der abgegebenen gülügen 

■ Zu n6miidi ebmdy^Ail^ritt^Deuf m“ 1 *? dreimal BtatlffcIUHdcn, 
sodann bei der Verrini™™ a Daute< : Uand B aus dom Völkerbund, 
Reicbskanzleramt (vcl Mera^un^n' 2 n S P^ slde J nlellamtea mit dcra 

II. Die Reichstagswalilen. , ' 

ikt des Verfassung^recht s St£ Von^f^ < A lS Wall[recllt ^ Brenn- 
° .... * » OH Seiner AllRfyPRfnlfnn/v linvwvi: /Ha 
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stand bis zur Machtübernahme das Reichstags-Wahlrecht im Mittel- 
punkt des politischen Interesses. Nach der Machtübernahme ist 
dio Bedeutung des Wahlrechts eine völlig andere geworden. Einmal 
ist der Reichstag jetzt die einzige politische Vertretungskürpersohaft 
des Deutschen Reiches, sodann hat die Änderung der Rechtsstellung 
des Reichstags auch den Charakter der -Reichstagswahlen grund- 
legend verändert. 

I. Im’ Weimarer Z wisclionroicb war der Reichstag der Träger der 
Roichsgowalt und damit oberstes Reichsorgan. Die Wahlen 
zum Roichstag bedeuteten dementsprechend die Einflußnalimo 
des Volkes auf die loitiing dos Reichs. , 

H. Im nationalsozialistischen Deutschland ist der Reichstag zu 
einer Einrichtung geworden, durch welche die Übereinstimmung 
zwischen dem Führer, der die Geschicke des Reichs in eigner 
Verantwortung leitet, und dem Volk, dessen berufener Ver- 
treter der Reichstag ist, öffentlich zum Ausdruck gebracht 
werden soll. Damit ist die entscheidende Bedeutung der f 
Reichstagswahlon der Vergangenheit entfallen; statt dessen ( 
haben sie heute den Sinn einer Volksabstimmung. 

Dieser Charakter der Beichstagswalilen ist bei den Wahlen vom 29. HL 
1936, duroh welcbo der nach dem Einmarsch deutsaher Truppen in das . 
Rheinland am 7. Hi. 1936 aufgelösto Reichstag wiedergowählt wurde, be- 
sonders deutlich in Erscheinung getreten. Sio bedeuteten vor allem eine 
Vertraüenskundgebung für den Führer und seine Politik in den Jahren 
1933—1936. 



A. Die Wahlsroclitsgrundsätzc. 

Die Wahlsysteme aller Staaten unterliegen ganz bestimmten 
Grundsätzen. Diese lassen sich in zwei Gruppen einteilen, nämlich: 
die Wahlroclitsgrundsätzo, die das Zustandekommen des Wahl- 
ergebnisses zum- Gegenstand haben, und die ■Mandatvortcilungs- 
grundsätzo, die sich auf die Verteilung der Abgeordnetensitze auf 
Grund des Wahlergebnisses beziehen. 

i; Wahlroclitsgrundsätzo. Es gibt acht Wahlrechtsgrundsätze, 
von denen je zwei gegensätzlich sind, so daß sie sich 
zu vier Abteilungen vereinigen lassen, nämlich : 

1. Grundsatz dos allgemeinen und Grundsatz dos besondoron 


Wahlrechts. 

a) Beim allgemeinen Wahlrecht- sind dio Vorausseizimgcn dcs WaM- 
' rechts, abgesehen von. bestimmten unerlaßhohen Voraussctzmigen, 

wie z. B. Besitz des Wahlaltora und der Staatsangehörigkeit, bol 
ollen Wahlberechtigten dieselben. 

b) Belm besonderen Wahlrecht ist 1 dio S tlmmberechtigung von dem 
Vorhandensein gewisser Voraussetzungen, wie z. B. Vermögen oder 
SSSSSSSsSnna. nhhümrhr. Ein Wahlrooht dieser Art war das 
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rr i ripr fransösiscben Verfassung von 1701 t die den 

Sdea wälrechts von der ErfüUung einer bestimmten Steuer, 
mindestleistung abhängig maebte. ' 

2. Grundsatz des gleiclien und Grundsatz des abgestuften W all), 
rcclits 

a) Beim gleichen Wahlrecht werden alle Stimmen gleich bewertet.. 

b) Belm abgestuften Wahlrecht wird nach Hassen gewühlt oder einem 
bestimmten Pcrsonenlcreis, der besondere Voraussetzungen erfüllt, 
z. B. ein Mindestvermögen besitzt, Zusatzsthnmcn gewahrt. Ein 
Wahlrecht dieser Art war das Drcildassenwahlreoht Preußens, das 
von 1848—1918 galt. Bei ihm wurden die Wühler bezirksweise 
nach Maßgabe ihrer Stcucrleistung in drei Klassen eingeteilt,' wobei 
die Stimmen jeder Klasse eines Bezirks ohne Rücksicht auf die 
Zahl der zugehörigen Wühler gleich bewertet wurden. 

3. Grundsatz des unmittelbaren Wahlrechts und Grundsatz des 
mittelbaren Wahlrechts. 

a) Beim unmittelbaren Wahlrecht wählt der Wülilcr den Abgeordneten 

unmittelbar ohne Zwischeninstanz. * 

b) Beim inlttclbaren Wahlrecht werden zunächst Wahlinanncr oder eino 

Zwischeninstanz gewählt, die die endgültige Auswahl der Abgeord- 
neten vornehmen. Das Dreiklassenwahlrecht Preußens war ein 
mittelbares Wahlrecht. . ' 

4. Grundsatz des geheimen Wahlrechts und Grundsatz des 
öffentlichen Wahlrechts. 

a) Belm geheimen Wahlrecht erfolgt die Abstimmung mittels ver- 
deckten Stimmzettels. 

b) Beim öffentlichen Wahlrecht erfolgt die Abstimmung laut und zu 
Protokoll. Zu dieser Gattung gehörte gleichfalls das preußische 

_iJreikJassen Wahlrecht. / 

II. Die Mandatvertoiluhgsgrundsützo. Es gibt zwei ■ Mandatver- 
teilungsgrundsätze. 

1* Grundsatz der Mohrhcitswahl. Es wird derjenige gewühlt, 
der m einem Wahlbezirk die meisten Stimmen erhalten hat. 
Reststimmen gehen verloren. Ein Wahlrecht dieser Art 
hatte das Deutsche Reich vor dem Novemberumsturz.' 

2 ' SS l'r r Die Vertonung der Aligcorl- 

e=Ä! ßt na i C S- dem verhältnismäßigen Anteil der 
Diesen Wnbi °rsehlago an der Gesamtzahl der Stimmen. 
Verfassung ßmn Sa Z la ^ e ^ as Wahlrecht der Weimarer 

B. Das Reichstagswahlrecht. 

eher, immuS g H‘ 

Jeder Wähler hat eine SöSSTu.^g 1 ^ »Jtfv 

recht enthaltene Grundsatz der YcrÄi? Vi™ ^ lsherJßen Wa 1 * 
geworden, «Ad. a,lo Parteien »ÄÄSg® 
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den sind und damit alle Ja-Stimmen dem Wahlvorschlag der • 
NSDAP, zugute kommen. 

1. Die Wahlberechtigung. 

Die Wahlberechtigung ist eine aktive oder eine passivo. Unter 
aktivem Wahlrecht versteht man das Recht zu wählen und unter 
passivem Wahlrecht das, Recht gewählt zu werden. 

I. Aktives Wahlrecht. . 

1. Wahlberechtigt sind nach § 1 des Gesetzes vom 7. in. 1D30 
die deutschen Staatsangehörigen, 

a) dio das vorläufige BdclisbUrgerrecht besitzen, 

b) . dio das vorlüuflgo ReiclisbUrgcrrcclit nicht erworben Imbon, weil sio 
bei seiner Einführung, noch nicht das orforderlicho Altor batten 
(vgl. oben S. 58), wenn sio am Tage der Wahl das 20. Lebensjahr 

t erreicht haben. Sio müssen natürlich deutschon oder nrtvorwnndten 
Blutes sein. 

2. Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist: 1 

a) wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vormundschaft oder 
wegen geistigen Gebrechens unter Pflegschaft steht, 

b) wer rechtskräftig durch Richterapruch dio bürgerlichen Ehrenrechte ■ 
verloren hat. 

3. Dio Ausübung des Wahlrechts ruht für die Soldaten während 
der Dauer der Zugehörigkeit zur Wehrmacht. 

4. In der Ausübung des Wahlrechts sind behindert: 

a) ’ Personen, dio wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche in oinor 

Heil« oder Pllcgeanstalt untergebraoht sind, auoh wenn ihre Goistes- 
. krankhoit oder Geistesschwäche nicht, durch- Entmündigung oder 
Anordnung einer vorläufigen Vormundschaft festgestellt ist. Vgl. 
Pos. 2a. 

b) Straf- und Untersuclumgsgerangene. 

o) Personen, dio infolgo gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung ln 
Verwahrung -gehalten werden; .. . 

II. Passives Wahlrecht. 

1. Wählbar ist nach § 4'jcdor Wahlberechtigte, der am Wahltag 
fünfundzwanzig Jahre alt und seit mindestens einem Jahr 
Itcichsangeliürigor ist. 

2. Ein Abgeordneter des Reichstags verliert seinen Sitz durch 

Verzicht, durch Verlust des Wahlrechts, durch strafgerioht- 
liclie Aberkennung, durch Austritt oder Ausschluß aus der 
Reichstagsfraktion. Näheres vgl. § 5 WG. und Gesetz vom 

3. VII. 1934. " ' . . - 

2. Das Wahlvcrfahrcn. 

Das Wahlverfahren zerfällt in drei Abschnitte: Die Vorbe- > 
reitung der Wahl, die eigentliche Wahlhandlung und die sich daran 
anschließende Ermittlung des Wahlergebnisses. 


I 
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I. Bio Vorbereitung der Wahl. 

^ • ° ß • g onntag oder öffentlicher Ruhetag seih. 

‘ ; »» der «stzmmung mt zu-; 

lässig. _ ■ Wnlilkroiso und diese in Wahlbezirke 

2. Das Reichsgebiet i tenac kbarte Wahlkreise werden 

“Ä'i’li WaUlmimrbänden OTonmengefaBt. Da, 
Ssamte Etagebiet bildet den KeichawaUverband für 
denfor Eeiohsminister des Innern emenEe.ohswahlle.ter 
bestellt. § 8 WG. , , 

!««»£* SSESI-Ä” ä 

Vorstehers, Bomtz Ablehnung der Berufung int 

KÄS* ‘USkäS MH» wf#£. e,B. wegen . TOI. 

endung des 00. Lebensjahres oder Abwesenheit aus zwingenden Grün- 
den Bei Ablehnung ohne gesetzlichen Grund ist die Verhängung einer 
Ordnungsstrafe möglich. § 40 WG. > 

3 Dio Wahlberechtigten werden in einer Wählerliste oder Walil- 
a ' lcartei erlaßt, die von den Gemeindebehörden geführt 
werden. § 3 WG. 

Die Eintragung in die Wählerliste oder Wahlkartei ist Vor- 
aussetzung für die Ausübung dos Wahlrechts. Einsprüche 
gegen ihre Richtigkeit , sind bei der zuständigen Gemeindebehörde 
anzubringen. Wähler, die sieh am Wahltag aus zwingenden Gründen 
in einem anderen Wahlbezirk aufhalten, sowie Ausländsdeutsche 
und Angehörige der Besatzung von See- und Binnenschiffen können, das 
Wahlrecht auf Grund eines auf Antrag zu erteilenden Stimm- 
scheines in jedem beliebigen Wahlbezirk aus üben. Näheres vgl. §§ 
12—14 WG. 

4. Dio Partei leitet die Wahl durch Einreichung des Roichswalil- 
vorschlagcs ein. § 17 WG. 

Der Reichswahlloitor prüft den Vorschlag und entscheidet 
über seine Zulassung. Der zugelasseno Wahlvorschlag wird zur 
öffentlichen Kenntnis gebracht und bildet sodann dio Grundlago 
des Wahlgeschüfts. 

II. Die Wahlhandlung. 

Dio Wahlhandlung ist öffentlich.^ Gewählt wird mit Stimm- 
zetteln in amtlich gestempelten Umschlägen. § 26, 27 WG. 

1. Dio Stimmzettel müssen den Reichwahlvorschlag enthalten. 

• genügt, wenn er durch einen oder mehrere Bewerber bezeichnet 
ist. § 2 des Gesetzes vom 18. IU. 1038. sEr braucht also nicht sämt- 
liche Bewerbor zu enthalten. 

2. Die Stimmabgabe erfolgt unter bestimmten Sichcrhoits* 

maßnahmon, um eine unbeeinflußte Abstimmung zu ge- 
währleisten. • . 

m ,™f, m Wa ^ lb0r Q,°- lltigfc0 orhalt beim Betreten des 'Abstim- 
mungsraumes emen Stimmzettel nebst amtlich gestempelten Um-, 



““ , D ~ r ™ cu gegen oionc gescnützton 

Nobonraum, für dessen Vorhandensein dio Gemeindebehörde zu 
sorgen hat, kennzeichnet dort auf dem Stimmzettel durch ein 
Krouz, durch Unterstreichen oder in sonst erkennbarer Weise, ob 
or dom Wahlvorschlag seine Stimme geben will, undlegt 
den Stimmzettel in den Umschlag. Dann übergibt er, in den Ab- 
stimmungsraum zurüokgekohrt, den Umschlag mit dem S timm zettel 
dem Wahlvorsteher, der ihn ungeöffnet in dio Stimmurne legt. 
§ 117 RSfcO. 


ITT. Dio Ermittlung des Wahlergebnisses. 

1. Das Wahlergebnis wird durch den Roichswahlaussclmß 
ermittelt, der die in allen Wahlkreisen und Wahlkreis- 
verbänden auf den Keichswahlvorschlag gefallenen Stimmen 

zusammenzählt. §§ 141 KStO. 

In don einzelnen Wahlbezirken stellt der Wahl Vorstand das Er- 
gebnis (gültige und ungültigo Stimmen) fest. Eür den Umfang des 

■Wahlkreises stellt der Kreis Wahlleiter dio Ergebnisse zusammen. 

2. Sodann wird dem Rcichswahlvorsclilag auf je ßOOQO Stimmen 
ein Abgeordnetensitz zugeteilt. 

Ein Best von mehr als 30000 Stimmen wird vollen 60000 Stimmen 
gleichgeaohtot. ' ' - ' 


3. Dio Wahlprüfung. 

Die Gültigkeit jeder Wahl wird durch das WahlprüfnngBgoricht 
beim Reichstag geprüft, auch wenn sie nicht angefochten wird. 
Art. 31 u. 166 WY. ' i 


I. Dom Wahlprüfimgsgerichi obliegt: 

1. Die Prüfung der Beohtsgültigkeit der Wahlen und Volksabstimmungen. 

2. Dio Entscheidung, oh ein Abgeordneter seinen Abgeordnetensitz ver- 
loren hat. > , ' .■■■'• 


H. Das Wablprüfungsgoricht erkennt in der Besetzung von droi 
Mitgbedorn dos Reichstages und zw.oi Mitgliedern des Reichs- 
gerichts. 

Die Verhandlungen sind mündlich und öffentliob. Dio 1 Ent- 
scheidung ergeht durch Urteil und lautet entwodor auf G g 
odor Ungültigkeit der Wahl. 

2» I u. II. Außerhalb der 


Führer ernennt. 




Zweites Bu eh.' 


Die Führung von 


Volk und Reich. 


Erster Abschnitt. 

Der. Führer. 

\llo Gewalt hegt in der Hand des Führers des deutschen 
Volkes und Reiches 8 Dnn stehen Ffflirerräie zur Seite, die ihn 
sachverständig beraten. Unter dem Führer wird die Gewalt ln 
seinem Aufträge von Unterführern ausgeubt, die ebenfalls allem 
entscheiden, wobei auch sie von Führerräten beraten werden. . 

Dem Staatsrecht des Liberalismus ist eine Stairtsfülirung in diesem Sinno 
unbekannt.- Die Staatsleitung steht bei ihm unter der Herrschaft des Mehr- 
heitsprinzips. - 

I. Der Fiilirergrundsatz. 

A. Das libcralistisclic Melirlicitsprinzip. 

I. Der Liberalismus geht von dem Grundsatz der Gleichheit aller 
Glieder eines Volkes aus und glaubt dementsprechend, daß 
sich der Wille eines Volkes in Wahlen, an denen seine Glieder 
als gleichberechtigte Wähler teilnehmen,- und in Mehrheits- 
beschlüssen offenbare. 

Einer solchen Auffassung muß die parlamentarische Demokratie, in 
der das Volk die sog. Volksvertreter nach dem Mehrheitsgrundsatz wählt 
und dieso über seine Geschicko abstimmen läßt, als die beste Stantsform 
erscheinen. ( 

n. Der durch Wahlen und Abstimmungen ermittelte „Volkswille“ 
ist jedoch, nur die jeweilige Volksinoinung, er ist daher von 
dem wahren Willen des Volltes streng zu scheiden. 

Das Volle ist ewig und überdauert die Geschlechterfolgen. Sein Wille ißt 
daher nicht an die Überzeugung seiner gerade lebenden Glieder gebunden, 
er ergibt sich viehnchr aus der geschichtlichen Sendung eines Volkes und 
den ihm vom Schicksal gestellten Aufgaben. Der Wiho eines Volkes ist 
?ähS P di?Ühe den ? imv i rku "G en des Augenblicks unabhängig, 
drückten des SgeTw^hsdT. 1 "" ]e " CllS lebenden GHeder unter deQ EÜ1 ’ 



] . Der Volkswille und die jeweilige Volksmcinung können im 
•Widerspruch zueinanderstohon. Glieder eines Volkes können 
sich von seinem Weg entfernen, ja ein ganzes Volk kann 
seine Sendung vergessen. Der wahre Wille eines Volkes 
wird durch solche. Verirrungen nicht berührt, er besteht 
unabhängig von der Tagesmeinung. 

Als im November 1018 der Novomberverrat über das Deutsche Volk 
lioreinbrach, irrte es von seinem Wege ab. Die Moinung der Mehrheit 
des deutschen Volkes entsprach damals nicht dom wahron Volles willen. 
Erst dom 'Führer gelang es nach einem 14jährigen Ringen um das 
Vertrauen des Volkes, es -wieder auf seinen Weg zurückzuführen und 
die Volksmeinung mit dom Volkswillen in Übereinstimmung zu bringen. 

2. Wahlen verwirklichen demgemäß nicht notwendigerweise 
den wahren Volkswillen, sondern sie sind nur der Ausdruck 
der augenblicklichen Volksmeinung, die sich allerdings in 
einem gutgeleiteten Staatswesen mit dem wahren Volks- 
willen decken -wird. Ähnlich sind Abstimmungen in einem 
parlamentarischen Staatswesen meist nur ein Kuhhandel 
zwischen den verschiedenen Interessentengruppen, die sich 
als Parteien tarnen. 

Eine Parlamontarisiorung muß daher das Sehioksal oinos 
Volkes .nachteilig beeinflussen. Andio Stelle der Interessen des 
ewigen Volkes werden die Tagesinteressen von Interessontenhaufen 
gesetzt. Die.Herrsokuft des Mehrheitsgrundsntzes war dementsprechend 
in der Geschickte immer mit dem Vorfall von Völkern und. Staaten 
verbunden. Es war auch die Ursache für den Zusammonhruch des * 
Bismarclcschen Reiches im Jahre 1018 und der sich ihm anschließenden 
verderblichen Zbit der Parlamentsmißwirtschaft im Woiraaror Zwisohen- 
jeioli. Das Volle mußte notwendigerweise Schadon nehmen, weil sein 
wahrer Willo mißachtet wurde. 


B. Das nationalsozialistische Fülircrprinzip. 

Die einzelnen Glieder eines Volkes sind einander ungleich, vgl. 
oben S. 43. Der Wille eines Volkes verkörpert sich dakor am 
sichersten und besten nicht in Wahlen und Mekrheitsbesc i us- 
sen, bei denen nur die Zahl entscheidet, sondern m dem Dillen 
seiner bcston Sölrne. Dementsprechend sind die Besten eines 
Volkes zu seiner Führung berufen. Der Beste von i hnen als 
die reinste Verkörperung des Gemeinscliaftswil ens 
liabor dor höchsten und letzten Gewalt sein. 

Der Nationalsozialismus muß aus diesem 

Prinzip verworfen, nach ££££ . 

und dor Mehrheit setzt der Mona sozio 1 smus den Grunü 

satz dor Persönlichkeit und die Entscbo p ., J t j e j c i UI1 „ en 
der allein verantwortlich und von Mehrheitsentsclieiüunge 

unabhängig ist. 


f 
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' l. An dor Spitzo dos Sen . 

stellen, der nur dem Vo , ^ untcnvorlon ist. Die 

Terlnssungsrcclitehen Setannk dw6]chen Mehrheit 

Dnterlütaer sind gle oMnlls jon^ t ^ (]m ttbergooranofal 
entscbeidungen unabhängig 

Instanzen voTantivortlic . Au(ori(ii t na ck unten und Vernnt- 

Derllilirerstnatisthiernac ^ Güto e i nes B olchon Staates 

wortung nncli obcn gekennz “ • verstc ] 1 t, dio besten Köpfe der 
Längt entscheidend davon ab, daU er es v . leitendom Einflnß 

2 Dem Führer stehen Führcrräto zur Seite, die ihn sachyer- 

ständig beraten. Sie haben mit den ^es Me- 

rahsmus nichts gemeinsam. Die Entscheidung trifft der 
Führer stets allein. 

Der Führergrundsatz ist im nationalsoziahstischen Deutsch- 
land weitgehend verwirklicht. Adolf Hitler ist als - oberster 
Führer im Vollbesitz aller Gewalt. Auch im übrigen ist der 
Fülire.rgrundsatz in Partei, Staat und Wehrmacht sowie den 
sonstigen Bereichen völkischen Lohcns weitgehend durchge- 
führt. Insbesondere sind die Parlamente sämtlich beseitigt 
worden. Allein der Reichstag ist bestehen gehlieben, er ist 
jedoch zu einem Führerrat umgestaltet worden, so daß er nur 
noch die äußere Form mit einem Parlament gemeinsam hat. 
Vgl. unten S. 82. 

II. Das Fülireramt. 

A. Dio Entstellung des Fiiliroramtcs.! , 

Das Amt des Führers des deutschen Volkes und Reiches ist 
aus der nationalsozialistischen Bewegung entstanden. Als Führer 
der NSDAP, wurde Adolf Hitler nacheinander Reichskanzler And, 
Reichsoberhaupt. Aus der Vereinigung dieser Ämter schuf er das 
Amt des Führers als neues Amt, das die Funktionen aller drei 
Ämter zusammenfaßte. 

Dio Entwicklung hierzu vollzog sich also in drei Abschnitten. 

I. Adolf Hitler als Führer der Partei. 

, wurdo Adolf Hitler der erste Vorsitzende 

der Partei, und damit auch äußerlich Führer dor Bewegung) 
deren tatsächlicher -Führer er alsbald nach seinem Eintritt 
m dre Partei im Jahre 1919 geworden war. Die im Jahre 
10 f, Rubrer neugegründete Partei war von Anbeginn 

auf dem Fuhrergrundsatz aufgebaut. 
der'pTrkrbmv^t^^GeltM^gebracht^^am^ 0 ^ 11 ^ ' 
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Adolf Hitler als Reichskanzler. 

L 3 .?; i 933 p. erio ^ dor Reichspräsident von Hindenhurg 

donFiLfirordopnationalaozialistischenBowegimgAdolfffitler 

zum Reichskanzler. Es handelte eich Werbe? um totoen 
EegierungBwechBe] üblicher Art. Mt ihm war zugleich “toe 

^undlcgende Änderung der staatsrechtlichen Stellung des 
Reichskanzlers verbunden. • e 

2 . Das Roicliskanzloramt. 

a) Im Weimarer Zwischcnrcich war dor Reichskanzler von 
den übrigen vorfassungsmüßigen Gowalton, dem Reichs- 

ahhiingig ten ’ der Reichare giening und dem Reiohstag, 

Er wurde vom Reichspräsidentori borufen und konnto von ihm 
j odorzeit entlassen werden. Innerhalb der Reichsregierung bestlnunto 
er lediglich dioRichtlinien dcrPolitik. Im übrigen leitete jeder Rcieha- 
mmister soinon Geschäftszweig selbständig unter eigoner Vorant- 
wortung. Die Roiohsrogiorung faßto ihre Beschlüsse naoh dom Mohr- 
heitsgrundsatz mit Stimmenmehrheit. Zu seiner Amtsführung be- 
dorlto der Reichskanzler des Vertrauens des Reichstags, der demnach 
in der Lago war, ihn jederzeit zu stürzen. Dio Roiohsregierun' 1 
konnte ihn überstimmen. ° . 

■ b) Dor Führer war alsbald nach seiner Berufung zum Reiohs- 
kanzlervondonverfassungsmäßigenGowaltonunabhängig. 

Der Reichspräsident hatte sioh schon bei seiner Beauftragung 
v des Entlassungsreohtes begeben. Seine Berufung war also im 
Gegensatz zu allen bisherigen Kabinotton aur dio Dauer bestimmt. 

, Zugleich übernahm der Rührer die politisoho Leitung des Reiches. 

1 In Verbindung hiermit trat dor Reichspräsident aus dom Vorder- 
grund des politisohon Geschehens zurück. Dor Führer bestimmte 
nicht nur dio Richtlinien der Politik, sondern er traf von vornherein 
allo niaOgcbUckonEntscheiduugen selbst. Das Mehrheitsprinzip kam 
infolgedessen innerhalb dor vom Führer gebildeten Roiohsregierung 
niemals zur Anwendung. ' 

Adolf Hitler als Staatsoberhaupt. 

1. Das Staatsobcrliauptgosotz vom 1. YIH.R934*vereinigto mit 
Wirkung vom 2. VIII. 1934, dem Todestag des Reichspräsi- 
denten von Hindenhurg, die Ämter des Reichspräsidenten 
und des Reichskanzlers und übertrug die Befugnisse des 
Reichspräsidenten auf den Führer. 

• Auf ihn sind sämtliche Rechte des Reichspräsidenten übergegangon.- ' 
Infolge der Durchdringung des gesamten Staats Wesens mit nationa • 
sozialistischem Gedankengut hat sich jedoch dor .Inhalt dieser Reohte 
erheblich gewandelt. . ' 

2. Das Amt als Staatsoberhaupt. 

a) Nach der Woimaror Verfassung wurde der Reichspräsident 
vom Volk auf sieben Jaliro gewählt. Er. war mit großer 
Machtfülle ausgestattet, jedoch in eine starke Abhängig- 
keit zum Pariamont gohracht. 
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in dio Wege leiten. Seine 
Der Reichstag konnte > seine i i ‘ Gegenzeichnung, womit 

Anordnungen bed ’! rftc ^ 1 f i " “ des^arlamcnts abhängig waren. Er 
sie mittelbar von der Billigui sg d „ . k ] ärun g und Eriedens- 
vertrat das Reich völk er, Ferner bedurften 

Schluß erfolgten jedoch duroh E^ regolmaßi g der Zu- 

• Biindmsso und Vcrt f ago nnt f ™^jt e ren Rechten besaß er ms- ■ 
Stimmung des Reichstags. A . fl6s des Reichstags, auf Er- 

‘ besondere: Das Recht au .n nz i ers und der Reiclisministor 

nennung und Entlassung dc3 , t Ferner hatte er den Ober- 

bl Der Führer ist nicht, wie der Reichspräsident, auf Zeit, 

■ ■ ' "„„dern ohne »tlicbo Grenze lierulon, er ist auch vom 

Reichstag unabhängig. . . J . 

Deshalb können auf dio Berufung des jeweihgen Führers in der 
Zukunft dio Vorschriften der Weimarer Verfassung über die Bo- 
rufung des Reichspräsidenten keine Anwendung finden. Emo Ent- 
scheidung darüber, in welcher Weise die Berufung vorgenommen 
werden wird, ist noch nicht ergangen. Weiterhin ist die Verantwor- 
tung des Führers gegenüber dem Reichstag entfallen, da dieser im 
nationalsozialistischen Deutschland zu einer Körperschaft geworden 
ist, dio dio Übereinstimmung von Führung und Volk öffontheh zum 
Ausdruck bringen soll; vgl. unten S. 83. Deshalb bedürfen Beine 
Anordnungen auch nicht mehr der Gegenzeichnung und die von ihm 
geschlossenen Vertrüge nicht der Zustimmung des Reichstags, eben- 
so liegt dio Entscheidung über Krieg und Frieden allein in seiner 
Hand. Adolf Hitler hatte die Führung des deutschen Volkes über- 
nommen. Das Reichshanzleramt hatte damit aufgohört, ein parla- 
mentarische Einrichtung zu sein. 

B. Die Rechtsstellung des Führers. • 

1. Die Bedeutung des Fiihreramlcs. 

Der Führer ist dio Verkörperung des Willens des deutschon 
Volkes und seine oberste Spitze. Sein Amt ist staatsrechtlich 
etwas vollständig Neues. Man kann es mit keiner anderen 
Einrichtung der Vergangenheit oder Gegenwart vergleichen. 

• jFtilurer ist kein Diktator oder absoluter Monarch, da das Volk nicht 
ein Objekt der Herrschaft, sondern der Inhalt des Reiches selber ist. Er ist 
auch nicht einem durch eine Verfassung beschränkten Monarchen oder 
Staatspräsidenten vergleichbar. Diese sind Organe des Staates und Vollzieher 
der Gesetze, die aus dem Zusammenwirken der gesetzbildenden Stellen 
ervorgegangen sind. Der Führer bildet demgegenüber den Volkswillen in 
TtabVn bnf U ° d " ^ ^setzesbefehl. Au cli der Duce des faschistischen 
Jbhäng^ mt a C SteUUng ’ da Cr - 1veni 8 Btens formeU - vom Könige 

L iSt Ä V ? rkür Pßnmg des ganzen Volkes und 

deshalb unabhängig von allen Interessentonhindungen. 

seinetwillen ’ 
b uapreenenu zu führen, es gegebenenfalls auf seinen 
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Weg zurückzubringen und sich gegen einzelne seiner Glieder zu wenden 
die sich vom Volkswillen abgewendet haben. , wenden, 

Der Führer ist jedoch nicht hindungslos Er schönft dmi 
Voltawill™ nicht selbstherrlich, sondern findet Sm ton 

seiner unlüshchen Verbindung mit dom Volk. 

Bewußtsein und trifft danaoh°MÜi 8 e^ 

innere Zustimmung des Volkes zu seiner Führung finden und daraus 
Au^aboTohöpf S. “ ^ ^ UntwoiÄ 

' 2> 5 US A 0 iat Fü hrors beruht auf Vertrauen, niclit auf Z wann. 

Eme Staatsform, die nur auf Gewalt gegründet wäre, könnte 
nicht von Dauer sein. 

Deshalb hat die Partei von jeher den größten Wert d drauf gelegt, 
daß das Volk auch mnerhoh für den Nationalsozialismus gewonnen 
V ird - .® a3 h’ UI17 :° doutsoho Volk ist beute dio gcsclilosscno , Gefolgschaft 
des Führers, die sieb seiner Führung freiwillig unterordnet. Zwischen 
beiden besteht ora gegenseitiges Treueverhältnis, das auf der Seite des 
Führers Treue und Verantwortung zu seiner Aufgabe -und gegenüber 
' seiner Gefolgsohaft zur Voraussetzung hat. Das Volk schuldet ihm dafür 
bedingungslose Hingabe und grenzenlosen Einsatz mit allem, was es 
hat. 

Der Führer ist kraft des ihm vom Volke erteilten Auftrags der 
Inhaber aller Gowalt in Partei und Staat. . Er vereinigt in 
seiner Hand die oberste militärische Befehlsgewalt, die Gesotz- 
' gebung, die vollziehende Gewalt und die Gerichtsgewalt, ohne 
hierbei durch die Mitwirkung irgendwelcher Stellen beschränkt 
zu sein. Allo Befugnisse in Partei und Staat gehen letzten 
Endes auf ihn zurück. 

1. Er ist Führer der Nation mit einer bisher nicht gekannten, 
ans dem persönlichen Treueverhältnis zwischen Führer und 
Volksgenossen entspringenden Machtvollkommenheit. 

Dio Kechts8tcllung des Führers als Träger des Gemeinschaftswillens 
kann nicht durch dio Aufzählung einzelner Befugnisse , abgegrenzt 
werden. Dio nachstehende Zusammenstellung hat nur den Sinn, seine 
wesentlichen und wichtigsten Rechte darzustellen. • 

2. Er hat dio völkerrechtliche Vertretung des Reiches. Er 
regelt den völkerrechtlichen Verkehr, beglaubigt und emp- 
fängt die Gesandten fremder Staaten,, bestimmt die Außen- 
politik, schließt -mit anderen- Staaten Bündnisse und Ver- 
träge und entscheidet über Krieg und Frieden. 

3. Er ist Oberster Befehlshaber der Wehrmacht. Offiziere und 
Mannschaften werden daher auf seine Person vereidigt. 
Vgl. unten S. 143. N 

4. Er ist Oberster Gesetzgeber des Reichs. Alle Gesetzesakte 
werden durch ihn sanktioniert, mögen sie von der Reichs- 
regierung, vom Reichstag oder vom Volk beschlossen wer- 
den. Vgl. unten S. 92. 
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Befugnisse sind: 

b “> £ ÄtS»«,o W , di, VorsUzondon 

„) S*Äta™J^KTto und Soldaten der 

Wehrmacht. Vgl. unten S. 150. .. . v 

d) Er hann den Reichstag cinhorufen und auiloson. Vgl. 

unten S. 8f. ' _ ,, ,, i • . 

e) Er ist Inhaber der vollziehenden Gewalt. Vgl. unten 

S. 103. ‘ 

G. Er ist Oberster Gerichisherr des Reichs. Alle Organe der 
Rechtspflege werden in seinem Aufträge tätig. . . 

7. Er ist Führer der Partei, der einzigen zur politischen Willens- 
bildung berufenen Körperschaft, und ist dadurch in der 
Lage, seinen Willen auch im politischen Bereich überallhin 
durchzusetzen. Vgl. unten S. 111. 

Die Verbindung des Amtes des Staatsoberhauptes mit der des Führers, 
der Partei ist eine dauernde Einrichtung des deutschen VerfaBsungs- 
rechts. 

, fe 

2. Die Amtsbezeichnung des Führers. 

I. Der völlige Bedeutungswandel des Fülircramtcs gegenüber allen 
bisherigen Staatsfunktionen machte eine Neubezeichnung 
dieses Amtes erforderlich. Es war nicht angängig, auf dieses ; 
Amt eine der bisherigen Amtsbezeichnungen zu übertragen. 

Deshalb mußte die Amtsbezeichnung „Reichspräsident“ mit dem .Tode 
des Reichspräsidenten von Hindonburg Wegfällen. i . 

II. , Dio Amtsbezeichnung des Führers. 

1. Im innerdeutschen Verkehr lautet die Amtsbezeichnung 
„Der Führer“, in Wchrmachlangelegonhoitcn „Der Führer 
und Oberste Befehlshaber der Wehrmacht“. Bei der Unter- 
zeichnung von Rechts- undJVerwaltungSvorsclirifton wird 
auch die Bezeichnung „Der Führer und Roichskanzlor“ 
verwendet. 

amtlichen Verkehr mit dem Ausland führt der Führer 
che Bezeichnung „Der deutsche Reichskanzler“. Aber auch 
er wird die ^Bezeichnung „Führer“ immer häufiger ver- 
wendet, wobei mitunter der Name hinzugefügt wkd. 

3. Die Stellvertretung und dio Nachfolge des Führers. 

ob erb au nt es für ^f lass “ n ? en ist die Stellvertretung des Staats- 

oberhauptes em für allemal einem ganz bestimmten Organ über- 
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fragen. Auch die Nachfolge ist verfassungsmäßig gercgolt (Tliron- 
folgeordnung, Wahlordnung). ' 

• im Weimarer Zwischenreick war .der Stellvertreter des Reichspräsidenten 
ursprünglich der Reichsbanner und späterhin der Reichsgerichtspräsident Der 
neue Reichspräsident -wurde durch das Volk gewählt. 1 

I. Der Führer bestimmt seinen Stellvertreter selbst, ohne daß ihm 
hierbei irgendwelche Beschränkungen auferlegt sind. § 1 S. 1 
Staatsoberhauptgesetz. Er kann ihn also für seine gesamten 
Befugnisse oder einen Teil von ihnen, ferner für die Dauer ■ 
oder nur vorübergehend bestellen, er kann auch' mehrere Stell- 
vertreter bestimmen. 1 • 

Der Führer hat bisher keinen ständigen Stellvertreter bestimmt. So- 
weit er einen Stellvertreter für Einzelfällo ernannt hat, ist Reichsinarsckall . 
Göring mit diesem Amt betraut worden. 

II. Der Führer ernennt auch seinen Nachfolger selbst. 

In seiner Reichstagsredo am 1. IX. 1039 hat der Führer den Rcichs- 
mnrschaU Göring als seinen Nachfolger bezeichnet. ' 


Zweiter Abschnitt. 

Die FüJirerräte. 


Dom Führer stehen Führerräto zur Seite. Er braucht Bie als 
lebendige Verbindung zur Gefolgschaft und zu seiner sachverstän- 
digen Unterstützung. Er kann sich bei seinen Entscheidungen ihres 
Rates bedienen, die Entscheidung selbst trifft aber immer nur ein 
Mann, der Führer. Die Zustimmung des Führerrats kann ihn des- 
halb nicht von seiner Verantwortung befreien. 



Bereits vor. der Machtübernahme gab es im Deutschen Reich 
zahlreiche sogenannte „Riito“, Beiräte und gleichartige Körper- 
schaften, wie z. B. die Betriebsräte, Eisenbahnbeiräte, Wasser- 
straßenbeiräte und Gewerbeausschüsse. Sie waren jedoch keine 


ligontlichen Räto in des Wortes eigentlicher Bedeutung. 

Sio verdanken ihre Entstohung hbcrallstisch-marxistiachcn, Anaeliau- 
mgon und waron daher auf dom Mehrheitsprinzip aufgobaut. 
hfolgodesson konnte es in ihnon koino Verantwortung geben, sie konnten 
md . wollten eine solche auch nicht übernehmen. Sio mußten domon - 
preohond ein Werkzeug in der Hand der Parteion sein, “her a 


II. Dio Fülirorräto dos nationalsozialistischen Reiches sind auf ihre 
eigentliche Aufgabe zurückgeführt worden, sie beraten nur 
und entscheiden nicht. Daher kann es in ihnen keme Abstrni- 
mung geben. Ihre Mitglieder sind unabhängig von den Wei- 
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rangen des Führers, sie tragen also für ihren Rat die volle 

in parlamentanBchcn Gedankengange 1 tt beseitigt worden. 

Aufhebung von Beiräten vom 13. 1A. ^ b 

1 Die Führcrräto dienen allein dem Yoliie. . 

Sie Bind daher nicht Gegenspieler des Führers, wie es bei den parla- 
bio smd dauer nicu fa ^ Vergangenheit im Verhältnis zur 

JSSSto Ä TJlnd. u.w. dor Ml «. Mo di™ En. 
SSccn “crioten vietaeto diMnlten Inte™»«. Darm» ergibt ucl, 
SeTen Ihnen, anders als im Weimarer Zwfechcnreiob, em gegen- 
Ses Vertmueiisverhältnia als Grundlage fruchtbarer und verant- 
■ wortungsvoller Arbeit. % 

2. Die Fülircrrütc des obersten Führers sind: 

a) Die Reichsregierung. Vgl. unten Pos. I. 

b) Der Reichstag. Vgl. unten Pos. II. 

c) , Der Geheime Kabinettsrat.' Vgl. unten Pos. III. 
Daneben gibt es zahlreiche Fükrcrräto der Unterführer in den 

Ländern, Gemeinden und hcrulsständischcn Organisationen. So hat das 
Land Preußen einen Staatsrat, der der Führerrat des Preußischen 
Ministerpräsidenten ist, und Provinzlalrüto als Beiräte des Ober- 
präsidenten. In den Gemeinden Btehen die Gemcindcruto dem Bürger- 
meister zur Seite. Der Betriobsführer wird durch den Vertrauensrat 
beraten, und der Führerrat des Reichsbauemführers ist der Reichs- 
bauernrat. # 

I. Die Reiehsregierung^ 

Die Reichsregierung ist der engoro Führerrat des Führers und 
dient seiner ständigen Beratung bei der Führung der Reichs- 
geschäfte. Sie unterscheidet sich grundsätzlich von der ReichB- 
regierung des liberalistiscken Deutschland. 


A. Rückblick. 

I. Die Reiehsregierung der Weimarer Verfassung war ein von den 
Parteien abhängiges Kollegium, das neben dem Reichspräsi- 
denten zur obersten Leitung des Reichs berufen war. Sie bo- 
stand aus dem Reichskanzler und den Rcichsministern. 

1. An der Spitze der Reichsregierung stand der Reichskanzler, 
der den einzelnen Reichsministern gloicligcordnet, also nicht 
ihr Dienstvorgesetzter war. 

Er hatte nur insofern eine hervorgehobene Stellung, als die Minister 
auf seinen Vorschlag ernannt wurden, als er den Vorsitz in der Reiolis- 
regierung führte, die Richtlinien der Politik bestimmte und seino' 
schlag gab Stlmmcne EIchhei t innerhalb der Reiehsregierung den Aus-, 

2. Die Entscheidungen der Reichsregierung wurden mit Stim- 
menmehrheit gefaßt, der Reichskanzler konnte also über- 
stimmt werden. 
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Der liberalistische • Mehrheitsgrundsatz mit seinen verderblichen 
böigen beherrschte demnach im Weimarer Zivischonreich auch dio 
Reiehsregierung und machto sie zum Spiolball der Parteion. 

3. Die Reicksrcgioruug und ihre Mitglieder waren vom Ver- 
trauen dos Parlaments abhängig. 

Sie mußten also zurücktrcton, wenn der Reichstag 'ihnen durch 

n f°f n ^ ür ,r raUeU entzo ß- Außerdem konnto er sie vor 
dem Staatsgenohtshof zur Verantwortung ziehen. Dio Folgo dieser Ab- 
hängigkeit war ein ständiger Kabinetts- und Ministonvooksol und dom- 
entsprechend eine völhgo Plan- und Ziellosigkeit der Reiokspolitik. 

n. Dio Roichsregioruug war an der gesetzgebenden und an der 
vollziehenden Gewalt beteiligt. 

f • ^ Anteil an der gesetzgobondeu Gowalt war gering. Sio 
hatte im wesentlichen nur das Recht zur Einbringung von 
Gesetzesvorlagen heim Reichstag. Außerdem hatte sie Ge- 
setzesvorlagen des Reichstags, des Vorläufigen Reichswirt- 
schaftsrats und des Volkes mit ihrer Stellungnahme dem 
Reichstag vorzulegen. 

2. Ihr Anteil au der vollziokondou Gowalt war demgegenüber 
erheblich größer. Sie lag in der Hauptsache bei den ein- 
zelnen Reicksininistorn, die den ihnen anvertrauten Ge- 
schäftszAveig innerhalb der Richtlinien des Reichskanzlers 
' in eigener Verantwortung gegenüber dem Reichstag ver- 
walteten. Die Reichsminister waren so selbständig, daß 
eine einheitliche Leitung des Reichs ständig in Frage ge- 
stellt war, zumal sie sich infolge ihrer parlamentarischen 
Abhängigkeit als Exponenten der Parteien fühlen mußten, 
die sie in die Regierung geschickt hatte. - 

Dio Reiehsregierung als Kollegium übto dio Aufsicht über dio Rogio- 
• rungen der Länder aus, jedook nur in den Angelegenheiten, in denen 

dem Reiok dag Recht dor Gesetzgebung zustand, und war- weiterhin 
hcroohtigt, Vcrwaltungsverorduuugen und Ausführungsverordnungen 
zu Reioksgesotzen zu erlassend Sodann gowükrte ihr der Reichstag wegon 
seiner immer wiodor hervortrotonden Unfähigkeit, der auftrotenden 
Schwierigkeiten Herr zu werden, und seiner Scheu, unpopuläre Ent- 
scheidungen zu treffen, violfack die Ermächtigung zum Erlaß gesetzes- 
vertrotender Verordnungen. Auf diese Weiso kam z. B. die Porsonal- 
abhauverordnung zustande. ' . 

B. Die Beiclisrcgierung im nationalsozialistischen 
Deutschland. . > 

I. Dio Roichsrogieriuig des nationalsozialistischen Deutschland ist 
eine beratende Körperschaft des obersten Führers mit allem 
entscheidender Spitzo. Ihre gegenüber der Systemzeit ver- 
änderte Rechtsstellung ist nur zu einem kleinen Teil durch 
formelle Änderung der bestehenden Vorschriften herbeigeführt 
worden. Im wesentlichen ist sie eine Folge der rechtsschöpfe- 
rischen nationalsozialistischen Revolution. 

Solioorfor, Noug'oätattung. Heft 13*. 0 
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1 \n der Spitze der Reichsregierang stellt der Führer. Er ist 
Diwislvorccsctztcr der Reichsminister, die er,, nach, freiem 
Erne sen beruft und entläßt. Die Re.chsmmister stehen 
S “einem öffenthch-rechtlichen Dienstverhältnis und 

werden auf seine Person vereidigt. 

' Die Eidesformel Tcn.flicl.tct tlio Itcic .smln.ster zu Treue und Ge. 

• h orsain gegen üb er dem Führer und ordnet sie .hm unbedingt unter. D er 

Führer ist daher berechtigt, nicht nur die allgemeinen It. eh thn.en d« 
Politik zu bestimmen, sondern er kann aus dem Geschäftsbereich eines 
jeden Itciclismiuisters jede Sache an sich ziehen und selbst entscheiden. 

2. Die Entscheidungen der Bcichsrcgicrung werden vom Führer 
nach Anhörung der Reichsminister getroffen. Abstinunun- . 
gen finden in ihr also nicht statt. Damit ist das national* 
sozialistische Führerprinzip in der Reichsregierung in vollem 
Umfange verwirklicht. 

3. Die Reichsregicrung ist keinem anderen Organ verantwort, 
lieh. Die Abhängigkeit der Reichsregierung vom Reichs- 
tag ist nach seiner Umgestaltung zum Führerrat entfallen. 
Dafür sind die Reichsminister in ihrer Amtsführung dem 
Führer verantwortlich geworden. Der Führer selbst ist nur 
seinem Volke verantwortlich. Auf diese Weise sind alle 
Voraussetzungen für eine stetige und auf weite Sicht ge- 
plante Reichspolitik gegeben. ‘ 

II. Die Rechtsstellung der Reichsminister. 

1. Sie sind die schöpferisch tätigen Mitgestalter des Führers. 
Sie sind also keines wegs zu bloßen ausführenden Or- 
ganen des Führers mid zu Behördenchefs im Sinne einer 
bürokratischen Einrichtung geworden. r 

Es liegt in der Natur der Sache, daß sich der Führer nicht um jede i 
Sache selbst kümmern kann. Den Reichsministem ist also von vom- . ! 
entsurechend'dpm Räudigkeit gegeben. Darüber hinaus sind sie 

^ ßtnat Unterführer deäToberste^ Staates als Führer- ■ 

2 ’ £' ä!i dem i ri i? rer verantwortliche Chefs ihres Ressort. 
Der ReiclisminiKt org ? setzto der naehgeordneten Behörde. 
SS.t' .*• i6t DienBtvorgesetzter de, ; 


II. Der Reichstag, 


* 

besonders schwatviegenden EnSTvi di ° der Reiclls rcgierung bei 
End außerdem das Forum ym dom r Ü eild zur Soito steil ) 
scheidenden politischen Erkin™«™'^ der rüllm ’ sich bei ent- 
die Welt wendet. Mit dem Point ^° n a , n das deutsche Volk und an 
äußere Form gemeinsam. Seine p ^ ^ ysteinze it hat er nur die 
den entscheidenden Punkten völlig^*' - te J ung liat sich dagegen in 
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, A. Rückblick. 

L Staf'wÜÄ *»“.*Uge- 

soweit sio nicht ausdrückho^anderen el °^ 8 ® eWa 5r, ri l^ 0 bei iha ’ • 
Reichsregierung, Reichsrat) übertragen worde^wnT^- ^ elol j s P rasldc nt, 
mir ihm vernntwortllcli und mußte im v n T ' " ' D ir Rclchsrcgicrung- 
zurücktreten. lm FaIlo ome3 Mißtrnuensvotums- 

IL BedS^ 

L ? r a p aF A 01, aU Ä° Gcsotzgebungsfaktor. Er hatte ferner 
das Recht zur Genehmigung des Reichshaushaltsplanes, das. 

Pprd tVn^p 8 f erldiU ' en U " d meden zu schließen/das. 
Recht zur Genehmigung von Reichsanleihen, von Amnestien 
und von Reichsverträgen. 

2. Er hatto weiterhin durch Kontrollrechte Einfluß auf die ge- 
samte Führung der Rcichsgcschäfto. 

j. D ?f ^mclistag war insbesondere berechtigt, mit Zweidrittelmehrheit, 
dm Absetzung des Reichspräsidenten zu verlangen, die Minister- und 
Reichsprasidentenanldage zu erheben, die Anwesenheit des Reichs- 
Kanzlers und jedes Reichsministers zu verlangen, von der Reiohs- 
regierung durch Anfragen Auskünfte zu verlangen und Untersuchuncs- 
ausseküsso einzusetzen. ■ 

B. Der Reichstag im nationalsozialistischen Deutschland. 

I. Im nationalsozialistischen Deutschland ist der Reichstag dem- 
gegenüber die aus, Volkswahlen hervorgegangene Vertretung- 
des vom Führer geführten deutschen Volkes, die die Überein- 
stimmung des Volkswillens mit dom Fükrerwillon öffentlich 
bekunden soll. 

Die politische Bedeutung des Reichstags besteht heute dementsprechend 
darin, daß er der Reiohsregierung bei schwerwiegenden Entscheidungen zur 
Seite steht. ' 

1. Dor Führer als Repräsentant des ganzen deutschen Volkes 
und seiner Staatsgewalt gibt vor ihm Erklärungen ab, dio- 
für das ganze Volk von schicksalhafter Bedeutung sind, 
um ihre Bedeutung dem Inland und. Ausland gegenüber 
besonders .hervorzuheben. 

So entwickelte er vor dem Reichstag am 7. III. 1930 seinen Friedens- 
plan und legte am 20. II. 1938 seinen großon politischen Rechenschafts- 
bericht über seine Stnatsführung in den zurüokliegenden Jahren ab. 

2. D.pr Führer stellt ihm Fragen von besonderer innen- oder 
außenpolitischer Bcdoutung zur Erörterung und Ent- 

. 6 * 
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scllciäu „ s , soweit er »ieUt u—ar das deatsoLe V„ lk 

zu einer Voiksnbstimmung a ^ ^ ^ 30 _ L 1034 bßi der Be> 

In diesem Sinne ist d “ r ., J°‘ „ dcs fi deutsoheii Einheitsstaates durch 
schlußfassung über die geworden. Ferner hat er am 20 IV. 

Erlaß des Neuaufbaugesetzes tutig I g . m Kricgc Beschluß gefaßt, 

1 o i o über die Befugnisse des .. j . 

n. 

.Rechtsstellung umgesta e ^ je cc iit • dor Gesetzgebung be- 

L KÄÄ -jedoch nur neben und nach dem 

Willen der Iteichsregiorung aus. Vgl. 

2. Andere Rechte, die der Reichstag nach der Weimarer 

de» Eeictotee» m - 

AuHdruokhoh aufß und y erträgen mit .fremden 

Genehmigung vo übrigen Roolitd sind als im Wider- ; 

sSh zfr natLahoSalistisohen Staatsauffassung stehend 
Xcefallen, ohne daß es dazu eines besonderen Rechtsaktes bedurft , 
S ffierhe gehören insbesondere das Recht zur Erhebung der 
Ministe ranklago und das Recht, die Rciohsrcgierung oder einzelne ihrer 
Mitglieder durch ciu Mißtrauensvotum zu stürzen. 

Zu I. und II. : Der Reichstag ist seit der Machtübernahme fiinfmalnls Gesetzgeber 
tätig geworden, nämlich bei der Beschlußfassung über das Ermächtigungs- 
gesetz, durch das dor Reichsregierung das Gesotzgebungsreeht vorhohen 
wurde, beim Erlaß des Ncuaulbaugesotzes, duroh das die bundesstaatliche 
Gliederung des Reiches beseitigt und der deutBohe Einheitsstaat geschaffen 
wurde, bei der Verabschiedung des Nürnberger Gcsotzgolmngswcrks 
1 (Reichsflaggongesctz, Reichsbürgergesetz und Gesetz zum Schutze' des 

deutschen Blutes und der deutschen Ehre) und zweimal hei der Vorlängc-. 
rang des Ermächtigungsgesetzes, Vgl. auch Heft 13 l . Ferner hat er durch .• 
Beschluß vom 20. IV. 1942 die vom Führer in seiner^Rede vom gleichen - 
Tage in Anspruch genommenen Rechte bestätigt, 

HI. Dor Reicbstag wird auf 4 Jabro gewählt. Gesetz vom 30. 1. 1939. 

1. Die Wahlperiode beginnt mit dem Wahltag und endot 4 Jabro nach 
dem ersten Zusammentritt des Reichstags. Spätestens am 00. Tage 
nach Ablauf der Wahlperiode findet die Neuwahl statt. 

2. Der erste Großdeutsoho Reichstag, der auf Grund des Wahlergebnisses 
, vom 10. IV. 1938 und dor Ergänzungswahl für das Sudetenland vom 

4. XII. 1938 (Ges. vom 21. XI. 1938) am 30. I. 1030 zusammentrat, 
zählte 855 Vertreter des im Großdoutschen Reiche zusammengofaßtea 
deutschen Volkes. Nach der Bildung des Protektorats und der Wieder- : 
emghederimg des Memellandes, der bisherigen Freien Stadt Danzig, • 

• der (ungegliederten Ostgebiete, und der Gebiete von Eupon, Mnlmedy 
und Moresnot wurde er durch Vertreter dor in diesen Gebieten ansässigen 
Deutsehen ergunzt. Gesetze vom 13. IV. 1939, 29. 1. 1940 und 4. II. IM 1, 
Der Reichstag hat nunmehr 870 Mitglieder. 

C. Die Rechtsstellung der Rcichstagsabgeordiieteii. 

L Dor Reiehstagsabgcordneto ist Vertreter dös ganzen Volkes. 
Zwischen ihm und seinen Wählern bestellt kein irgendwie ge* 
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arteteB rechtliches Verhältnis. Ein Abgeordneter übt, indem 
er das Volk in seiner Gesamtheit .vertritt, eine öffentliche 
Funktion aus, er ist Reichsorganr 

II. Den Rciclistagsabgcordnetcn sind wicktigo Rechte eingeräumt 
worden, um ihnen eine ungehinderte Ausübung.ihrer Tätigkeit 
zu ermöglichen.. 

1. Der Abgeordnete ist nur seinem Gewissen unterworfen und 
an Aufträge nicht gebunden. Er stimmt nach seiner freien 
Überzeugung ab. 

Jedoch ist der Reichstagsabgoordueto- als Mitgliod dor 
nationalsozialistischen Reichstagsfraktion dom Führer zur 
besonderen Treuo verpf liebtet. Bei Verletzung der Troupflicht 
kann er aus der Reiohstagsfraktion ausgeschlossen werden, womit der 
Verlust des Abgcördnetenmandats verbunden ist. 

2. Der Abgeordnete besitzt die sogenannten Immunitätsroclito, . 
die ihm' die unbeeinträchtigte Ausübung der Rechte und 
Pflichten einesAugeordneten besonders gewährleisten sollen. 

a) Wegen der Äußerungen, dio er in Ausübung seines Berufes als 
Abgeordneter in Reichstagssitzungon gotan hat, kann or , 
nickt zur Verantwortung gezogen werdon. Er genießt ferner 
Freiheit von Strafverfolgung und Verhaftung. Ebensowenig kann 
er zivilrechtlich, disziplinarisch, ehrenrechtlich oder polizeilich zur 
Verantwortung gezogen werden. Bereits eingelciteto Strafverfahren 
und Haft sind auf Verlangen des Reichstags für die Dauer der 
, laufenden Sitzungsperiode aufzubeben. Vgl. laerzu: Gesetz über 
1 Immunität der Abgeordneten, vom 23. VI. lUdd. 

1 b) Er hat ein Zeu'gnisverweigerungBreoht über Tatsachen, die 
ihm in seiner Eigenschaft- als Abgeordneter anvertraut; 

3. Dcainto und Angehörige der Wehrmacht bedürfen zur Aus- 
übung ihres Amtes als Mitglieder des . Reichstags keines 
Urlaubs. 

Wenn sie sich um einen Sitz in dieser Körperschaft bo wta, Bo ist 
ihnen auch der zur Vorbereitung der Wohl erforderhebo Urlaub zu 
gewähren. • 

4. Ein Rcicbstagsabgeordnetcr ist befugt Ehrenämter abzu- 
-lobnon, z. B. die Berufung zum Schöffenamt, • zum be- 

sekworenenamt und zu Wahlehrenümtern. .■ 

5. Ein Abgeordneter ist während der Sitzungsperiode und seines 
Aufenthaltes am Orto dor Versammlung an diesem Orte als 
Zeuge oder Sachverständiger zu vernehmen. iS alleres vgl. 

§§ 382, 402 ZPO., § SO StPO. 

6. Dio Roiclistagsabgcordnoten erhalten von dem Tage des 
ersten Zusammentritts des Reichstags bis zum Tage der 
Neuwahl eine Aufwandsentschädigung, auf die nicht ver 
zichtet werden kann. 
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7. Die Reichstagsabgcordnctcn haben für die Dauer ihrer Zu- 
gehörigkeit zum Reichstag das Recht zur freien Fahrt auf 
allen deutschen Eisenbahnen in beliebiger Wagenklasse. 

Wenn die Abgeordneten nußerdeutsehe Bahnen benutzen müssen, 
so «erden ihnen auch die hierdurch entstehenden Kosten ersetzt. 


DI. Der Geheime Kabinettsrat. 

Der Geheime Kabinettsrat ist der Fiihrcrrat des Führers zur 
Beratung bei der Führung der Außenpolitik. Er ist eine Neuschüp- 
fung des nationalsozialistischen Deutschlands und zusammen mit 
der Neuregelung auf dem Gebiete des Oberbefehls über die Wehr- 
macht und der Neugliederung des Reichswirtschaftsministeriums 
ein Glied in der Reihe der Maßnahmen vom 4. II. 193S, durch die 
„in der Zusammenfassung der stärksten Energien des deutschen 
. Volkes alle Möglichkeiten ausgeschöpft“ (VB. Nr. 3G vom 5. II. 
1938) werden sollten. . 

I. Der Geheime Kabinettsrat besteht aus einem Präsidenten und 
acht Mitgliedern. 

Präsident des Geheimen Knbinettsrats ist der ' Reicksininister Prhr 
von Neurath. Zu seinen Mitgliedern hat der Führer berufen: Den Reichs’ 
mmister des Auswärtigen den Preußischen Ministerpräsidenten, den Leiter 
fn r a i p nZ - .‘’ d . 01 ? ^Bmmister für Volksaufklärung und Propa-, 

n V T^nif w der Reichskanzlei, den Oberbefehls- 
haber des Heeres, den Oberbefehlshaber der Krieuamarinp und rinn pi m f 
des Oberkommandos der Wehrmacht. gamarine und den Chef 


H. D»r «clcirnc Minettat Lat die Aufgabe. bei großen aiiUen. 
polii'schc" EntscLeiiluugen dom Kibror und Reichskanzler be- 

ÄiL^h rÄ™ " nd dia ” ch d “ S Ge ™ ht 


«.iStelÄito 1 S33Ä" Kab,nelto * te 

Zusatz. Der « cgfall der parlamentarischen Körperschaften 

der Systemzeit. ; 

Schaft des^putsni 1 ^ n^ e e ^^'8 e politische Vertretungskörper- 
taeh4“ d „rdem “ VoIta - ** «P» VoUcavertretu^n find. 

* Aufhebun S d f 

1. Aufgabe des Reichsrals war die VnrLi v ' , , 

Länder hei der Gpsni-/,™!. Ulc ’ erlrctung der deutschen 
Art . go m GeSetzgcl,UI1 S Verwaltung des Reiches. 




v « . «ra luuBerreicns. wuürcnd ledoch 

dieser der Träger dor Rnichsgewalt war, hatte der Reichsrat nur an der 
gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt mitzu wirken. Er sollte das 
Verbindungsglied zwischen Reich und Ländern sein und setzto sich 
aus Bevollmächtigten der Bänder zusammen. 

2. Nach der Machtübernahme wurde dio Bedeutung des Roiclis- 
rats mehr und mehr beschränkt. 

Das Ermächtigungsgesetz vom 24. HL 1033 schaltete seine Mitwir- 
kung bei der Regmrungsgesotzgobung aus. Das Zweite Gleichschaltungs- 
gesotz vom 7. IV. 1033 schuf sodann durch Einsetzung dor Reicks- 
stattlmlter ein neues Verbindungsglied zwischen Reioli und Ländern. 
Nunmehr konnte der Beichsrat vollständig beseitigt werden. 


3. Die Mitwirkung des Reichsrats in Rechtsetzung und Ver- 
waltung fiel crsatzlos fort. In den Fällen der selbständigen 
Betätigung des Reichsrats auf dem Gebiete der Verwaltung 
trat an. seine Stelle der zuständige Fachminister. 


II. Der Vorläufige Roicliswirtschaftsrat wurde durch das Gesetz 
über die Aufhebung des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates 
vom 23. m. 1934 aufgehoben. Vgl. Heft 13 1 . 


1. Der Vorläufige Roicliswirtschaftsrat war als vorüborgohondo 
Einrichtung bis zum Zusammentritt des endgültigen Reiclis- 
■wirtsclmftsrates gedacht, zu dessen Errichtung es aber nicht 
gekommen ist. ' . 

Er bestand aus 320 Mitgliedern aus allen wichtigen Berufsgruppon. 
Seine Tätigkeit blieb ohne Bedeutung, weil er keine Entscheidungen 
fällen konnte. Seine Hauptaufgabe bestand lediglich darin, wirtschaft- 
liche. und soziale Gesetzentwürfe zu beraten. 


2. Nacht dor Machtübernahme wurde dor Vorläufige Roicliswirt- 
schaftsrat zunächst umgestaltet. Mit fortschreitender Ent- 
wicklung wurde er zu einer überlebten und für den neuen 
Staat unbrauchbaren Einrichtung und wurde daher ersatz- 
los beseitigt. 

IH. Die Volksvortrotungon dor Länder (Landtage) wurdon durch 
dasNcuaufbaugcsotz vom 30. 1. 1934 aufgehoben. Vgl. Heft 13 1 . 
S. 53. • ' 


' 1. Dio Volksvortrotungon der Länder hatten im Weimarer 
Zwischenreich die Aufgabe, dem Volkswillen Geltung zu 
verschaffen und donAntcil dos Volkes an der Stnatshorrsckaft 
zu verwirklichen. Tatsächlich führten sie zur Herrschaft 
der Parteibürokratien, die sich selbst zerfleischten, den 
wahren Volkswillen verfälschten, das Volk zersetzten und 
die Staatsführung lähmten. 

2. Dio Volksvertretungen mußten daher als mit der im n ational - 
, sozialistischen Reich verwirklichten Einheit des Volkes un- 
vereinbar beseitigt Werden. 
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Zunfichst 

gewählten P r ®“®“ ( *“ h dcrTstimmcnznhlcn der EeicliBtngBwnhl vom 
5 ^ Snoi gebildet. Hierdurch erhielten die Nationalsozialisten 
fn St ßfimtlichen^Volkavcrtretungen die Mehrheit. Sodann worden die 
LändeSamcnte durch Einführung der EegierungegeBetzgebung und 

den Fortfall der Ministcrvernntworthchheit ontmaclitet. Darauf 

wurden eie als Folgo der Auflösung des Reichstags am U X. 1033 
aufgelöst, ohne daß Neuwahlen angesetzt wurden. Ihre schheßhcho 
völlige Beseitigung bedeutete daher nur die Btaatsreolitliche Sanktion 
eines bereits bestehenden ZuBtandes. 

IV. Die Yertrctungskörperschaften der Gemeinden (Stadtverord- 
netenversammlungen, Stadträte, Gemeinderäte) 'wurden gleicli- 
falls aufgehoben, weif sie mit dem Grundsatz der alleinigen 
Verantwortung des Gcmeindclciters unvereinbar waren. 

Zunächst wurden sie ebenso wie die Länderparlamente aufg elös t und 
nach der Zahl der gültigen Stimmen bei der Beicbßtngswnhl am 5. III. 1033 
. neu gebildet. Die gleichgeschalteten Gemeindeparlamente wurden sodann 
in Preußen durch das GemeindeverfaBSungBgesetz vom 15. XII. 1033 
und im übrigen Eeich durch die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. 1. 1035 
beseitigt. 

V. Die Yertretungskörpcrschaftcn der Gcmcindcverbiinde (Kreis- 
•• tag, Provinziallandtag) wurden in den meisten Ländern be- 
seitigt. • . 

In Preußen wurden ihre Zuständigkeiten durch Gesetz vom 17. VII. 1033 
auf ihre bisherigen Ausführungsorgane übertragen, damit hörten sie prak- . 
tisch auf zu bestehen. Die Provinziallandtage wurden außerdem durch das 
Oberpräsidentengesetz vom 15. XII. 1033 auch noch formell aufgehoben. In 
nnderen Ländern ist die Amtszeit der gleicbgescbalteten Selbstverwaltungs* 
Körperschaften der Gemeindeverbände bis zu ihrer reicliscesetzlichen 
Neuordnung verlängert worden. . 


• Dritter Abschnitt. 

Die Führerge walt. 

Vorbemerkung. 

Die Überwindung der Lehren von der Gewaltcntcilung. 

mehrere Grundfomerode^Gwalfen wie'z^B |. faalstiiti S 1{cU ™ 
Gewalt und die ausführende Gewalt.’ B ' dl<3 S esetz g ebende 

- Die einzelnen Gewalten ... 

Staates in der Weise übertragen verschiedenen Organe deß 

hielten. Dieses System der Kräftn^ Slclj das Gleichgewicht 
waltenteilung“ und die Lehren d i Cr C t 1Un K nannte man ■ „Ge- 
waltenteilung“. Ule Elch dnn »t befassen, „Lehren von der Ge- 



Die Einteilung der Staatstätigkeit in Gewalten war fiir das. 
Staatsrecht der Vergangenheit von größter . Bedeutung. 

Die meisten Staaten des 10. und 20. Jahrhunderts sind nach der Gewalten- 
teilungslehre aufgebaut. 

I. Die Lehre Moiitcsq\iicus. 

1. Die lehren von der Gowaltciitcilung gehen auf den franzö- 
sischen Staatsphilosophen Montesquieu zurück, der seine 
Auffassung in seiner berühmt gewordenen Schrift: „De 
l’esprit des lois*' begründete. 

a) Montesquieu unterschied drei Gewalten: 
a) Die gesetzgebende Gcwnlt, die Recht setzt. 

ß) Die vollziehende Gewalt, dje die von der gesetzgebenden Gewalt 
erlassenen Gesetze ausführt. ’ . . 

' . y) Die richterliche Gcwnlt, die die Gesetze im Wege der Recht- 
sprechung nnwendet. 

b) Diese Gewalten sollten nach Montesquieu einander gleich- 
wertig sein und voneinander vollkommen gotronnt aus- 
geiiht werden. Nach ihm stehen zu: 

a) Die gesetzgebende Gewalt dem Vplk. 

ß) Die vollziehende Gewalt dem Staatsoberhaupt. 

y) Dio riclifcrllcho Gewnlt unabhängigen Richtern. 

2. Die Lehre Montesquicus beherrschte das Stnatsreclit des; 
19. Jahrhunderts, dessen Staaten den Forderungen Montesr 
quieus entsprechend streng nach dem Grundsatz der Ge- 
waltenteilung aufgebaut waren.. 

Sie richtete sich gegen dio unumschränkt regierten Staatswesen des 
18. Jnhrliundcrts, hei denen alle Staatsgewalt in der Hand des Monar- 
chen vereinigt war. Ihr Ursprung war das Mißtrauen oder sogar eine- 
feindselige. Einstellung gegen den Staat. Dio Verteilung der Staats- 
gewalt, auf drei Stellen, die einander das Gleichgewicht halten und sich 
gegenseitig beschränken und überwachen sollten, bezweckto dement- 
sprechend die Bindung der Staatsgewalt zugunsten der Rechte des ein- 
zelnen. Die Durchführung der Gownltenteilungslebro mußte die Schwä- 
chung der Staatsgewalt zur Eolgo haben. ■■ 


II. Die neueren Staatsrechtslehren. ! 

1. Die neueren Staatsrechtslehren sahen die Staatsgewalt jds- 
einheitlich und unteilbar ah. Sie erkannten daher dio ein- 
zelnen Gewalten anders als Montesquieu nicht mehr als 
selbständige Untergewalten der Staatsgewalt, sondern nur 
noch als getrennt zu haltende Tätigkeitsgebiete der Staats- 
gewalt an. Im übrigen Übernahmen sie die lehre Montes- 
quious mit einigen Abweichungen. 

a) Neben den bisherigen drei GcwaUoiL crsclioinL Runter 
die „Regierung“ als vierte Gewalt. Sie sol den Teil der 
Verwaltung umfassen, der in den Bereich der Politik 
i, , b , . • i j; q Mnnfesmneu emaeleitet& . 
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Aufspaltung der Staatsgewalt praktisch noch weiter ver- 
mehrt. 

* b) Das Gleichgewicht der Gewalten wird beseitigt. Die g 0 . 
setzgebende Gewalt erhalt den Vorrang vor den übrige, \ 
Gewalten. Sie schreibt ihnen nicht nur Rechtssätze vor, 
sondern übt über sie auch Kontrollrechte aus. Die Ver- 
wirklichung dieser Auffassung mußte zur Voiherrschaft 
des Parlaments führen. 

2. Auf diesen Lehren beruht der Aufbau der sogenannten De- 
mokratien. Zwar besteht auch bei ihnen ein festes System 
der Kräfteverteilung, durch das die Gewähr dafür geboten 
werden soll, daß die Staatsgewalt von. keiner Stelle miß- 
braucht wird. Die Vormachtstellung des Parlaments lieferte 
jedoch den Staat praktisch einer Parlaments- und damit 
Parteiherrschaft aus, wie das z. B. im Weimarer Zwischen- 
reich der Fall war. 

HI. Die nationalsozialistische Auffassung. 

1. Die Lehre von der Gownllentoilung ist zu verwerfen, da eine 
politische Trennung der Gewalten dem Grundsatz von der 
Einheit der Führung widersprechen würde. . 

a) Du Führerstaat muß die höchste Gewalt geschlossen 
in den Händen des Führers als der Verkörperung des 
Willens des Volkes liegen, vgl. oben S. 73f. Die Führung 
des Volkes muß sowohl im Besitz der gesetzgebenden 
als auch der vollziehenden und der richterlichen Gewalt 
sein, um ihre Führungsaufgabe erfüllen zu können. 

. Dementsprechend können die einzelnen Tätigkeits- 
gebiete des Staates nur üIb Erscheinungsformen der 
einheitlichen Staatsgewalt aufgefaßt werden. 

b) Durch diese Auffassung ist die Lehre von der Gowaltcn- 

ei ung überwunden. Die neue Rechtslage hat ihren 
positiven gesetzlichen Ausdruck in dem Ermächtigungs- 

aebenr P H SrZ i 0S ? gefün . den ’ durch das die gesetz- 
worden ist a ^ die ■ Reicltsre S ieru ng übertragen 

2 ’ Sr e izdnef Form! U ? d ST* S etrennte Bedandlung 
im Führerstaat zweckmä% PuhrprgeWalt ist jedoch auch ' 

besonderen OrganeiTvorbebal^^^^ die Rechtsprechung 

bestehen auch heute noch besonrlm-^T)’ i Ür ^ cc btsetzung sodann 
von der Verwaltung ausgeübt wirrl^Tv D ’ ot , wo111 sie hauptsächlich 
hält sich dementsprechend an dm r,i - j ° nac ' ls teliende Darstellung 
. gewalt in die Rechtsetzung (“JS' 1 ?.'"““ Teilung der Staats- 
und die Rechtsprechung (dritter Teil) ’ ^ Verwaltung (zweiter Teil) 
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I. Die Rechlselzung. . 
Vorbemerkung. 

1. Die Arten der Rcclitssatzc. 

Unter Gesetzgebung versteht man die Befugnis zum Erlaß von 
Rcchtsiitzcn. Die Rechtsätze können m der Form von ,,Gesetzen ct 
„Verordnungen“, „Anordnungen“, „Anweisungen“, "„Erlassen“ 
usw. ergehen. Ilirem Inhalt nach teilt man sie in „materielle Ge- 
setze“ und „formelle Gesetze“ ein. . • 

I. Materielles Gesetz und •formelles Gesetz. Sie unterscheiden sich 
durch Form und Inhalt. 

1. Materielle Gesetze sind Rcclitsregcln, die an die Allgemeinheit geriohtot 
und für jedermann, don.es angeht, verbindlich sind, olmo Rücksicht nur 
die Form, in die sie gekleidet sind. Materielle Gesetzo sind daher nicht 
nur die „Gesetze“, die auf dem ordentlichen Gesetzgehungsweg ergohon 
und als solche bezeichnet werden, sondern auch die Rechtsverordnungen, - 
Anordnungen, Erlasse usw., die von den Verwaltungsbehörden auf Grund 
gesetzlicher Ermächtigung erlassen werden, sowie dio Satzungen der Ge- 
meinden und Beitragsordnungen von Selbstverwaltungslcörperschaften. 

2. Formelle Gesetzo enthalten dagegen,keine solche Rechtsregeln, sondern 
sind ihrem Wesen nach Vcrwnltjingsakte, die auf dom ordentlichen Gesotz- 
gebungsweg erlassen werden und daher in die Form von Gesetzen ge- 
kleidet sind. Beispiele formeller Gesetze sind die Feststellung des Reichs- 
haushaltsplanes und der Erlaß von Amnestien in Gesotzesform. - 

II. Dio Unterscheidung von materiellen und formellen- Gesetzen 
golit auf die Gowaltcntcilungslcliro zurück. 

1. In Stantcu, die eine Volksvertretung hntton, wurden als Gesetze nur die 
von der Volksvertretung oder unter ihrer Mitwirkung erlassenen Wlllcns- 
nkto bezeichnet,' diese aber auch dann, wenn sie keine Rcclitsregcln 
enthielten. Daher ergingen auch die der Volles Vertretung übertragenen 
Verwaltungsakte, wie z. B. die Erklärung von Krieg und Frieden und 

. die Haushaltssatzung, in Gesetzesform. 

2. Willonsakto anderer Stellen, wie z. B. die des Bundesrats des Bismarck- 

schen Reichs', ergingen dagegen niemals in Gesetzesform, sondern in 
Form von Verordnungen usw., auch wenn durch sie allgemein verbind- 
liches Recht gesetzt wurde, sie also ihrem Inhalt nach materielle Ge- 
setze waren. ' " , v 

HI. Im nationalsozialistischen Reich ist die Unterscheidung zwischen 
materiellen und formellen Gesetzen, bestehen geblieben, obwohl 
die Gewaltenteilung durch Übertragung der gesetzgebenden 
Gewalt auf die Reichsregierung überwunden ist und nunme 
die Verwaltungsakte, die früher der VoUtsvertretung über- 
tragen waren und nur deshalb in der Form von Gese zen er 
gingen, wieder von der Verwaltung erlassen werden können. 
Die-Unterscheidung hat pogar dadurch vermehrte Bc J^ung 
gewonnen, daß der ordentliche Gesetzgeber die Re 6 

in vermehrtem Umfange bestimmten Verwaltungsstellen. 

überträgt. ' . ■ ; 
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... 7 t> der Eclchslinuslialt, ergehen nach 

1. Einzelne Ycnvnltuiigsahtc, me s . nacll Überwindung der Gowalten- 

wic Tor in Gesetzesform. Zwar ' b Wenn mnn dennoch von der G c . 

teilung keine Notwendigkeit dica deshalb, um die Bedeutung 

setzesform Gebrauch macht, so g zum AuE d ruc k zu bringen, daß 

ESÄtoi di. pm*» Moto.Eien.ng mit E .wirtt Ml 

2 . »***-. »EJÄEÄa: 

cigenthcho Gesetzgeber b nd überläßt die Regelung im einzelnen 

gedenken gesetzlich festzulegcn, unü u Kriegsausbruch haben 

in weitestem noch weiter an Be- 

die Rechtsverordnung g g Organe, wie insbesondere der 

MnlTeLf ™die’ ReiÜerteidigung, zur Entlastung des Reichs- 
cesTtzeebers ein allgemeines Verordnungsrecht erhalten haben; vgl. 
unten S oT Die Relchsgesctzo treten dadurch den Rcchtsverordnnngcn 
gegenüber in den Hintergrund. 

2. Der Träger (1er Gesetzgebung, 
a) Der Träger der Gesetzgebung vor der Machtübernahme. 

I. Im Bismarcksclicn Kaiserreich wurde die Gesetzgebung des 
Reichs durch den Bundesrat und den Reichstag gemeinsam 
ausgeübt. In den Bundesstaaten, die Monarchien waren, lag 
sie beim Monarchen und dem Landtag, in den Hansestädten 
bei ihren Parlamenten. 

II. Im Weimarer Zwischenreich war der Reichstag alleiniger 
Träger der Gesetzgebungsgewalt. 

1. Die Gesetzgebung vollzog Bich in drei Abschnitten: Einbringung des 
Entwurfs beim Reichstag durch Reichsregierung, Reichstagsminderheit, 
Reichsrat, Reichswirtschaftsrat oder das Volk im Wego des Volks- 
begehrens (Initiative); Feststellung des GesetzcBinhalts durch den 
Reichstag und zugleich Erteilung des Gesetzesbefehls durch diesen 
(Sanktion); Ausfertigung (Promulgation) und Verkündung (Publikation) 
des Gesetzes durch den Reichspräsidenten. 

2. Dns Gesetzgebungsrecht des Reichstags war durch Einschaltung ver- 
schiedenster Organe (Reichspräsident, Reichsrat, Vorläufiger Reichs- 
wirtschaftsrat, Reichstagsausschüsse, Reichsvolk) Beschränkungen 
unterworfen, um seine Gesetzesallmacht auszuschließen. Dadurch war 
der Gesetzgebungsweg äußerst umständlich und schwierig. 

Daneben übten die Länderparlamente im Rahmen der Zustündigkeits- 

grenzen ^ elmarer ^ Fassung das- Gesetzgebungsrecht in den Ländern 

Der Gesetzgebuugsweg versagte, weil die Parteizerrissenbeifc 
. eine ersprießliche gesetzgeberische Arbeit immer mehr aus- 
iSSr , - tra , t das Kolverordmmgsrecht <lcs Roichs- 

Sobn^rfi? T nC {i me ? dem Maße an die Stelle des. Gesetz- 
gebungsrechts des Reichstags. 

b) Der Träger der GcBcfcgebung „ach der Machtübernahme. 

Im nationalsozialistischen Deutschland ist der Führer alleiniger 
Träger der Gesetzgebungsgewalt. Diese Entt“Ä^^Ser 
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Weise vollzogen, daß zunächst die Reichsregierung durch das Er- 
mächtigungsgesetz vom 24. III. 1933 die Befugnis zuni Erlaß von 
Gesetzen erhielt und sodann die Reichsregierung und der Reichs- 
tag der das Gesetzgebungsrecht neben der Reichsregierung bei- 
behielt, im Zuge der nationalsozialistischen, Revolution zu be- 
ratenden Organen umgestaltet wurden, in denen der Gesetz- 
gebungsbefehl vom Führer erteilt wird. Auch bei dem neueröff- 
neten Weg der Volksgesetzgebung wird der Gesetzesbefehl vom 
Führer erteilt. . 

I. Die gesetzgebenden Organe üben- eine von der Gesotz« 
gobungsgowalt dos Führers abgeleitete Gewalt aus. 

1. In der Reichsregierung erteilt der Führer den Gcsotzcsbofelil. Eine Ab. 
Btimmung findet in ihr nicht statt. Die Reiohsregierung wirkt nur bei 
der Vorbereitung und dem Erlaß der Gesetze als beratendes Organ mit;- 
vgl. S. 82 . • 

2 Der Reichstag wird nur nach dom 'Willen des Führers als, Gesetzgeber 
' , tätig. Ihm werden Gesetzesentwürfe nur dann vorgelegt, wenn der 

Führer dies bestimmt und wenn sie seine Büligupg gefunden haben. Die 
Gesetzesbesohlüsso des Reichstags haben also nur die Bedeutung von 
Zustimmungserklärungen zur Führerentsclieidung; vgl. S. 84. 

3 Die Gesotzeshcschlüsse des Rolclisvolkcs linken die Bedeutung einer Ab- 
' Stimmung des Volkes über die Maßnahmen der Führung., Diese ist an 

die . Beschlüsse .des Volkes nicht gebunden; vgl. S. 00. ■ 

II. Es liegt im Ermessen des Führers, welches Organ er bei der 
Gesetzgebung tätig werden lassen will. 

I. Regelmäßig werden die Gesetze von der Reiclisregicrung orlasscn. 

2 Der Roichstag wird dann als Gesetzgeber eingesetzt, venndiß Dcdcutung 
' ‘ des betreffenden Gcsctzgcbungswcrkcs besonders nntoaW J“ 1 

soll. Aus diesem Grunde sind die Nürnberger Gesetze vom Reiohstag 
erlassen worden., ~ 

3. Das Roiclisvolk wird als Gesetzgeber j mt c i na Volle 

Grundfragen des Bestandes des ganzen Volkes berükren. Sc^h 
über die Bildung des Großdeutsohon Reiches abgestnnra 

III. Doi- Führer kann als Träger der gesetzgebenden Gewdtnnoh 
- ohne Einschaltung eines der Besat.gttadaO gn»«*^ 
har »echt setzen. Diese Bechtsetzungsnkte .heißen Führer , 
erlasse (Führerverordnungen). . . . 


Die Reclitsetzung im Reich... 

' . Man unterscheidet zwischen dem allgemeinen Reichsrecht un 

dem regionalen Reichsrecht. ‘ er - 

I. Das aBgemoino d ™anze° Reichsgebiet, so- 

lassen und gilt grundsätzlich für 8 nac j 1 z. B. das 

weit es nicht im Einzelfall seinem ausdrücklicher Bestim- 

Groß-Hamburg-Gesetz) oder kraft ausdruciui , . 





münz auf einen Teil von ihm beschränkt ist. Zu ihm ge- 
hören die Führererlasse, die Reichsgesetze und die allgembmen 
Rechtsverordnungen. 

Das regionale Rciclisrecht wird von einer dazu ermächtigten 
bezirldichen Verwaltungsstelle erlassen und gilt * nur. für ihren 
Bezirk. Zu ihm gehören die Landesgesetze und die Reichsgau- 
Verordnungen. 


A. Allgemeines Reiclisrcclit. 

1. Der Fiihrcrcrlaß. 

I. Der Führercrlaßj auch Fülirerverordnung genannt, enthält 
Rcclitssätzc, die der Führer als Inhaber der Gesetzgebungs- 
gewalt unmittelbar persönlich erläßt. 

1. Die Fiihrercrlasse stehen den Gesetzen gleich, da sie ebenso 
wie diese ein unmittelbarer Ausfluß der höchsten Führer- 
gewalt sind. 

2. Es liegt im Ermessen des Führers, ob er den Weg des Führcr- 
crlasses oder den ordentlichen Gesetzgobungswcg boschreiten 

> will. 

Eine bestimmte Übung bat sieb' noch nicht berausgebüdet, doch 
wird man sagen können, daß die Regelung allgemeiner Tatbestände im 
allgemeinen in Gesetzesform und die Regelung besonders -wichtiger 
Einzeltatbestände in der Form von Führererlassen erfolgt. Zu besonderer 
Bedeutung sind die Fübrererlasso gelangt, durch die altes deutsches 
Land mit dem Reich wiedervereinigt (eingegliederte Ostgebiete, Ge- 
biete von Eupen, Malmedy und Moresnet) und über die sich daraus 
ergebenden Rechtsverhältnisse Bestimmung getroffen worden ißt. 

II. Es gibt drei Arien von Führererlassen: 


1. Der Führererlaß im staatlichen Bereich. 

2 ’ J! e r I F 1 ülircrcrI i? ß iiu Bereich der Wehrmacht. Als Oberster 
Befehlshaber übt der Führer ein allgemeines Verordnungs- 
recht aus. So hat er durch den Erlaß über die Führung der 
Wehnnacht vom 4. II. 1938 die Unterstellung der Wehr-~ 
macht unter seinen unmittelbaren Oberbefehl verfügt. - 

3 ' der Ä- S °v le , S rü ! lrers c( in seiner Eigenschaft als Führer 
der Partei. Vgl. unten S. HO. 

Zu 1 U g?™Snet KeSn^ lm sfn , ntlic,,cn Bereich erläßt, werden 

SS£S£ s di 9 ß elb E- Bc Ä utunß , wi0 1 

• Bereich der Wehrmacht ergehe^W to 


2. Die Rcichsgesetzo. ' 

ReehSÄgS^altHanl^em ^sonl^ 8 Inhaber der obersten 

bb äui einem besonders ausgestalteten, unter 
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Mitwirkung von zur Gesetzgebung berufenen Organon erlassenen 
Bcchtscizungsakte. Je nachdem, welches Organ bei der Recht- 
getzung mitgewirkt hat, unterscheidet man: Regierungs'gesetze- 
(Pos. a), Reiclistagsgesetze (Pos. b) und Volksgesetze (Pos. c). 


aj Jne iicgieruiigsgcsetzo der lleichsrcgieruii". 

a ö* - . 

Uns” Gesetzgebungsrecht der Rcichsregierung bestimmt sich naoh dem 
Ermächtigungsgesetz vom -4. 111. 1933, durch das die Reichsregierung die Er- 
mächtigung zum Erlaß von Reichsgesetzcn erhielt und den Führorcrlnß über 
die Rcgicrungsgesetzgobung vom lß. V. 1943. 


I. Der Umfang des Gesotzgebungsreckts der Reichsregierung ist 
unbeschränkt. Die Reichsregierung kann alle Gebiete ausnakms- 
• los durch den Erlaß von Gesetzen regeln, die der Reichsgesetz- 
gebung überhaupt zugänglich sind. •- 


1. Die der Reichsregierung erteilte Ermächtigung, die noch 
nach den Vorschriften der Weimarer Verfassung mit der für- 
Verfassungsänderungen vorgeschriebenen Mehrheit zu- ' 
stände kam, war zunächst in vierfacher Hinsicht be- 
schränkt. 


Die Gesetzgebpngsbofugnis der Reichsregierung war vom 
Bestand des Kabinetts Hitler abhängig, dio ihr erteilten Voll- 
machten waren auf vier Jahre beschränkt, die Regierungsgcsotz- 
gebung war nur auf den Gebieten zulässig, für die das Roioh das. 
Gesetzgebungsrecht besaß und dio Einrichtungen des Reichs- 
tags und Reichsrats sowie die Rechte dos Reichspräsidenten, 
durften nicht beeinträchtigt worden. 

Sämtliche Einschränkungen des Gesetzgebungsrechts der- 
Reiclisregierung sind beseitigt worden. Die Vereinigung • 
der gesetzgebenden und der vollziehenden Gewalt in der- 
Hand der Reichsregierung ist dadurch zu einer dauernden 
Einrichtung des nationalsozialistischen Staatsrechts ge- 
worden. 

Die Beschränkung der Ermächtigung auf das Kabinett Hitler- 
wurde durch das Staatsoberhauptgosotz hinfällig, die übrigen. 
Beschränkungen besoitigto das Nouauf baugosotz voin 30. I. 
1934. Darüber hinaus wurde das Ermächtigungsgesetz durch ein vom.. 
Reichstag am 30. 1. 1939 beschlossenes Gesetz um weitere 4 Jarno ver- 
längert, nachdem es bereits durch das Reichstagsgesetz vom 30. 1. 1037 
um 4 Jahro verlängert wordon war. 

2. Dio Reichsregierung kann domnacli Rcichsgesetzo ohne* 
Rücksicht ; auf die für die Reiolisgesetzgebung m der- 
Weimarer Verfassung" aufgestellten Zuständigkeitsgrenzen 
erlassen. Sie kann auch neues Torf assungsrccht sotzonj. 
Art. 2. Die Reichsregierung ist dementsprechend ohne* 
irgendwelche Beschränkungen in der Lage, überholte < m-- 
richtungen zu beseitigen und das Reich nationalsozialisti- 
schen Grundsätzen entsprechend neu aufzubauen. \ 
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III. 


Umlaufs geschehen kann. • 

Erhebt ein Reichsminiater Einspruch, bo muß der für das Gesetz 
federführende Minister versuchen, im Verhandlungswege den Einspruch 
nuszuräumen. Liegen die Zustimmungen aller Mimstor vor oder 
kann ein Einspruch durch Verhandlungen nicht ausgeruumt werden, 
so wird der Gcsetzcnwurf dem Führer zur Entscheidung vorgelegt. 

2. Dio Entscheidung über den Entwurf trifft der Führer. 

Dio in dieser Weise zustande gekommenen Gesetze worden von 
den beteiligten Fachministern gegengezciohnet. Dio Gegen- 
zeichnung ist nach dem Fortfall der politischen Verantwortlichkeit 
der Reichsminiater gegenüber dem Parlament nicht mehr not- 
wendig, sie wird jedoch aus Zweckmäßigkeitsgründen regelmäßig 
beibehalten. Durch sie übernimmt der Ressortminister dem Führer 
gegenüber die Verantwortung für den richtigen Wortlaut des Gesetzes 
und die Einhaltung des Dienstweges u. a. m. 

3. Dio Ausfertigung und Verkündung der Gesetze erfolgt 

durch den Führer; Art. 3. , 

n) Die Ausfertigung besteht in der mit Datum versehenen unter- 
schriftlichen Vollziehung der Originalurkunde des Gesetzes- 
textes durch den Führer. 

b) Verkündungsorgan ist das Reichsgesotzbla tt. Die Regierungs ; 
gesetze treten, wenn nichts anderes bestimmt ist, nn dem auf dio 
Verkündung folgenden Tage in ‘Kraft, 


Die Re-icrungsgcselze kommen durch' „Beschluß“ der Reichs- 
re4rung zusfandc. Die Vorschriften der Weimarer Verfassung 
übt das Zustandekommen von Gesetzen finden auf die Re- 
gierungsgesetze keine Anwendung; Art. 3. Damit ist insbeson- 
dere die Mitwirkung von Reichstagsausschussen fortgefallen. 

1. Em im Fachministerium hergestellter Entwurf wird nach 
' Vorlage bei den beteiligten Ressortmmistern mit einer 
Begründung der- Reichskanzlei oingcrcicht und wird 
«nrlnnn im Itcicliskabinctt beraten, was auch im Wege des 


b) Dio Iteiclistagsgesctze. . 

Dos Gesctzgcbuugsrecht des Reichstags bestimmt sich nach der Weimarer 
Verfassung. Die Vorschriften der Weimarer Verfassung gelten jedoch nur inso- 
veränderten verfassungsrechtlichen Verhältnissen entsprechen. 
2 ™ adber smd daher beispiebweise die Vorschriften, dio sich auf die 
rat) und die^fpeht™ ^Setehener Rcichsorgane bei der Gesetzgebung (Reichs- 
lmituswbeSen E ** Gesetzesbef ^ durch Reichsrat.Reichstagsminder- 

L !?nL™f g Gesetzgcbungsrechts des Reichstags ist ebenso 
unbegrenzt wie das der Reichsregierung. 

stündjekeit Wn ^ erbiEsun 8 enthaltenen Beschränkungen der Zu- 

' ' dem deren Hnhpifpr nt® z egunsten der Länder gelten nicht mehr, nacli- 
ÄTdefÄJ £ S wn sind. Trotz der Er- 
vorbehaltenen Gebiete int ,i; n p 3 ^ elcbsta ß s auf die bisher den Ländern 
zu denzm ^it de^ Wdmarer RennWnr ® e * cbsta 8 s im Vergleich 

eingeschränkt infolge des Über£C£££ eh f end( ; U Verhältnissen stark 
Reiehsregierung und infolco spfno* l iv G t esctz ßebungsbofugnis auf dio 
***** wird jrtr, our „ E oell Ier 
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0. Die Reichstagsgesetze kommen durch Beschluß des Reichstags 

zustande. ° 

1 . Das Recht zur Einbringung von Gesetzentwürfen habon 

die Reichsregierung und die Reichstagsmitglicder: Art , 
08 1 WV. ■ ‘ •; : 1 

Anträge von Reiohstagsmitglicdern auf . Erlaß von Gesetzen müssen 
den formulierten Text des gewünschten Gesetzes enthalten und min- 
destens 15 Unterschriften von Reiohstagsmitglicdern tragen. Die vom 
■ Reichstag zu beschließenden Gesetze werden in der Regel von der 
Reichstagsfraktion der NSDAP, eiitgobraeht. . - . 

2. Die Feststellung des Gcsotzosinhalts erfolgt durch den ' 

. ■ Reichstag; Art. 08 2 WV. Der Gosetzcsbofohl, durch den 

.der Gesetzentwurf zum Gesetz erhoben wird (Sanktion), 
wird dagegen durch den Führer erteilt. Vgl. Ziff. 3. 

3. Dio 'Ausfertigung und Verkündung der Reichstagsgesetze 
erfolgt durch den Führer; Art. 70 WV. 

Verkündungsorgan ist das Relclisgesotzblntt. Dio Gesetze tro ton, wenn 
in ihnen nichts anderes bestimmt ist, mit dom 14. Tage naoh Ablauf 
des Tages, in Kraft, an dem das Reiclisgosetzblatt in der Roiohs- . 
hauptstadt ausgegoben ist; Art. 71 WV. . . 1 

c) Die Yolksgesctzc. • ' 

Das Gesetzgebungsrecht des Volkes bcsUmmt sich nncli dom Gesetz. 'über 
Volksabstimmung vom 14. VII. 1933; vgl.' oben S. 00. 

I. Der Umfang des Gesetzgcbungsrechts des Volkes ist unbe- 
schränkt; § l 2 . . 1 

Es können daher dom- Volke' sowohl oinfnebo als auch verfassungs- 
ünderndo Reiclisgesotzo zur Abstimmung vorgelegt werden. r 

II. Die Volksgcsotzo kommen durch Abstimmung aber deutsoben , 
Männer und Frauen zustande, die das Reichstagswahlrecht 
besitzen. . ;• v '• •' •• V 

1. Das Recht zur Einbringung von Gesetzentwürfen hat allein 

die Roichsrcgiorung; § l 1 . ‘ . , 

■ Es liegt also in der Hand des Führers, darüber zu bestimmen, ob, 

und inwieweit das VoUi als Gesetzgeber tätig, wordon soU. 

2. Das Volk entscheidet mit oinfachor Mohrheit der abgegebenen 
• Stimmen und stellt damit den Gesetzesmbalt fest, & - 

Den Gesetzesbefelil erteilt. auch hier der ( u irer. 

3. Dio Ausfertigung und Vorkiindung der Volksgesetze er o gt 

durch den Führer; § 3. 

Sie werden im Reiohsgesotzblatt TeröÜenthoh und ErmG . 

auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft; § 3 1 . V. 

3. Die Rcchtsvorordnungcii^ . 

' . Rechtsverordnungen sind Man 

dem Führer nachgeordneten Verwaltungsstelle - : 'ij ' 

Sohneffer,- Neugestaltung. Heft 13'. 
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, , . „ n .i, f i.. r Art der ihnen zugrunde 

unterscheidet bei ihnen heute J® , selbständige und gesetzes- 
liegenden Vollmneht nncl ihrer Wirhrng . <> Mlt Bverord-; 

vertretende Ecchtsverordmingen und nwmngit 
nungen. 

„) Selbständige und geBcterertreteudo Beel, tsverord, ,,,,, gen. . 

In der Praxis hat siel, die Not besonderer', 
gebungstveg weite zu und im 

zeitlich begrenzter Aufgaben, wie d , • Tr r j ece ließen 

besonderen die Führung der Regierungsgeschafte im tvnege neuen 
es eh Sen ersel, einen, den, Erlaß gesetzgebensei, er Maßnahmen 
»nz allgemein auch ohne Einhaltung des normalen Gesetegebimga- 
neges (Begiei-ungsgesetze, ßaiclistngsgesetze. yollapsetze) vorzu- 
sehen. Aus diesen Gründen ist die Möglichkeit geschaffen worden 
unter bestimmten Voraussetzungen die Gesetzgebung durch Erlaß 
von Verordnungen auszuüben. Diese Verordnungen können als 
selbständige Rechtsverordnungen bezeichnet werden, weil die- 
' Ermächtigung, auf der sie beruhen, anders als bei den sonstigen 
Rechtsverordnungen, keine- Beschränkung auf eine bestimmte 
Materie enthält, sondern allgemein die Befugnis zum Erlaß aller 
erforderlichen Vorschriften gibt. Sie sind ferner gesetzesveriretende- 
Verordnungen, weil sie mit Gesetzeskraft ausgestattet sind, also- 
die Stelle von Gesetzen vertreten. 

Sinn unterscheidet drei Arten von selbständigen Rechtsverordnungen : Die 
Verordnungen des Ministerrats für dio Reif hsverteidigung, dio Verordnungen des- 
Dreierkollegiums (Generalbevollmächtigter für die Reichsverwaltung, General- 
bevollmächtigter für dio Wirtschaft, Oberkommando der Wehrmacht) und die- 
Verordnungen des Beauftragten für den Vierjahresplan. 

I. Dio Verordnungen des Minislerrats für die Reichsverteidigung- 

1. Er ist befugt, Verordnungen mit Gesetzeskraft zu erlassen- 
| Die Verordnungen können daher auch bestehende Gesetze 
| abändern. Sie werden mit den Worten eingeleitet: „Der 

Mimsterrat für die Reichsverteidigung verordnet nlit- 

. Gesetzeskraft.“ 

2. Der Umfang des Verordnungsrechts ist grundsätzlich unbe- 
schränkt. 

Der Ministerrat kann im Verordnungswego alle Maßnahmen troffen, 
Z „!l en ?n dl i° ° ber n te ^tMühnmg nach dem Aufbau des Reiohes oder 

ZL Ä. CSC i n b ° V Et . Ausgenommen sind allein dio 
Rechte und Entscheidungen, die sich der Führer selbst vorbehält. Auch 

g“b£taT»f “rar 8 te* unberührt 

n. Die Verordnungen des Dreierkollegiums. 

1. Der Generalbevollmächtigte für dieRcichsvcrwaltung (GBV.) 
cSbwZV f Gcncnübcvolhnächtigte für die Wirtschaft. 
( W.) bzu . der Beauftragte für den Vier jahresplan können 
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jeder für ihren Bereich im Einvernehmen mit dem anderen 
. Generalbevollmächtigten und dem Oberkommando der 
Wehrmacht Rechtsverordnungen erlassen. Sie können hier I 
bei vom geltenden Recht- abweiehen. Die Verordnungen * 

werden mit den Worten eingeleitet: „Auf Grund gesetz- • 
hoher Ermächtigung wird verordnet.“ g Z 

2-. Die Rechtsotzungsbofugnis beschränkt sich auf den Bereich 
der G euer alb e vollmächtigten . 

Der GBV. kann also innerhalb des Geschäftsbereichs des Reichs- 
* ministeriums des Innern,' des Reiehsjustizministerinms, des Reiehs- 
ministeriums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung des 
. Reichsministeriums für die kirchlichen Angelegenheiten und der Reichs- ' 

stelle für Raumordnung Rechtsverordnungen erlassen und der GBW. 

innerhalb des Geschäftsbereichs des Reichswirtschaftsministeriums und 
der Reichsbank. 

III. Die Verordnungen des Eoauftragton für den Vierjalirosplan- 

1 . Er ist befugt, in seinem Bereich Rechtsverordnungon zu • 

erlassen. Hierbei- kann er ebenfalls vom bestehenden Recht I 
abweiehen. , 1 

2. Der Umfang des Verordnungsrechts ist nur durch seinen 
Auftrag beschränkt. 

Er kann also alle Maßnahmen treffen, die zur Erkämpfung der Er- . 

• • nälirungs- und Wirtschaftsfreiheit erforderlich sind. Von besonderer 
Bedeutung ist dies Verordnungsrecht auf dem Gebiete der Kriegs- 
wirtschaft, seitdem dem Beauftragten für den Vierjahresplan ihre 
oberste Leitung übertragen worden ist. 

Zu I. — III.: Verkündung und Inkrafttreten. Die selbständigen 
und gesetzesvertretenden Verordnungen werden im Reichsgesotz- 
blatt veröffentlicht — die Verordnungen des Beauftragten fär den. 
Vierjaliresplan auch im Reichsanzeiger — und treten, soweit in 
ihnen nichts anderes bestimmt ist, an dem auf die Verkündigung: 
folgenden Tage in Kraft.* 

b) Abhängige Reell tsvorordmuigen. 

!• Regriff und Arten. Die abhängigen Rechtsverordnungen sind 
auf Grund einer begrenzten, mehr oder weniger fest umschriebe- 
nen Ermächtigung des Reiclisgesetzgebers erfassen und nahen 

keine gesotzesündorndo Kraft. Das hindert nicht, daß der 
Reichsgesetzgeher im Einzelfall die Ermächtigung er ei en 
kann, vom bestehenden Recht abzuweichen.. Wo m. einem 
. Reichsgesetz die „Reichsregierung“ ermächtigt ißt, wird , ie 
Verordnung vom zuständigen Fachminister erlassen. _ 

Es gibt Ausführungsverordnungen und Ergänzungsverordnungen. ^ 

Grenzen zwischen ihnen sind fließend. Meist sind Ve S 

Ausführungs- und Ergänzungsverordnungen. - . 

7 * 
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1 Als Ausführungsverordnungen r bezeichnet man meist Verordnungen, 

^ " wdche Se ermächtigto Verwaltungsbehörde auf Grund einer zur Aus- 
fülirunc oder Durchführung der zugrunde hegenden Vorschrift be- 
rechtigenden Ermächtigung erlassen hat. Im Rah™on dieser Ermuohti- 
i. • ^ darf die ermächtigte Stelle hem neues Recht sotzon. ■ 

2. Ergünzungsvorordnungcn ergehen demgegenüber auf Grund einer Er- 
müchtigung, welche dio ermächtigte Verwaltungsbehörde auch zur Er- . 
gänzung der zugrunde liegenden Vorschrift ermächtigt. Sie wird da 
1 erteilt, wo der Gesetzgeber ein' Rechtsgebiet nicht m aUen Einzelheiten 

ordnen will. Diese Verordnungen werden auch ralimcnnusmilondo Ver- 
ordnungen genannt, wo sich der Gesetzgeber darauf beschränkt, nur all. 
gemeine Richtlinien (Rahmengesetz) aufzustellen, und die Bestimmung 
des näheren Inhalts dieses Rahmens der ermächtigten Stelle überläßt., 

ni, Verkündung und Inkrafttreten. 

i" Die Verkündung erfolgt wahlweise im Reiohsgesetzblatt, im Reiolis- 
ministerialblatt oder im Reicksnnzeiger; Ges. vom 13. 5.1023. EürReohts- 
verordnungon in Besoldungsangelegonheiten genügt die Verkündung 
;• im Reichsbesoldungsblatt, für Rechtsverordnungon der Post- und Tolo- 
graphenverwaltung im Amtsblatt des ReicliBpostministoriums. Ver- 
: ordnungenzur Durchführung des Wohrgesotzos können auolrin den 
, Verordnungsblättern der Wohrmaoht verkündet worden, § 37 Wehrgesetz 
vom 21. V. 1035, und Verordnungen des ReiohsarbeitBführers im Verord- 
nungsblatt der Reiohsleitung des Arbeitsdienstes; §1 DVO.vom27. VL‘1935. 
i Anordnungen des Reichsnährstandes werden im Verkündungsblatt des 
Reichsnährstandes verkündet; VO. vom 10. XII. 1034. Die Veröffentlichung 
der Anordnungen zur Durchführung des Vierjahrosplans erfolgt im 
Reichsanzeiger, soweit sie nicht im Reiohsgesetzblatt erscheinen; VO. vom 
•' ; 5. XI. 1930. 1 : ’ ■ '• •• v •: . 

Die Rechtsverordnungen treten, soweit in ihnen - nichts 
anderes bestimmt ist, an dem auf die Verkündung folgenden 
( . Tage in Kraft. ........ b fa 

B- Regionales Rciclisrcclit. ' . i ! 

. B^^srßcht gibt es in Gestalt der Landesgesetze 

und. clor Reich ßgauverordnungGii. - * " i - ■ v i 5i \ 

1* Dio Landcsgcsotzc. . 

■abgegrenzt. Nach der Weimarer y°5^ eic ^ undLändern war in der Verfassung 
ders wichtigen hatU >^* R «=h auf einigen beson- 

Wchrwesen, dem Münzwesen und dem ZoUw^™ W ^ lßen 4 f 1 ß ole ßonheiten, dom 
gebungsgewalt.. Auf anderen gSÄ i’? 16 ausschließliohe Gesetz- 
Erster Linie dom Reich zu, die Länder hnnnK '® e °kt der Gesetzgebung in 
das Reich, von, seinem Geaetzgebuncerenlit w ]ed °°k Gesetze erlassen, soweit 
konkurrierende Gesetzgebung? Auf weitm™*^? 5f e J )raucil gemacht hatte 7- 

Bedarfsgesotzgebung.alsonurim Eallo Piif ^ e ^, lete p n hatte das Reioh- die 
satzgesetzgebung. Im übngm ™and di» r ? edl V fuiBaea , und die Grund- 
zu. Der Landesgesetzgebung kam große Bedetdmg 6 ^^ 8 ^ 0 ^ 0 **' den Ländern 



Im nationalsozialistischen Reich sind die Xandcsgesetzo ‘land- 
schaftlich begrenzte Rcichsgcsetzo, da sie nach Übergang der Ho- 
heitBrechte der Länder, auf das Reich der Ausfluß, der Gesetz- 
gebungsgewalt des Reichs sind. , , . • , 

Dlo Zustiinillgkcltsrcgclung der Weimarer Verfassung ist damit fort- 
gcfnllcn. Das Roicli kann nunmehr auf allen Gebieten, auch soweit sie in der Wei- 
marer Verfassung den Ländern Vorbehalten sind, Gesetze erlassen.' Dio' Lündcr 
haben dagegen nur noch ein abgeleitetes Gcsotzgebuhgsreohtr ■ r • 


I. Der Umfang des Gcsctzgcbungsrcchts der/ Länder ist' vom 

Willen des Reiches abhängig. : : 1 f . / 

1/ Dio Länder können Lahdcsgesotzo, nur insoweit erlassen, 
als das Reich nicht allgemein c ’er im Einzelfalle von diesem 
Recht Gebrauch macht; § 1 der 1. VO. über den Neuaufbau 
des Reichs vom 2. II. 1034. 

■ DamitistdioLandesgosotzgohungpraktischaufeinMindost- 
niaß hesohränkt, da inzwischen viele Gebiete, auf denen eine 
Landesgesotzgebung in Frage kommt, vom Reich geregelt worden sind 
und damit die' Möghohkeit zum Erlaß von Lahdcsgesotzen entfallen ist. 

Eür die Länder besteht insbesondere noch auf dem Gebiota des Ent- 
eignungsrechts, des Bergbaus und der Küstenfischerei eine Mögliohkeit 
zum Erlaß von Landesgesetzon. , ..... j . | . 

' 2. Dio Landcsgosotzo bedürfen der Zustimmung des zuständigen 
Roiclisministors und müssen diesem vor dem Erlaß; vor- 
gelegt werden ; § 3 der l.'VO. über den Neuaufbau deB Reichs 

vom 2. II. 1934. • b;“'; ; , ;'•>'/ •; . 1 ;' ; i'i. ; . • i' 

Der zuständige Reiohsminisfer . kann- für. Beinen, ^eaehäftsboroich 
auch anordnen, daß ihm Reohtsyerordnungen vor Erlaß vorgelegt 
werden. i ' / t . / ,v .1 V-L.",!; 

II. Die Landesgcsetzo werden von don Landcsrogierungcmerlasson. 

1. Sio kommen durch einfachen „Beschluß“, di hi durch Ent- 
..... " ; Scheidung des . Ministerpräsidenten, zustando.'. jWo ein 
Reichsstatthalter , mit der Rührung , der ; Landesregierung 
beauftragt ist, , vgl. unten S. 129, entscheidet er über die 
Gesetzesvorlagen allein. ■< r \ 

'• 2 . Die Ausfertigung und Verküiidung obliegt 1 dem Reichs- ; 

■ ■ ■ : ; Statthaitor. Das Verkündungsorgan und der ; Zeitpunkt des 
. .. Inkrafttretens; bestimmen sich, nach Landesrecht,, ,7 

■■ . . 'Tr.-'f i. ■ ?J . .h;7 -. U'ldäA t ..<• • ) .. 


2. Dio Verordnungen * n do . 11 .RöichsgauOTi.;; - . f! •; 

Die Reioksstattkalter in den Reicbsgaueii können^eine Ge- 
setze erlassen, weil die Reichsgaue unmittelbar' vom - eic ver 
wältet werden. Nach Umwandlung der jetzigen Lander m Reichs- 
gaue wird daher die Landesgesetzgebung versebwunden sem. An 
die Stelle der .Landesgesetzgebung tritt für die Reichsgaue das 
xr~: j 1 -j. TJoinlinotntt.lialter. . ii.- ■ i • • / 
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I. Die Itciclisslattlialtcr in den Reichsgauen können durch Vor- 
Ordnung Recht setzen, soweit übergeordnetes Reichsrecht nicht 
entgegensteht; § 5 Gesetz vom 14. IV. 1939, § 4 Sudetengau- 
gesetz. Dieses Verordnungsrecht ist ebenso wie die Landes- 
gesetze gebictlich begrenztes Reichsrecht. 

n. Die Verordnungen bedürfen der Zustimmung der beteiligten 
Rcichsministcr und des Reichsministers des Innern. 

HI. Die Verordnungen werden vom Reichsstatthalter in seinem 
Verordnungsblatt verkündet. Sie treten, sofern in ihnen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, mit dem auf die 
Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


II. Die Verwaltung. 

I. Unter Verwaltung versteht man das planmäßige Handoln der 
staatlichen Behörden zwecks Erfüllung von Gemeinschafts- 
aufgaben. Sie dient der Gestaltung und Erhaltung der Volks- 
gemeinschaft und schützt daher auch den einzelnen, soweit 
dies dem Gemeinwohl entspricht. 

Zur Verwaltungahobeit gehört auch die Organisationsgewalt, welche die 
Befugnis zur Errichtung, Umbildung und Aufhebung sefwie zur personellen 
Besetzung der öffentbchen Ämter, Organisationen und Verbände gibt. 

n. Träger der Yorwaltungshoheit ist: 

1. Nach der Gcwaltcnteilungslehro das Staatsoberhaupt. 

Dementsprechend nahm der Monarch in der nach der Gewalten- 

. -tfcÄÄIS JlSS* su 

■ r “ nalioiialsozialisliscliou Staat der Führer da bei ihm 

ahe Gewalt vereinigt ist; vgl. „ben S. 90 ; 


A. Die Verwaltung vor der Machtübernahme. > 

die YcrwaCgshofcit 1 Slf S' ^ v ? sc 1 honroicl1 la ° 
(Bundesstaaten). Näheres vgl ™ten 8^133 * Län,lcr11 

Organe aufgctdU^e 'folgtT Vcrwaltun gsvollzug auf mehrere 

J em Biuuiesrat^zu. ^ C ^ Cl1 Stand die Ver waltungslioheit dem Kaiser und 

■ an der ^r'vMtimpholfeü 1 bSft'^V 1 ! 108 ? 0 " 1 ' UBd Reicbsrcgierung 
waltungeakte, wie 1 B. die EnteLau SL °* en S - 81. Einige- Ver- 
waren auch dem Reichstag Übertragern 8 ‘ ber Krie S und Frieden, 
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H. Bincrlialb der Länder stand die Vcrwaltungsholicit dem Staats- 
oberhaupt oder der Landesregierung zu. . 

1. Du Bismarckschon Reich, in dem die meisten Länder 
konstitutionelle Monarchien waren, war Träger der Ver- 
waltungslioheit meist der Monarch. 

2. Dn Weimarer Zwischcnrcicli, in dem die Länder parlamen- 
tarische Republiken waren, waren Träger der Verwaltungs- 
liolieit in den Ländern regelmäßig die Landesregierungen, 
soweit ein Staatspräsident vorhanden war, war auch dieser 
an dem Verwaltungsvollzug beteiligt. 


B. Die Verwaltung nach der Machtübernahme. 


I. Träger der Ycrwaltungsholieit ist der Führer. Die vollziehende 
Gewalt ist ebenso wie die gesetzgebende Gewalt und die 
richterliche Gewalt für das ganze Reich in seiner Hand ver- 
einigt. Vgl. oben S. 77. 

1.. Die Yorwaltungshoheit wird nur hoi Führungsaufgabon von 
besonderer Bedeutung vom Führer selbst ansgeübt. 

So behält er sich Organisationsakto grundsätzlich selbst vor. Bei- 
spiele: Erlasse des Führers über die Errichtung des Reichssportamta, 
über die Reiohsakademie für Leibesübungen, über die Bestellung eines 
Reiohsministers für Bewaffnung und Munition. 

2. Im übrigen wird sie von den Roichsministcrn lind den von , 
diesen beauftragten Stellen, ausgeübt. 

II. Der Aufbau der Verwaltung vollzieht sich nach bestimmten 
Grundsätzen, damit die Erfüllung ihrer Gemeinscliaftsaufgaben 
mit dem geringsten Aufwand und dem grüßten Erfolge sicher- 
gestellt wird. 

1. Grundsatz der politischen Zentralisation. • 

Die Verwaltung muß auf den Willen der Führung ausgeriohtet sein. 
Diese muß in der Lago sein, ihren Willen, bis in den letzten Bereich 


hinein durohzusotzen. t 

2. Grundsatz dor verwaltungsmäßigen Dezentralisation. 

Die Verwaltungsaufgabon worden nach Möglichkeit auf die naoh- 
geordneten Verwaltungseinheiten verlagert. Die übergeordneten Ver- 
waltungsstellen, insbesondere die Zentralbehörden,, so e ,. 

. Einzelontsoheidungen mögliohst entlastet werden, um sich für dio 
grundsätzlichen Aufgaben freizumachen. 

3. Grundsatz der Einhoit dor Verwaltung. . - 

In einer“ VerwaltungSBtufe (höhere Verwaltungsbehörde, untere 
Verwaltungsbehörde, Ortsinstanz) sollen die der 

■ liehst in einer Hand zusammengefaßt sein, dum, cb? Schbgmüt der 
Verwaltung erhöht widersprechende 

. Reibungon ausgeschlossen J erd ° n V^? fc ferner den Volksgenossen der 
Behörden unvermeidbar sind, und damit ferner den ) 

Verkehr mit den Behörden erleichtert wird. - - v 1 i 

W«-™ «i« R Verwaltungsaufbaus im einzelnen vgl. unten 






Hl.. Die Rechtsprechung. ,, 

I. Unter Kcijlitsprcchuug Wßiebt Man 

durch Gewährung von I lc jJ‘tsschu z ci ^ Rechtspf]ege ° d < b ; . 

***** EtaatIicIra 

Tätigkeit. 

TT Rechtsprechung und Justiz sind strong auseinander zu ha tende 

der Justiz ist teilweise enger, teilweise 

aber weiter als der der Rechtsprechung. • ■ 

1. Der Begriff Rechtsprechung' umfaßt nur die Rcchlsprecliungstutigkcit 

’ der Justtzgcriclitß und der Tcnraltungsgenclitc. - , 

2. Unter Justiz versteht man dagegen nur die Tätigkeit, clcr ordentlichen 
Gerichte, aber nicht nur ihre Reohtsprechungstatigkeit, Bondern auch 
ihre Ycnvalfuugstütigkelt. Zur Justiz, aber nicht zur Rechtsprechung, 
gehören hiernach insbesondere die Handhabung der freiwilligen Ge- 
riebtsbarkeit (Grundbucbsacbcn, Vormundscbaftfi- und Aachlaßsachen) 

■ und die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft. 


A. Die Rechtspflege vor der Machtübernahme. 

I. Vor der Machtübernahme lag die Justizhoheit teils heim Reich 
1 und teils bei don Ländern. , 

1. Der Schwerpunkt der Rechtsprechung lag hei den Ländern. Nahezu alle- . 
Bcchtspreoliungsorgane, insbesondere die VerwnltungBgerichte, waren 

. Einrichtungen der Länder. - . 

2. Uns Rclchsjustlzminislcrium war nur ein Rcclilsclzungsminlstcriumi 

ohne reichseigenen Bcliördcuunterhau. Seine . Hauptaufgabe bestand 
darin, dio Beichsgesetzgebung zu vereinheitlichen und ' die anderen 
Reichsiuinisterien bei ihrer GesetzgebungBtätigkeit zu beraten. Ihm 
unterstanden das Reichsgericht, die Staatsanwälte bei diesem Gericht' 
und das Reichspatentamt; - ■' 

II. Die Richter waren unabhängig und nur an das Gesetz ge- 
bunden. Das Gesetz erschien als Niederschlag einer all- 
gemeinen Rechtsidee; so daß keine Bindung des- Richters an 
Yolk .und Staat stattfand. Dem entsprach der Parteibetrieh 
i* 0 Zivilprozeß und Yerwaltungsprozeß sowie der Grundsatz, 
daß im Strafrecht nur gestraft werden . konnte, wenn das 
Strafgesetz für den Tatbestand ausdrücklich eine Strafe an- 
l drollt 1 e - Daraus ergab sich eine tiefgehende Entfremdung 
. zwischen Volk und Rechtspflege, so daß man von einer 
„Justizkrise“ sprach. 

B. Die Rechtspflege nach der Machtübernahme. . 

1. Die Yerreichlichung der Rechtspflege. 

1 äbät 1 “ di ° ,us,iz 
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1. Das Gnndcnreeht und das Recht, Strafsachen niedcrzuschlagon (Aboll- 
llorisrcclit) mmlcn durch das Erste Gesotz zur Überleitung der Rechts- 
pflege auf das Reich uuf den Reichspräsidenten übertragen;' 

2. Das preußische. Justizministerium wurde durch Erlaß des Reioha- 
ministers der Justiz vom 10. X. 1034 mit dom Relelisjustlzmlnlsterlum 
vereinigt, womit dio größto doiitsoho Ländesjustizverwaltung der 1 un- 
mittelbaren Leitung der Reicbsjustizverwaltung unterstellt war. 

3. Dio Justizverwaltungen der übrigen Länder wurden durch das Zweite 

Gesetz zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich vom S. XII. 1934 
in dio Rclclisjustlzvcnvaltung elngegliedcrt. Seitdem gibt cb nur noch 
ein Justizministerium des Reichs. - . ; 

4. Als Abschluß dieser Maßnahmen, wurde die gesamte Justiz duroh das 
Dritto Gesetz zur- Überleitung der Rechtspflege auf das Reich vom 24. 1. 
1935 mit allen Zuständigkeiten, Rechten und Pflichten, mit allen Justiz- ' 
behörden und Jiistizbedienstoton verrclchllcht. Näheres s. Heft 13 1 . 

II. Die Ybrwaltungsgorichtsbarkoit ist dagegen erst zum Toü auf 
das Reich überführt worden. Als oberstes allgemeines Ver- . 
waltungsgericht des Reichs ist das Reichsvorwaltungsgoriclit 
eingerichtet worden. Weiterhin hat das Reich die Zahl dor 
rciclisoigcnoiiYerwaltungsgcrichto erheblich vermehrt; b. unten 
Pos. B II. Im übrigen sind jedoch die Yerwaltungsgörichto 
z. Zt. noch Landescinrichtungen. 1 

2. Die Rechtsprechung im nationalsoziaiistischen Deutschland. 

I. Oberster Gorichtshorr ist der Pülirer. Die RßchtBprechungs- 
gewalt liegt ebenso in seiner Hand wie die Gesetzgebung und 
die vollziehende Gewalt ; vgl. oben S. 77. 

1. Er kann die richterlichen Funktionen selbst ausübon. 

2. Im allgemeinen wird die Rechtsprechung von in Instanzon- 

zügen aufgebauten Gerichten als Organen des Führers aus- ; 

geübt. 

II. An Rechtsprcchuiigsorgauon dos Roicbs bestobon: 

1/ Für die Justizgerichtsbarkeit: - . 

.) OnlpnUleio H» £ “? ÄÄ 

■ asss? easis 

von Hoah- und Landesverrat). / Gerichten 

b) Soudergcricbte. Sio , werd ? n |( en g 0 0 ndorgeriobte sind dio 

für. besondoro iriigckgcnlicito Eeichsarbeits- 

Streitigkeiten zu entscheiden. ■ 
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. .. j., Reichs sind:. Das Reichsverwaltung,. 

Vcrwnltungsgerichte des « f p riva tvcrsichcrungen, das Reich,, 
gc rieht, das Reiohsaufsic , C raorgungsgcricht, die Finanzgoriolite 
versicherungsamt, das R mo berprüfgericht, das WahlprüfuW 

SSWJ- -f ■>“ 

; ni Di0 Rechtsstellung des Riclilors ist so geregelt, daß zwar eine 
X£ä2Tuiid unbeeinflußte Handhabung der Recht- 

spÄng gesichert ist, der ^ 8,8 

Glied der deutschen Volksgemeinschaft tat g w ird 

1. Er ist nur dem Gesetz unterworfen und genießt bei der 1 
Ausübung der Rechtsprechung volle .Unabhängigkeit, 
Dieser Grundsatz gilt in gleicher Weise für Berufs- und 
Laienrichter, gleichgültig, ob sie an ordentlichen Gerichten, 
Sondergerichten oder Verwaltungsgerichten tätig sind. 

Die Unabhängigkeit der Borufsrichter ist noch boBondors 
dadurch geschützt, daß sie nur unter erschwerten Bedingungen in ein 
anderes Amt versetzt oder ihres Amtes enthoben werden dürfen. 
Vgl. hierzu § 4 Abs. 3 des Fülirererlasses über das Reiolisvcrwaltungs- 
• gericht. 

2. Er ist hei seiner Tätigkeit auf die Volksgemeinschaft aus- 
gerichtet. Die Rechtsprechung führt also nicht;' wie dies im 
liberalistischen Staat der Fall ist, ein für sich gesondertes 
Dasein, das sie von den Lebensnotwendigkeiten des Volkes 
entfernt und zur Dienerin einer für sich bestehenden Rechts- 
vorstellung macht. Ilire Aufgabe ist es vielmehr, die völ- 
kischen Lebensgesetze zu schützen. 

Im Zusammenhang hiermit sind wichtige Änderungen des materiellen 
Rechts vorgenommen worden, durch die die Stellung der Rechts- 
pflege als Gemeinschaftsfunktion gesichert wird. 


Drittes Buch. 

Partei, Staat und ‘ Wehrmacht. 

Vorbemerkung. 

Das. Volk umschließt zahlreiche Ordnungen, wie z. B. die Fa- 
milie, die Gemeinde, die Berufsstände, die Wehrmacht, den Staat 
und die Bewegung. Sie alle haben .nur den einen Zweck: Das 
Dasein unseres Volkes bis in alle Zukunft zu sichern. Für eine , 
staatsrechtliche Betrachtung sind (Lei dieser Ordnungen besonders 
■wichtig, weil sie vor allen anderen berufen sind,- den Weg unseres 
Volkes zu sichern, nämlich die Partei, der Staat und die Wehrmacht. 

1. Die Partei ist die Trägerin des Volks- und Roickswillons. 

2. Dor Staat ist der Vollstrecker des Volles- und Roickswillons 
und der Garant seiner gleichmäßigen und restlosen Durch- 
setzung. 

3. Dio Wehrmacht ist der mächtige Schütz dos Reiches nach 
außen und der Garant seiner Freiheit. 

Diese drei Ordnungen sind im nationalsozialistischen Deutsch- 
land aufeinander abgestimmt und dem Willen des Führers unter- 
geordnet und dadurch zu einem gewaltigen Dreildang zusammon- 
gefaßt, als Unterpfand für' den, ewigen Fortbestand des deutschen 
Volkes. 


Erster Abschnitt. 


Die Partei. 

Vorbemerkung. 

(Vgl. auch Heft 13 1 .) • . 

I. Das Deutsche Reich vor der Maclitübcrimto Xn m- 
partoionstaat. Obwohl der Rechtsbegrif . ( j| e p ar . 

schriebenen Verfassungsrecht fremd war, , jj 

teien im Leben des Reiches einemborcag^ 

Einfluß beruhte vor allem auf dem Walilvorsclilac einer 
die Wähler zwang, ihre SMmmen dem^arometo^- 

der verschiedenen Parteien abzuge ’ r Jj andensein politischer 
tarischen Regierungsform, die das • Voraussetzung 

•Parteien als verfassungsmäßige Institution zur Vorausse fa 

•hatte. . • 
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Der Reichspräsident war genötigt, die Rciclisrcgiciimg nach 
den Wünschen der .Mchrlicitspartcicn zusammenzusetzen, der 
Reichskanzler und die einzelnen Rcichsinmistor mußten ihre 
Ssführung den Wünschen der Mohrhcitspartoicn anpassen 
und die Reichsheamten hätten den V eisungen des Reichs- 
kanzlers und der Reichsminister zu folgen, die im Sinne der 
Forderungen der Mehrheitsparteien ergingen. 

1. Die rnrtcicmvirlsckaft mußte das Volk vergiften und.zcr- 
cnl'/nn mul HflU Sinnt in seinen Handlungen lahmen. 


Die Parteien, . von denen es im Weimarer Zwischenreich 
40 gab, bekämpften einander aufs schärfste und übertrugen 
ihre Gegensätze auf das Tolle. Infolgedessen stand Deutsch- 
land vor der Machtübernahme^ unmittelbar vor dem Aus- 
bruch eines Bürgerkrieges. Der Reichstag verlor sich in, 
völliger Ohnmacht, weil die Parteizerrissenheit, die Bildung 
starker Regierungsmehrheiten nicht mehr zuließ. Schwache 
und kurzlebige Reichs- und Liindcrrcgicrungcn schwankten 
zwischen den Parteien hin und her. Eine plan- und ziel- 
lose Rciclispolitik gefährdete die Zukunft von Volk und 


Reich aufs schwerste. 


2. Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei beendete 
bald nach der Machtübernahme die Partoicmviriscliaft und 
schloß das Volk zu einer wirklichen Volksgemeinschaft 
unter starker Führung zusammen. '• 

Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei hatte 
von vornherein nur die Bezeichnung „Partei“ mit den 
übrigen Parteien gemeinsam. Sie unterschied sich von, 
ihnen grundlegend. Sie vertrat nicht, die Interessen einer 
Gruppe und trug dadurch zur Zerrissenheit des Volkes bei, 
sondern setzte sich aus Angehörigen aller Volkskreise zu- 
sammen und kämpfte für die Errichtung wahrer Volks- 
gemeinschaft. 


IL Nach der Machtübernahme wurdon die Parteien mit Ausnahme 
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei beseitigt 

Pnrt!f; K °^ munistiscl10 Partei und die Sozialdemokratische 
dS in,Snf C p ^ e S en staatsfeindlichen Verhaltens verboten 

klÄl 1 IÖ8t ^ m 8cltot sie er 

teiÄtiaphea Reich & ihre« 

Äf* war hierdurch zum Staut der national- 
KrtfRjSW-* 8?'vorden. Dieser Zustand wuidi 
14 VII 1933 fiir v ? le ^eubildung der Parteien von 
fc^srechta. ehe E ™ehtung des Ver 
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1 . Dio Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei besteht 
in Deutschland als einzige politische Partei. § 1 . 

2 . Die Aufrechtorhaltung alter oder die Bildung neuer Partoion 

ist verboten und unter schwere Strafe gestellt. § 2. 

I. Die Aufgaben der Partei. 

Die Partei ist ein politischer Orden des deutschen Volkes, der 
eine Auslese seiner besten und wertvollsten Glieder umfaßt. Sie 
ist das ewige Volk selbst, aber in einer verkleinerten und 
2 usammengeballten Form, durch die die besten und hervor- 
ragensten Eigenschaften seiner Glieder zu gesteigerter Kraft und 
Wirkung zusammengefaßt und entfaltet werden. Aufgabo der 
Partei ist es, das doutscho Volle und seine Ordnungen, bis zum 
letzten Bereich mit nationalsozialistischem Gedankengut za durch- 

dringon. * 

Man kann diese Aufgabe in mehrere Einzelaiifgaben auf- 
gliedern. . • • v 

I. Dio Partei ist dio Hütorin nationalsozialistischer Weltanschau- 
ung. Sie hat das reiche Ideengut der Bewegung in steter und 

lebendiger Fühlung mit dem Volke auszubauon, zu entwickeln 
und zu verteidigen. Zu diesem Zweck muß sie ihre Organisation 
in ständiger Bereitschaft halten und ihre Mitglieder ‘in Einsatz- , 
bereitschaft und Opfersinn erziehen, damit die Bewegung das 
bleibt, was sie ist: Ein stets bereites und schlagkräftiges Macht- 
instrument in dor Hand dos Führers. 

.II. Dio Partei ist die Erzieherin dos doutsclion Volkes. Sie hat 
alle Deutschen nach den Grundsätzen der naftonakmiabsti- 
sehen Weltanschauung zu formen' und dadurch aus ruhrug 
■ und Volle eine festgefügte Einheit zu sohmieden, die die Vo 
. : ‘ aussetzuug für e&n Einheitlichen, Einsatz des - deutschen 

r i °Dio Erziohungsaufgaho der Partei ist niemals beondot. Die 
das Volk immer wieder von neuem 
söziabstisohem Geiste erfüllen, dami aa ° p- besten 
. hafte • NaiaonalBösdaJisten werden unOle^^io^ 

: partci 11114 

' * '-Diese “'dos «lÄ 

wichtiger _TeU der Emohun^aufg !^ erauglese hängt die 
richtigen Lösung des Problems J- partei legt deshalb 

, , Güte des Staates entscheiden • Verbindung mit dem 

. besonderen Wert darauf, in lebendiger Verbindung 
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Ynll-p aus dessen Urkräften heraus einen UlilirernachwueJiB 

mr^breiter^Gnnltllage hcranziitildeii, der besten 

Eigenschaften des deutschen Menschen verkörpert. 

in Die Partei hat die politische Führung des Tolkes. Kraft ihrer 
Verbindung mit den lebendigen Quellen deutschen VoUcstuhis 

und als Trägerin nationalsozialistischer Weltanschauung stellt 
sie die Grundsätze und Richtlinien für die Staatsfulirung auf. 
1 und sorgt für ihre Venvirldichung. Dadurch wird die Partei 
zur Trägerin des Staatsgedankens und zu einem Element im 
' Staatslehen, das die Staatsverwaltung immer wieder durch 
Stellung neuer Aufgaben und Verleihung neuen Antriebs in 
Bewegung hält und belebt. Die Verbindung von Partei und 
Staat in dieser Weise hat aus dem Deutschen Reich einen 
Staat geschaffen, den man als Bewegungsstaat bezeichnen 
kann. 


II. Die Rechtsstellung der Partei. 

Der Partei, die in der Kampfzeit die Stellung eines eingetra- 
genen Vereins hatte und nach der Machtübernahme die Stellung 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts erhielt, ist jetzt eine 
Körperschaft des Yerfassungsrechts des Deutschen Reichs. Dio Be- 
sonderheiten der Rechtsstellung der Partei sind folgende (vgl. auch 
Erlaß des Führers über die Rechtsstellung der NSDAP, vom 
12. XII. 1942): 

I. Dio Partei hat eine ursprüngliche, d. li. von keiner anderen 
Gewalt abgeleitete Gewalt. 


1. Die Partei hat für ihren Bereich eine eigene Rechtssotzungs- 
gewalt. Das Parteirecht Bteht gleichrangig neben dem vom 
Staate gesetzten Recht. Der Führer ordnet die innere Ver- 
fassung der Partei durch Feststellung einer Satzung und 
regelt die Rechtsverhältnisse der Partei durch Führer- 
p^? r . §§ 1) 8. vgl. S. 94. Verkündungsorgan der 

,Y ero + rdnui Jg sblat t der NSDAP., das dem 

SÄttSSSf ta dom das Tom staat eeBetzte 

von^e^er^r(Tn^ ,en +-^ Cn ^ n ’ V ,° m unabhängigen und 

der eignen GesetSn So“™“ T ' r "’ alhm S»»Pr»™ t . 

*■ “d r a.a» r S f? ® OTl 'MsI>arWt Partei-, SA.- 
Partei bzw 9A i T u ^_ er ' Pflichtverletzungen der 
ron den !Ä” ** mabMl 'S i S. 

H ' Ton sie ist aueii 

rmanmulsiclit de8 Peichfifinnnzministeriume befreit. 
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gio gewährleistet ihre innere Ordnung durch ihre eigenen 0r-> 
,ranc. Die Finanzaufsicht wird in ihr beispielsweise durch den. 
Rcidisschatzmcistcr ausgeübt. Diese Grundsätze gelten gleich-’ 
falls für die Gliederungen der Partei (SA., ft, HJ. usw.). Da-, 
gegen unterliegen die der Partei angeschlossenen Verbände, 
wie z. B. der NS.-Rechtswahrerbund, neben der Finanzauf-’ 
sicht des Reichsschatzmeisters auch noch der Aufsicht des. 
Staates. 

III. Die öffentlichen Behörden haben im Rahmen ihrer Zuständig-. • 
keit den Partcigcricliton in allen Angelegenheiten, sowie dem 
Reichsschatzmeister in allen vermögensrechtlichen Angelegen-, 
beiten der Partei Rechts- und Amtshilfe zu leisten. § ß. 

IV. Au 1 allgemeinen Rechtsverkehr nimmt die Partei nach Maß- 

gabe der fiir den Staat geltenden Rechtsvorschriften teil, so- 
weit für sie nicht eine Sonderregelung getroffen ist. Führer-, 
erlaß vom 12. XII. 1942. ' 


IE. Der Aufbau cler Partei. 


A. Die Führung der Partei. 

Die Führung der Partei liegt in Händen des Führers und seiner- , 
politischen Leiter. 

I. An der Spitze der Partei stellt der Führer. Er ist ihr oberster 
Hoheitsträger, oberster Gesetzgeber und oberster Gerichtsherr. 

Er steht an der Spitze der Verwaltung der Partei und übt- 
in ihrem Bereich die Organisationsgewalt aus. 

Bei der Führung der Partei stehen dem Führer die Partei- 
Kanzlei, die Kanzlei des Führers und die Reichsleiter zur Seite.. 


1. Die Partei- Kanzlei. 

a) Aufgabe der Parteikanzlei ist es, den Führer bei der 
politischen Leitung der Partei zu unterstützen. “ & ■ 
zu diesem Zwecke die Partei einschließlich ihre 1 
rungen und angeschlossenen Verbände einheitlich auszii- • 
richten und ihnen die politischen Richtlinien z ■ . * • 

Sie wirkt ferner durch ihren Leiter ,Jß * de ^. ° nun ^' 
gebung (vgl. oben S. 93) und bei den Beamtenernonnun 

gen (vgl. unten S. 150) mit. ' ... 

1 b) Sitz der Parteikanzlei ist Münchon. In ? ji 11 0 nder e 

die Parteikanzlei einen 

■ Dienststelle für den Verkehr der Pnrtei nnt den Obersten . 


!! 

I: 



1 
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, . „ . . jcf flic einheitliche Spitze für mehrere 

c) Dio rarlci-Kanzlcii darunter die Auslands- 

Richtige Einnchtuno den Reichsgesundlieitsfiihrer 

sÄteÄÄ 

9 Tiin Kanzlei dos Führers der NSDAI. 

2. Die llni T , , • des Führers ist es, die enge Ter- 

a ) Aufgabe der K ^ den einzelnen Mitgliedern der 

BoÄg und den Volksgenossen aufrcchtzuerlialtcn. 
Sie bearbeitet daher außer persönlichen Angelegenheiten 
, des Fülirers und Sonderaufgaben mbesondere die Em- 
cahen, mit denen sich Volksgenossen mit ihren Anliegen 
unmittelbar an den Fülirer wenden, sowie Gnadensachen 
und dio sozialwirtschaftlichen Angelegenheiten der An- 
gehörigen der Bewegung. . 

b) Sitz der Kanzlei des Führers ist Berlin. Der Leiter hat 
den Rang eines Reichsleitors. 

3. Dio Rcichslciter. Sie Bind die Vertrauensmänner und Berater 
des Führers. Ihnen ist die Leitung der wichtigsten Gebiete 
des Parteilebens (Leitung von Ämtern der Reichsleitung, 

' Führung der SA., Ify usw.) übertragen. Vgl. auch unten 
S. 113. .... 

II. Unter dom Führer stehen die politischen Leiter als Inhaber von 
Parteiämtem. Man unterscheidet bei ihnen Hoheitsträger und 
sonstige politische Leiter. 

* 1. Die Hqheilsträger sind politische Leiter, denen das politisch!) 

Hoheitsrecht in emem bestimmten räumlichem Gebiet über- 
tragen ist. In diesem Hoheitsgebiet haben sie die Partei 
zu fülnen. Hoheitsträger sind der Gauleiter für den Gau, 
der Kreisleiter für den Kreis und der Ortsgrupponloitcr für 
die Ortsgruppe' der NSDAP. Dem’ Ortsgruppenleiter unter- 
stehen die Zellenleiter und diesen die Blockleiter. 

2. Die übrigen politischen Leiter haben insbesondere Verweb 
tungsaufgabon zu erfüllen. Unter ihnen besteht eine bc- 
stimmte Rangordnung. Für die politischen .Leiter der 
NSDAP, gibt es gegenwärtig folgende Dienstgrade: Reichs- 
leiter, HauptbefeMsieiter, Oberbefehlsleiter, Befehlsleiter, 
' Hauptdienstleiter, Oherdienstleiter, Dienstleiter, Haupt- 
bereichsleiter, Oberbereichsleiter, BereichBleiter, Haupt- 
... abschmttsleiter, Oberabschnittsleiter, Abschnittsleiter, 
Hauptgemeinschaftsleiter, Obergemeinschaftsleiter, Ge- 
memschaftsleiter, Haupteinsatzleiter, . Obereinsatzleiter, 
. Einsatzleiter, Hauptbereitschaftsleiter, Oberbereitschafts- 
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leiter, Bereitschaftsleiter, Hauptarbeitsleiter,' Oberarbeits- 
leiter, Arbeitsleiter, Oberhelfer, Helfer, Politischer Leiter- ’ 
Anwärter. 

■ ,3. Als Generalbevollmächtigte dos Führers für bestimmte Ge- 
biete nehmen folgende politische Leiter eine Sonderstellung 
ein: Der Rcichsschntzincistor, der Roichsorganisationsloitcr, 
der Beauftragte für die Überwachung der gesamten geistigen 
und weltanschaulichen Erziehung der NSDAP, und der 
Oberste Parteirichter. • 


B. Die Gliederung der .Partei. 

Die Partei ist gebietlich und fachlich, aufgegliedert. 

1. Die gobietliclio Gliederung der Partoi. 

Die Partei gliedert sich gebietlich in Gaue, Kreise, Ortsgruppen, 
Zellen und Blocks. 

I. Das Reichsgebiet ist in Gaue cingotcilt. 

Es bestehen zur Zeit folgende 42 Gaue (nach dem Alphabet geordnet): 
Baden, Bayreuth, Berlin, Danzig-Westproußen, Düsseldorf, Essen, Franken, 
Halle-Merseburg, Hamburg, Hessen-Nassau, Kärnten, Moselland, Köln-, 
Aneben, Kurhessen, Magdeburg-Anhalt, Mainfranken, Mark Brandenburg, 
Mecklenburg, München- Oberbayern, Niederdonau, Niederschlesien, Ober- 
donau, Oborschlesien, Ostbannover, Ostpreußen, Pommern, Sachsen, Salz- 
burg, Schleswig-Holstein, Schwaben, Steiermark, Sudotenland, Süd- 
bannover-Braunscbweig, Thüringen, Tirol-Vorarlberg, Wartheland, Weser- 
Ems, Westfalen-Nord, Westfalen-Süd, Westmark, Wien, Württomherg- 
Hohenzollem. Außerdem besteht für dio Betreuung der Deutschen außer- 
halb des Reichsgebietes der Gau „Auslandsorganisation der NSDAP. 

II. Der Gau ist in Kreise oingotoilt. 

III. Der Kreis ist in Ortsgruppen untorgotcilt. Die Ortsgruppe ist 
gebietlich in Zellen, Blocks und Haüsgruppen gegliedert. 


2. Dio fachliche Gliederung der Partoi. 

. Die Partei gliedert sich fachlich in die Reichsleitung und di° 
iter bei den Gauen, Kreisen und Ortsgruppen. 

-• Dio Roichsloitung. ' 

1. Aufgabo der Reichsleitung ist es, dafür zu ßorgon, daß er 
Wille dos Führers bis in den letzten Bere dem 

Durchführung gelangt, daß die e ”.S e 3°, g if g0 gjehcr- 

Yolke hostehon bleibt und daß die d r p e i c h 8 leitung 
BOBtellt wird. Zu diesem 

für alle Bereiche des völkischen Leb r Kreisen und 
denen die entsprechenden Ämter m den Gauen, lireisen 

Ortsgruppen unterstellt sind. 8 

Schaeffor, Neugestaltung. Heft 13*. 





i 
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2. Boi der Rciclisloitung bestehen folgende Ämter: 

a) DerHelchspronngandaleiicr. Er hat dafür zu sorgen, daß die national. 
} SEche Weltanschauung Gemeingut des deutschen Volkea 

vrird und in allen völkischen Bereichen lebendig bleibt; weiterhin 
hat er die Maßnahmen von Partei und Staat aufldurend m 
unterstützen. . > 

b) Der Bcichssehatzruaister. Er ist der Generalbevollmächtigte des 
Führers in allen vermögensrechtliohen Angelegenheiten. Er übt die 
Finanzhoheit und dio Finanzaufsicht aus und ist zugleich für- die 
innere Verwaltung der Partei zuständig. Ihm unterstehen u. a. die 
Hauptämter: Reichshaushaltsamt Reichsrechnungsamt, Rechtsamt, 
Reichsrovisionsamt, Hilfskasso und Roichszeugmoisterei. 

c) Der Rcichsorganlsationslelter. Ihm obliegt die weltanschauliche 
Schulung, dio Personalpolitik und die Organisation im Rahmen 
der NSDAP. Dieso Gebioto. werden vom Hauptorganisationsamt, 
vom HauptschulungBamt (mit don Ordensburgen und Adolf-Hitler- 
Schulen) und vom Hauptpersonalamt bearbeitet. 

Außerdem unterstehen dem Reichsorganisationsleiter dio Haupt- 
ämter „Handwerk und Handel“, „Nationalsozialistische Betriebs- 
zellenorganisation“ (NSBO.) sowie die Hauptämter für- Kommunal- 
politik, Beamte, Erzieher, Kriegsopfer, Volksgesundhoit, Volkswohl- 
fahrt und Technik, der „NS.-Deutscho Studontenbund“, der „NS.- 
Deutscho Dozentcnbund“ und dio „NS.-Frauonsohaft“. 

d) Der Reiclislclfcr für die Presse. Er betreut das gesamte Presse- und 
Verlagswesen und ist gleichzeitig „Präsident der Eeichspresso- 
knmmer . Ihm ist ferner der „Zentralverlag der NSDAP.“ unter- 
stellt. 

e) Der RcickspresscolicI der Partei. Er ist persönlicher Pressechef des 
Führers und bearboitet die pressopolitischen Angelegenheiten. 

f) Das Rclclishmt für Agrarpolitik. Es ist für die agrarpoBtisohen An- 

EeSni d 1 2Ußtu ndig, Ihm obliegt ferner dio .weltanschauliche 
-Betreuung des agrarpohtischen Führerkorps. 

g) Das Außenpolitische Amt. 

h) Das Kolonialpolitischo Amt. 

l) Der Oberste Parlclrichter. 

l! dTÄ? , Sfe Umfaßt di ° Abgeordneten des Reichstags. 
Ärztebund“ angescblo°s!!M. eSUIldllCit ' Ihm ist dor »NS.-Deutscho 

Kriegsopfervers^o^u^^a^geschhJs^n 3 ^ ^ ”- Nat,ionalsozialistiscI)0 

- ^ B^^eu^MgescldrasTm* Ihm kfc d ° r ” Rcic bsbund der Deutschen 

o) Das Hauptamt für Erzinhnr ti • . , 

schlossen. ’ *bm ist dor „NS.-Lohrorbund“ ango- 

^ Techtik'b türat ^ TecImik * Es betreut den „NS.-Bund Deutscher 

leitcr geleitet 1 , 1 der , Es wird von einem Reiohs- 

. n den »Deutschen Gemoindotag“ leitet. 
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r) Das Hauptamt für Volkswoblfalirt. Es betreut den dorlPartei h n „„ 

schlossenen Verband „NS.-Volkswohlfahrt“. Der Leiter draHnSt 
nmtes ist zuglemh „Roichsbeauftragter des WHW.“ 1 * 

s) Das Itnssonpolitlsclio Amt der NSDAP. Esbotrout den Reiohsbnnri 
Doutscho Familie, Kampfbund für den Kinderreichtum der S 

tüchtigen . - . 

H. In den Gauen, Kreisen und Ortsgruppen bestellen je nach 
Bedürfnis Ämter, die denen der Reichsleitung entsprechen. 

z. B. ontBprioht dem Reichspropagandaamt im Gau das Gaupröpaganda- 
amt und im Kreis das Kreispropagandaamt. 

1. Die Leiter der Ämter unterstehen in woltanschaulich- 
politisclior Hinsicht der Bcfohls- und Disziplinargewalt des 
für ihr Gebiet zuständigen Hohoitstragers. So untersteht 
der Gaupresseamtsleiter pobtisch dem Gauleiter, der Kreis- 
presseamtsleiter dem Kreisleiter. 

2. Dio Leiter der Ämter unterstehen in fachlicher Hinsicht dom 
entsprechenden übergeordneten Amt. So untersteht der Gau- 
presseamtsleiter fachlich, dem Reichsleiter für die Presse 
und der Kreispresseamtsleiter dem Gaupresseamtsleiter. 

Zusatz: Dio Partoigorichte. . 

Die Partei hat eine eigene Gerichtsgewalt, die unabhängig 
neben der des Staates steht. 

I. Dio Partoigoriclito haben die Aufgabe, die Ebro der Partei 
und der einzelnen Parteigenossen zu wahren und Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen Parteigenossen auf gütlichem 
Wege auszugleichen. Sie können auch gegen Parteigenossen 
eins.chreiten, deren Verhalten dem Ehrgefühl und den An- 
schauungen der Partei widerspricht. 

II. Die Partoigorichte sind in drei Instanzen aufgebaut. 

1. Höchste Instanz ist das Oberste Partoigoricht. Sein Vor- 
sitzender ist der Oberste Parteirichter. Er wird e enso 
wie die übrigen Mitglieder des Parteigerichts vom Führer 
ernannt. . 

2! Mittolinstanz sind die Gaugoriclito. Der 
' richter ernennt den Vorsitzenden auf Vorschlag des Gai£ 

leiters und beruft die Beisitzer im Einvernehmen mit 

3. Untere Instanz sind die Kreisgorichto yo™ 

Vorsitzenden werden vom Obersten P . Die Bei- 

schlag des Vorsitzenden des 

sitzer werden von dem Vorsitzende 

mit dem zuständigen Hoheitsträger eni • • g< 
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III. An Strafen sind 

oder Ilnftslrflfcil 'L mmlß der Fähigkeit zut 

straf«? ™,d ^“"5”" Ws zum Trage” 

S?SÄr Fähigkeit zum öffentlichen Auftreten „1, 
Redner zulässig. 

C. Die Gliederungen der Partei. 

I Wesen (1er Gliederungen. Sie sind rechtlich und organisatorisch 
Bestandteile der rartei, jedoch in besonderer Weise organisiert. 
1 Sie bilden mit der Tnrtei vermögensrechtlich eine Einheit; 
sie haben daher — abgesehen vom NSFK. — kem Sonder- 
vermögen und unterstehen der Aufsicht des Reichs- 
schatzmeisters. I 

2. Sie haben eine eigene Gerichtsbarkeit. Soweit die Ange- 
hörigen der Gliederungen Parteigenossen sind, unterliegen 
sie auch der Parteigerichtsbarkeit. 

II. Die einzelnen Gliederungen (vgl. § 2 der DVO. vom 29. in. 1935). 

1 . Die SA. (Stimnabteilungen). 

a) Aufgabe der SA. ist die Weltanschauliche und charakter- 
liche Festigung des jungen Deutschen, die körperliche 
Ertüchtigung des einzelnen und seine Vorbereitung für 
den Dienst in der Wehrmacht. 

b) Oberster SA.-Führcr ist der Führer der Partei. In seinem 
Aufträge wird die SA. vom „Chef (los Stabes der SA.“ 
geführt. Die SA. ist in Gruppen, Brigaden, Stan- 
darten, Sturmbanne, Stürme, Trupps und 
Scharen eingeteilt. Daneben bestehen technische Ein- 
heiten und Sonderformationen. 

2. Dio ft (Schutzstaffeln). 

a) Aufgabe der ft ist die Sorge für den Schutz des Führers, 
• die Sicherung des Reichs im Linern und die Mitwirkung 
bei der rassischen Erneuerung des Volkes. 

b) Sie wird vom Rcichsführcr-^ geführt. Sie gliedert sich 

m die Allgemeine ft und die Waffen U. • Die 
Allgemeine ^ ist in Oberabschnitte, Abschnitte, 
Standarten, Sturmbanne, Stürme, Trupps und 
Scharen emgeteilt. 11 ' 

3. Das NSKK. (Nationalsozialistisches Kraftfahrkorps). ■ ' 

a ^c^anken^d";!^^^’ M d , ie Fördcrun g des Motorisierung«- 
‘ Lj • Sj acliwuchsscliulung und die Vorbereitung 
der jungen Fahrer auf den Wehrdienst. 



b) Es wird vom Korpsfülircr des NSKK. geführt. Es gliedert 
sich in Motorgruppen, Motorbrigaden, Stan- 
darten, Staffeln, Stürme, Trupps und Scharen. 

4. Das NSFK. (Nationalsozialistisches Fliegerkorps). 

Es ist eine dem Reiclisministcr für Luftfahrt unterstehende Körper, 
schaft des öffentlichen Rechts und daher streng genommen keine Gliede- 
rung der NSDAP. Seine Behandlung von dieser Stelle ist trotzdem ce 
rechtfertigt, weil seine Mittlieder die Rechte' und Pflichten der Anne- 
hörigen von Parteigliederungen haben. . ° 

a) Aufgabe des NSFK. ist die Förderung des fliegerischen 
Gedankens und die Durchführung der vor- und naeh- 
militärisclicn Ausbildung. 

b) Es wird vom Korpsführer des NSFK. geführt und unter- 
steht unmittelbar dem Reichsminister für Luftfahrt 
und Oberbefehlshaber der Luftwaffe. Es ist in Gruppen , 
Standarten;. Stürme, Trupps und Scharen ein- 

, geteilt. 

5 . Dio Stamm-HJ. (Stamm-Hitler-Jugend). 

a) Aufgabe der Stamm-HJ. ist die körperliche, goistigo 
und sittliche Erziehung der deutschen Jugend im Geiste 
des Nationalsozialismus zum Dienst am Volk und zur 

. - Volksgemeinschaft. Sie ist eine Gemeinschaft der . 

' Jugend.; - 

b) Die Stamm-HJ. ist ein Teil der HJ. (Hitlerjugendgesetz 
vom i. XII. 1936) und wird vom Reichsjugendführer 
geführt. Die allgemeine HJ. besteht aus der HUd 01 ’* 
Jugend (Jungen von 14 — 18 Jahren), dom Deutschen 
Jungvolk (DJ.- Jungen vom 10. — 14. Lebensjahr), dem 
Bund Deutscher Mädchen (BDM.-Mädel von 14; bis 
21. Lebensjahr), dem Jungmädelhund (JM. -Mädel 

' vom 10.— 14. Lebensjahr). 

6. Der NS.-Dcutscho Studontonbuhd. 

a) Aufgabe des NSDStB. ist die weltanschauliche Erziehung 
der Hoch- und Fachschüler im Rahmen der studentischen 


Selbstverwaltung. . ' . 

b) Er wird vom Rciclisstudontonfülircr geführt, ln cier • 

Mittelinstanz bestehen Gaustu den t<mfüirun^n, 

die ein Amt der Gauleitung der NSDAP. 1 t •_ 

■: die einzelnen Hoch- und Fachschulen sind Stu- 

dentenführungen eingerichtet. — 

7. Der NS.-Deutscho Dozontonbimd. . , , • 

a) Aufgabe des NSD. -Dozentenbundes jV ‘9*' j, 

Hochschullohrerschaft, ihre wnltansch jf ac h- 

liVi.i üio fim-o-n für ftinen nationalsozialistischen 




b) Er wird vom Keichsdozontcnführcr geführt. Bei der Gau- 
J vcdAP befindet sich ein Gaudozenten- 

• Kd bei^de^Hochschule ein Hochschuldozenten- 
führer. 


8. Die NS.-Frauonscliaft. • 

a) Aufgabe der NS.-Frauenscliaft ist die weltanschauliche 

Ausrichtung der gesamten Frauonschaft im national- 
sozialistischen Geist. i 

b) Sie wird von der Kcichsfrauonführcrin gofülirt. Sie ist 
dem Aufbau der NSDAP, entsprechend bis zum Block 


gegliedert. 


D. Die der Partei abgeschlossenen Yerhiinde. 

I. Wesen der angcsclilosscnon Verbände. Sie sind rechtlich und 

organisatorisch selbständig, sie sind aber der Partei untersteht. 

1. Hiro Leiter sind in Personalunion politische Leiter der Partei. ' 
So ist der BeichsorganisationBleiter zugleich Leiter der 
Deutschen Arbeitsfront. - 

2. Sic unterliegen in weltanschaulich-politischer Hinsicht den 
Anweisungen und der Aufsicht des zuständigen Hoheits- 
trägers der Partei 

3. Sie unterliegen in finanzieller Hinsicht der Finanzaufsicht 
des Itciclisschatzmcistors der Partei. . 

II. Dio einzelnen angeschlossonen Vcrbändo. 

1. Der NS.-Itechtswaiirerbund. 

2. Der AS. -Deutsche Ärztehund. 

3. Dio NS.-Kricgsopfervcrsorgung. 

4. Der Rciclisbund Deutscher Beamten. 

5 . Der NS.-Lehrcrbund. 

G. Der NS.-Bund Deutscher Technik. 

7, Dio NS.-Yolkswolilfalirt. 

8. Dio Deutsche Arbeitsfront. 



E. Die von der Partei Iwtmiten Vorhände. , 

sYScJ'LmSS T '? ä ? a , e - * ™ d rcelrtlicb und organi- 

Form alaS ^ü B n" d ““ d S“ der Parlci ^ einer loseren 
lorm als die angcscldossenen Verbände rorbundon 

notwendiger- 

ncise zugleich m Personalunion politische Leiter der Partei. 



2. Neben der Betreuung durch die Partei kann eine. Staats- 
aufsicht stattfinden. 

3. Sic unterliegen in finanzieller Hinsicht grundsätzlich nicht 
der Finanzaufsicht des Eoichsschatzmoisters. 

jl Die einzelnen betreuten Verbände. 

1 Dio Deutsche Studentenschaft. 

2. Der NS.-Altliorrenbund. 

3. Der NS.-Boichsbund für Leibesübungen. - 

4. Der Boiclisbund Doutscho. Familie, Kampfbund für den 
Kinderreichtum der Er btüchtigen. 

5. Das Doutscho Frauenwerk. 

6. Der Doutscho Gomeindotag. 

7. Das Wintcrhilfswork des Deutschen Volkes. 

8. Der NS.-Eeicliskricgcrbund. 


it 



IV. Partei und Staat. 

A. Die Auf gaben Verteilung zwischen Partei und Staat. 

- * Partei und Staat verfolgen beide denselben Zweck, nämlich 

die Erhaltung und Entfaltung des Volkes. Sie sind aber nicht 
wesensgleich. Es ist weder der Staat in der Partei aufgegangen, 
noch die Partei im Staate. : 

, I. Partei und Staat stehen selbständig nobonoinander und haben 

besondere Aufgaben mit abgegrenzten Zuständigkeitsbereichen. 
Es besteht auch, kein Über- oder, Unterordnungsverhältnis 
zwischen dem einzelnen mittleren und unteren Parteiste eil 
. und staatlichen Dienststellen. 

1. Aufgabe der Partei ist die Menscbenfülmmg, insbesondere 

die politische Erziohung und Führung des deutschen . Volkes. 
Weiterhin bestimmt sie die großen. Ziele dor Staats- 
tätigkeit. . 

2. Aufgabe dos Staates ist die Verwirklichung dor Staals- 
und Volkszielo durch den Erlaß von . Rechtsvorsclir A ^ 
und eine Verwaltungsführung im Rahmen 
Setzungen. 

H. Unmittelbare Eingriffe dor Partoistollpn in ° 

waltungsarhoit der Behörden sind unstatthaft. ^ ^ 

die Beliördenarbeit aufs Empfindlichste ge . - ■ n _ e j^ en 

den Staat der 


Jscbeidung imnn immer nur den Staat der 

die für sie die Verantwortung tragt. Das ^ berichtigend 

Beliürdenleiter. Wo die Partei gezwung » 
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,,.i i •„!, Aipan, Einwirkung immer nur über 
einzugreifen, vollzieht na lsozialistischcn Staatsstellen, 

die • dazu — aniscn 1035; vgl. auch , An! 

in den Landkreisen vom 

28. XII. 1939.) • 

B. Dio Einlicit von Partei und Staat. 
t»:„ r rf iiiiun- der Aufgaben von Partei und Staat erfordert ein 

Sf VerbMmig Jtt» festgestellt. Die Einheit von 

Ä und Staat bedeutet, hierbei nicht ihre Verschmelzung 

fondem Tbrc vollkommene Übereinstimmung. Die , Verbuudeubeit 
von Partei und Staat ist durch eine Eeibe von Maßnahmen he- 
sonders gesichert. 

I Staat und Partei sind in ihrer Spitze verbunden. DerFükrer 
' der Partei ist zugleich das Oberhaupt des Reiches. Die Ver- 
einigung beider Ämter ist für alle Zeiten dadurch gesichert, 
daß der jeweilige Führer der Partei stets auch das Oberhaupt 
des Reiches und der Oberste Befehlshaber der Wehrmacht 
sein muß (Schlußwort des Führers auf dem Reichsparteitag 
1935). 

II. Dio Einrichtungen von Staat und Partei sind in der Zcntral- 
instanz und bei der Gemeindeverwaltung durch besondere 
Einrichtungen organisch verbunden. 

1. Verbindungsglied zwischen der Rcichsloitung der Partei 
und der Rciclisrcgicrung ist der Leiter der Partoikanzlci. 
Er ist in dieser Eigenschaft Mitglied der Roichsrcgicrung 
und des Ministerrats für die Rciclisvcrtoidigung. Er hat bei 
der Bearbeitung der Entwürfe zu Gesetzen und Verordnun- 
gen aller Reichsressorts die Stellung eines beteiligten Mini- 
sters. und ist infolgedessen bei der Gesetzgebung stets zu 
beteiligen; er zeichnet die Entwürfe unmittelbar nach dein 
federführenden Reichsminister. Sodann hat der Leiter der 
Parteikanzlei bei der Ernennung von Beamten mitzuwirken, 
die voni Fülirer persönlich ernannt werden. Er hat schließ- 
hch imDmnststrafvcrfahren mitzuwirken: vgl. SS 28, 36, 41, 
08, GO, 65 RDStO und Führererlaß über die Stellung des 

vom 16 I 1949 61 fanZ l e • V ° m 29 ' 1941 DVO. dazu 

2 ’ Partci und Gemeindeverwaltung 

d °- der im aUgemeinen der zu- 

me"nde 8 or f S e \ • f ’ ? httt nach Deutschen Ge- 
rn indeordnung bei der Berufung und Abberufung von 
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Bürgermeister, Beigeordneten und Gcmoiiidoräton sowie 
beim Erlaß der Hauptsatzung und bei der Verleihung von 
, Ebronbürgcrrccbten und sonstigen Ehrenbezeugungen durch 
die Gemeinde mitzuwirken. Vgl. Heft. 14, 2. 

XII. Wichtige Staats- und Partoiämtqr sind in Realunion oder in 
Personalunion miteinander verbünden. Näheres vgl. Heft 131 

1 . Dio Ämter der Gauleitor der Partei sind regelmäßig mit denen der Itclclis- 
stnttlmlter oder Oborprüsidenten verbunden. Vgl. unten S. 127 132. 

2. Dio Gauleiter sind zugleich Reidisvcrteldlgungskommissnro für den 

Bezirk ihres Gaues. ' . ■ , 

3. Der Reiclispressecliol der Partei ist gleichzeitig Pressechef der Roiclis- 
regierung. 

4. Dio Gaupropagandaleiter der Partei sind gleichzeitig Leiter der Rclehs- 
propngandniimter des Reichsministeriums für , Volksaufldürung und 
Propaganda. 


Zweiter Abschnitt. 

Der Staat. 


Erster Teil. ’ 

Der verfassungsrechtliche Aufbau des Reichs. 

I. Vorbemerkung. 

A. Einheitsstaaten und Staatonvorbindungon. 

1. Der Einheitsstaat. 

Der Einheitsstaat ist ein Staat, in dom es nur oino Staatshoheit, 
d. h. ein ursprüngliches Herrschaftsrecht, gibt.. Er. hat .daher ein 
einheitliches Staatsgebiet, eine Staatsangehörigkeit,, ein ftecht- 
setzungsrecht, eine Verwaltungshoheit und eine Justizliolieit. 


2. Staatonvorbindungon. 

b Begriff. Als Staatonvorbindung bezeichnet man den euf di'o 
Lauer berechneten und unter Wahrung der eigenen , 

persönhehkeit vollzogenen Zusammenschluß von 0 
einem nouon Staat oder staatsühnlichon Gebilde. 

R. Arten. Die Wissenschaft unterscheidet je nach der Rechts 

grundlage, auf die sich die Staatenverhindung stutze. 







Staatcnbund. 

2. Staatsrechtliche StnntcnTerblndungen. 
Grundlage. Ihre Erscheinungsformen 


Sie beruhen auf staatsrechtlicher 
sind: der Staatcnstaat oder der 


Bundesstaat. 


a) Völkerrechtliche Staatenverbindungen. 

I. Unionen. Sie sind nur zwischen Monarchien möglich. Man 
unterscheidet Personal- und Realunionen. 

1. Personalunionen. 

a) Begrilf. Zwei oder mejir Staaten sind daduroh verbunden, daß sie 
zufällig denselben Monarchen gemeinsam haben. 

Boispiole: Dänemark und Schleswig-Holstein bis 1804, Däne- 
mark und Island von 1918 — 1940. 

b) Entstehung. Die Personalunion entsteht in der Begel dadurch, daß 
dio Thronfolgcordnungen zweier ' Staaten dicsclbo Person zum 
Ilcrrschcr berufen. Sie währt gewöhnlich so lange, bis die Thron- 
folgeordnungon wieder voneinander abweiohen. . . • 

. c) Wesen. Dio Gemeinschaft beschrankt sich auf die Person des Mo- . 
narchcn. Dio verbundenen Staaten treten auch dem Ausland gegen- 
über; als getrennte Staaten auf. 

2. ßoalunionen. 

a) Begriff. Zwei oder mehr Staaten haben ein und dieselbe Person 
zum Herrscher, aber die Verbindung ist keine rechtlich zufällige, 
sondern eino gewollte. 

Beispiele: Schweden und Norwegen von 1814 — 1905, Öster- 
reich und Ungarn vor 1918. 

b) Entstehung; Die Bealunion entsteht dadurch, daß sich zwei oder 
mehrere Staaten dlesclbo Thronfolgcordnurig geben und Vertrags- 
mäßig dafür sorgen, daß dio Identität des Herrschers ständig ge- 
wahrt wird. 


c) W esen. Die Gemeinschaft beschränkt sich nicht nur auf dio Person 
des Monarchen, sondern wird in der Hegel auf gewisse Vcrfassungs- 
und Vcrwaltungselnrichtungcn ausgedehnt (z. B. gemeinsames Parla- 
ment, gemeinsame Minister). Dio verbundenen Staaten treten dom 
Ausland gegenüber als Gesamtmacht auf, im Innonverhültnis bildet 
jedoch jeder für sich einen besonderen Staat. 

n. Der Staatenbund. 


1 Stüiitonbund ist eine Vereinigung selbständiger 

£ t n > * e völkerrechtlich als Einheit aSftritt, im übrigen 
aber die Souveränität der Bundesmitgliedor unberührt läßt. 

TonjÄÄ^ttr 180 °- 1813 ’ Deutsche Bund 

2 * Staatenb und entsteht durch völkor- 

verifäS J d u ar ^ S zwi8?bon 0011 Staaten. Die Rechts- 
übei d™ nr ^ ? UI l des und seine rechtliche Stellung gegen- 
regelt Ghed8taaten we rden durch BundessnÄV 




unngen ocunoenweio gegenüber als geschlossen Pa n“ 

• .SÄT* de8l ‘ alb Sewöhn “ “ l8 WtorrcclÄ 

bat gegenüber den Bundes.WS n£ diÄ Er 

sich aus der BundeasatamgSK^- Vertra g™chte, die' 

b) Die GUedsfaaten sind souveräne Staaten. Ihnen „imi ,i;„ tr . V 
. rechte, also j insbesondere Staatsgebiet, Staatsangehörige un™Ä' 
gebungsreoht, gebbeben. Sip können auch eigene völkn^lur . ' 

Beziehungen unterhalten. 2 völkerrechtliche 


b) Staatsrechtliche Staatenvorbindungcn. 

1 Der Staatcnstaat. • 

1 . Begriff. Der Staatcnstaat ist eine auf staatsrechtlicher 
Unterwerfung beruliende Vereinigung von Staaton dergestalt 
daß cm oder mehrere Staaton (Unterstaaten) der Ober- 
hoheit (Suzeränität) eines Oberstaates unterstehen. 

Beispiele: Die Oberhoheit der Türkei über Serbien und Eumänien 
bis 1878, Bulgarien, Kreta und Ägypten bis 1908. 

2. Entstehung. Der Staatenstaat ist gewöhnlich eino besondere 
Zwisclionform im allmählichen Entwicklungsprozeß einer 
Provinz zum selbständigen und unabhängigen Staat. 

3. Wesen. Der Staatenstaat tritt nach außen als Gcsamtstaat 

auf, nach innen haben die Untcrstaaton staatliche Selb- 
ständigkeit. Der Oberstaat begnügt sich in der Regel da- 
mit, ihnen regelmäßig zahlbare Tributleistungen aufzu- 
erlegen. • • ' . ■ \ 

II. Der Bundesstaat. 


1. Begriff. Der Bundesstaat ist eine Vereinigung von Staaten 
unter Beschränkung ihrer Selbständigkeit dergestalt, daß 
völkerrechtlich und staatsrechtlich ein nouor Staat entsteht. 

Beispiele: Das Doutsoho Boicb von 1871 — 1034, die Schweiz seit 
1848, die Vereinigten Staaten von Nordamerika seit 1787. 

2. Entstehung. Der Bundesstaat entsteht dnreh staatsrechtliche 
Unterwerfung der Gliedstaaten. Die Rechtsverhältnisse des 
Bundesund das staatsrechtliche Verhältnis zwischen Bund 
und Gliedstaaten wird durch eine Bundesverfassung^ fest- 


gelegt. ■ \ . y :V ' . 

3; Woson. Der Bundesstaat ist ein Staat, der aus einer Mehrheit 
eigener Staaton zusammengesetzt ist. , 

a ) Bor Bund besitzt clu eigenes Ilcrrschaflsredit und ^f^hk^Rtaata- 
eino eigene staatliche Organisation. Er hat ein Staat g , 
angehörico und ein Gesotzcebungsrecht. 




ü 
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Mo GilodslMlon W ÄcÄ stj“ 

SÄ SS“tolgobi«t fo.Bo»ä», ihr» Staatsangehörige 

sind zucleicli Staatsangehörige des Bundes. . . 


B. Das Verhältnis zwischen Roichsgewalt und Territorial, 
gewaltcn in der deutschen Bcichsgescliiclite. 

Näheres vgl. Heft 13 3 . ' 

Die Itesduiig des Verhältnisses zwischen der Roichsgewalt und 
den Territorialgewalten ist die politische Kernfrage der deutschen 
Iteichsgcschichto. Zeiten der Schwäche des Reiches gingen stets 
Hand in Hand mit dem Erstarken der Landes-, (Territorial-) 
Gewalten. . ' ' ' ; 

I. Die Geschichte des alten Bcichcs ist in ihrem ganzen Ver- 
lapf durch einen erbitterten Kampf zwischen dem Kaiser, 
und den Territorialgewalten gekennzeichnet, der das Reich 
. erst schwächte, dann bis zur völligen Ohnmacht zerrüttete t 
und schließlich seine Auflösung herbeiführte. 

1. Dos llcicli war hei seiner Gründung ein Einheitsstaat. Die Stammes- 

herzogtümer wurden vernichtet. An ihrer Stelle erlangten jedoch dio 
Territorialherren durch umfangreiche Belehnungen mit Beichsgut und 
Verleihungen von Hoheitsreohten zum Schaden des Beiclies eine um- 
fassende Machtstellung. . ■■■■*.• 

2. Das Bclcli entwickelte stell zum ständisch beschränkten Bundesstaat 
und licl schließlich auseinander. Der Westfälische Brieden, der im Jahre 
1G48 den Dreißigjährigen Krieg beendete, brachte die formcllo An- 
erkennung ‘ der Landeshoheit der Territoriallierren. ■ Das Beich war 

■ nunmehr ein Gebilde, das sieh aus mehr als 300 Einzelstaaten zu- 
sammensetzte. Die Einzelstaaten wurden immer selbständiger, das ' 
Beich immer ohnmächtiger. Der Austritt der Bheinbundstaaten aus 
dem Eeichsverhande führte schließlich im Jahro 180ß auch zum for- 
mellen Ende des Beiches.' 


II. Im Uismarcksclicn Beich war ein Auscinandorfallon von Roicbs- 
gowalt und Gewalten der Länder durch eine enge Verbindung 
zwischen dem Beich und Preußen ausgeschlossen. 

L ?m S t B i iSUln ci 1CS f llCn RcIch , 1var ein Bli n«lessfant, der sich aus den 

metton e Ho1iMt«r n Auss ? hluD Österreichs zusammensetzte. Die 
meisten Hohcitsrechte waren den Bundesstaaten Vorbehalten. 

zu elncmrarl errovolto 1018 zerbrach das Beich, nachdem es kurz zuvor 

Hohe ^ Eblfelt d^Vnif 011 ! 11 St f at . ungebildet worden war. Die Staat- 
neue Einheit des Volkes konnte jedoeli erhalten werden. 

m ' ^S“r r , Z ' V if T L ™ r . cW ‘ onhvieltolto sich der Signa« 
| ' ? Landern 211 solcher Schärte, ilaß der Fort- 

bestand des Reiches m Präge gestellt war. 

h ^chen^GrandMM'dnrW 1 ^^ 1 ein Bundesstaat. Trotz der unita- 
Hoheitsreelite hatte als d™ B?sinlreä^ dcr da8 Beieh mehr 

des staatlichen Handelns bei den 
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zusammensetzte, namentlich beim Lande Proußen., Außerdem war davon 
abgesehen worden, Preußen in dns Beich einzubauen. Daher waren dio 
Lander in der Lage,. emo Politik gegen das Beich zu betreiben. 

2 Unter dem Kabinett von Papon knm es zum offenen Bruch zwischen 
dor Eciclisrcgiorung und der von den Sozialdemokraten beherrschten 
preußischen Begierung. Im Augenblick höchster Gefahr übernahm der 
Nationalsozialismus dio Maoht und rettete das Beioh vor dem Zerfall. 

jy Nach dor Machtübernahme wurde die Präge des Verhältnisses 
‘ zwischen Beicli. und, Ländern durch, Bildung des Einheitsroichcs 
gelöst. . 

1. Zunächst liatto dio nationalsozialistische Begierung mit ernsten Wider* 
ständen der Länder zu kämpfen. Ihre Opposition artete, besonders in 

' ' Süddeutschland, in partikularistäsche, ja separatistische Bestrebungen 
aus, dio immer greifbarere Pormen annabmen und eino emsto Gefahr 
für Volle und Beich bildeten. 

2. Bereits ein Jahr nach der Machtübernahme wurde den Ländern die 
Eigenstaatlichkeit genommen. Vgl. Gesetz über den , Neuaufbau .des 
Beiches vom 30. 1. 1934. Seitdem gibt es keino Territorien des Boiclia 
im bisherigen Sinne mehr. 

a) Dio bisherigen Länder sind Verwaltungsbezirke des Bcichs geworden. 

b) Aus dem Hauptteil dor in das Beich neu oingeglicderten Gebiete sind 
Eeichsgauo. gebildet worden, dio in unmittelbarer Verwaltung des 
Beiohs stehen. 


II. Das Reich und seine Gebiete nach der 
Machtübernahme. 

A. Dio verfassungsrechtliche Stellung des Reichs. 

I. Das. vom Nationalsozialismus geschaffene Boich ist ein Ein- 
heitsstaat. Es ist gebietsmäßig in Beiclisgaue und in Länder 
als Verwaltungsbezirke des Reichs gegliedert. 

H. Dio Hohoitsrcchto, die früher zwischen dem Beich und den 
Ländern aufgeteilt waren, stehen sämtlich dem Beich zu. Art. 2 
NAG. 

1. Es gibt daher hur noch ein einheitliches Boichsgobiot, eine 
deutsche Staatsangehörigkeit und eino Grundordnung dos 
Boichs. 

Die Länder haben dementsprechend kein Staatsgebiet, keine ® 

allgehörigen und keine Verfassung mehr. Dio Landcsgrenzen ®. • 

grenzungen von Verwaltungsbezirken gowordon. . D 1°A Jj c j, , 

der Länderverfassungen, soweit sie noch m Kraft sm . G t 

die Bedeutung gewöhnlicher Gesetze, die im g^olmliehen Gesetz 
gebungsverfahron geändert und aufgehoben werden i • 

2. Dio Gesetzgebung, die Verwaltung und di e Bec M b j» s ‘™ 

für das ganze Reichsgebiet Angelegenheit 
Zuständigkeitsabgrenzungen in der Weimar keine 

über die Befugnisse yon Beich und ländern haten keine 

' Trnrfn 1.0,1 ‘1. „ „VI /all TI IT TriPlU. 
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B. Die verfassungsrechtliche Stellung der Gebiete. 

(Länder und Rcicbsgauo). 

I. Dio Reichsgaue. Sie stehen in unmittelbarer Verwaltung des 
• Reichs; dio Behörden der staatlichen Verwaltung sind in 
ihnen durchweg reichseigene Behörden. 

II. Dio Länder. Die Hohcitsrcchtc, die auf das Reich übergegangen 
waren, sind vom Reich an die Landcshchördcn zur Ausübung 
im Namen und im Aufträge des Roichs insoweit zurücküber- 
tragen worden, als das Reich nicht allgemein oder im einzelnen 
Ralle von diesen Rechten selbst Gebrauch macht; § 1 der 
1. DVO. zum NAG. Dio ' Länder können demnach auch 
weiterhin Gesetze erlassen und die vollziehende Gowalt 
ausübon. . . . 

Infolge der Rückübertragung der Hoheitsrechte haben sich 
die Länder einen erheblichen Teil ihrer bisherigen Selbständig- 
keit erhalten lönnen. Es bedurfte daher einer besonderen Ver- 
bindung zwischen ihnen und dem Reich, um ihren Einbau in 
dieses sicherzustellen. Zu diesem Zweck ist das Reichsstatt- 
halteramt geschaffen worden. 


C. Die Verbindung des Bciclis und seiner Gebiete. 

1. Vorbemerkung. 

Bidmarcksckcn Reich waren Reich und Länder in doppelter 
Woiso verbunden; vgl. auch Heft 13 3 . 

L aU ? Delegierten der einzelstaatlichon Regierungen 

der^clchsgmvalt. Er war zusammen mit dom 
“recht 8 ‘ 3bun S sfaktor lmtto ein Halbstündiges Verord- 

füammcr ^e^Roiclm ^ ^ c “ c ’ non ^ rec M° und war dadurch zur starken 
Kaiser- ReichHknn7lpr n mi' V0r ^ e A ! P reuß ’ Bc ke König war zugleich 
waren recelmüßiir des preußischen Ministerpräsidenten 

*-»5^530 Wilfcn pr ““°“ 

• Reichs war zwar^ellidchsrat cinclrinW 0 ^ 0 * 11111 ! 8 uli(J Verwaltung des 
Befugnisse, daß von einer EinorfUi„ 1C ^ t j t ’ d l e ! er ^ atto jedoch so geringe 
nicht dio Rede sein konnte Dio LämW 6 f del "j Länder in das Reichsganzo 
cad neben <le„ Rei.l, di». ^ dahÄ" SStg*. 

nL “ *>■*- 
schafta worden; 2 . GI e i.h8chaltnngBBe S S z t“1 ITl!» 
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2. Das Reichsstatthalteramt. 

X. Das Roichsstatthalteramt hat' sich aus der Einrichtung der 
Roichskommissaro entwickelt, welche die Reichsregierune nach 
der Machtübernahme in die Länder entsandte, um die Landes- 
regierungen gleichzuschalten. Die Einsetzung der Roichsstatt- 
halter soUto dementsprechend die Gleichschaltung der Staats- 
führung der Länder mit der des Reiches sichorstellen. 

Das Nouaufbaugesetz vom 30. I.’ 1034 nahm dann aber dem Reichs 
statthalteramt seine ursprüngliche Bedeutung. Nach diesom Gesetz ' 
wurden dio Landesregierungen der Reichsregierung unmittelbar unter 
stellt. Damit entfiel dio Glciohsolmltungsaufgabo des ReichsstattbalterB 
Gleichzeitig fielen die wesentlichsten seiner Einzelbefugnisso weg. 

n. Das Roichsstattlmltorgcsotz vom 30. 1. 1935 brachte eine völlige 
Nouordnung des Reichsstatthalteramtes, durch die es zu neuer 
Bedeutung erhoben wurde. Der Rcichsstatthalter wurde zu 
einer zentralen Verwaltungsstelle in der Mittclinstanz des Reichs, 
dio die Verwaltung ihres Bezirks zusammenzufassen und die 
Verbindung zwischen Reich und Ländern an Ort und Stelle 
sicborzustoHon hat. 

1. Der Roiclisstattlialter wurde zu diesem Zwecke als nncbgeordncfo Dienst- 
stelle dor Rcichsrcgicruiig und der einzelnen Reicksmlnistcr in die Reichs- 
Verwaltung cingcgliedert. 

2. Gleichzeitig wurde er übergeordnete Dienststelle für die gesamte öffent- - 
liehe Verwaltung soinos Bezirks. 

HI. Das eigentliche Anwondungsgohiot des Roichsstatthaltorgo- 
sotzes sind die Ländor dos;Altroiclis. Zwar sind Reichsstatt- 
balter auch für die Reichsgaue bestellt worden. In diesen 
Gebieten, die neu zum Reich gekommen sind und in denen es 
infolgedessen kein Reich-Länder-Problem gegeben bat, be- 
stimmt sieb die Stellung des Reichsstattbalters jedoch in 
erster Linie nach den für sie erlassenen Sondervorschriften 

• (Sudetengaugesetz usw.). Das Roicksstattkaltcrgcsctz gilt da- . ■ 

her in den Roichsgauon (ebenso auch in der Hansestadt Ham- 
burg) nur ergänzend und hilfswoiso. Näheres vgl. unten S. 138f. 


a) Dio Rechtsstellung des Roicksstattkaltors. 

I* Der Roichsstatthaltor wird durch den Rührer ernannt und ent- 
lassen. § 91 . 

In üen mclston Rolehsstatthalterhezlrkon sind im Int er e ss 0 der Emli e i t 
von Partei und Staat die zuständigen Gauleiter zu Rclehssfatthallcrn he 
rufen wordon. Nur in Bayern ist eine andere Regolung ge • 

Dort ist nicht ein Gauleiter, sondern der Reiehsleiter General von Epp 
zum Reiohstatthalter berufen worden. 

Das Reiohsstatthalteramt kann auoh durch Rücktritt .es mo 
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- IL Der AMisWrk des Eeichsstatthalters wird vom Führer V 
stimmt. § 9". . . . ] t den Lnndesgrcnzcn zu decken. 

*■ rcS 

• S“tSaSezirk aus mehreren Ländern, so wird der Amtssitz 

besonders bestimmt. . . . ... .. , , , 

3. In den Ländern gibt es zur Zeit folgende 10 Rcichsstnttlmltcrkczirkc: 

a) 7 Kclcbsstattlifllfcrbezirkc aus jo einem Land: 

• ' Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Thüringen, Hessen, 

Mecklenburg. 

b) 3 RclckssfatUmltorbezirkc nus jo zwei kleinen Ländern: 

' Oldenburg-Bremen, Braunscbweig- Anhalt, Lippe-Schaumburg. 
Lippe. 

Außerdem gibt es jo einen B elchsstattballer liir jeden der 10 Reichs- 
, guuCj für die Hansestadt Hamburg und für die Wostmnrk. 

III. Der Reiclisstattlialter ist eine unmittelbare Rcichsbeliürdo und 
ein Organ des Reiches. 

1. Der Iteiclisstattlialter ist für seinen Amtsbezirk der ständige 
Vertreter der Rcicbsrcgierung. § 11. 

Er unterstellt der Anwcisungsgowalt der Itciclisrcgierung. Jeder ein- 
zelne Itcichsministcr ist berechtigt, ilin für seinen Geschäftsbereich un- 
mittelbar mit Weisungen zu versehen. Dienstaufsichtsbehördo des 
Eeichsstatthalters ist der IteiohBininister des Innern. 

2. Der Iteiclisstattlialter ist zugleich die oberste Instanz der 
- Landcsverwaltung. 

Der Iteiclisstattlialter ist der Landesregierung übergeordnet. Er kann 
auch sämtliche Verwaltungsstellen des Landes unmittelbar mit Wei- 
sungen verseilen; vgl. S. 120 1 1. 

3. Der Itoicbsstattbaltcr hat das Recht zur Führung dos Reichs- 
Siegels. 

IV. Der Iteiclisstattlialter ist kein Beamter. Er steht zum Führer 
m einem öffentlich-rechtlichen Treueverhältnis besonderer Art. 

h i U iti h nc findoI L di ? T ? onilerv orscIirifton des Roicbsminister- 
gesetzes vom J], EU. 1930 Anwendung. § 93 DBG. 

sowie dib ^emorgMgsbMügo S (Euhcgeb!ii?^^^ aU iT -a n^ Sen ^ SC ^^^^ im 1 

/ " Vorschrilta ä “ aU B emeta6n 

b ) -m Aufgaben und Bafuguto ücs ncichsstatthaltcrs. 

Der Roichsstatthalter hat die 7,inin v> • , 

haftschesDieast^ 
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n der Länder und kein Sachwalter ilirer Interessen gegenüber 
‘ J 1 ® Ro jch, sondern er hat umgekehrt die Reichsinteressen in den 

Ländern, zur Geltung zu bringen. 

r Der Iteiclisstattlialter hat die Aufgabe, für die Beachtung dor 
' vom Führer aufgcstcllton Richtlinien der Politik zu sorgen; § 12. 

. ' Er hat nicht nur darauf zu achten, daß diese Richtlinien ein- 
gehalten werden, sondern er kann darüber hinaus diese Richt- 
linien gegebenenfalls unmittelbar durchsetzen. , . 

1. Er bat zu diesem Zwecke: gegenüber den Behörden seines • 
' Amtsbereichs ein Informationsrocht und Anwoisungsrccht. 

Er ist berechtigt, sich von ihnen unterrichten zu lassen, sie 
auf die maßgebenden Gesichtspunkte und die dadurch er- 
forderlich werdenden Maßnahmen aufmerksam zu machen 
und bei Gefahr im Verzug selbst einstweilige Anordnungen 
zu treffen. § 21. • • 

a) Dom Informationsrecht und Anwcisungsrcclit des Eeichsstatthalters 
unterliegen nicht nur die Landoshchördcu, sondern auch dio Bobörilcn • 
des Reiches in den Ländern, wie z. B. dio Lnndesfinanzämtor, die 
Reiolisbahndirektionen und dio Justizverwaltung sowie die Dienst- 
stellen der unter der Aufsicht des Reichs oder des Landes Btehonden 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften. 

b) Ausgenommen siud dagegen die Rechtsprechung, deron Unabhängig- 
keifc gewahrt bleibt, die Wehrmacht, was sich aus der besonderen 
Natur der . Kommandogewalt ergibt, und dio Dienststellen der Partei. 

f Diese ist zwar eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, sie unter- 
liegt jedoch nicht der Aufsicht des Staates. 

2. Die Befugnis des Reichsstatthalters ist. ein persönliches 
Recht. Er kann es daher nicht auf die ihm beigeordneten 
Beamten übertragen. § 22. 

II. Darüber limaus hat der Reichsstatthalter verschiedene gesetz- 
lich festgelegte Einzolaufgabon. 

1. Er hat ein Vorsclilagsrccht für die Ernennung und Ent- 
lassung der Vorsitzenden und der Mitglieder der an o N 
• regiorung. § 5. .. . ; , ™, rnr 


Die Ernennung und Entlassung selbst crfolgt durch den Füll , 
der an die ihm unterbreiteten Vorschläge nickt ge " ' _ . 


UU UIO Ul UI UIU/U1.U1CU.UI/U11 r O“. — ■ “ T l n o 

2. Hirn ohücgt dio Ausfertigung und diejorkündmg dOTland^ 
gosotzo, nachdem sie vorher die Zustimmung 


Reichsministers gefunden haben. 0 -- „ 

Dieses Recht hat nur formelle Bedeutung. ber 10 . “ d - Q 


Dieses Recht hat nur formelle neue ui uu b- . . (j er zuständige 

der Gesetze und ihron materiellen Inhalt on ? zueestimmt hat, 

Eachministor des Reiches. Wenn diescrdemGesozz^csnm ^ 
nnffftll*. j n nlfnr nln Pin dem AvCJCll 


uco a.euuilil.'J' _ . i T/ nin ll «TIl UllSLt-i 

entfällt für den , ReiQbsstnttbalter als ein _ versacen. • *r 

, stelites Organ die Möglichkeit, die Verkündung zu versagen^ 

.?■ Er hat das Recht zur Ernennung und Ent assung d r lande 
beamten, soweit der Führer dieses Recht auf die lteitu 


; » /. ; . 

■ ; 

: I; : 


Sphaoffer, Keugeätaltung. Heft 13*. 


_ 130 — 

/ 

siafllmHcr übertrage, hat (Erl.vom 3. II, 1034). Nähere» 
. Heft 13 1 . 

4. Er OM das Gnade,, recht aus, smMäev « n «*ü> 
Rcichsstnttlialtcr übertragen hat. ^ gl. EH. vom.l. 11. 1036. 

5 Er hat nach der Deutschen Gcmcindcordnujig wichtige ^Aul- 
gaben tu erfüllen, z. B. wirkt er he, der Berafnng der Bur e er- 
meister und Beigeordneten mit. Vgl. Heit 14 . 

0 Er ist nach dem Reichskonkordat berechtigt, Bedenken 
‘ allgemeinpolitiseher Art gegen die Ernennung eines Bischöfe 
zu äußern. Der Eid eines Bischofs ist in die Hand des Reichs- 
statthalters abzulegen. 

TTT Der Reichsstatthalter kann mit der Führung der Landes- 
regierung beauftragt werden. § 1. 

1. Die Beauftragung bewirkt, daß der Reichsstatthaltcr die 
alleinige Spitze der Verwaltung des Landes ist. 

Er tritt dann also an die Stelle des Ministerpräsidenten.. Er braucht 
jedoch dieses Amt nicht selbst zu übernehmen, sondern er kann ein 
Mitglied der Landesregierung mit seiner Vertretung beauftragen., 

2. Die Beauftragung mit der Führung der Landesregierung 
liegt im Ermessen des Führers. 

Bisher ist die Beauftragung für Sachsen, Hessen,. Anhalt und 
Lippe ausgesprochen worden. Li Thüringen besteht eine 
Sonderregelung; dort ist der Reichsstatthalter nur mit der 
Führung des Innenministeriums beauftragt worden. 


D. Der Einhau Preußens in das Reich. 

I. Das Land Preußen wurde ebenso wie die anderen Länder in das 
Reich eingebaut, es mußte jedoch wegen seiner Größe und . 
seiner überragenden Bedeutung für das Reich in einigen 
Punkten einer Sonderbehandlung unterworfen werden. 

Gl^chstelfun^PirpnR 111 ^ cimarer Zwischenreick hatten gezeigt, daß emo- 

. sässsä*** äs t * *Wv~- r 

sondere Weisn f , Hl. d L r des Reiches mußte auf emo be- 

' der Bismarckscien Vprfn^ 0 "' ^ ln Dmbau Preußens naeli dein Muster- 
nicht in Frage, denJpLßcn 8 dmffo* dÄn d f ^ heB ktt ® 

Reicbsidee nicht beherrschen sondern!! R m * . ent fP rech , end der n , Quen ' 
Dennoch durfte seine Machtstellung rl?« 80 te ln ,? lesea Hneinwachaen. 

D ' SuteftrföLe'ta taw““ 86 ? 2wi8c, ‘™ Keich und 

— ÄTsssasr 



übertragen. Vgl. Ziff. 1 unten. • ^«murcr 

2 . Die .Zentralinstanzen des Reiches und des Landes Preußen a x . 
Vomnigung üot proußiaohon Miniaterion mll 

.3. Rio preußischen Ohcrprüsidenten wurden in Angleiohuntr ari rim c f „n 
der Reichsstatthalter der außerpreußischen Länder zur RdcSttd^ 
instanz erhöhen, womit die Einheit der Vertretung von Reich und Land' 
auch m der preußischen Provmzmhnstanz herbeigeführt wurde Vgl 


1. Die Wahrnehmung der Roichsstatthalterbofügnisso» 

Für Preußen werden die Bofugnisso eines RoichsstatthalterR 
vom Führer ausgoübt. § 10 1 RStG. . 1 

Auf diese Weise ist Preußen ähnlich der, in der Bismarcksohen Verfasannv 
getroffenen Regelung mit der Spitze des Reiches in Personalunion verbim- 
den, die Führung hat jedoch im Gegensatz dazu nicht Preußen, sondern, 
das Reich. 


1. Der Führer sorgt dementsprechend für die Übereinstimmung- 
der Politik des Landes Preußen mit der des Reiches. 

2 . Die ihm zustehenden Einzelbofugnisse eines. Reichsstatt- 
. h alters (vgl. obeii S. 129) hat er auf den Preußischen Minister- 
präsidenten als seinem Vertreter übertragen. Führererlaß 
vom 30. I. 1935. 


II. Ein Anweisungsrecht der Reichsminister dem Roichsstatthaltor 
gegenüber gibt cs in Preußen nicht. Ein solches kömmt nicht 
in Frage, da die Reicbsstatthalterbefugnisse dem Führer 
zustehen. 


Ebensowenig Laben die Reichaminister ein Anweisungsrecht gegenüber 
dem Preußischen Ministerpräsidenten als dem Vertreter des Führers 
bei der Ausübung der Stntthalterbefugnisse. Der Preußischo Minister- 
Präsident ist hierbei allein dem Führer verantwortlich und, wird dadurch, 
vor den Ministerpräsidenten aller anderen Länder besonders hervorgehoben» 


2. Die Vereinigung der preußischen Ministerien mit denen desRoichcs. 

L Die proußisclion Ministerien sind mit den entsprechenden 
Ministerien des Reiches vereinigt worden, Die zunächst in 
- Personalunion, seit 1934/35. auch in Realunion verbundenen 
Ministerien treten nach außen nur als „Reiohsmimsterien“ in 
Erscheinung. Im einzelnen sind vereinigt worden: 

!• Das preußische Ministerium des Innern mit dem Reichsministerium 
dos Innern. 

! 2. Das preußische Londwirtschaftsministcrium mit dem Roichsministe- 
Hum für Ernährung und Landwirtschaft. 

3 ; Das preußische Ministerium für Wirtschaftund Arbeit mit dem Roiohs- 

wirtsohaftsminis'terium, dem Reiohsorbeitsministerium un 

dem VerkebrBministerium. 

9* i 
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4. Das preußische Ministerium für begründeten Reicksministe. 
bildung mit dom ^WSohung und Volbabildung. 

rium für WiaBonaobaft, Erziouu t ßoiobajuatizministo. 

5 - r D ium Pr KS™ zit^'r erfolgte die Verreicklickung der gesamte* 
Justizverwaltung. 

Uiscnen Vpreinifruns mit dem Reiehsfinanz- 

stolien geblieben. Seme ^Yereimgung n 

ministerium war mcht moglicü.-weu uua 

der Träger eigenen Vermögens mit .einer darauf aufgebraten 

eieenen Haushaltsführung ist. .... 

Daneben besteht noeb das preußische Staatsnumstenum. . 

3. Der Oberpräsident als Rciehsmittelinstanz. 

I. Der preußische Obcrprusidcnt, der früher nur preußische 
Provinzialbehörde war, ist zugleich Organ und Mittolmstanz 
des Reiches. § 1 der 2. DVO. zum NAG. 

Daneben hat er die Befugnisse, die ihm nach preußischem Eeoht als 
Leiter der Provinz zustehen, die zugleich ein staatlicher Verwaltungsbezirk 
und eino kommunale Selbstverwaltungskörperschaft ist. Sclno, Stellung 
entspricht nunmehr etwa der eines RelcksBtnttkoltcrs in den Eeichsgauen. 
Vgl. unten S. 139. Ihm ist ein allgemeiner Vertreter für die Staats- 
verwaltung mit der Amtsbezeichnung „Regierungspräsident“ und für die 
Provinzialverwaltung mit der Amtsbezeichnung „Landeshauptmann“ 
beigegehen. ■ > ' ' 

Als Organ des Reiches hat der Oberpräsident folgende 
Rechtsstellung: ' . 

1. Er ist in der ihm unterstellten Provinz ständiger Vertreter 
der Reichsregierung. Damit unterliegt er dem Anweisungs- 
recht der Reichsregierung und jedes . einzelnen Reicbs- 
ministers. 

2. Er hat ein Informations- und Anordnungsrecht wie ein 
Rcichsstattlialter. Vgl. oben S. 129. Durch dieses Recht soll. 

- er in die Lage versetzt werden, einen Überblick über die 
staatspolitisch bedeutsamen Prägen aller Zweige der Ver- 
waltung. seines Amtsbezirks zu gewinnen und auf die 
Einheitlichkeit der Verwaltung der verschiedenen Reichs- 
und Landesbehörden hinzuwirken. 

t,®!! Befugnis des Oborpräsidonton ist ein pcrsönliökoB 

flhÄoJ? m , chfc auf ihm beigeordneten Beamten 

übertragen. Sem Vertreter . kann es nur ausüben, wenn der Ober- 

vKdert“^ DUr VorübergeW an Wahrnehmung der Geschäfte 

3. Er stobt den Rcichsministorn für die Durchführung beson- 
derer Reichsaufgaben unmittelbar zur Verfüffunc. 

P_ r « uBisc V 0 “ Zentralstellen, über die die Weisungen sonst zu 
gehen hatten, sind also Insoweit ausgcschnltet. Die Herstellung einer 
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unmittelbaren Verbindung zwischen dem Reich und den preußischen 
Oberpräsidenten erfolgte vor allem im Interesse des Neubaues des 
Reichs, durch den Preußen in Reichsgaue aufgeteilt 'werden soll. VcL 
unten S. 142. 

4. Dor Obcrpräsidont nimm t die den Rcichsstatthaltorn in der 
’ Deutschen Gomeindcordnung zugewiesonon Aufgaben wahr. 
Vgl. oben S. 130. 

II. Die preußischen Provinzen sindmach der jetzigen Ausgestaltung 
' des Amt es des Oberpräsidenten als Mittelinstanz des Reiches 
Vorläufer der künftigen Roichsgauo auf preußischem Gebiet 
geworden. • In' dieser Neuregelung werden die Umrisse der 
kommenden Reichsreform erkennbar, durch welche daB Reich *. 
unter Aufteilung des Landes Preußen in Reichsgaue als Reichs- 
. xnittelinstariz gegliedert werden wird. Vgl. unten S. 142. , 


Zweiter Teil. . 


Der Verwaltungsaufbaii iin Reidi und in seinen 

Gebieten. 

I. Vorbemerkung. 

Das Verhältnis zwischen der Reichs- und der Landesver- 
waltung hat sich mit der Machtübernahme grundlegend geändert. 

I. Im Bismarckschon Reich waren die Roichsyorwaltung und die 
Verwaltung der Bundesstaaten streng voneinander geschieden 
(Dualismus). 

Das Reich hatte nur wenige clgcno Vcnraltungcn. Es waren dies die 
• Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten, dio MMlnovcmdhmg, ibo 
Reichspost sowie die Verwaltung des Reiohslandes Blsaßrli g 
und die Kolonialverwaltung, die beide naoh Versames wegto ^ 
sonst noch vorhandenen Reiohsministerion hatten ^ c i n ? n r X “SunS- 
unterbau und waren deshalb auf dio llitwükung bei . ® Wp^hannonmini- 
schrünkt. Rechtsetzungshehörden dieser Art waren d 
sterium' und das Reiohsjustizministenum. 

II. Im Weimarer Zwischcnroicli blieb der Wcrw^tunpdua^smus 

bestehen. Das Reich orwoitorto jedoch den Bercic 

eigonen Verwaltung; ganz, erheblich. . - ■ . . Die 

1. An neuen reickseigenen Sondorv^nltimgen 1 . .._ g, die Eelclis- 

Reichslinanzverwoltung, die nrwaltun B- 

. versorgungsvenvnltung und 


' — 7 - Wpimarer ZwlBcnenreicii 

’ 2 - Das Schwergewicht der Verwaltung lag, , Zuständigkeit ins- 
ebenso wie im Kaiserreich hei den ^ yJJ^tung als dos Rück- 

besondero die Polizei und die gesamte hm er ßekk besaß den 

erat «w TH5fronBfniitHf'hkeit der Länder- gehörte, nas 
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t -sw auch kein Anwcisungarechfc,. sondern 

Lnndesvcnvnltungen gege ub Reckt zur GeBetzgel) 

. Ä'Ä ÄS“«*««». Im Streitfälle mo0lo 

der Stnntsgericktskof entscheiden. 

m. Nack der Machtübernahme wurde alle Verwaltung Rcicksvcr- 

waltung. 

1. Das Reick erweiterte den Bcreick der rcickseigcnen Sondor- 
verwaltung. 

.a) Scclis Reicksministcrion, teils mit, teils olme eigenen 
Dehürdeminterbau, wurden neu gebildet. 

Die neuen Ministerien sind: Das Reicksuiinistcrium für Volksnuf- 
Mining und Propaganda, das Reicbsministcrium für Luftfahrt, 
•dns Reichsininistcrium für Wissenschaft, Erziehung und Volks- 
bildung, das Reichsministerium für die kirchlichen Angelegenheiten, 
«las Reicksministerium für Bewaffnung undMuuition und das Reichs- . 
ministerium für die besetzten Ostgebiete. 

b) Die Stelle eines Beauftragten für den Yierjakrcsplan wurdo 
eingerichtet. 

Als besondere Dienststellen des Vierjahresplan-Beauftragten 
wurden u. a. der Rcichskommissar für die Preisbildung und der 
Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz gebildet. 

c) Zalüroiclio Oberste Bcicksbckürdcn wurden errichtet. 

Hierher gehören der Generalinspektor für dns deutsche Straßen- 
wesen, der Rclclisrorstmcistcr und die Reichsstelle für Raumordnung. 

2. Das Reick schuf sich eine ständig erweiterte eigene allge- 
meine Verwaltung. 

Hierher die allgemeine Verwaltung im Saarland, in der Hansestadt 
Hamburg und in den Rcicksgaucn. Vgl. unten S. 138f. 

3. Die landervcrwaltuug wurdo gleichzeitig in das Ecich .ein- 
gebaut. . 

a) Die Lüudcr wurden durch das Neuaufbaugesetz zu staatlichen Ver- 

waltungsbezirken des Reichs. Gleichzeitig wurden die Landes- 
regierungen der Reicksregierung unterstellt. Vgl. oben S. 125. - 

b) Ü! nül (3er 1nirdcu durc b das Rclcksstuttkaltergcsetz an das Reich 

ff “* D ° r ^^Statthalter, ein Reichsorgan, erhielt 
öffontli chen Dienststellen 
™ d ° de 5 Grundstein für eine einheitliche 
S. 120. E L m Gestalt des Keiohsgaus gelegt; Vgl. oben 

^ Mysterien vmlniehind £*^J; cr l e . n S*i, deI1 entsprechenden Reichs- 
der Relchsstatthalter in nfn^ r - tlle ?.* e ^ uns ’ der Oherpräsidenten der 

• - 

Vgl. oben S. 130. »uaung von Reiohsgauon vorbereitet. 

d) d » “ u - 
™ord»»s ™ f ■ XL 1038 TcidnMUiä“ Vgl 
1 ÄaSS’“*' Gesotz* flbor dio V«to- 
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Durch diese Entwicklung hat die Unterscheidung zwischen 
Itciclisvcrwaltung und Landcsverwaltung stark an Bedeutung 
verloren. Diese ist jedoch bestehen geblieben, wenn auch in 
starker Abhängigkeit der Verwaltungsbehörden der Länder 
< vom Reich. Die allgemeine Verreicklickung der Landesver- 
waltung bleibt das Endziel, das durch die geschilderten Maß- 
nahmen weitgehend vorbereitet ist. 


II. Der heutige Verwaltungsaufbau. 

(Näheres vgl. Heft 14 1 .) 

A. Der Verwaltuiigsaulbau des Reichs. ' 

1. Die instanzomnäßige Behördenorganisation, 
a) Die Rcicliszcntralverwaltung. 

I Der Führer und Reichskanzler. Er steht an der Spitze der 

Reichsvenvaltung in seiner Eigenschaft als: 

Ü. Staatsoberhaupt. Die laufenden Geschäfte führt der. Staatsminister und 
Chef der Präsidialkanzlei. 

2. Reichskanzler. Die laufenden Geschäfte führt der Reiohsmiriister und 
Chef der Reichskanzlei. 


II. Die übcrministoriellen Rcichszeutralbohördcn. 

1. Dio Reiclisrcgicrung (das Reichskabinett). 

Ihr sind die Rcgicruiigsgcsctzgcbung und bestimmte VcrwaltungB- 
ifunktionon übertragen. Ihre Mitglieder sind ^e Re^hsm^Btcr una der 
•Leiter der Partei-Kanzlei. Vgl. unten Ziff. IH 
'nehmen außerdem die nachstehend unter V - ^ 

■Obersten Reichsbehörden ted sowie, soweit ihr 
Tührt wird: der Preußische Pinanzmimster, der der 

. Chef der Deutschen Polizei im Reicbsmimsterium dM “ D U , 
Reichsarbeitsführer, der Chef der Auslandsorgamsation der NSme. 

- 2 . Der Ministerrat für die Rcichsvcrteidigung. . 

Es handelt sich bei ihm um eine für die D “^^S?vSechtsrcror<l- 
Einriohtung, die insbesondere die Befugnis z D ; e i au f e nden Ge- 

nungen mit Gesetzeskraft hat. Vgl. oben S. M. Die^m 
schäfte führt der Reichsminister und Chef der Reickskanzie 

3. Dor Beauftragte für den Vierjahresplan. . n ■ dc3 

ÄÄÄÄS Oberste Leitung der 


.tadthm »toteUt, *» 

Reiolisministerium für Wissenschaft, E , „„„nheiten und die Remhs- 

Reiolisministerium für dio kirchlichen g 8 . ^ der Reichsminister 

stelle für Raumordnung. Generalbevollmächtigten 

de3 Innern. 







ö. Der Generalbevollmächtigte für .die Wirtschaft. 

Ihm obliegt die Führung und Zusammenfassung der Verwaltung!!, 
nufgaben der wirtschafUichen Verwaltung. Zu diesem Zweck sind ihm 
unterstellt: Das Reichswirtschaftsministerium und die Reichsbank. 
Generalbevollmächtigter ist der Reichswirtschaftsminister. v 

G. Der Geheime Kabinettsrat. Vgl. oben S. 86. 

Die Rcichsministcr. Es gibt zur Zeit 1 9Reichsminister, nämlich ; 
1. 15 Rcichsministcr mit einem bestimmten Geschäftsbereich; 
n) Der Rcichsministcr des Auswärtigen. Zu seinem Geschäftsbereich 
gehören die Beziehungen des Reichs zu den Auswärtigen 1 
Staaten. . - ' 

b) Der Rcichsministcr des Innern. Zu seinem Geschäftsbereich gehören 
die Innere Verwaltung, die Kommunalverwaltung, die 
Polizeiverwaltung, das Beamtenwesen, das Gesundheitswesen, 
Vetcrinürwesen, das Wohlfahrtsweten, das Vermessungswesen, der 
Sport und der Reichsarbeitsdienst. . 

• c) .Iler Rcichsministcr für Volksaulklärung und Propaganda. Zu seinem 
'Geschäftsbereich gehören die geistigen Einwirkungon auf die 
Nation, die Werbung für Staat, Kultur und Wirtschaft 
und die Unterrichtung der in- und ausländischen Öffentlichkeit. 

d) Der Rciclisminlsfer der Finanzen. Zu seinem Geschäftsbereich ge- 
hören das Haushalts- und Anleihewesen des Reichs sowie die 
Verwaltung der Steuern und Zölle. 

e) Der Rcichsministcr der Jußtlz. Er hat alle das Rechts wesen be- 

. treffenden Angelegenheiten zu bearbeiten. • 

f) Der Reichswirfsclinftsministcr. Zu seinem Geschäftsbereich gehören . 
die wirtechnftspolitisclien Angelegenheiten des Reichs. 

g) Der Rcichsministcr für Ernährung und Landwirtschaft. Er hat das 
Bauerntum und die Landwirtschaft sowie das Nalirungs- 
mittelw'esen zu betreuen. 


h) Der Rdchsarheltsministcr. Er bearbeitet die Arbeits- und Sozial- 
politik. • ■ ’ 

i) Der Rcichsministcr für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung. 
Zu seiner Zuständigkeit gehört das Erzieliungs-, Unterrichts- 
und Bildungswescn sowie die wissenschaftliche Forschung. 

j) Der Reiclisministcr für die kirchlichen Angelegenheiten* 

k> ^ lel ? L ^ crI f cll f? u }i n 'stcr. Zu seinem Geschäftsbereich gehören 
n w ■ ® rkelirs P ollt »k und die Sorge für die Verkehrsmittel. 

R ei ^ StmMStN ‘ ILra obIie ß t die Leitung der Deutschen 

SfÄÄÄ 

•» die 

. li . | ... 'Jetrussischen Ostgebiete zu betreuen. 

tlLfSeS)" 11 taäon,leret Ememiung (ohne Ge- 

n Tif 1 ® (dcbsndnis ^ e r und Chef der Reichskanzlei 
} SÄ““ FrcUjCrr . YOn l)r. Frank und Dr. Seyß- 
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IV. Die sonstigen Obersten Reichsbcliürdcn. 

Man unterscheidet: 

1. Oberste Reichsbcliürdcn mit der Stellung und den Befugnissen eines: 
Iteichsministcrs: 
n) Der Rciclisforstmcistcr. 

b) Der Gcncralinspcktor für das deutsche Strnßcnwesen. • 

c) Der Leiter der Fartci-Knnzlci. 

d) Der Gcncralinspcktor für Wasser und Energie. 

e) Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht. 

. 2. Oberste Reichsbcliürdcn mit dein Recht auf Teilnahme au den Kabi- 
nettssitzungen, soweit ihr Geschäftsbereich berührt wird : 

a) Der Jugcudführer des Deutschen Reichs. 

b) Die Obcrbefelilslinber der drei Wchnnachttclle, nämlich der Ober- 
befehlshaber des Heeres, der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine und. 
der Oberbefehlshaber der Luftwaffe. 

3. Sonstige Obersto Reichsbcliürdcn. 

a) Der Rechnungshof des Deutschen Reichs. 

b) Die Reichsstelle für Raumordnung. 

c) Der Präsident der Deutschen Rcichshank. - * , 

d) Der Reicliskoiiimissar für die Festigung deutschen Volkstums. 

e) Der Reichsprotektor in Böhmen und Mähren. 

• f) Der , Rcicliswolinungskommissnr. 

g) Der Generalkoinmlssnr des Führers für das Sanltüts- und Gesundheits- 
wesen. 

li) Der Reieliskommissar für die Seeschiffahrt. 

. b) Die Itciclisverwaltung in der Mittelinstanz. 

I. -Für die allgemeine Verwaltung des Reiches bestehen insbe- 
sondere: ' _ 

Die Rciclisstattlialtcr und ln rreußen die Oberprüsldenten und die Re- 
gierungspräsidenten, der Reichsstatthalter in der Westmark (für as: 
Saarland) und die Regierungspräsidenten in den Rclclisguuen (abgesehen 
von don.Alpan- und Donau -Reichsgauen, dio mcht in RegicrungBbezirko 
eingeteilt sind). • ‘ 

II. Für die Sonderverwaltung des Reichs bestehen insbesondere:: 

Oberfinanzprüsidonten, Oborlnndesgonchte, Lnndesnrboi s- 
ämter, Reichstreuliänder der Arbeit, Roichspostdirektionen, 

Hauptversorgungsämter, Reichspropagandaumter, Luftamter,. 
• Reichsbahndirektionen, Wehrkreise, Luftgaukommandos. 


I, 

II. 


-c) Die Reiclisverwaltung in der Untcrinstanz. 

Für dio allgemeine Verwaltung des Reichs sind . zu nennen::. 

'Die-Landräte in den Reichsgauen. * . 

Für die Sondcrvorwaltungen des Reichs sind insbesondere. 


SE D, C o h Fin.n.ämter, 
ümter, Luftämter. 
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•2. Die in unmittelbarer Verwaltung des Deichs stehenden Gebiete. 
In unmittelbarer Verwaltung des Deichs stehen das Saarland, 

-die Hansestadt Hamburg und die Reichsgaue. 

a) Das Saarland. . 

(Vgl. auch Heft 14 b) 

Das Saarland ist ein einheitlicher Verwaltungsbezirk des Reichs, 
«der durch das Reichsgesetz vom 30. I. 1035 aus den ehemals 
preußischen und bayrischen Gebietsteilen des Saargebiets nach 
-seiner Rückgliederung in das Reich (vgl. oben S. 38) geschaffen 
worden ist und spater in einen Deichsgau ungegliedert werden soll. 

I. An der Spitze des Saarlandes steht der Dcichsstatthaller in der 
Westmark. . ' . 

1. Er ist dem Ileiclisminisler des Innern unterstellt.- Sein allgemeiner 
Vertreter führt die Amtsbezeichnung 'Regierungspräsident. ' ■ ■ 

2. Ihm sind umfassende Befugnisse beigclegt. Seine Stellung entspricht 
der der übrigen Reichsstatthalter bzw. preußischen Oberpräsidenten. 
Außerdem ist er als Chef der Verwaltung seines Bezirks höhere Ver- 
waltungsbehörde und Lündespolizeibchörde. Schließlich, führt er die 
Geschäfte des Provinzialverbandes und des Landesfürsorgoverbandes. 

H. Zur Verwaltung des Saarlandcs gehören sämtliche Verwaltungs- 
zweige, für die nicht die Zuständigkeit der Reichszentral- 
beliörden gegeben oder die Zuständigkeit anderer Behörden 
ausdrücklich begründet ist. 

Von der Unterstellung’ unter den Reichsstatthalter sind verschiedene 
Mittelbohörden ausgenommen worden, weil sie ihren Sitz außerhalb des 
Bezirks des Reichsstattkalters haben. Hierzu gehört das Hauptversor- 
gungsamt in Koblenz. 

-HL Die Behörden und Einrichtungen des Saarlandes mit Ausnahme 
der Behörden und Einrichtungen der Gemeinden, Gemeinde- 
verbände sowie der Anstalten, Körperschaften und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts sind Reichsbehörden und Reichscin- 
richtungen. 

zus “ niInei1 mit der bayerischen Pfalz 
1B Zu ^ ehöri g keit ^r Pfalz zu Bayern ist- 

b) Die Hansestadt Hamburg. 

' O r gl- auch Hefte Ui und Ms!) 

1937 D lufZTsMd®rund S M lS‘‘ »• ^ 

-aus denen sich das Latid Hambiim 6 euiein den gebildet worden, 
Gebiete durch das Groß^ambnL p 1 d . er Zuteil i‘ n S preußischer 
••aammensetzte. g-Gesetz vom 2G. I. 1937 zu* 
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I. Die Hansestadt Hamburg ist eine Einheitsgomeindc, die in 
einen staatlichen Vor waltungsbczirk und eineSolbstverwaltungs- 
körporschaft zerfällt. 

1. Die Staatsverwaltung wird durch das Reich wahrgonommon. 

Ihr sind im allgemeinen die Angelegenheiten zugewiesen worden, 
die nach der allgemeinen Zuständigkeitavertoilung zwischen dom Reich 
und den Ländern der Lnndeszuständigkeit Vorbehalten sind. Hierher 
gehören insbesondere die Polizei, das Hochschulwesen, die Spruch- 
behörden und die Schulaufsicht. 

2. Dio Rechtsverhältnisse der Gemeindeverwaltung bestimmen 
sich nach der Deutschen Gemoindcordnung. 

Der bpsonderen Struktur der Gemeinde mit weiten ländlichen 
Räumen und erst teilweise erschlossenen Wohnsiedlungsgobieton ist 
dadurch Rechnung getragen, daß unter einem Beigeordneten, dem 
Landbezirksbürgermeister, eine besondere Landbczirksverwaltung 
eingerichtet worden ist. 

IL An der Spitzo beidor Verwaltungen steht der Roichsslatthaltor. 
Er ist eine Einheitsbehörde, von der der staatlicheVerwaltungs- 
bezirk und die Stadtgemeinde nur Verwaltungszweigo mit 
verschiedenen Zuständigkeitsbereichen sind. 

Dem Reichsstatthalter ist für die. Staatsverwaltung ein allgemeiner 
Vertreter mit der Amtsbezeichnung „Präsident“ und lür dio Gemeinde- 
verwaltung ein Erster Beigeordneter mit der Amtsbezeichnung -„Bürger- 
meister“ beigegeben. 

1. Der Beichsstatthaltcr ist mit weitgehenden Befugnissen aus- 
gestattet. 

■ Er hat die Befugnisse eines ReiehsstatthalterB,' der Landesregierung, 

des Oberpräsidenten und des Regierungspräsidenten. Ferner obliegen 
ihm die Aufgaben eines Leiters des Provinzialverbandcs und eines 
Oberbürgermeisters. 

2 Er ist in- seiner Eigenschaft als Gauleiter zugleich Boauf- 
' ’ tragtor dor NSDAP, für Hamburg. 2. VO. zur Ausf. von 
§ 118 DGO. vom 17. XII. 1937. 


c) Dio Kciclisgauc.' 

(Vgl. auch Hefte 14 1 und 14 s .) 

Die 7 Alpen- und Donau-Reiclisgaue sind durch das Gesetz 
vom 14. IV. 1939, der Reichsgau Sudetenland durch 
gaugesetz vom 14.IV. 1939 und die ReichsgaueDanz.g^ 
und Warthelarid durch den Führererlaß vom 8. X. 1939 geschallen 

worden. 

I. Dio Roichsgauö sind zugleich staatliche Verwaltungsbezirke, 
lind Sblbstvorwaltuugskörperschafton. 

1. Die staatliche Verwaltung der- Reichsgaue wird unmittelbar 
vom Roich walirgonommen. 
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o Ti Ja Ecichs"auc als Sclbstvcrwallwigskörpcrscliafton sind 
'• Sch dem Vorbild der preußischen Provinzen emgonohtot. 
S Gausolbstvenvnltang weist also die Wesensmerfanalc 
der Steinsclien Selbstverwaltung auf. . . 

Der Eeicbsgau Wien als Stadtgau ist nach dem Vorbild der Hanse- 
stadt Hamburg eingerichtet. 

n ln der Spitzo des Rciehsgaues stellt der Roichsstatthalter. Er 
‘ führt- die staatliche Verwaltung und die Selbstverwaltung des 
■ - Reicksgaues. Für beide Verwaltungen bestehen getrennt« 
Abteilungen. Nur die Reichsgaue der Ostmark -haben wegen 
des geringen Umfanges für beide Verwaltungen einen ein- 
heitlichen Behördenapparat. 

Dem Reichsstatthalter ist liir die staatliche Verwaltung ein allgemeiner 
Vertreter mit der Amtsbezeichnung „Regierungspräsident“ und liir die 
Gausclbstvcrwalhing ein allgemeiner Vertreter mit der Amtsbezeichnung 
„Gaubauptmann“ beigegeben. 

Zu I und II: In den Roiclisgauen ist der Grundsatz der Einheit 
der Verwaltung weitgehend verwirklicht. Dem Reichsstatt- 
halter als Leiter der staatlichen Verwaltung sind die meisten , 
Mttelbeliürden der Reichssonderverwaltung eingegliedert, 
angegliederfc oder sonst unterstellt. Bei den einzelnen Reichs- 
gauen ist der, Kreis der unterstellten Behörden verschieden 
gezogen. Näheres vgl. Heft 14 1 . 

HI. Bio Rciclisgauo mit Ausnahme der Alpen- und Donau-Reichs- 
gaue sind in Regierungsbezirke als zweite Stufe der Mittel- 
instanz untergeghedert. An ihrer Spitze steht ein Regierungs- 
präsident, der an die Weisungen des Reichsstatthalters ge-, 
bunden ist. 

XV. Untere Verwaltungsbehörden sind in. den Reichsgauen die 
Landräte und Oberbürgermeister. Die Landkreise sind nach be- 
währtem preußischen Muster zugleich staatliche Verwaltungs- 
bezirke und Selbstverwaltungskörperschaften. An ihrer Spitze 
steht ein Landrat. / 

Anhang: Das Protektorat Böhmen und Mähren. ' 

(Näheres vgl. Hefte 13 2 und 14 2 .) 

Ä i n D -l 8 Pr 1 ote ^ tor ^ Böhmen und Mäliren ist durch den Eührer- 

erlaß über das Protektorat Böhmen und Mähren vom 16. HI. 1939 

UÄÄie. "* Eeid ”' gebi ^ be8itz * I^och eme weit 

L f a s Protektorat ist autonom und verwaltet sich selbst. 

* a nf 1 fS“ e . s , Staatsoberhaupt, das die Amtshezeich- 
JIn2 g p 1 -” St - aatSprU c S - lden 1 l führt > es f ührt eine eigene Fahne 
n eigenes Siegel, verwaltet Bich mit eigenen Behörden 
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-und eigenen Beamten, besitzt eine eigene Rechtsordnung, 
die es im Wege der Rcchtsotzung selbst fortontwickeln 
. kann, und verfügt über die Aufrechterhaltung der inneren 
. Sicherheit und Ordnung über eigene Verbände. 

Die autonomo Verwaltung (Protoktoratsvcrwaltung) nimmt auch 
bestimmte Aufgaben des Reichs als Auftragsangelegenheiten wahr. > 
(RciohsauftragBverwaltung). • . • 

2. Das Reich führt die allgemeine Aufsicht über die autonome 
Verwaltung, es kann auch bestimmte Vorwaltungszwoigo in 
seine eigono Verwaltung nehmen, soweit ein gemeinsames 
Bedürfnis besteht (das ist z. B. für die Geheime ' Staats- 
polizei, die Kriminalipolizei und die Zollverwaltung ge- 
schehen). Weiterhin kann es Rechtsvorschriften mit Gültig- 
keit auch für das Protektorat erlassen. • , 

II. Wahrer des Roichsintoresses ist der Rciclisprotoktor mit dem 
* Amtssitz in Prag. Er untersteht unmittelbar dem Führer 
und ist Oberste Reichsbehörde. • 

1. Er ist die Spitzo der roicliseigonon Verwaltung im Protok- 
' torat. 

Allo Dienststellen des Reichs im Protektorat sind ihm unterstellt. 
Als Repräsentant der Reichsregierung ist er an die fachlichen Wei- 
sungen der Roichsressort gebunden. . 

2. Er ist mit besonderen Rechten und Befugnissen gegenüber 

der autonomen Verwaltung ansgestattet. , • 

Dio Mitglieder der Protektoratsregiernng bedürfen seiner Bestäti- 
gung. Ferner kann er die politischen Richtlinien des Führers u. a. da- 
durch sicherstellen, daD er gegen Maßnahmen der Protektoratsreperung 
Einspruch einlegen und sie mit Weisungen versehen und hei Gofnlir im 
Vorzüge die notwendigen Anordnungen selbst treffen kann. 

UL Das Protektorat Böhmen und Mähren ist in Oborlandrats- 
' bozirko oingotoilt, an deren Spitzo ein Oberlandrat (Inspekteur 

des Reichsprotektors) als dein Reichsprotektor naehgeordnetes 

Organ steht. '• ...... ' . ■ 

1. Der Oborlandrat hat bestimmte Befugnisse gegonübor der 
roicliseigonon Verwaltung. 

Er hat insbesondere die in die Protektoratsverwal ung abg^tdltep 
Reichshedionstoten zu beaufsichtigen und zu ™ “ or 

mittel zu vergehen und ahwehrmäßigo Belange wahrzuneliincn. ierncr 
. hat er ein Auskunft^ Hinweis- und Weisungsrecht gegenüber den 
Sonderhehörden des Reichs. . 

2. Er übt die Aufsicht über die Protoktoratsbohordon seines 
Amtsbezirks aus, bei denen die eigenthehe Verwaltung hegt. 

' B. Der Ycrwaltungsaufbau in den Ländern. 

I Der Vcrwaltungsaufbau der Lander bofindet sich in einem 
mergaugSSd? Einerseits sind sie nicht mehr Staaten, 
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sondern Verwaltungsbezirke des Reichs andererseits sind Bio 
aber noch nickt zu Itciclisgauen ausgestaltet worden. 

1 Ihr Vcrwaltungsnufbau weist daher auch beute noch die 
historisch gewordenen landesreehtlichen Vcrschicdonhdtcn 
aS. Nicht nur die Bezeichnung der Behörden und ihrer 
Leiter weicht erheblich voneinander- ab, sondern auch die 
Regelung ilwes Aufbaus in- Instanzen und die Zuständig- 
keit sverteilung. ■ 

Nur die Bezeichnung der Behörden der allgemeinen Vor- 
walten" in der Büttel- und Unterinstanz ist vereinheitlicht 
worden” vgl. Gesetz über die Vereinheitlichung im Behörden- 
aufbau vom 5. VII.. 1939. 

a) Die Bezeichnungen der den preußischen Regierungen entsprechenden 
Behörden führen auch in Bayern und Sachsen die Bezeichnung 
„Der Regierungspräsident“ und die entsprechenden iVenvnltunga- 
bezirke dio Bezeichnung „Regierungsbezirk“. 

b) Die Bezeichnungen für die Behörden und Verwaltungsbezirke in 
der untersten Stufe der allgemeinen Verwaltung lauten für alle 
Länder „Der Lnrnlrnt“ und „Landkreis“. 

2. Die Behörden der Länder sind zugleich Behörden des Roichs. 
Dadurch ist ihre Eigenschaft als Behörden der Länder 
und ihre Organisation im übrigen nicht berührt worden. 

ET. Der Aufbau der allgemeinen Verwaltung in den Ländern. Er 
mündet im Beicksministerium des Innern, der Reichszentral- 
bekürde für die gesamte allgemeine Verwaltung des Reiches. 

1. Mittclinstanz sind: 

a) In Preußen der Obcrpräsidcnt (1. Stufe) und der Regierungs- 
präsident (2. Stufe). 

h) In den übrigen Ländern dio Landesregierung. In Bayern und in 
Sachsen gibt es außerdem ebenso wie in Preußen den Regierungs- 
präsidenten als zweite Stufe der Mittelinstanz. . • 

2. Untere Instanz sind die Land- und Stadtkreise. Ihre Zahl 
schwankt je nach der Größe des Landes zwischen 2 (Lippe 
und Schaumburg-Lippe) und 480 (Preußen). 

HI. Der Aufbau der Sondcrverwaltung der Länder. Er mündet in 
den zuständigen Reichszentralbehörden.' Nur Preußen hat 
noch eine eigene Zentralbehörde in Gestalt des preußischen 

■ Mfn f ist Z P wI ni8te - S j + deS l en . Mnisteriu m als einziges preußisches 
mchtmiteine m ent sprechenden' des Reichs ver- 
deÄiSw Ifangsaufbau der Sonderbehörden 
der Lmider m der Mittel- und Unterinstanz ist im übrigen 

stelWimRaWn V 1 erschi f f^tig, daß voh seiner Dar- 
® leser Schrift abgesehen werden mußte. 
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Dritter Abschnitt. 

Die Wehrmacht. 

Die deutsche Wehrmacht ist das hervorragendste Mittel zur- 
Durchsetzung und Verteidigung der Lehensrechte des deutschen . " 
Volkes' in Krieg und Frieden. Ihre besondere Bestimmung ver- 
schafft ihr eine Sonderstellung mit typischen Rechtseinrichtungen, 
die sie von den übrigen Organisationsformen des völkischen Lehens . 
weitgehend unterscheiden. 

I. Die verfassungsrechtliche Stellung der Welirmadit. 

. Die deutsche Wehrmacht ist ein Yolkshcer und eine Kriegs- 
macht des Reiches, die eine geschlossene Einheit bildet und streng: 
nach dem Eührergrundsatz ausgebaut ist. 

Dadurch unterscheidet sie sich von allen früheren Organisationsformen 
der deutschen Kriegsmacht. Das gilt auch für ihr Verhältnis zur Wehrmacht 
des Kaiserreichs. Diese war weder eine einheitliche Wehrmacht des Roiohs, noch 
gab es in ihr eine einheitliche Führung. Nur die Kriegsmarine war eino Einrich- 
tung des Reichs, das Heer dagegen war in Kontingontsheoro der Bundcsheero - 
’ aüfgespalten. Die militärische Eührungsgewalt war sowohl bei der Kriegsmarine • 
als auch beim Heer auf zahlreiche konkurrierende Stellen vorteilt, die nllein , 
durch den Oberbefehl des Kaisers zusammengehalten wurden. Schließlich hatte ., 
die Wehrmacht gegen Föderalismus und Parlamentarismus zu kämpfen. (Näheres 
hierüber vgl. Heft 13 1 -S. 91ff., Heft lö 3 S. 119, 124; ferner Huber Heer upd 
Staat, S. 179ff., und Heckei, Wehrverfassung und Wehrrecht, S. -»uff.) 

Partei und Wehrmacht sind eng miteinander verkünden. Diese 
Verbindung wird durch die einheitliche oberste Rührung gewähr— • 
leistet, siew ird ferner durch den deutschen Volksgenossen gehst, 
hergestellt (vgl. hierzu Heft 13 1 ). 


A. Die Führung der Welirmaelit. 

I. An der Spitze der gesamten Wehrmacht steht der Führer als 
ihr. Oberster Befehlshaber. . ■ . , 

1. In ihm verkörpert sich der die Ordnung des Waffendienstes.. 

beherrschende Wille. , _ , 

' Daher muß jeder Soldat auf ihn folgenden.pereüÄ ' 

Ulm <*• 

2. & ÜM dtn™bci2w üter die Wehrmacht niimiltolbar 
gefallen (Führererkß vom 4. H. IU3ö). 


1 
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TT Miliilrisclicr Stab des Führers bei der Ausübung des Ober- 
befehls* ist das Oberkommando der Wehrmacht. Dieses nimmt 
zugldcb die Geschäfte des früheren Reiehslcriegsnumstermms 
walm Es bearbeitet die den drei Wehrniachtteüen (vgl. 
unten B) gemeinsamen Aufgaben und die grundlegenden 

Angelegenheiten der Landesverteidigung. .... ' 

An der Spitzo des Oberkommandos der Wehrmacht steht der Che! des 
oÄmmn idos der Wehrmncht. Er hat den Rang eines Rcichsminiaten, 

• S ist Mitglicd des Ministerrats für die Reichsvcrtc.d.gung (Fuhrererlaß 
vom 30 VIU 1039). Eino eigene soldatische Befelilsgevalt m Angelegen- 
heiten der Truppenführung steht ihm nicht zu. Insoweit bereitet er nur 
die Befehle des Führers an die Wehrmacht vor und fuhrt sie aus. Dagegen 
übt er im Auftrago des Führers die bisher dem Reichslcncgsniinister zu- 
stehenden Befugnisse aus. , 

B. Die Gliederung der Wehrmacht. 

Die Wehrmacht gliedert sich in drei Wohrmachttcile : Heer 
(Pos. 1), Kriegsmarine (Pos. 2) und Luftwaffe (Pos. 3). Die Wehr- 
machtteile sind in sich geschlossen und rechtlich einander gleich- 
geordnet. Jeder von ihnen hat ein eigenes Oberkommando miteineni 
Oberbefehlshaber au der Spitze, denen die gesamte soldatische 
und verwaltungsmäßige Führung des ihnen unterstellten Wehr- 
machtkörpers zustellt. Die Oberbefehlshaber der drei Wehrmacht-, 
teile haben den Rang von Reichsministern (Fülirererlaß vom 25. H. 
1938 — RGBl. I S. 215). 

1. Das Heer. 

I. An der Spitze des Heeres sieht der Oberbefehlshaber des Heeres. 

Als Arbcllsstnb dient ihm das Oberkommando des Heeres mit dem 
Generalstäb des Heeres und den einzelnen Ämtern. Hinzu kommen die 
^ s P®^ # eur P für die einzelnen Waffengattungen: Infanterie und Jager, 
" r ™® c i Schnelle Truppe (Kavallerie, Panzertruppe und motorisierte 
Aufklärungsabteilungen), Pioniere, Fahrtruppe, Nachrichtentruppe, Nebel- 
truppe und Sanitätsabteilungen. 

n. Das Heer ist in Heeresgruppen und Armeekorps gegliedert. 
L-n^i C IIcer ® s S ru I , Pen werden von einem Oberbefelilslmber und die Armee- 
Ä Z V inen } Kon ™an(lierenilen General geführt, dessen Kommando- 
Heere?^™ 1Ch - n T g ^? e n lkominando tri *g fc - Die Oberbefehlshaber der 
■ fenS FlF™ Tr all B e . meine Vorgesetzte der Kommandierenden 
Act 81ck ^?! )ere , der diesen unterstellten- Heeres- 
S 10 Z den ^ TvnZf i- n8tst i 1Ien ' Der ttU eemeine Dienstweg geht viel- 
Hewes unmFttel^ar U a n d ni en f e ? Generalen zum Oberbefehlshaber des 

■ »r lm . b b , Ä£“ tane ■ i " d 

üineif™Ä S ,JCStel f e M aus 2 . bis 3 Divisionen und den 

B. Nachrichten- 
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Die Divisionen sind Verbünde gemischter Waffen. Der Normalverband 
der «Infanterie, der Artillerie, der Kavallerie und der Panzertruppo ist das 
Regiment. Bei der Infnntorio gliedert cs sich in Bataillone und Kompanien, 
bei der Artillerie in Abteilungen und. Batterien, bei der Kavallerie in Halb- 
. regimentor und diese in Schwadronen, bei den Panzertruppen und Panzor- 
abwehrtruppen in Abteilungen und Kompanien. Die Pioniortruppon 
gliedern sioh in selbständige Bataillone. Verwendungseinheit der Nach- 
richtontruppe ist die Nachrichtenabteilung, die aus Kompanien zusammen-, 
gesetzt ist. Die Noboltruppo gliedert sich in Nobelabteilungon und Batte- 
rien, die Fahrtruppe in Fahr- und Ivraftfahrabteilungen und diese in Kraft- 
fahrkompanien bzw. Fahrschwadronen. 

2. Die Kriegsmarine. 

I. An der Spitzo der Kriegsmarine stellt der Oberbefehlshaber 
der Kriegsmarine. 

Als Arbeitsstab dient ihm das Oberkommando der Kriegsmarine, daa 
mehrere Hauptdionststellon hat. 

• H. Dem Oberkommando, der Kriegsmarine unterstehen: 

1. Der Marinegrupponbefohlsliahor Ost. 

2. Der Flottenchef mit dem Flottenkommando in Kiel. Ihm 

1 sind die im Dienst befindlichen Schiffseinheiten unterstellt, 

die in' Geschwadern, Aufklärungsgruppen, Divisionen und 
Flottillen zusammengefaßt sind. Im einzelnen unterstehen 
ihm der Befehlshaber der Panzerschiffo mit den Panzerschiffen 

' und Schlachtschiffen, der Befehlshaber der Aufklärungsstroit- 
kriif te mit den Kreuzern und den Führern der Torpedoboote 
und Minensuchboote und der Befehlshaber der Untorsoobooto. 

3. Die Kommandierenden Admirale der Marinestation der 
Ostsee in Kiel und der Marinestatioil dor Nordsöo in Wil- 
helmshaven. Ihnon ist die gesamte Küstoiivortoidignng 
der Ostsee bzw. der Kordsee mit den in ihrem Bereich 
befindlichen Sclnffsstaramabteilungen, Marineartilleneab- 
teilungen und Inspektionen unterstellt. Dem Komman- 

. dierenden Admiral der Marinestation der Ostsee unterstehen . 
auch die Schulschiffe und die zur Inspektion der Manne- 
artillerie gehörenden Schiffseinheiten (Artilleriesohulsohiffe 
und Donauflottille). 


3. Dio Luftwaffe. 

I. An dor Spitzo der Luftwaffe steht der Reichsminister der Luft- 
fahrt und Oberbefehlshaber dor Luftwaffe. Er wird durch den 
Staatssekretär der Luftfahrt vertreten, der zug 

TI. Dom Oberbefehlshaber unterstehen vier Luftflo^ 

sowie das Luftwaffenkommando Ostpreußen. Territoriale 

■ - in 


... TT.ri inl 
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• der vier Luftverteidigungsgebiete ist. 

top”, ' die MttoWuppe, die Division Hermann «dring und 

die Schulen der Luftwaffe. . . 

Die Fliegertruppe gliedert sich in Luftflotten, Divisionen, Geschwader, 
Gruppen und Staffeln. Die Flakartillerie ist in Beg.menter, Abteilungen 
und Batterien gegliedert. Die Verwendungseinbeit der Fnllscbirmtruppen 
sind die Fnllschiimjägerbntnillone, die m Kompagnien mit Flugzeugtians- 
portstaffeln gegliedert sind. ■ r 

II. Die Aufgaben der Wehrmacht. 

Die Wehrmacht ist der Waffenträger und die soldatische Er-, 
zichungsschulc des deutschen Volkes (§ 2 Wehrgesetz). 

I. Ihr obliegt die Abwehr des äußeren Feindes. Sie schützt das 
deutsche Volk, den deutschen Lehensraum und das Reich und 
sichert dadurch seinen Bestand inmitten einer feindlichen. 
Umwelt, 

„Ein großer Staat bestellt nur durch sieb selbst und aus eigener Kraft; 

/.".Hi- — rr 1 ; t\ • i 1 1 i .... 


ist, sein Uflsein, seine Freiheit, sein Hecht zu behaupten . . . (Graf Helmuth 
v. Moltke, Beiebstagsrede vom 16. II. 1874). Dementsprechend gab erst 
der Wiederaufbau einer stnrken Wehrmacht dem Führer dio Möglichkeit, 
Deutschland aus seinem tiefen Fall zu seiner heutigen Größe emporzu- 
führen und das deutsche Volk im Großdeutschen Beicli zu einen. 

n. Sie erzieht das deutsche Volk zu soldatischer Haltung und weckt 
und fördert in ihren Angehörigen die höchsten Tugenden 
des deutschen Mannes: Kameradschaft, Verantwortungs- 
bewußtsein, Disziplin, Pflichterfüllung auch im kleinsten, 
kämpferischen Mut, Härte und Entschlossenheit. Gleichzeitig 
erzieht sie die aus allen Lebensbereichen zu ihr kommenden 

förrlnfSobiT T? ® e "', ußtsein - gemeinsamer Verantwortung 
fm f" 1 d , GS V ° lkes und damit zur Volksgemeinschaft 

durch pro/in^f " atlonal f zialistisclien Weltanschauung. Da- 

Erziehün|sarheit e dlr ^ ' pÄ°dfeSe “ >5® liei p ™S leich ^ 

m m ST, “ ÄÜE ÄS 

zugleich ein «LTt'te BtoW tenclcE “ 

des inneren FcfodoTe^ die Wehrmacht auch zur Abwehr 

1936 über den WaffenSaud ? M Fii ^orvarordaun S vom 17. 1; 

solchen Vorfällen, die übrigens im nnt!^ e ? ril - ac .^ t ) - Regelmäßig wird bei 

halb des Bereiches aller Wahrsolininr ° aa l. 80z,| Uistischen Volksreich nußer- 
ausreiehen. «leinlichkmt liegen, der Einsatz der Polizei 



Viertes Buch. 

» ' ' 

Der öffentliche Dienst. 

I. Die Angehörigen des öffentlichen Dienstes stehen zum Führer 
' in einem unmittelbaren Treucyerliältnis, das sie zu unbedingter 
Gefolgschaft verpflichtet. ' b 

Zwar ist jeder Deutsche dem Führer zur Treue verpflichtet. Beim 
öffentlichen Dienst handelt es sich jedoch um ein Treuoverhältnis beson- 
derer Art. Das zeigt sich insbesondere darin, daß das Dienstverhältnis 
durch Staatslioheitsakt begründet wird und daß jede Verletzung der Dienst- 
pflicht — anders als bei sonstigen Dienstverhältnissen — eine Verletzung 
der Treupflicht gegenüber dem Führer bedeutet. Deshalb werden die 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes auch auf die Person des Führers 
vereidigt. 

II. Die wichtigsten Arten des öffentlichen Dienstes sind: der 
Bcamtondienst, der Wehrdienst und der Reichsarbeitsdienst. 

Sie werden in den nachstehenden drei Abschnitten behandelt. 


Erster Abschnitt. 


Der Beamtendienst. 

(Näheres vgl. Heft 14 6 .) 

Der Staat vollstreckt seinen Willen durch seine Beamten, 
Ein fachlich hochstehender und charakterlich- gefestigter Bcamton- 
stand ist daher von ausschlaggebender Bedeutung für eine gute 
Staatsverwaltung. Dementsprechend erkennt der Nationalsozialis- 
mus das Berufsbeamtentum als einen Grundpfeiler des völldschon 
Itciclios ausdrücklich an. Die deutschen Beamten sollen im deut- 
schen Volke verwurzelt, von der nationalsozialistischen Welt- 
anschauung durchdrungen und dem Führer des Deutschen Reiches 
und Volkes, Adolf Hitler, in Treue verbunden sein (aus dem Vor- 
spruch zum DBG.). 

* i ' . 

I. Das Beamtenverliälhiis. 


A. Das Berufsbeamtentum. 

Bas Berufshcamtentum entwickelte sich seit der Bildung der 
Nationalstaaten im 16. uiid 17, Jahrhundert. Die 
waren dem Landesherrn persönlich verpflichtet. Als ß 
des Beamtentums wurde vor allem die Pflege der s aa i 
Macht und Wohlfahrt angesehen. 
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, erhielt das Berufsbcainlcntum im 

II. Seine höchste Ausbdd . B . ns j, es0 ndere durch die Erziehungs- 
18. und 19. li. Beamten wurden 8 „,. 

arbeifc der preuDieehen Köng ,- ^ selbstloser Pflicht. 
Diener des Staates angesehen uim 

erfülluhg erzogen. dem Heer zu dem Träger des Staats- 

Der Bcamtenstand . £er melir geltend machenden Einflüssen 

gedankens gegenüber den sich l ™ ctzendor ß Geistcsrichtungen. Es gelang, 
des Liberalismus und (l "° er “ , Jj Weltkrieges ein Beamtentum zu er- 

i Seren persönlichen Bindung an den König trat der außer- 
Se und formale Eid auf eine wesenlose Verfassung, der 
Lina «rnsinminüsmüDico Bindung enthielt. Die Systemparteien 


ließen die Behörden 9 hne Rücksicht aut tacmicnes sonnen una 
charakterliche Fähigkeiten mit ihren Vertrauensmännern 
besetzen. Damit war der Bildung omes Partcibuclibeamten- 
tums der Boden bereitet. 

' Zahlreiche Beamte traten den einflußreichen Regierungsparteien nicht 
aus Überzeugung; sondern nur deshalb bei, um dadurch dienstliche Vor- 
' teile zu erlangen. Die Fraktionen hatten ihre Beamtenvertreter, die gegen 
den Staat Beamtenrechto vertreten sollten. Die Beamten ßelbst schlossen . 
sich zur Wahrung ihrer Interessen zu Beamtenverhänden zusammen' und 
verfochten sog. wohlerworbene Hechte ohne Rücksicht auf das öHcnt- 
Uche Wold und die Interessen der Allgemeinheit. 

IV. Nach der Machtübernahme wurde das Beruf sh eamtontum 
wiederhergcstellt. 

Die Neuordnung der Beamtenschaft, die trotz verbreiteter Entnrtungs- 
erscheinungen in ihrem Kern gesund geblieben war, wurde für das' Altreich 
durch das Berufsbeamtengesetz vom 7. IV. 1033 und für die Ostmark durch 
die Verordnung über die Neuordnung des österreichischen Berufsbeamten- 
tums vom 31. V. 1938 vorbereitet. Diese Gesetze ermöglichten’ die Säube- 
rung der Beamtenschaft von ungeeigneten und unzuverlässigen Elementen. 
Das Gesetz über die Vereidigung der Beamten vom 20. VII. 1,934 stellte 
sodann die pcrsonllcho Bindung der Beamten . nn das Staatsoberhaupt durch 
ihre Vereidigung auf den Führer wieder her. Das Deutsche Beamtengesetz 
vom 20. 1. 1937 schuf schließlich eine einheitliche Rechtsgrundlage für alle 
deutschcnBcnmtcn auf der Grundlage eines vollisverbundenen, charakterlich 
sauberen und fachlich hochstehenden Berufsbeamtentums, das seine ganze 

• Kraft im Dienst am deutsohen Volk einsetzen soll. , ' 

B. Die Beiclisbcamteii. . . . 

1. Begriff der Beichsbcaintcn. 

Reichsbeamte stehen zum Führer und zum Reich in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treuovorliältnis. § 1. 


f 


) 
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I. Allo deutschen Beamten sind nach der Neuordnung Kcichs- 

heamte, wobei es gleichgültig ist, ob sie im Dienst des Reichs, 
der Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände, der Sozial- 
versicherungsträger, - des Reichsnährstandes oder , anderer 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften stehen. > 

II. Nicht zu den Reichsbeamten gehören: 

1. Die Rclclismlnlster und Itcicbsstatthaltcr. Sio steheuzum Führer in einem j 

öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis besonderer Art. §150. 

2. Behürdcnangcstcllto und Bchürdcnnrbcltcr. Sio Btohen in einem privat- 

rechtlichen Dienst- und Arbeitsverhältnis. 1 -* 

3 Dlo Soldaten, d. li. dio im aktiven Wehrdienst stehenden Offiziere, Unter-. 

* offiziore und Mannschaften. Für sio gelten die Vorschriften des Wehr- 

gesotzea.- Dio WehrmachtBbeamten der drei Wehrmachtteilo Heer, 

Kriegsmarine und Luftwaffe sind dagegen Beamte. 

4 Die Angehörigen des Rciclisarbcitsdlcnstcs. Sie leisten nicht, wie dio > 

’ Beamten, dem Reich als solehemihren Dienst und sind moht dio Voll- 
strecker des Willens des Staates. ' . . - . 

5 Die Holicitsträger und Angestellten der Partei. Sio leiten ihro Befugnisse 
' nicht vom Staate, sondern von der mit eigener Rechtsetzungsgowalt 

ausgestatteten Partei ab. . '• 

«iß Kirchenbeamten. Die öffentlich-rcohtliehen Rehjioiisgesellsclmften 
und dio Verbände sind jedoch ermächtigt, dem DBG. entsprechende 
Vorschriften zu erlassen. § .174, 

7. Dio Rechtsanwälte und Notare. 

R Die Assessoren, d. h. - dio Gerichtsreferendare, die nach bestandener 

‘ Großer Staatsprüfung nicht als Gerichtsassessoren m, den Staatsdienst _ . . ' 

übernommen werden. 


2. Die Arten der Reichsbeamten. 

Man unterscheidet innerhalb der Reichsheamten verschiedene 
Gruppen. 

I. Nach dom Dionsthcrrn unterscheidet man unmittelbare und. 
mittclbaro Roichsbeamtc. ■ „„„ uienRüiemi.. 

. .,-1. Unmittelbare Rcdchsbcamte haben nur^ das^ E c J cLHba j inbeftra ten, dio 

beamten und die Volksschullehrersind se o „ Ie i c Kf a Ha unmittcl- 
.heitlichung im Behördenaufbau vom 5. Vll. leau ga- 

bare Reichsbeamte. unmittelbaren Dienst- 

2. Mittelbare Rclchsbcamto haben einen nni G bi t i. örpersc h a ften (Ge- • 
Herrn. Hierher gehören die liehen Körperschaften, 

meinde, Gemeindeverbande) und.öffentlicii 
(Sozialversicherung, ReiohBbank usw.). , 

.. «rtiui.AiiATi ^fpllunff unterscheidet; man. 

II. Nach (lor vcrmogonsrechthclien fetenuiib 

Berufs- und Ehrenbeamtc. , aug und erhalten 

1. Bcrufabcamto üben ihre g te p en die Hauptmasse der 

dafür Besoldung und Versorgung, öio . sie 

Beamtenschaft. ♦ 


/ 
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. ÄÄTSÄtaj 

MtiSt nur &b nbidmttig»"S »ton »“”! I 1 ™ 1 “ »wt Z, 
dÄu™» gehören die " el “» 

amtlich verwalteten Gemeinden und die Handelsrichter. 

TTT Nach der Dauer der Beamtentätigkeit unterscheidet man 
Beamte auf Lebenszeit, auf Zeit und auf Widerruf. 

1. Beamte aut Lebenszeit haben ein Beamtcnvcrlmltiiis mit dein Ziele aut 
lebenslängliche Verbindung: mit dem Staate. § 27. bie sind die Hegel. 

2. Beamte aut Zelt haben eine terminmäßig begrenzte Amtszeit. § 29. Sie 
kommen insbesondere in der Genieindovenvnltung vor. Hierher gehören 
die Bürgermeister und Beigeordneten der Gemeinden. 

3. Beamte auf Widerruf sind weder auf Lebenszeit noch auf Zeit ernannt. 
§ 30. Hierher gehören insbesondere die Beamten, die nicht auf Lebens- 
zeit angestellt werden dürfen, weil sie nocli nicht 27 Jahre alt sind, 
und Beamte im VorbcreitungB- und Probedienst. 

IV. Nach der Lnufiiahu unterscheidet .man Beamte des einfachen, 
des mittleren, des gehoben en und des höheren Dienstes. V0. 
vom 28. II. 1939. 

C. Begründung und Beendigung des Bcamtenverliältnisscs. 
1. Die Begründung des Beamtcnvorliiiltnisses. 

I. Das Beamtenverhältnis ward durch Ernennung begründet. §27. 

Die Ernennung ist ein einseitiger Sfnatshoheitsnkt, der der Zustimmung 
des Beamten nicht bedarf. Sie wird nur wirksam, wenn eine Ernennungs- 
urkunde nusgehandigt wird, für die bestimmte Formvorschriften be- 
stehen. 

II. Bie Ernennung erfolgt. grundsätzlich durch den Führer. § 24. 

dasErnenmnigsreclit durch Erlaß vom 10. VH. 1937 

Zum Tel t f n« , Cbe i e0 ? dne 1 tC r- Ste i en 1Teitcr übertragen. Vgl. oben S. 78. 
dfc GeinLbnn^t 1 d “ rcb , Ge , sctz anderen Stellen zugowiesen. So werden 
ttt Ti • -n dbt durcl ! den Bürgermeister ernannt. § 37 DSO. 

n ’ ? ea ,“ tf ; n ist nur statthaft, wenn bestimmte 

S ,mi1 VMWalhl "e srMll,licllc Tor- 

Beamter kann nur werden: ’ 

'l'SW,,!.; or verheiratet,, so muß auch 
■ iS fÄ Ln" 3Cll 1 Wfitig Bein - Judon grundsätz- 

§ 25. M,sdll ‘ngi!. können daher nicht Beamte werden. 
•" bietet 3 däß C ^er^in!l^ 0rr -i C * 1 ^''* ,OS '^ Ul, *l ölte Gewähr dafür 

rechts genügt der d Beahz r lleB ri vor l i- Ü f- Cr de S T ntcr ü dea Botcbsbüig«- 
des Nachwuchses, der niclit vn .J U f. fl8e, V,^. eicl,8 üürgerrecbts. Wege» 
erforderliche Alter niclit erreichUm't ^ ^ eio ^ sbür S er ist > "'eil er das 
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3. Wer die für seine Laufbahn vorgesehriebene oder übliche 
Vorbildung oder sonstige besondere Eignung besitzt. § 26. 

a) Wer niclit die für seine Laufbahn übliche Vorbildung bat, kann 

trotzdem Bcunitcr werden, wenn er eine sonstige besondere Eignung 
für das von ihm zu verwaltende Amt- besitzt. Beamte dieser Art 
kommen insbesondere für die mit politischen Beamten besetzten 
Amtsstellen in Frage, wie z. B. die Stellen der Staatssekretäre, 
Ministerialdirektoren, Oberpräsidenten, Regierungspräsidentca und 
Landräte. • 

b) Ist eine besondere Vorbildung vorgesclirieben, wie z. B. bei don 
Richtern, so kann sic niclit durch besondere Eignung ersetzt werden. 
Richter knnn also nur werden, wer den vorgeschriebenenAusbildungs- 
gang zurückgelegt hat. 

4 . Die Ernennung setzt das Vorhandensein einer freien Plan- 
stelle voraus. 

Für die Anstellung auf Lebenszeit gelten verschärfte Voraussetzungen. 
Sie darf erst nach Vollendung des 27. Lebensjahres, bei weibliohon • 
Beamten nach Vollendung des 35. Lebensjahres erfolgen. 

IV. Die Ernennung ist in mehreren vom Gesetz bezeichneten Fällen 
nichtig oder vernichtbar, wenn sie in Unkenntnis von wichtigen, 
für den Beamten ungünstigen Umständen erfolgt ist, bei 
deren Kenntnis sie nicht ausgesprochen worden wäre. 

1. Die Ernennung ist ohne weiteres nichtig, wenn für sie wesentliche Vor- , 

nussetzungen. gefehlt batten. Hauptfal 1: Der Beamteist nicht 
(vorläufiger) Reichsbürger gewesen (es sei denn, dnß er cs nur 
seines Alters wegen niclit war). § 32 l . . 

2. Die Ernennung muß für nichtig erklärt werden, wenn s o der - Beamte 

> durch unlautere Machenschaften ' erschlichen hat. Hauptfall. Dor 

- Beamte hat die Ernennung durch Bestechung oder durch Täu- 
schung, z. B. durch die Vorlage gefälschter Urkunden hcrbcigofuh . 

c 32 2. • 

• 3. Die Ernennung kann wegen ^Ünkcnutnls Der^o® 

■ ' SIS ESS® 

entfernt. worden. § 32 3 . 

• , l . 

, 2. Die Beendigung des Beamtenvcrhältnisscs. 

Das Beamtenverhältnis endet außer durch Tod ^ r ^ U a S g ‘ 
scheiden, Entlassung, Eintritt m den j § 142 . 

aus dem Dienst im Wege des Dienststraft erfahr . 9 


XI. Die Rechtsstellung der Beamten. 

Die Rechtsstellung derBeamten i ^ r ^ re ^y£StbeSn 
ndsätzlieh einheitlich ^regelt 
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A. Die Pflichten der Beamten. 

Die Berufung in das Bcnmtcnvcrhaltnis ist ein Yerlrauensbeweis 
der Stäatsruhruni, den der Beamte dadurch zu rechtfertigen hat, 
daß er sich der erhöhten Pflichten, die ihm seine Stellung auferlegt, 
stets bewußt ist. . • 

I. Die Treupflicht gegenüber dem Führer stellt unter den Pflichten, 
des Beamten an erster Stelle. Der Beamte hat dem Führer der 
ilim seinen besonderen Schutz zusichert, Treue bis zum Tode 
zu halten. § 33. . : 

Die Treupflicht ist die vornehmsto Pflicht des Beamten. Aus ihr lassen 
sich alle anderen Pflichten des Beamten nhleifen. Sie können nicht er- 
schöpfend aufgezühlt werden. Das Gesetz setzt nur mehrere „Grund- 
pflichten“ fest. ’ 

1. Der Beamte muß echte Vaterlandsliebe und Opferbereit- 
schaft, volle Hingabe der Arbeitskraft, Gehorsam gegenüber 
den Vorgesetzten mid Kameradschaftlichkeit gegenüber 

, ,, den Mitarbeitern beweisen. § 3 1 S. 2. 

Der Beamte soll allen Volksgenossen ein Vorbild treuer Pflicht- 
erfüllung sein. 

2. Der Beamte nmß jederzeit rückhaltlos für den national- 
sozialistischen Staat eintreten und sich in seinem gesamten , 
Verhalten von der Tatsache leiten lassen, daß die Partei 
in unlöslicher Verbundenheit mit dem Volke die Trägerin 
des deutschen Staatsgedankens ist. § 3 1 . 

Kein deutscher Boamtor kann daher im nationalsozialistischen 
Staat seinen Dienst versehen, wenn er nicht auch innerlich mit 
Partei und. Staat verbunden ist. Er muß sich dessen bewußtsein, 
daß der Staat von der Partei getragen wird und daß beide unlöslich 
miteinander verbunden sind. Er hat deshalb auch die Pflicht, Beich 
und Bewegung vor Schaden zü bewahren. § 3 3 S. 2. 

3. Der Beamte muß sich eines ehrenhaften und würdigen Ver- 

haltens befleißigen. Durch sein Verhalten in und außer dem 
Amte hat er sich der Achtung , und des Vertrauens, die 
seinem Berufe entgegengebracht werden, würdig zu 
zeigen. ° i 

nncchflrippR m m • UIL '* 1 dulden, daß ein seinem Hausstand. 

aufübt! ß § 3V leni,Ut8 led bhui une brenhafto Tätigkeit 

r 7 ™ iclllc " tW* erfüllt, so sind damit 
iur ihn nachteilige Folgen verbunden 

h afcnslsirafrcclitlicli zur Vcranlworiung S mgen 

} fordernden atTLracMiT.Mrt 7k * d6 n billi e erlreiE0 ih , m zu 
altersstufen Hpo Tine 1 1 so kann ihm das nach den Dienst- 
en jedeÄ^^^^ vor G eBehen e Aufsleigen Im Gehalt 

jeuer uien.taltersstufe bis zu zwei Jahren versagt werden. § 21. 
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b) Wenn er die ihm obliegenden FlUchlcn schuldhaft verletzt, so begeht 
er ein Dienstvergehen, für das er nach den Vorschriften der Iteiclis- 

, dlcnststrnfordnung zur Verantwortung gezogen wird. § 22. 

c) Wenn dem Staat durch dio schuldhafte Amtspflichtverletzung ein 
Sclinden erwuchst, .so muß er Ilm ersetzen. Vgl. auch Gesetz über das 
Eratattungsverfahren vom 18. IV. 1D37. 

d) Die Verletzung von Amtspflichten kann weiterhin zum Ausscheiden 
aus dem Beamtenverhältnis — z. B. wegen Verurteilung zu einer 
Zuchthausstrafe oder einer Gefängnisstrafe von einem Jahr und 
mehr, zur Entlassung — z. B. wenn er die Ehe mit einer fremd- 
blütigen Frau schließt — , zur Versetzung in den Ruhestand und 
zur Entziehung der Vcrsorgungsbeziigo führen. §§ 50, 53. 

2. Er kann auch strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
werden, wenn die Amtspflichtverletzung, eine mit einer 
öffentlichen Strafe bedrohte Handlung in sich sohließt. 

3. Er haftet anderen Pcrsonon gegenüber für, den durch seine 
Pflichtverletzung entstandenen Schaden. 

Diese auf § 830 BGB. beruhende Haftpflicht trifft indessen auf Grund 
des Gesetzes vom 22. V.' 1010 fast ausnahmslos unmittelbar den Staat, 
dem jedoch ein .Rückgriff gegen den Beamten Vorbehalten bleibt. 
Hierzu vgl. Grundriß 2*. 


B. Die Sicherung der Rechtsstellung der Beamten. 


Der Treuepflicht des Beamten gegenüber Führer und Reich 
entspricht eine ausgedehnte Schutzpflicht des Staates gegenüber 
dem Beamten, die weit über das hinausgeht, tvus bei anderen 
Dienstverhältnissen gewährt zu werden pflegt. 

I. Der Staat gewährt den Beamten Fürsorge und Schutz hei seinen 
amtlichen Verrichtungen und in seiner Stellung alsBeamter. §36. 

1. Der Beamte führt Amtsbezeichnungen, dio der Führer festsetzt. § 37. 
' Neben ihnen kann er staatlich verliehene Titel und akademische Grade 

führen. Über das Tragen von Uniformen entscheidet der Führer. 

2. Der Beamte erhält zur Sicherung seiner Lebenshaltung Dienst- und Ver- 

sorgungsbezüge. § 38. Er kaun auf sie weder ganz noch teilweise ver- 
zichten und darf sie nur insoweit verpfänden oder abtreten, als sie der 
Pfändung unterliegen. . • . 

3. Dem Beamten stehen bei der Durchführung von 
Relsckostenvergiituug und bei Versetzungen emo Umzugskoslcnvcr- 


4. DerBcamto knnn die Erteilung eines Dfcnsteougnta^ 
in den Wartestand tritt oder aus dem Beamtenverhulnis 

5. Der Beamte muß über Beschwerden und Bebau— 

Art, die ihm nachteilig werden können, g j we gen, ^sowc^es ^ 
Sun^ S-rde verbringen, jedoch 

II. des -SeJÄ 

beamten und der Hinterbliebenen aus 

können durch Klage vor den Verwaltungsgenchten gelt 
gemacht werden. § 142. - 
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Zweiter Abschnitt. 

Der Wehrdienst. 

Näheres vgl. Heft 40 1 . 


A. Die allgemeine Wehrpflicht. 

I. Das Heerwesen hat im Laufe der Gescluchte zahlreiche Wand. 


2. Die Entwicklung führte dann aber zur Aufgabe des Grund- 
” satzes der allgemeinen Wehrpflicht. An die Stelle der 

Volksheere traten nacheinander 'Ritterheere, Landsknechts- 
beere, Berufsheere und auf der allgemeinen Wehrpflicht 
beruhende Heere. 

3. Preußen führte im Jahre 1813 unter dem Eindruck der 
Befreiungskriege die allgemeine Wehrpflicht als Schöpfung 
Scharnhorsts wieder ein. 

Ihr vor allem verdankte das Land seine Befreiung vom napoleo- 
nischen Joch. Sie wurde Allgemeingut des im Kaiserreich zusammen- 
gefaßten deutschen Volkes und übte auf dieses einen unschützbaren 
erzieherischen Einfluß aus. Von dieser gewaltigsten Schule des Deut- • 
sehen Beiches schreibt der Führer: „Was das deutsche Volk dem Heer 
verdankt, läßt sich kurz zusammenfassen in ein einziges Wort, nämlich: 
Alles“ (Mein Kampf, S. 306). Im Weltkriege befähigte das Volksheer 
das Reich, dem Anstürme einer ungeheuren feindlichen Übermacht 
vier Jahre lang ungeschlagen standzuhalten. 

4: Nach dem Zusammenbruch im Jahre 1918 zwangen die. 
Feindmächte das Reich, sein Yolkshccr durch ein Berufs- 
heer zu ersetzen. 


lungen erfahren. ■ 

1 Im germanischen Sinnt der Kuhzeit hcdnuWe dns Heer 
dasselbe wie „wehrhaftes Volk“. Unsere Vorfahren sahen 
den Kriegsdienst als eine selbstverständliche Pflicht an. Nur 
wer Kriegsdienst tat, war überhaupt vollberechtigter Volks- 


Sie hatten erkannt, welche überragende Bedeutung die nationale 
Wehrordnung für das deutsche Volk gehabt hatte. Gegen sie richtete 

Bich daher der besondere Haß der Feindmächte. 

II. Grundlage der Wehrverfassung des nationalsozialistischen 
Deutschen Reiches ist wieder die allgemeine Wehrpflicht. Der 
Nationalsozialismus knüpft damit an die besten Traditionen 
deutscher Vergangenheit an. Außerdem ist die allgemeine 
Wehrpflicht für Deutschland eine zwingende militärische Not- 
wendigkeit, weil es seine gesamte Wehrkraft ausschöpfen muß, 
™l2* inn utten einer feindlichen und mißgünstigen Umwelt 
Vnli n w ff • 6 , de ] utsclle Wehrmacht ist jetzt wieder das 

lok un ? erneut in der Lage, ihren erzielie- 

nschen Einfluß auf die Volksgesamtheit aulzuüben.- 
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Über die Wandlungen des Heerwesens vgl. Näheres Heft 13 3 S 14 24 

40, 05,-63, 82, 119, 124. 

1. Der Dienst in der Wehrmacht erfolgt auf der Grundlage 

der allgemeinen Wehrpflicht. ° 

a) Wehrpflichtig ist jeder deutsche Mann vom vollendeten 
18. Lebensjahr bis zu dem auf das vollendete 45. Lebens- 
jahr folgenden 31. März (§ 5 Wehrgesetz). 

Der Wehrdienst umfaßt den aktiven Wehrdienst und den Wehr- 
dienst im Beurinubtenstamlc. Die aktive Dienstzeit dauert zwei 
Jahre. Im 'Beurlaubtenstande stehen die Angehörigen der Reserve, 
der Ersatzreserve und der Landwehr. Gediente gehören zur Reserve! 
Nicht zur Erfüllung der aktiven Dienstpflicht Einberufene gehören 
zur Ersatzreserve. Zwischen dem 35. und dem 45. Lebensjahr ge- 
hören die Wehrpflichtigen zur Landwehr, von da ab gehören dio 
einberufenon Jahrgänge zum Landsturm. OIHziero und Wehrmaoht- 
heamto im Offiziersrang sind ohne zeitliche Begrenzung wehr- 
pflichtig (VO. vom 22. II. 1938 — RGBl. 1 S. 214). 

b) Im Kriege ist darüber hinaus jeder doutscho Mann und 
jede doutscho Frau gleichgültig welchen Alters zur 
Dienstleistung für das Vaterland verpflichtet (§ 1 Abs. 3 
Wehrgesetz). Diese Regelung bedeutet eine neuzeitliche 
Ergänzung des Gedankens der allgemeinen Wehrpflicht 
entsprechend der Ausweitung des Krieges zum, totalen 
Krieg. 

Das am 5. XII. 1916 erlassene Gesetz über den vaterländischen , 
Hilfsdienst, das ein Werk des Generals Ludendorff war, beruht 
auf ähnlichen Gedankengängen. Nach diesem Gesotz konnton allo 
nicht im Heeresdienst stehenden und wehrtauglichen Volksgenossen 
zur Landesverteidigung herangezogen werden. • 

2. Der Wehrdienst ist eine Ehrenpflicht und ein Ehrendienst 
am deutschen Volke. Er ist daher Juden und Wehr- . 



unwürdigen verschlossen. 

l) Juden können keinen aktiven Wehrdienst leisten. Jüdisoho Misch- 
linge sind zwar wehrpflichtig, sie können aber in der Wehrmacht 
nicht Vorgesetzte sein. 

>) Wehrunwürdige sind von der Erfüllung der Wehrpflicht ausge- 
schlossen. Wehrunwürdig ist insbesondere, wer mit Zuchthaus oder 
wegen staatsfeindlicher Betätigung. bestraft ist oder sieh nicht im- 
Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 

Wehrpflichtige, dio nach dem 'Gutachten eines Samtäts- 
jffiziers oder eines von der Welirmacht beauftragten Arztes 
für den Wehrdienst untauglich befunden worden sind, 

. _ . « i • j 1 ..»nnnmntl tt'nril OT1 


B. Pflichten und Rechte dos Soldaten. 
Dipncf! lilhre lind Freiheit sind die Leitgedanken, 
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v j ‘Dfünii+on li n fl Rechte bilden eine Einheit, sie sind,'ver- , 

schice 611 Sehei des müitärischen Dienstverhältnisses Dabei 
haben die Pflichten den unbedingten Vorrang. Das entspricht 
altr rnmtärfscher Überlieferung und 

Auffassung über das Verhältnis von Pflichten und Beeilten. Vgl. 

° ten Die ^Pflichten des deutschen Soldaten“ sind durch Erlaß des Reichs- 
„uio iiueuien ULS 1034 festgesetzt worden. Weiterhin zahlt 

ff WeSesIÄlhten und Re'chte des Soldaten auf. Mit ihnen befassen sich 
f^er zXfhe Einzelvbrsehrüten, deren Aufzahlung hier zu wrnt führen- 
würde (Näheres vgl. Hechel, Wehrverfassung und Wehrrecht, S. ~3öff.). 

I. Die Pflichten des Soldaten. , , 

1 Unter ihnen steht die Treupflicht zum Führer an erster 
* Stelle. „Die Treue ist das Mark der Ehre“ (v. Hindenburg). 

Sie verpflichtet zum unbedingten Gehorsam und voll- 
, ständigem Einsatz im Dienste der Verteidigung von Volk 
und Reich. Ihre Verletzung (z. B. Landesverrat, Feigheit, 
Fahnenflucht) steht unter schwerster Strafe. 

2. Die übrigen Pflichten ergeben sich sämtlich aus der Treu- 
pflicht. Sie sind teilweise dieselben Pflichten, denen auch 
die übrigen Volksgenossen unterliegen, teilweise gelten sie . 
nur für das soldatische Dienstverhältnis. 

Besonders wichtige ELazelpIllchten Bind die Verpflichtung zu 
Kameradschaft, Unbestechlichkeit, Achtung vor fremdem Besitz und . - 
Vermeidung von Ausschreitungen im Felde, wie Beutemnchen, Plündern . 
und Marodieren. Ferner ist dem Soldaten aus militärisch-technischen > 
Gründen jede politische Tätigkeit verboten. . Die Zugehörigkeit zur 
NSDAP, und ihren Gliederungen und angeschlossenen Verbänden ruht 
deshalb für die Dauer des aktiven Wehrdienstes (§ 26 Wehrgesetz). 

n. Das Wehrrecht kennt auch Beeilte des Soldaten, die sich nicht , 

. erschöpfend aufzählen lassen. 

1. Die Soldaten haben ein allgemeines Becht aul Schutz und 
Fürsorge des Führers, ein Becht, das ihrer Treupflicht dem 
Führer gegenüber entspricht. 

•2. An Einzelrechton sind hervorzuheben. Das Recht auf' 
Uniform, Gebührnisse, Heilfürsorge, Ilinterbliebenenfür- 
sorge und -Versorgung. 


C. Rang- und Vorgesetztenverhältnis uiid Befehlsbefugiiissc. 

I. Die soldatischen Bangstufen. Die Soldaten gliedern sich dem 
m der Wehrmacht besonders ausgeprägten Führercründsatz 
entsprechend in Führer, Führergehilfen und Geführte. Dem-, 
gemäß unterscheidet man drei Rangstufen (vgl. für das Heer: 
VO. vom -9. VI. 1932 — mehrfach ergänzt; für die Luft- 
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waffe: VO. vom 18. V. 1935; für die Kriegsmarine: VO. vom 
18. VI. 1920): 

' 1. Die Offiziere. Es gibt bei ihnen vier Rangklassen: die der 
• Generale und Admirale, die der Stabsoffiziere, die der 
Hauptleute, Rittmeister und Käpitänleutnante und die der. 
Leutnante. 

2, Die Unteroffiziere. Bei ihnen gibt es zwei Rangklassen: 

die der Unteroffiziere mit Portepee und die der Fährriohe 
und Unteroffiziere ohne Portepee. , 

3 . Die Mannschaften. 

•Daneben gibt es die Ranggruppo der Musikinspizienton und Musik- 
; meister. , , 

II. Vorgesetzlonverliältnis. Das soldatische Vorgesetztenverhältnis 
' . ist eine dem Waffendienst eigentümliche Erscheinung, die ^ 
man in gleicher Weise auf keinem anderen LebenBgebiet 
wiederfindet. Er haftet nicht, wie das behörliche Vorgesetzten- 
verhältnis, am Amt, sondern es ist notwendigerweise mit dem 

militärischen Rang verbunden, es ist also ein Ausfluß der solda- 
tischen Führerorganisation. Außerdem ist die müitärische 

Befehlsgewalt infolge der 'Notwendigkeiten , des Krieges so 

weitgehend wie in keinem anderen Bereich. 

Man unterscheidet drei Arten des Vorgesetztenverhält- 
nisses: 

1. ' Allgemeines Vorgesetztenverhältnis. Offiziere Bind in und außer Dienst 

, Vorgesetzte aller anderen Offiziere der niederen Rangklassen sowie 

■ aller Unteroffiziere und Mannschaften. Die Unteroffiziere Bind Vor- 

geBetzto aller Mannschaften. ■ .. 

2. Vorgesetztenverhältnis kraft DIenstaultrngs. SoMaten kann der BefeW 
über andere Soldaten übertragen werden auch wenn diese «JS 
Rangklaaso angehören. Für die Dauer der übertragenen D ™ststoUung 
und don Umfang der damit . verbundenen Diensthandlung sind 
Vorgesetzte über die unterstellten Soldaten. 

3 Vorgesetztenverhältnis kraft eigener Erklärung. Jeder dienstältoro , 

' • 3 oSer hat das Recht und die Pflicht, dionstjüngere^Off.z re weg n 

ihres außerdienstüchen Verhaltens zurechtzuweisen und sich , ihnen 

gegenüber, in das Vorgesetztenverhältnis zu sotzen. _ 

Die Befehlstofugniese im Heer sind im einzelnen durch Erlaß 

vom 21 IV 1930 geregelt. Das militärische Verordnungsroch 

üb^derFütoor aus. Er erläßt auch die zin: Durchführung des 

22. V. 1935. 
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Dritter Abschnitt. 

Der Reidisarbeitsdienst. 

Näheres vgl. Heft 35, wo auch die Aufgaben und der Aufbau des Reichs- 
arbeitsdienstes behandelt sind. 

A. Die Rciclisarbcitsdieiistpfliclit. 

I. Der Reidisarbeitsdienst ist aus dem Freiwilligen Arboitsdionst 
der Nachwcltkricgszcit entstanden, der von privaten Ver- 
bänden zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und ihrer 
demoralisierenden Folgen begründet worden war. 

1; Der Freiwillige Arbeitsdienst beruhte auf privater Initiative und war un- 
einheitlich und zersplittert. Die Reichsregierung nahm sich seiner erst 
mit der Notverordnung vom 23. VII. 1931 an, nach der lediglich die 
Teilnahme von Arbeitslosen am Arbeitsdienst vorgesehen war. Erst 
die Verordnung über den Freiwilligen Arbeitsdienst vom 16. Vif. 
1932 eröffnete allen jungen Deutschen den Eintritt in den Freiwilligen' 
Arbeitsdienst. 

' 2. Die NSDAP, bereitete die Durchführung des nationalsozialistischen Ar- 
beitsdienstes bereits ln der Kampfzeit eingehend vor. 1930 wurde Kon- 
stantin Hierl vom Führer mit der Bearbeitung der Arbeitsdienstfragen ' 
beauftragt. Die weiteren Vorbereitungen wurden zunächst in getarnten 
Lagern durchgeführt. 

II. Nach der Machtübernahme wurde der Arbeitsdienst zu einer 
die gesamte deutsche Jugend umfassenden Schule der Nation 
umgestaltct. , , 

1. Zunächst wurde der bestehende Freiwillige Arbeitsdienst vereinheitlicht 
und nach nationalsozialistischen Grundsätzen nusgebnut# 

2 * I 1 ' 1 sodann dur °h das Reichsarbeitsdienstgesetz im 

ÄmÄS'“ -"6” 

m. Dio Reichsarbeitsdienstpflicht gilt für die männliche . und 
- weibliche Jugend. 

1. Die Reichsarbcitsdienstpflicht für die männliche Jugend 

vJm Cr i7 b t f' L . e l ,ensj ' 5 ! lir ’ füi ; die weiblicho Jugend 

halbes Tilir beträgt grundsätzlich ein 

dS«t Si t JuDge Madchen werden ^ Reichsarbeits- 
J f. “ herangezogen, wenn sie ledig und nicht voll 

büdlfstlTn 0, '^^licher oder schulischer Aus- 
bildung stehen und nicht als mithelfende Familienance- 
hönge in der Landwirtschaft benötigt werden. 8 

2. Der Reichsarbeitsdienst ist ein Ehrendienst mni oin« wiimn 
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a) Juden können keineii Reichsarheitsdienst leisten.' Jüdische Misch- 
linge sind zwar reichsarbeitsdienstpflichtig, sie können jedoch im 
Reichsarbeitsdienst nicht Vorgesetzte sein. 

b) Dienstunwürdige sind von der Erfüllung des ReiehBarbeitsdienstes 
ausgeschlossen. Dienstunwürdig ist insbesondere, wer mit Zucht- 
haus oder wegen staatsfeindlicher Betätigung bestraft oder wer aus 
der NSDAP, ausgeschlossen ist. 

3. “Völlig Untaugliche werden zur Erfüllung der Reichsarbeits- 
, . dienstpflicht nicht herangezogen. 

B. Pflichten und Rechte der Rwchsarbcitsdiciistpfliclitigeii. 

Ähnlich wie der Wehrdienst ist auch der Reichsarheitsdienst 
auf der Grundlage Von Dienst, Ehre und Freiheit aufgebaut. Daraus 
ergeben sich die Pflichten und Rechte der ^Angehörigen des Reichs- 
arbeitsdienstes. 

, 1 Dj 0 pflichten der Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes. 

1. Sie sind dem Führer zur Treue verpflichtet. Dementsprechend 
werden sie bei ihrem Dienstantritt auf den Führet vereidigt. 

2. Folgendo Einzclpfliclitcn sind festgesetzt: 

Pflicht zur Amtsverschwiegenheit. Sie bedürfen zur Verheiratung 
der Genehmigung, ebenso zur Übernahme eines Gewerbebetriebes oder 
einer entgeltlichen Nebenbeschäftigung. Aus technischen Gründen 
dürfen sie sich ferner nicl.t im Dienste der Partei,' ihrer Gliederungen 
und angesclilosscnen Verbünde betätigen. 

II. Die Rechte der Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes. 

1 Sie haben das allgemeine Recht auf Schutz und liirsorge 
, ’ Q es Führers. Dieses Recht entspricht ihrer Ireupfhcht 
gegenüber dem Führer. 

2. An Einzclrcclitcn stehen ihnen zu: Das Recht auf _dio 

Tracht des Reichsarbeitsdienstes und auf Besoldung, Tur- 

sorge und Versorgung. 

0. Rang- und YorgcsetztenverliiUtiiis. 

I Angehörige des Reichsarbeitsdienstes sind: 

' 

dicustcs 

1 ^ÄSSSS* 

H. »1. aeM, S nri,.U*nsM 

*•****■• ™ tael,r “r* 



sätzlich jeder Begabte die Möglichkeit, zu den Mel, een S Wen 
aufzusteigen. . . , . ' . , 

1. Die Dienstgrade der miinnlichen Angehörige,, des Be, che- 

arbeitscüenstes Sind Untcrfcldnieistor, Feldmcislcr, Ober- 

Truppführer, Obertruppluhre , nt ^ oberarbe j ts f ü hrer, Oberst- 

SÖ£^^G^‘l^ beitiffl,,rer ' Obergcncralarbeitsführer und 

R t!rim1nnendie'nst eingesetzten Reicksarbeitsdienstführer führen 
die Dienstbezeichnung Amtswalter. ^ 

2. Dio Dienstgrade der Rcichsarbcilsdicnstfuhrorinnon sind: 

kaurtfS 
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fünftes Buch. 

Die Symbole des Reidis. 

. .> ■ . A. Relclisflagge und Reiclisfarbcn. 

Nach der Machtübernahme hatte der Reichspräsident durch 
die Vorläufige Regelung der Flaggenliissung vom 12. HI. 1933 
bestimmt, daß bis- zur endgültigen Regelung der Reichsfarbon die 
sclnvarz-woiß-roto Fahne und die Hakonkrouzfalmo ; gemeinsam zu 
hissen sind. Riese Regelung tvar von vornherein nur als Zwischen- 
lösung, gedacht. Nachdom das Doutscho Reich untor national- 
sozialistischer Führung wieder Ehre und Freiheit zuriickorlangt 
hätte, erhielt cs durch das Reichsfiaggengesetz vom 16. IX. 1936 
die Hakenkreuzfahne, unter der das neue Reich überhaupt erst, 
geschaffen worden war, für alle Zeiten als neues und arteigenes 
Symbol. 

' Der Führer bat als Sinn der Hnkenprcuzfahno bezeichnet:- 
" : „Im Rot sehen vir don sozialen Gedanken der Bewegung, im Weiß den 

, .nationalsozialistischen, im Hakenkreuz die Mission des Kampfes für den Sieg 
des arischen Menschen und zugleich mit ihm auch den Sieg des Gedankens der 
schaffenden Arbeit." (Mein Kampf S. 667.) 

X Reichs- und Nationalflagge und zugleich Handelsflagge ist 
. die Hakcnkrouzflagge. Art. 2. , . • • 

Damit ist das Symbol der nationalsozialistischen Bowegung, unter dom - 
sie um die Befreiung und nationale Erneuerung des deutschen Volkes ge- 
kämpft hatte, zum Sinnbild der deutschen Reichshoheit -geworden. Dio 
Übereinstimmung- der Elagge des Reiches mit der der Bowegung versinn- 
bildlicht, daß das Reioh für alle Zeiten unter der Führung des National- 
sozialismus steht und daß Partei und Staat unlöslich miteinander ver- 
bunden sind. 

1. Die . Standarte des Führers ist durch die Verordnung vom 
. 11. IV. 1935 festgelegt worden. - 

Sie ist ein gleichseitiges, sehwarz-weiß-schwarz gerändertes, rotes 
Rechteck, •' das inmitton einor runden weißen Scheibe- ein von einem 
' coldenen Eichonkranz umrahmtes, -schwarz-weiß gerändertes, schwarzes 

• Hakenkreuz trägt. In den vier Ecken der Standarte befinden sich ab- 
wechselnd der, Adler auf dem Hakenkreuz und der Adler der Wehr- 
macht, beide in Gold. . • . > - 

2. Die Roicliskriegsflagge, die Gösch der Kriegsschiffe und die 
; Handelsflagge mit dom Eisernen Kreuz hat der Führer und 

Reichskanzler durch Verordnung vom 5. X. 1935 bestimmt. 

Schnerfer, Jieuücätaltuug. Heft 13 4 . - ll 
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ist das Hoheitszeichen der Wehrmacht. gu 
a) Die ? clch ttf h S au £ dessen Mittelachse sich eine zweimal 
ist cm rotes Bcoh » Scheibe mit einom chenfnliB sohwatz 

^ W Kcrmal weiß und dreimal schwarz gestreiftes Kreu ? . I 0 
liegt ein vierm B t c ht em weiß gerändertes Eisernes 

Kz D ’l)anoben führen die Oberbefehlshaber der drei Wehrmächte, 
teile besondere Kommandoflaggen. • ■ ' ■ 1 

bl Dio Gösch dcrKricgsflüggo wird nur vor Anker oder landfest liegenden 
Kriegsschiffen der Kriegsmarine gesetzt, 
c) Dio Hondelsnaggo mit dem Eisernen Kreuz lmnn mit besonderer 
Genehmigung von Marineoffizieren und Offizieren der Luftwaffe 
desBcurlaubtcnstandcs sowio von ausgesohiedenen aktiven Offizieren 
dieser Waffen an Stelle der Handelsflagge gerührt werden; wenn 
sie Führer von Handelsschiffen bzw. Handelsluftfahrzeugen sind. 
Zu b u. c. Diese Flaggen enthalten ebenfalls daB Hakenkreuz. Wegen 
‘ ihrer Ausgestaltung im einzelnen vgl. die VO. vom 5. X. 1936. 

3. Die Roichsdienstflaggo hat der Führer durch Verordnung 
vom 31. X. 1936 bestimmt. . . 

Sie ist ein rotes Kechteek, das in' der Mitte eine weiß-schwarz ge- 
ränderte weiße Scheibe mit einem scliwarz-weiß geränderten schwarzen 
Hakenkreuz trägt; In der inneren oberen Ecke der Flagge befindet 
sich das schwarz-weiße Hoheitszeichen des Reichs. ' 

Sie wird von allen staatlichen Verwaltungen einschließlich 
des Unternehmens Reichsautobahnen und der Reichs- 
bank an ihren Dienstgebäuden, ' Dienstfahrzeugen und 
Dienstkraftwagen geführt. Neben ihr ist die Reichs- und 
Nationalflagge nicht zu setzen. Die Flaggehführung der 
Dienstkraftwagen ist im einzelnen durch den Erlaß vom 
21. I. 1937 geregelt. 

DE. Die Rcichsfarhen sind schwarz-weiß-rot. Art. 1. Sie bringen , 
die Erinnerung an die ruhmreiche Vergangenheit Deutsch- 
lands und die schwarz-weiß-rote Fahne des BismarckBchen 
Reiches symbolhaft zum Ausdruck, unter • der das deutsche , 
Volk und Heer im Weltkriege einer Welt von Feinden helden- 
haft getrotzt hatte. Diese Farben liegen auch der Hakenkreuz- 1 
fahne zugrunde. 

Die Rcichsfarben werden für alle Zwecke verwandt, für die der Ge-, 
Rcl w S ' Und Nationalflagge technisch nicht möglich ist, z. B. 
bei Kokarden, Wappen, Grenzpfühlen, Schilderhäusern u. dgl. ‘ . 

Zu I. und H. 

^ a S6 en setzung und das Zeigen von Farben durch 
Privatpersonen ist durch Verordnung vom 28 VITT. 1937 
geregelt. ° 

Nachihr besteht keine Recliispülckt znm Setzen der Reichs- unä i 

■ ■ 4 
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des deutschen Volkes; 1. V.; Erntedanktag: erster Sonntag nach 
Michaelis; Gedenktag für die Gefallenen *der Bowoeung- 0 XI • 
T ^\I om 3.vn..l030). Andererseits' Ist Privatpersonen das' Setzen 
einer früheren Reichs- oder Londesnnggo oder einer Klrchonfalino und 
daa Zeigen der entsprechenden Farben verboten (§§ 2 , 4). 

Dio Reichs- und Nationalflagge darf als Symbol des Reiches und 
der Nation moht gesetzt werden, wenn der Anlaß odor dio Begleit- 
umstände der Flaggensetzung der Würde dieses Symbols nioht ent- 
sprochen. § 3. Die Beflaggung aus unbedeutendem lokalem Anlaß (z. B. 
Jubiläum von Vereinen) ist daher untersagt. Deswegen ist auch Juden 
daa Hissen der Reiohs- und Nationalflagge und dos Zeigen der Refohs- 
färben allgemein verboten. § 4 BISohG. Zuwiderhandlungen stehen 
unter Strafe. Dagegen dürfen dio Juden dio jüdisohon Farben zoigon. 
Die Ausübung dieser Befugnis steht unter staatliohom Schutz. 

Für die Flaggenführung durch Schiffe gelten Sondor- 
vorschrifton. Sie 'bestimmt sich nach der Verordnung 
vom 17. I. 1936. b 

• Für die Flaggenführung der Wagsersportfahrzeugö gilt die VOTvom 
fl. IV. 1930. •. ■ ■ 


B. Rciclisliolioitszoiclion und Rcichssiegolliilirung. 

I. Um der Einheit von Partei und Staat auch in ihren Sinnbildern 
Ausdruck zu verleihen, hat der Führer durch Verordnung 
vom ö. XI. 1935 bestimmt, daß das Reich als Sinnbild seiner 
Hoheit das Hoheitszeichen der Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiterpartei führt. 

Das Hoheitszeichen des Reiches zeigt’ daa Hakenkreuz, von einom 
Eichonkranz umgeben, aiif dem Eiohenkranz ein Adler mit weitgeöffneton 
Flügeln. VO. vom 7. HI. 1930. Es ist an die Stelle des früheren Roiohs- 
wappens und Adlers getreten. 

II. Die Führung des Hoheitszeichens in Dienstsiegeln ist durch 
Erlaß .des Reichsministers des Innern vom 16. IH. 1937 
geregelt worden. In ihm werden, das große und das kleine 

• . Reichssiegel unterschieden. 

1. Das großo Roichssiegol wird hoi foierlichon Beurkundungen, 

• besonders hei Ausfertigung von Gesetzen und Verordnungen 
und Bestallungen angewendet. Es ist ein Priigesiegel, das 
.. das Hoheitszeichen ohne Unterschrift, nur von einem 
Eichenkranz umgehen, zeigt. V 

Seine Führung steht den Obersten Rolohsbehörden zu, zu denen, 
• außer don Reichsministern insbesondere der Beauftragte für den Vier- 
jahresplan, der Reiohsprotektor in Böhmen und Mähren, der General- 
inspektor für das deutsche Straßenweson und der Reicbsjugondfükror 
gehören. Ferner wird es von don Roiohsstätthaltcm und dom Präsi- 
denten des- ReioliBbankdirektoriums sowie den obersten Geriohten und 
Besohlußbehörden, wie z. B. dem Reichsgericht, dem Reiohsverwal- 
tungsgericht, dem - Volksgerichtshof und den , obersten . VerwaltungB- 
■ geriohten, für die Ausfertigung von Urteilen und Beschlüssen geführt. § 2. 

' - ..." V v’ ■ li* . 
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V nag ueino ßoiebssicgel Bildet .in «eschattsbotacb der B,. 

' Sc“ so htachthin Verwendung. Es zeigt das Hoheit,. 

•SSL des Beiol.es mit einer *e s.egelfutonde Stell, 
beSnenden Umschrift. Es wd als Pn.ges.egel, Siegel- 
marke oder Farbdrucksicgol benutzt. 9 1 • 

■Scino Führung steht allen staatlichen Verwaltungen i zu, ferner den 
Leitern°der öffentlichen Schulen und Hochschulen, den Standesbeamten 
undden von der Reichsregierung bestellten, zur Führung eines amt- 
liehen Siegels ermächtigten Urkundspersoncn. § o. 

TTT Körperschaften, Anstalten uud Stiftungen des öffontliclien 
ßeclits sind, nicht befugt, das Reichssiegel zu führen. Ihnen 
kann jedoch die Anwendung des Hoheitszeichens in ihren 
Siegeln gestattet werden, wenn sie reichswichtige Aufgaben 
wahrnehmen. Im übrigen müssen diese Körperschaften ein 
nicht dem Staate vorbehaltenes Symbol führen. § 4. 

Sie müssen das Hoheitszeichen im unteren Halbkreis des Siegels, die 
Bezeichnung der siegolführonden Stelle im oberen Halbkreis fuhren. Für 
Gemeinden gilt der Runderlaß des Reiohsministers des Innern vom 
20. HI. 1037. Sie führen ein Wappen in ihrem Dienstsiegel, .wenn 
sie zur Führung eines solchen berechtigt sind. Die übrigen Gemeinden führen 
ein Dienstsiegel wie die sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts.. 

IV. Die Führung dos Reichshoheitszeichons auf Amtsscliildcrn 
und Dienstmützen ist durch die Erlasse des Reichsministers 
des Innern vom 9. IX. 1936 und vom 2. H. 1939 (mehrfach ge- 

• ändert) geregelt. 

1. Das Amtsschild ist ein rotes, schwarz-weiß -schwarz um- 
randetes Viereck, in dom sich das weiß-schwarz durchzogene 
und schwarz umrissene Hoheitszeichen des Reichs befindet. 
Unter dem Hoheitszeichen ist die Dienststellenbezeichnung 
mit schwarzer Schrift angebracht. 

Das Amtsschild der Polizei ist besonders gestaltet; Es ist 
tun schwarzes, weiß-schwarz-weiß umrandetes Rechteck, das das weiße, 
grau durchzogene und grau umrissene Hoheitszeichen des Reichs, von 
einem grauen, schwarz durchzogenen Eichonkrunz umgeben, zeigt. 

Zur I ülirung des Amtsschildes sind die staatlichen Ver- 
waltungen, die Reiebsbank und die Notare berechtigt. 

2. Das Hoheitszeichen an Dienstmützen wird von Beamten, 
Angestellten und Arbeitern der staatlichen. Verwaltungen, 

?5. r ,' Keic " s ' 3a ^ u un ^ der Reiebsbank im oberen Teil der 
Mutze getragen. 

KokTrde. n ^ erCEl ^ Cr ^ütze befindet sich die schwarz-weiß-roto 

C. Titel, Orden und Elu’enzciclicii. 

• i ^ e bnarcr Zwisckenroick waren Titel Orden und Elirou- 

bhc^aiH^dafA?’! 01 ? 0 J ? mo batto sicb > besonders im Hin- 
blick auf das Ausland, nicht bewahrt; Der Nationalsozialismus 
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Behuf daher. durch das inzwischen überholte Gesetz vom 7. IV. 1935 
die Möglichkeit für ihr e Wi edereinführung, nachdem bereits durch 
Verordnung vom 13. VII. 1934 ein Kriegsehrenkreuz gestiftet 
worden war.' 

AIb erste neuo Auszeichnung wurdon die Olympia-Ehrenzeichen und die 
Dienstauszeichnungen für treue Dienste in der Wehrmacht gestiftet.. Das Gesetz 
vom 1. VH. 1088 stellte sodann dio Verleihung von Titeln, Orden und Ehren- 
zeichen auf eine neue, einheitliche Grundlage, auf Grund welcher sether zahl- 
reiche Orden und Ehreiizeichen non gestiftet hzw. erneuert sind, und dio .Ver- 
leihung von Titeln ermöglicht worden ist. ( • 

I. Titel werden nur -vom Führer verliehen. 

Er setzt dio Bezeichnung des Titels und dio Voraussetzungen fest, unter 
denen sie verliehen werdon. Akademische Grade werden hierdurch nicht 

. berührt. § 2. 

• 1. Unter Titel versteht mail eine Bezeichnung, dio sich mit 
' dem tatsächlich ausgeübton Amt oder Beruf nicht deckt. 

Ein Titol ist z. B. dio Bezeichnung „Professor“ für einen Arzt, der 
keine Lehrtätigkeit ausübt. Dio Bezeichnung „Professor“ für einen 
Lehrer an einer Hochschule ist dagegen kein Titel, sondern eino Amts- 
bezeichnung. 

2. Dio Vorloilrang von Titoln ist durch mehrere Verordnungen 
geregelt worden. 

Die Verleihung von Titeln an Beamte (z. B. Goheiraor.Eat, 
Rechnungsrat) und an Angehörige der froion Borufo bestimmt 
sich nach der VO. vom 30.1. 1934, dio Verleihung dos Titols „Pro- 
fessor“ an Angehörige . dor froion Wissonsohaft und Kunst 

sowie Wissenschaftler und Künstler im' öffentlichen Dienst naoh der 
VO. vom 27. Vm. 1937, dio Verleihung von Titoln an Bühnon-, 
Film- und Tonkünstler (Generalintendant,^ Staatssobauspieler, 
Kammersänger usw.) nach der VO- vom 22. X. 1937/15. VI. 1039, 
die Verleihung der Titel Baurät, Sanitätsrat, Votorinärrat 
und Justizrat an Angehörige der entsprechenden Berufe naoh der 
VO. vom 18.X. 1938. 

II. Orden und Ehronzoiclion worden gleichfalls nur vom Führer 

verliehen. § 3. ' " 

, Troudionstabzeiohen gelten als Ehrenzeichen.. Unter. ihnen 
versteht man zumi Tragen bestimmte Ehrenzeichen, dio zur Auszoionnung 
oder Anerkennung für langjährige Treue in Arbeit an moht im Beamte - 
Verhältnis stehende 'Arbeitnehmer verhoben werden (§ 13 der vu, vom , 
14. XI. 1935). 

1. Früher gostiftoto Orden und Ehronzoiclion dürfen nur ge- 
tragen worden, wenn sie durch das Gesetz vom 15. ^V. 1934 
und die Ausführungsverordnung vom 14. XI. 1935. aus- 
drücklich anerkannt sind. 

Die Anerkennung ist für bestimmte Ehrenzoiohen der nabonal- 
sozialistisehen Bewegung, Orden ^^hrenzf^ 
krioRos, Orden- und Ehrenzeiohen der deutschen T 

• ohrenzeichen und andere einzeln aufgdührto 

Zeichen ausgesprochen worden. Das Trogen der sog. J ‘ i, n fo n 
und zahlreichen nicht anerkannten' Nachkriegsabzeichen is • 
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2. An neuen Orden und Ehrenzeichen sind gestiftet bzw. er- 
neuert worden: ■ / 

Das Kriogsohronkrouz, das Olympia-Ehronzoiohen, di° 
Olympia -Erinnerungsmedaille, dio Wehrmaohtsdienstaus* 

' zoiohnung, • dei Verdienstorden vom Deutschen Adler; dio 
Rettungsmedaille, das Treudionstohronzoiohon, dio Polizei* 
Dienstauszoichnung, dio Dienstauszeiohnung für den Reichs* 

arbeitsdionst, dio ^-Dienstauszeiohnung, das Luftsohutz- 
Ehronzoiohon, das Feuerwehr-Ehrenzeichen, das Grubon* 

' wohr-Ehronzeiohon, die Österreioh-Modaille (Medaille zur Er- 
innerung an den 13, März 1038), die Sudoten-Modaillo (Medaillo' 
zur Erinnerung an den 1. Oktober 1038), das Ehronkrouz der 
Deutschen Mutter, das Zollgronzsohutz-Ehronzoiohon, das 
- Eiohenlaub- zur Wehrmaohtdienstauszeiohnung 1. Kinase, das 
Ehronzoiohon für deutsche Volkspfloge, die Momollnnd- 
Medaillo (Medaille zur Erinnerung an dio Heimkehr des Memellandes), 
das Spanienkrouz, das Sohutzwallehrenzeiohen, das Ehren- 
krduz 'für Hinterbliebene deutscher Spanienkämpfer,' das ' 
Verwundetenabzeichen für deutsche' Freiwillige im spa- 
nischen Freiheitskampf, das erneuerte Eiserne Kreuz (Groß- 
kreuz, Ritterkreuz mit dom Eiohenlaub mit Schwertern und Brillanten- 

— mit dem Eichenlaub mit Sohwerton — mit dem Eichenlaub, Ritter- 
kreuz, I. Klasse, II. Klasse), Verwundetenabzeichen, das Kriegs- 
verdienstkrouz ipit und ohne Schwertern (Ritterkreuz, I. KlasBe, 

II. Klasse), dio Kriegsverdienstmedaille, der Kriegsverdienstwimpel. 

Der Führer kann die Verleihung eines . Ordens oder 
Ehrenzeichens unter bestimmteu Voraussetzungen wider- 
rufen. Orden und Ehrenzeichen können von ihm ferner 
entzogen werden, wenn Bich der Beliehene durch sein 1 
späteres Verhalten der Auszeichnung unwürdig erweist 
(VO. des Führers über den Verlust von Orden und Ehren- 
zeichen vom 8. 1. 1943). . . ■ 

Zu I. und H. Ausländische Titel, Orden und Ehrenzeichen dürfen v 
nur unter den vom Führer bestimmten Voraussetzungen an- 
genommen werden. § 4; - ° 

8 IV E 1933 n d f rf aucb > wer in der- Zeit vor denV . 

Für Or dern t , m n ° 0rdo , n H nd Eb ^nzeichen tragen will. 

kKochT^ ausländische Orden und Ehrenzeichen 

Der Führer kann einem Deutschen oder Prntold-nrats- 
“SÄ".?“ 1 ausländischer Orden undEhrcnzciche» , 

- sfcli durch ^ insbesondere dann, wenn der Beliehene 

— ÄÄÄtÄfisS:' 
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verliehen. Zu Ihnen gehören (vgl. VO. übor den Schutz der Waffenab- 
zeichen der Wohrmacht vom 3. V. 1942 nebst AVO. vom 31. VEL, 19. X. 

1942 und 13. I. 1943): 

1. Die anläßlich des gegenwärtigen Krieges eingeführten Knmprabzoiohon 
(z. B. Narviksohild, Sturmabzeichen, Flotten-Kriegaabzeichon, Front- 
flugspango, Tapferkeits- und Verdienstauszeichnung für Angehörige 
der Ostvölker). 

2. Dio von don Oberbefehlshabern der Wehrmachtteilo. eingoführten 

Lolstungs- und Tätlgkoltsabzeichen (z. B. Fallschirmschützonabzeichen ■* 
des Heeres, Flugzougführerabzeichon). , ' *•' 

, ' • ' . • ' i ' ■ ' - ‘ ' 

D. Schutz der nationalen Symbole. 

I. Dio nationalen Symbole müssen in würdiger Woiso. geführt 
worden. Ihre mißbräuchliche Verwendung, insbesondere ihre 
Benutzung zu geschäftlichen Zwecken oder auch nur ihr 
Mißbrauch aus Mangel an Gefühl für ihre Würde, bedeutet 
eine Verfälschung dor nationalsozialistischen Bowegung, die 
‘ in ihnen ihren äußeren Ausdruck findet. Daher stellt das 
Gesetz vom 19. V. 1933 die nationalen Symbole unter seinen 
besonderen Schutz. 

1. Es ist verboten, die Symbole der deutschen Gesohiohte, 

des deutschen Staates und der nationalen Erhebung in 
Deutschland öffentlich in einer Woiso zu verwenden, die 
geeignet ist, das Empfindon für die Würdo dieser Symbole 
zu vcrlotzen (§1). • 

^ a) Symbol kann alles das sein, was mit Augo und Ohr wahrnehmbar 
ist, also nicht nur die Roichsfarbon und dos Hakenkreuz, sondern > 
auoh das Singen und Spielen von Liodorn dor Bewegung und dor 
. Gebrauoh der Bilder und Namon vordiontor Männer doutaokon 
Lebens der Gegenwart und Vergangenheit. 

b) Ein Mißbrauch des nationalen Symbols liegt vor, wenn eaöMcntlloIi 

ln einer Woiso verwendet wird, daß dadurch das EmpIIndon von 

aoinor Würdo vcrlotzt wird. Hiorhor gehört z. B. die Anbringung 

des Hakenkreuzes auf Aschonbechern und Bierglasorn und aas 
Spielen von nationalen Uedem in Tanzlokalen. , 

2. Gegenstände, die in verbotener Woiso in don Vorkehr 

gobracht worden, die also mit nationalen Symbolen m e 

.Weise versehen sind, daß dies dem Verbot Mer Pos. 1 

widerspricht, unterliegen der Einziehung (§ 2). , . 

' a) Eher die Einziehung entscheidet die höhero VewMt^ßsbehbrdo 
des Herstolluhgsortes mit Wirkung für dos ganze Reich. 
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t » in Hpr Tnuo ist, sich darüber zu unterrichten, welche 

Gegenstände” als 1 mißbräuchliche Verwendung anzusohen sind 
(DV. vom 23. V. 1933). 

c) Das Invcrkdirbringcn verhoiener Gegenstände ist unter Strato 
gestellt (Näheres s. § H)- < , , _ ,, 

3 Worden die nationalen Symbole durch ander o Handlungen 
' als das Inverkehrbringen von Gegenständen mißbraucht, 
z B durch das Singen und Spielen bestimmter Lieder, so 
ist ein Einschreiten auf Grund besonderer Polizoiverord- 
nungon möglich (§ 8). 

Eine solche Polizeiverordnung ist zum Schutze des Baden woiler 
Marsches ergangen (Pol.VO.. des EeiehsmimsterB für Volksaufklärung 
■ und Propaganda vom 17. V. 1939). Er darf nur bei Veranstaltungen 
gespielt werden, an denen der Führer teilnimmt. weiterhin ist durch 
die Polizeiverordnung des Eeiclisministers für Volksaufklärung und 
Propaganda zum Schutze der nationalen Symbole und Lieder vom 
5. 1. 1910 das Singen und Spielen des Deutschlandliedes, des 
Horst-Wessel -Liedes und anderer durch Tradition und Inhalt 
geheiligter vaterländischer Lieder und nationalsozialistischer 
Kampflieder in Vergnügungs- und Gaststätten sowie das 
Spielen traditioneller ArmoomürBcho zum Tanz, ferner der ge- 
werbliche Gebrauch des Namens einer führenden Persönlich- 
keit von Staat, Partei oder Wehrmacht oder eines Gefallenen der 
nationalsozialistischen Bewegung' zu gewerblichen Zwecken ohne 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörden verboten. 

H. Ilcicli und Partei sind außerdem mit ihren Symbolen gegen 
rechtswidrige Angriffe strafrechtlich besonders geschützt. 

1. Wer die Flnggen und Farben des Deiches beschimpft oder böswillig ver- 
ächtlich mnclit, wird mit Gefängnis bestraft. § 134 a StGB. -Ebenso 

, wird bestraft, wer ein öffentliches Zeichen der Autorität des Reichs 
oder eines Landes wegnimmt, zerstört oder beschädigt oder daran 
beschimpfenden Unfug verübt. § 135 StGB. 

2. Wer die Symbole, nämlich die Hoheitszeichen, Standarten und Bahnen, 
Abzeichen und Auszeichnungen, der Partei oder ihrer Gliederungen 
hescUmpft oder böswillig verächtlich macht, wird gleichfalls bestraft. 
§ 134b StGB. 

3. Der Mißbrauch der Uniformen, Fahnen, Abzeichen und Bezeichnungen 

er 1 artel und üirer Gliederungen, ferner auch des Reiclisluftschutz- 
Tf» ~, ea . ReichsarbcitsdiensteB, des deutschen LuftsportverbandeB 
Technischen ^otliiJfc ist unter schwere Strafe gestellt (Gesetze' 
vom 20. XH. 1934, 7. IV. 1937 und VO. vom 4. I. 1940). 

‘ 4 ‘ der Smnä ( ! r< ! en , Un » 1 ^ lrcnze iclien sowie der Waffenabzeichen 
3 V. 1942) Lt )estruft (Gesetz vom 1. VII. 1937 und VO. vom 
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Republik 19. 1 

. Richter 104, 100. 

— Rechtsstellung 100. . 

Richterliche Gewalt 77, 89, 104. 


SA. 110. 

Saargebiet 38, 40, 138. 

Schiffe, Flaggenführung 103. 
Schulpflicht 02, 

Schutzangohörigkeit 45, 51, 52, 50. 
Schutzstaaten 42. 

Slowakei 42. 

Soldaten 

— Pflichten 155. 

— Rangstufen 150. 

— Rechte 150. 

— Vorgesetztenverhältnis 157; 
Sonderverwaltung 

— im Reich 137. 1 

— in den Ländern 142. 
Sozialistischer Staat 10, 00. 
tfy 110 . 

Staat 74, 121. 

— und Partei 119.. 

— Wesen 7. - 

— Zweck 10. ' ' 

Staatenbund 122. 

Staatenlose 52. 

Staatenstaat 123. 
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Staatonverbindungcn 121. 
Staatsangehörigkeit 43, 44f. 

— Aberkennung SO. 

— Erwerb 47, 63, 64. 

— Verlust 49. 

— Entlassung aus 60. 

StaatsangohörigkcitBbegriff 45. , 

Staatsangehörigkeitscrwerbsrecnt 4ü. . 

Staatsapparat 7. j 

Staatsform 18, 20. 

Staatsgrundgesetzo 13, 16. 

Staatsideo 7. „ 

Staatsoberhaupt 16, 76, 135. 
StnatBoberhauptgesetz 15, 76. 
Staatsrat 80. 

Stantssystemo 18. 

Staatstypon 19. ; 

Staatszweck, Lehren vom — 10. 
Stand 32. 

Standarte des Führers 161. 
Standesdünkel 31. , 

Stimmzettel 70.' : 

Sudetenland 40, 63. j 

Symbolo des Reichs 161. 

Territorialgewalten 124. ! 

Titel 164. 

Totalitärer Staat' 20. 

Treueid 

— der Beamten 148. 

— der Reicksminister 82. 

— der Soldaten 143. 

Tyrannis 18. 

Umsiedlung, Verlust der Staatsange- 
hörigkeit, durch — 61. 
Unfruchtbarmachung 30. 

Unionen 122. 

Unterführer 74, 80. 

UnterSteiermark 42, 55. 

Urlaub der Reichstagsabgeordneten 85. 

Vereinigung der preuß. Ministerien mit 
denen des Reichs 131. 
VerfussungBurkunde 14. 
Verhältniswahl 08. 

Verkündung 

— von Gesetzen 90, 97, 101. 

— von Rechtaverordnungen 99, 100. 

Verleihung der Staatsangehörigkeit 48. 
Versailler Diktat 38. , 

Verwaltung 102. } 

Verwaltungsaufbau 103, 133. ! 

Verwaltungsdualismus 133. 
Verwaltungsgerichtsbarkeit 105. 
Vierjahresplan 90. 


Volk, deutsches 21. 

.Volk und Raum 34. ' , 

Volk und Staat 9. 

Volksabstimmung 03, ut>. 
Volksbefragung 04. ' 

Volksbegehren 05. . 

Volksbegriff 22. 

Volksdeutsche 24. , ' ' 

Volksentscheid 65. 

Volksgemeinschaft 30. 

VolkBgesetz 60, 97. 

Volksideo 8. 

Volksstaat 10, 20. 

Volkstum 21. ' 

Volksvertretungen der Lander 87. 
Volkszugehörigkeit 42. . 

Vollziehende Gewalt 77, 89, 102. 
Vorläufiger Reichswirtschaftsrat 87. 

Waffenabzeichen der Wehrmacht 166. 
Wahlbezirk 70. , 

Wahlehrenamt 70; ' 

Wahlergebnis 71. 

Wahlhandlung 70. 

Wahlkreisverband 70. 

Wahlperiode des Reichstags 84. 
Wahlprüfung 71. 

Wahlprüfungsgericht 71. 

"Wahlrecht 03, 68. 
abgestufteB — 68. 
aktives — 09. 

1 allgemeines — -07. 
besonderes — 67. 

geheimes — 68. . •: 

gleiches — 68. 

mittelbares — 68. " 

öffentliches — 68. 
passives — 09. • 

unmittelbares — 68. 
Wahlreohtsgrundsätze 67. 

Wahltag 70. 

Wahlverfahren 69. • 1 

Wehrdienst 147, 154. 

Wehrgesetze 16, 164. 

Wehrmacht 17, 74, 143. 

— Aufgaben 146. 

— Führung 143. • • , ' ~ 

— Gliederung. 144. 

Wehrpflicht, allgemeine 02, 154. 
Weimarer Verfassung 12. ' 

Weltkrieg 37. 

Westischo Rasse 23. 

Westmark 138. 

WestpreuBen 38, 40. . , 

Wien 41. • 

Zentralisation 103. 


14. 1. 


Dr. HJilfydm 4lurfm:l Dr. fjaccy ö. 23ofen«ü. fjoetoel 

StaatSfefretür im ’ QberregierungStat im .* 

OleichSminifierium beS 3 nnttn . fflerjin . SJleithSminifierium beS 3imttn, Berlin 

7. Iciltüctfc uriiflcarbcitctc üluflngc. 124 Seiten. £nbenpretö Fnrlomert 2.60 ÜW. 


/Jtin berufener üienner unb Mitgeflalter beS beuifdjen ©rrronltungSreth.teS f;al an biefem ®runb.-. 
w riß mitgemirft. Qi ift crflaunlid), roelche güffe »on Stoff baS fchmale jpefi enthält. Die- 
beiben Herausgeber haben in ©lieberung unb Drucfgefiaflmig ein JpÄcHflmafj an flberfichtlich: 
feit unb Sinpulgfamfrit erreicht. Die ©djrift leifler bem Stubierenben, ber bereits burd) eine- 
©orlefung ober burcf) baS Stubium einer umfangreicheren Darfidlung bie Materie fennt, hetuor.-r. 
tagenbe Dicnfle jur „Überholung" feines ÜBiffenS. Unb ber in ber prariS (leljenbe ©rrmaltungS.-. 
beamte mirb ftfinell unb juoerlüfTig über ben gegenwärtigen Staub ber beutfdjrn iBerroaltung 
unterrichtet. DaS SBudj »erbient jebe gärberung. 3Bir empfehlen eS baljer feljr gern. 

(üieichSjieDe jur gärberung beS Deutfchen Schrifttums), 

Die neuen ©lege unb piele ber StaatSoerroaltung im ©roßbeutfdjen Gleich treten einbringlich hep- 
oor. Darin liegt ber befonbere ÜBcrt beS Buches. • (gifcherS jjeitfchrifr für BetroallüngSrech») » 
C7\n »orlicgenbe, »on jroei .Rennern beS BerroaltungSrrchtS »erfaßte ©runbtlß beljanbelt bie 
xJ ©runblagen ber StaatS»crmaltung, ihr üBirfen unb ihren Slufbau. DaS ©uch fleH» fflt- 
aüe, bie fich über ÜBefen unb ©eflalt ber 'üfferitlichen fflerroaltung unterrichten moflen, ein übet: 
liditlicheS unb einptügfameS Lehrmittel bar. (Minifiertalblatt beS öleichS: unb qJreußifchen-: 

MinifleriumS.. beS 3 nnetn ) 

DaS ©uch mitb als Ginfühtung in baS neue BermaltungSrrdjt »bn ber ffleamtenfehaft flehet 
begrüßt werben. (91atlonalfo|iallfHfche Beamtenleitung) . 

Die Darfleüung ifi »on padenber SinbringUthfeit.’ (StaatS: unb Selblbermaltung) 

cr\ie befannten Borjüge ber Schaefferbinbe „@rünb!id;feit, Überfichtlichfelt unb Her»otl)ebung , 
XJ adcS SBichtigen" finb’ bem »on jmei hemorragenben älennern beS SermaltungSrechtS »erfaßten 
Heft in höh«” SWaße eigen. Dem Smbierenben, bem Beamtenanroürter unb BerroaltungSbe: 
amten ber baS 2Befen, BBirfen unb ben Slufbau ber StaatSoenoaltung fennenlerncn mW, fei 
bieS cinptügfame Lehrmittel beflenS empfohlen. (Mitteilungen beS Deulfchen ©emeinbetageS. 

, 'Prosinjialbienflflede Olhemlanb unb H®h cn } o[ I«n) • 

ein gutes Lehrbuch, baS »orjüglich über ffBefen 1 unb ©eflalt ber Äffentlichen Uerroaltungen 
unterridjtet. - (Der SojmloerficberungSbcamte) 


21utf) öiefec 


toicö«: rin ftc^ecec Sülzet.**' 

• (Die Deutfcpe 



tftfyoeffec* / fleu0eftnlhm0 / 


15 . fjeft 5 . ^eil 


Skutfrtjc 

tfctfnffungsgcfdjidjtc 

Oom (Sermanififren Oolfö(baf 610 jum (Bro^Öcutfrficn Kcirfi 


Dr. !üaltf)cr Ürfljaröt Dr. üarcy 0 . Kofen*ü. fioeajcl 

Dbmrgietungfiat im Cbmegirtungdrat im 

tnan|mimftmum, ©erlin fflridXmtmftmutn be4 3nnfrn, ©erlin 

4. Suflage. 1 70 Seiten. Eabenprei« fartoniert 3,90 ÜJJ. 


Obenrqierungtrat im 
(Rfi<fe<finanpmniftfnum, ©erlin 


(7\ ie «nfaaulicbe unb einprägfame Schrift ftrllt ba« 2Bcrbm unb ffiefen brr 
©erfaffunfl bar. 3um er firn SRale feit langem erfcbetnt bamit roiebrr 
rtnr oollftänbifle Deutfcftr 93rrfofT un^0^rfcf>tci>tr, bie fid> mit brn grogen politifrten 
unb ftaattrecbtlichfn 'J>robtrmen unfrrer (Bergangenbeit auteinanberfegt. 

3unä*ft werben bie «runblagen brr Sntroicflung, ber germnnifcbe unb brr 
franFifar Staat, behanbelt. Dabei entftebt ein pacfenbe« »ilb grrmanifcbrn 
gubrrnum». S« folflen bie Darfteüung be* altbeutfcben SKricb« im ÖHanj ber 
.Raucnbee nnb m feinem ruhmlofen Mebergang, bie «efcbicbtr ber Einheit«: unb 
®rrfatTung«bm>egung tm 19. 3ubrbunbert U nb ber fleinbeutfcben Söfung ber 
beutfd)en gr.je bunt » »itmarcf, fcfelieflicfc bie Stbilberung be« ^ufammcnbrucb« 
’° n ünb ffleimarer >if(benreid>« bi« ,u feinem Snbe. Such für ben 
?22 ,f ! W< **““«• Problemen mir bem Sntfteben ber Stabte 
uaml? ^ ® 0nl5lunflfn brt •fterrroefen«, ber Seifiung be« friberi* 

,ZZ' Z einflufe bn MdUfeinbe im feiten 9ieid>. 

runa ilSeh ibttm ****** unb ihrer flaren «liebe. 

S * »“* *— 

(»«orbnung*. unb «milblan Mt brn NeiAlgau Webetboiuu) 

»,m CU, ffi. JtoMbammfr, «MHI»», 6 d..,Ä„. « I) 


■tratf oon B. twmr «oib$.. •täfenWnid,« 


ödioeffers ßrunDrip Des Redtfs unD Der IDirtfdiaft 

8»* lanostat Jf I Bob , . 

•m.» 7L » „ #«* M 


8»* tan oaint M 

T 060. RUflemelt er CelL 102.-106. SufL 

1943 

2> eeo. 6<hul*t>erMIU»lffe. ungemeiner 

I,IL 88.-91. SufL IM* 2^0 

2* 060. ®d)ul«pert)ältnlfTe. 'Befonbertr 
Seil. 82.-86. Sufi 1943 .... 8,40 
• 060. 6a4earecf)t («oben- unb 3af)r» 
nisredjt). 89.-92. SufL 1943 . 8,59 

4 060. Jamlllenred).. 8L — 86. SufL 

1943 3^6 

6 060. <rbr*6t mit Orundjßgen de* 
ftatrbtnrtdfl*. 67. — 70. SufL 1943 2,80 
fl* Jlpllprejefl. 1. «eil. 2Rlt ©erid)t»oer- 
faffungsgefeß. 70.— 72. SufL 1942 . 8,60 
6* 3lollprej*§. i. Cell. «7. — 69.SufL 1942 2,50 
6* JUntur*, D(rglel6**erfal)eea und 
Jmangeperntigreungegeftl. 

12. — 44. 21ufl. 1943 2,60 

7* Oandel*ri<t)t ( < 33om ftanbelsftanb) 

68.-66. SlufL 1942 2,00 

7* flandeUetd)t U. ($anbe(sgefd)Sfte, 
Sank« unb 93örfenred)t, Berfidjerungs« 
redjt, @d)iffabttsred)t). 61.— 68. Slufl. 

1943 8,60 

7» 6efeUf6aft*redtt. 67.— 70.21ufL 1942 2,80 


_ , , _ 8*« tnno«t*B Jf 

Re^t »ce Ompapim. (3n»befonben 

©edifeU unb 0d)etkirt|t)i 12.— 14. tüifL 

1M< 2,60 

etrafverfabtfiim^ and 6 mr»*Ut 
(lrttfungertd)! un tfr 9erfiekftd)Hgmi« 
be* 3&brererlaffe* oom 21. & 1942 unb 
ber Berotbnungeu oom 13. 8. 1942. 

61.-66. %ttfL 1942 8,80 

VManfa 24. «ufl. 3n Borbmituug. 
finanjn»l(irtufd>oft ©runblogen, £tbn 
unb ^Jra|l* ber 3tndn4»lrt|dfeft 

8a— 42. Sufi. 1942 8,80 

6 teuerrtd>t «hf« ,64«ft«rt »««titat. 
lunj“ «Xb 14*. 

2lr6cnet<9i. 16. SufL «rfdielut Ipflte» 
R»mif6H Red)i. 9led)t*gefd)t(l)te und 
^riootttd)« 19.-20. «ufL 1943 . 800 

6*rmonlfd>» Rr4)l«gtfcbW)l*. 

7.-ia «ufL 1943 2,00 

Re6<e9tr<l)i6t> »*» Oeujelt. 

4.-a Sufi. 1943 l* 


ia-ia Sufi 1948 ... . 
Cobalt DeeD<t)ttuu0. 

24, — 26. SufL 1942 . « • • 


8<t)oeffers Reditsfölle, prahtifdte Fälle mit Cöfungen 


Baal» 3(ft (artonlm M 

1 060. RUgtmelner Cell (85 3Slie mit 
Cflfungen). 15.— 17. SufL 1943 . . 2,60 

2 000. 66uldre©t (76 3äHe mit Cd« 

lungcn). 16.— 17. Sufi. 1943 ... 2,60 

3 OOO. Oaditnrtdn (80 3aUe mit £5- 
fungen). 18—15. «ufl 1943 .... 2,60 

4 000. Janrtllen« und <rbr*<f)( (70 35Qe 

mit Cöfungtn). ia— 12. Sufi. 1943 . 2,60 
6 R*l<t)«rbbcfr*(f)i (46 3öüe mit £6» 
lungcn). 8.-9. SufL 1943 .... 1 1,80 
6 SlnUprejefl und ^mangaceUfltttfung 


7 flandtiertOi (38De mit £*fangrn). 
a n Sorbercitung 

8 6twfte6l (68 SflOe mit QJIungenb 

9.-11. Sufi 1943 1 

9 Rrbett*et6i (« SHDe mH Eölungen). 

4.-5. Sufi 1942 

0 OffrntBOw «edK (60 3»0e ml. £6- 
lungenl flebfl einer 3u|ammenftettuug 
oon ö(fcntlid)*re<l>tll<l)eu Sbemen. 

7.-9. SufL 1943 

SBettere ®»nbe ftnb ln “©orbe teituna 


f 40 3äUc mit £öU 4.-6. Sufi. 1943 2,60 | n 

r>J# ■«■«Heu MricfMcrnrbmingra merken, »le 91*1«*. bei« (««km 

•nk ben Otbaefferkinken. femtU oid*H*, *1« feeii»r|*k»«9 ■**•«* 

— 9lad) bem 6tanbe Sommer 1943 — 


9(t]acffcrs npugeftoltung oon lUdlt unD üJirtfdiaft 


(,, h '+■* 8*1» Io tunten Jf 

1 Da* Reld> tm natlenoireiloltmfchen 

(Detiblld. 6. Sufi 1943 2,60 

2 Da* R»d>l tm natt*nalf*^aU(ltf**n 
©ettbilft. ©nmbnüqt bes Seutfiben 
•Rechts 4. Suflogt. 3n Borbtrtltung. 

4‘ Graudjflge «ff nort*nalf*jialinifd)en 
Reditalebre. 8 . Suflaqe. 

Crfd)«int 6ommfr 1948. 

4* Da* atat <h»red)t für Gr*ßd»ufW)* 
tarn« 3 «ufl. IMS . . . . 2.16 

6* <t*> a. Rafftnlehrr. 3n Borbereltung. 

6* Raffen" an« «rbpflege in der Gefe»- 
gebung «e* Reldw». 1. «Uufl. 1943 . 2,60 
8* GtrafredH. 

Allgemeiner Ce». 9. Snfl 1943 2,70 

8* Dtf*nderer CtU. 8. Sufi. 1943 . 8,40 
8* ©ebrmad)tflrafred)t. 1. SufL 

1943 ... 2,80 

10 Jngendred». 3n Borbereitunq 

11 Grundriß «tr Deuf|d>en ®*Mfohn»- 

pflege. 2. SrfL 1943 . . . . etroa 8,00 

12 * ©rttberotrbned)! an« neue* ©aeen» 

$tld>tnrtd)l. 1. 91ufl. 1937 . 1,60 

12* neue» Patentrecht a.ncae* Gebrauch*- 
•offrrred): Rebft ©runbj&gtn bes Ur- 
heberrechts. 2. Sufi 1943 . . etroa 1,80 

18 1 neue* Gcaarortchf L Der Reue Staats- 

mfbau. 18. Sufi 1943 8,00 

18* Oeu«* Gtaat*rrd)t (1. Sie (Errichtung 
bes ®rofe beutf dien Reiches 18. Sufi 
943 2,40 

18* Otutffl)* Derfanuag*gtfd)ld)ft. Vom 
©crmanlfcbtn Bolksftaat bis «um 
Itrofebeutidjen Reich 4. SufL 1943 3,60 

18* Der Gtaateaufbau «e* Druifchtn Retd)*. 
ln fqftematlfcher Sarflellunq. (Rtuts 
6taatsrcd)t III). 1. Sufi. 1943 . . 8.60 
14* Dci®altung*rrd)t. 7. Sufi 1943 . 2,60 

14* neue* Grmeinderecht. Rill etner Sar- 
Heilung ber ©emelnbeoerbänbe. H.Sufl 


1942 .... 2,40 

14* Dienernd)!. 6. SufL 1943 8,00 


14* (Ut4>*p*Ujflfe<fcL 4. Sufi 1943 . 2,80 


^ tfl 8«S tartontttl M 

14 * neue* ßeamtenreftt fflt Ge»ßdeutfd>- 

lan«. 6. SufL ««4». ‘2,40 

14* ©ffentlid)** ftou*halt*red>t In Rftd), 
{Andern an« Gemeinden. 3. SufL 1943 2,80 
14' Gea)*rbeeed)i. 1. Sufi 1949 . etroa WM 
16* «Infflhrung ln «le «»gemeine D*ll*- 
®irtfd>afl*lehre. ®rfd)eint J)erbfl 1843. 
16* Gefchldn« «e» P*lf*®trtfd)afilld>«» 
Cebemeinungen. Crfdjelnt Sjerbfl 1943. 
16* Grundjdge «ee neuen Deut|d>en ©Itt- 
ld>aft**rdnung. 8. Sufi 1943 etroa 3,19 
16* PeeUreAl un« Peel**r«nung. 

2. Suflage. Crfdjeint $)erbft 1948. 

18 1 Otttieb* 0 lrtfd)afi*ltt)e«. 

3n 'Borbereitung. 

18* Ctnffiheung In «It Duchholtung. 

Crfcheint ^jerbft 1948. 

18* Grundriß «ee Oud>baltungelebrt. 

4 SufL 1943 . • 2,10 

18* Dtlonjred». 3n Borbereitung 
18* Grundriß »et ft*flenred>nung. 

3n Borbereltung. 

19* «rbeti*red)l 1. Ärunblaqen u BScftn 
bes^Srbeltsrecbts. 4. Sufi 1943 1,80 

19* Arbrtt*red)t II. Sit gefegltche Rege- 
lung bes Srbeitsrtd)ts 9. Sufi 1943 3,60 
28* Raumbild «er ©irtfchaft. 1. Seil: 

Seutftges Seid). 8. Sufi 1943 . . 1,80 

28* Raumbild der ©letfd>aft. 2. Seil; 

Suroua. 1. SufL 1943 . . . . 2,80 

82* Gerd)id)te de* Dtuifd)en GautentedjU 
and dt* Deutfd)*n Bauerntum*. 

8 Sufi 1942 . 1,60 

82* Deutfd)«* Dauerneed)t. 4 SufL 1942 2,80 
32* «grorpeliitt. 2. Sufi 1943 . . 2,40 

86 Aufgabe u. Aufbau dt» R*td)*arbell*> 
dienfte*. 4. SufL 1943 1,00 

40 1 Die Rrid>*D«rretdigung (©«hrrecht). 

2. Sufi 1943 2,10 

40* «trafo*tfabren*r*d)t feil flrltgsbe« 
ginn. leg» ,64oef),t* «tunbtifc* 

Banb 10). 


• »I« sesefteu Mrieg**tt*ibnungea »erben, »ie bisher, laufen» In Sachtrdgrn behaubtli 

•ab ben 64 iaeffethdn»en. I*®*tt mifllid), ohne «mstrböbang beigegeben. 


